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(Wiederaufnahme um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist knapp 9 Uhr vorbei. Ich wünsche einen schönen guten Morgen! Wir nehmen die heute Früh unterbrochene Sitzung des Gemeinderates wieder auf.

Entschuldigt für heute bis cirka 11 Uhr ist GR Mag Gerstl.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek, wobei ich hinweise, dass für die ersten Redner 25 Minuten Redezeitbeschränkung gegeben sind. Sie sind am Wort.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen! Sehr verehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Nach einer ziemlich kurzen Nacht steigen wir mit dem Ausschuss für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal ein. 

Ich möchte mich zuerst auf die Angelegenheiten, die unsere Wiener Konsumenten betreffen, beziehen, auf die Nahversorgung, auf die Wiener Märkte. Da haben sich für mich zwei Schwerpunkte herauskristallisiert. Das eine ist - und wir sprechen ja beim Rechnungsabschluss über Zahlen - eine Zuwendung von 440 000 EUR für die Öffentlichkeitsarbeit der Wiener Märkte, die wir nicht mitgetragen haben, weil diese Art von Öffentlichkeitsarbeit mehr oder weniger eine Selbstdarstellung der SPÖ in Wien ist, weil hier nicht wirklich effizient in die Wiener Märkte, die ja durchaus sehr viel Geld oft für die Sanierung oder auch zur Erhaltung brauchen, investiert wird, sondern in Öffentlichkeitskampagnen, von denen weder der Konsument noch die Marktbetreiber selber im Endeffekt viel haben.

Der zweite Schwerpunkt im Bereich Markt ist die Landstraßer Markthalle. Hier haben wir eine gemeinsame Basis, die Dinge zu sehen. Wir meinen auch, dass diese schäbige Halle keine Markthalle darstellt, die zu erhalten ist, wie es immer wieder gerne gesagt wird, und dass in Anbetracht der wenigen Betreiber, die weitermachen wollen, der Markt in dieser Form so nicht zu halten ist. Und auch wir plädieren hier für die Einrichtung einer guten Nahversorgungseinrichtung für die Anrainer, aber auch, nachdem es ein Verkehrsknotenpunkt ist, für die Passanten, wo Schwerpunkt gelegt wird auf österreichische Ware, auf biologische Ware und wo die, die weitermachen wollen seitens der Betreiber, auch wieder einen Platz finden können. Jedenfalls, hier ist es, glaube ich, wirklich ein Scheingeschäft, für die Erhaltung von etwas zu kämpfen, das in Wirklichkeit so nicht existiert.

Bei dem Thema Nahversorgung dürfen wir auch nicht auf die Entwicklung unserer Geschäftsstraßen vergessen. Meine politische Heimat ist ja im Westen Wiens, der gerade von dieser Negativentwicklung in den letzten Jahren ganz besonders betroffen ist. Und hier muss man feststellen, dass etwa einst blühende Geschäftsstraßen wie die Hernalser Hauptstraße, die Thaliastraße, die Ottakringer Straße, zum Teil auch schon die Hütteldorfer Straße heute einen völlig anderen Anblick bieten als wir es gewohnt waren und nun den Konsumenten einen Branchenmix bieten, der wirklich für die meisten inakzeptabel ist. Wir haben dort heute einen bunten Mix aus Spiel- und Wettbüros, aus Telefon- und Internetshops, aus dubiosen Lokalen und aus Fetzenläden, die ihre Ausräumungen auf die Straße verlegen und hier einen geradezu basarähnlichen Eindruck vermitteln. 

Und ich glaube, das ist nicht nur vom Bild unschön, sondern das ist vor allem auch konsumentenfeindlich und nicht zuletzt - wie man immer wieder sieht, und vor allem durch diese Lokalmeilen, aber auch durch die Spiel- und Wettbüros - bieten diese Straßen nach und nach ein Sicherheitsdefizit. (Beifall bei der FPÖ.) 

Diese Probleme, sehr geehrte Damen und Herren, sind schon hausgemacht. Es ist nämlich die Bewilligungs- und Genehmigungspolitik der Stadt Wien, die es möglich gemacht hat, dass solche Meilen entstehen. Und wir sagen, hier muss ein Umdenken stattfinden, wir müssen restriktiv genehmigen, wir müssen bei der Genehmigungspolitik wesentlich restriktiver sein, hier muss auf Qualität geschaut werden, hier muss geschaut werden, wer überhaupt welches Lokal eröffnet, hier muss man bezüglich Sperrstunden wesentlich restriktiver sein, und auch in der Kontrolle, wer in diesen Lokalen überhaupt beschäftigt ist. Hier gibt es viel zu tun; und ich glaube, gerade die Entwicklung dieser Geschäftsstraßen muss Anlass sein, dass hier bei der Stadt Wien sehr rasch ein Umdenken einsetzt.

Sehr geehrte Damen und Herren, diese Geschäftsstraßen und ihre Entwicklung - aber es betrifft ja auch die Nebenstraßen - haben noch dazu die Negativauswirkung, dass Arbeitsplätze, wertvolle Arbeitsplätze, vor allem Arbeitsplätze vor Ort, abhanden gekommen sind. 

Wen das am allermeisten betrifft, das sind die Frauen. Frauen, die sehr gerne oft im Handel und Gewerbe tätig sind, Frauen, die gerne einen Arbeitsplatz vor Ort haben, weil sie die Kombination von Familienarbeit und Arbeitsplatz dort viel leichter bewältigen können. Was sollen denn Frauen in diesem Branchenmix, der nun diese Geschäftsstraßen überzieht, anfangen. Das sind keine Arbeitsplätze, da gibt es bestenfalls die so genannten McJobs und insofern ist diese Entwicklung auch ganz besonders frauenfeindlich, ganz abgesehen von den Sicherheitsdefiziten, die in diesen Bereichen herrschen.

Im Bereich der Frauenpolitik, die ja auch diesem Ausschuss zugeordnet ist, sind wir immer gerne bereit, Projekte zu unterstützen, die den Frauen im Allgemeinen, die auch hier besondere Anliegen haben, zugute kommen. Wir haben zum Beispiel immer im Bereich der Frauen, die von Gewalt bedroht sind und betreut werden müssen, unsere Zustimmung gegeben. Auch ich habe eines der Frauenhäuser im Rahmen des Arbeitskreises gegen Gewalt an Frauen besuchen dürfen, und ich muss sagen, das ist eine gute Einrichtung und wir stehen hier gerne bereit, unsere Unterstützung zu geben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Auf der anderen Seite fließt halt auch sehr viel Geld im Rahmen der Frauenförderung in Projekte, die wir nicht so sehr wollen. Nicht so sehr deshalb wollen, weil sie nur einem ganz kleinen Teil von Frauen zugute kommt, und wenn sie wirklich Bedarf an Unterstützung haben, von diesen Geldern gar nichts haben, ich spreche hier vor allem von diesen feministischen, aus dem zum Teil zum Kulturbereich oder kulturell übergreifend gesellschaftlichen Bereich gehörenden Projekten, wo nur ein kleiner Teil von Frauen wirklich etwas lukriert, nämlich die Betreiberinnen dieser Vereine und ihr Freundeskreis. Die Frau, die eine Familie hat, die Alleinerzieherin, die ihre Probleme in Wien hat, etwa mit dem Arbeitsplatz, mit dem Kinderbetreuungsplatz, die hat von diesen radikal-feministischen Projekten überhaupt nichts, und deswegen lehnen wir diese auch regelmäßig ganz entschieden ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die zweite Gruppe von Frauen, die von den Zuwendungen relativ profitiert, das sind reine Zuwanderergruppen, wie ja auch aus den Namen der Vereine zu entnehmen ist, wenn es hier etwa um die schwarzen Frauenvereinigungen geht oder eben um Communities aus einem ganz bestimmten Zuwanderungsbereich. Und die österreichische Frau ist mehr oder weniger kein Thema für Sie, sondern da fließen zunehmend die Subventionen in die eben erwähnte Richtung, feministische Projekte, reine Zuwanderungsprojekte und die österreichischen Frauen müssen leider durch die Finger schauen. Sie vertreten diese nicht mehr. Und ich sage Ihnen eines, wir vertreten diese Frauen gerne. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ein Beispiel für diese Ungerechtigkeit, die da etwa herrscht: Sprachkurse gut und schön, keine Frage, auch wir sagen, die Menschen, die hierher kommen, müssen Deutsch lernen. Es gibt Sprachkurse, wo die Stunde auf 1 EUR kommt, 1 EUR inklusive Kinderbetreuung, Kuchen und Kaffee.

Sehr geehrte Damen und Herren, zeigen Sie mir bitte ein Bildungsprogramm, ein Sportprogramm oder ein Weiterbildungsprogramm für österreichische Frauen inklusive Kinderbetreuung, Kuchen und Kaffee um 1 EUR pro Stunde. Das muss man wirklich mit der Lupe suchen. Diese Frauen müssen schauen, dass die Oma Zeit hat, dass vielleicht die Nachbarin Zeit hat, sich der Kinder anzunehmen, vor allem dann, wenn sie Alleinerzieherin ist, damit sie sich überhaupt eine Stunde etwa für einen der Kurse der Volkshochschule oder woanders in privaten Institutionen abzwicken kann. Das ist eine Ungerechtigkeit zu Lasten der österreichischen Frauen, (Beifall bei der FPÖ.) und die prangern wir ganz entschieden an.

Im Rahmen des Bereiches Frauen muss ich aber auch auf die – ich nenne es jetzt einmal – neuen Tendenzen in der Erziehung der Mädchen zu sprechen kommen. Egal, ob es um die Spielplatzgestaltung geht oder ob man sich Projekte zur Jugendbetreuung anschaut, wir verabschieden uns immer mehr von einem Thema, das für die Sozialdemokratie immer ein sehr wichtiges war, nämlich die Koedukation. Und ich bin selber in einer Mädchenschule groß geworden, ich weiß also durchaus die Werte der gemeinsamen Erziehung von Buben und Mädchen zu schätzen, eben deshalb, weil ich es nicht gehabt habe. 

Sehr geehrte Damen und Herren, es war doch gerade in Ihren Reihen, bei Ihren Vordenkern, bei Ihren Pädagogen, immer ein ganz wichtiger Punkt, dass man sagt, wir müssen die jungen Menschen gemeinsam erziehen, dass sie in dieser Gesellschaft, wo sie eben zusammen kommen, auch gemeinsam bestehen können. 

Und Sie haben sich von diesem, wie ich meine, sehr guten Prinzip verabschiedet und fangen jetzt an, die Mädchen zu isolieren. Und warum tun Sie das? Sie tun das deshalb, weil das die Eltern aus dem islamischen Zuwanderungskreis von Ihnen verlangen, ja, verlangen. 

Und wir sagen Nein zu dieser Art von Erziehung, die sich ja nicht nur darin auswirkt, dass auf den Spielplätzen oder in Betreuungseinrichtungen die Kinder jetzt getrennt werden, sondern das nimmt ja wirklich krause Formen an, wenn man denkt, beim Kinder- und beim Jugendsport, wenn man etwa an die Schulschwimmstunden denkt, wo man Volksschulkinder bitte nicht mehr gemeinsam ins Bad schicken kann, wo die nicht mehr gemeinsam duschen können. Bitte, das ist ein Wahnsinn, und ich glaube, das ist ein Geist, den wir hier auf europäischem Boden ja längst überwunden haben. Gott sei Dank, wie ich meine. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und ich habe es eigentlich als Provokation, aber auch als einen gewissen Missbrauch der Mädchen empfunden, als ich festgestellt habe, dass beim österreichischen Frauenlauf einige Mädchen an einem wirklich warmen Sonntag mit Kopftuch, mit langen Hosen und langärmligem Gewand unterwegs waren. 

Sehr geehrte Damen und Herren, das ist in islamischen Ländern nicht üblich. Schauen Sie, wo es anders ist, das ist unglaublich, dass wir jetzt sozusagen beim Laufen und beim Sport in einer solchen Vermummung, kann ich fast sagen, unterwegs sind. Bitte, wir sind ja hier auf europäischem Boden und das ist keine Sportkleidung, sondern das ist einfach nur eine Provokation, und wir lehnen das wirklich ab. (Beifall bei der FPÖ. – GR Dr Herbert Madejski: Bravo!) 

Die Integration, sehr geehrte Damen und Herren, bildet ja zweifellos den Schwerpunkt in diesem Ausschuss. Und ich sage Ihnen, und wir sagen Ihnen, die Integration in dieser Stadt funktioniert nicht. Die Integration, wenn man darin die Anpassung und Eingliederung versteht, und das tun nicht nur wir, sondern das tun auch Ihre sozialdemokratischen Freunde im Westen Europas, die längst erkannt haben, dass das mit der Vielfalt oder der Multikulturalität ja überhaupt nicht funktionieren kann. Wir sagen, diese Art von Integration, die Sie hier leben wollen, die Sie unter dem Deckmantel des Begriffs Diversität hier installiert haben, die führt zu Parallelgesellschaften, die führt zu Gegengesellschaften, und die sollen hier in Wien keinen Platz finden. (Beifall bei der FPÖ. – GRin Angela Lueger: Nein, wirklich nicht!) 

Und das Schlimme ist, dass Sie diese Art von Integration, von falsch verstandener Integration, ja noch mit viel Steuergeld unterstützen, Steuergeld aus dem Säckel aller Österreicher, die von diesen Projekten ja überhaupt nichts haben. Und ich greife da so einige dicke Brocken heraus. Zum Beispiel: Die Wiener Integrationskonferenz Vernetzungsbüro, 190 000 EUR. Das ist viel Geld, sehr geehrte Damen und Herren. Und was geschieht damit? Dieses Vernetzungsbüro ist ein Dachverband, und wenn man sich die Mitglieder des Dachverbandes anschaut, kommt man darauf, dass da nicht nur einzelne Vereine untergeordnet sind, nein, es ist der Dachverband sogar von einigen Dachverbänden. 

Nun, weiter schauen braucht man dann ja nicht mehr, denn Sie haben ein System, das ist ja unglaublich, wo Sie sozusagen immer noch eins drüber stülpen. Noch einmal die Infrastruktur, noch einmal das Personal, noch einmal Ausgaben, die einzig und allein den in diesen Vereinen angestellten Menschen zu Gute kommen und denen, die hier diese Multikulturalität auf Kosten der Österreicher ausleben wollen. 

Welt & Stadt, ein Magazin für Zuwanderer: Wir fördern Deutschkurse, sehr geehrte Damen und Herren, ich sehe ein, dass man Informationen, wenn sie wichtig sind, muttersprachlich geben muss, aber dass man dieses Magazin mit 235 000 EUR im Jahr fördert, das lehnen wir ab. Die Rahmenbeträge für diverse Projekte, das sind meistens so Festln, die auch nicht wirklich zur Konfliktbewältigung führen, 120 000 Eur. 

Oder der Sozial-Global, Verein für soziale Dienstleistungen und Familienberatung mit dem Projekt TERRA für ältere MigrantInnen, die eine Altersversorgung brauchen. Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben ja gerade die Pflegedebatten sehr aktuell. Da ist der rote Sozialminister Buchinger, der das Vermögen der Leute auf 5 000 EUR zusammenstutzen will, wenn sie pflegebedürftig sind und dies, damit wahrscheinlich damit das Begräbnis gedeckt ist. Wir haben Einrichtungen zur Betreuung alter und pflegebedürftiger Menschen, das haben Sie gestern im Zuge der Debatte auch erklärt. 

Warum bitte, wollen Sie für Leute, die schon lange da sind, ein eigenes Projekt schaffen? Ich meine, sie sollen in die vorhandenen Strukturen, wenn sie das rechtlich so verdienen, auch eingegliedert sein und dann hier wie alle anderen auch einer Alters- und Pflegeversorgung zugeführt werden, wenn sie diese brauchen. 

Noch einmal Rahmenbeträge und noch einmal Rahmenbeträge, einmal 170 000 einmal 594 000, wo nicht so genau klar ist, was mit diesem Geld geschieht. 

Sehr geehrte Damen und Herren, die Subventionsliste ist lang, sie beinhaltet viele dicke Brocken. Und das Schönste ist, dass man immer wieder in den Projektbeschreibungen findet, „eine Überanpassung soll vermieden werden“. 

Ja, bitte, wer kann den hier von einer Überanpassung sprechen, wenn wir gerade im Rahmen dieser vielen Deutschkurse sehen, dass die Leute ja nicht einmal oft in der eigenen Sprache alphabetisiert sind. Da fürchten Sie sich vor einer Überanpassung? Das ist ja, nein, es ist nicht zum Lachen, es ist eigentlich zum Weinen, wie Sie in Wien die Integrationspolitik betreiben. 

Es ist eine Ungerechtigkeit, es ist eine Ungerechtigkeit zu Lasten der Österreicher, denn hier werden Gelder in subventionierte Projekte gesteckt, die nur einer kleinen Gruppe zugute kommen. Der Gruppe derer, die partizipieren, und derer, die diese Vereine betreiben, und derer, die dort angestellt und Mitarbeiter sind. Die Österreicher zahlen nur, denn von dieser Art von Integrationspolitik profitieren sie nicht. 

Das sehen wir an den Konflikten, die in Wien derzeit und schon seit Langem bestehen. Es ist ja nicht so, dass das Ganze erst gestern begonnen hat, sondern wir sind ja jahrelang mit dieser Problematik befasst und Sie haben, das hat die Außenministerin Plassnik anlässlich der Salzburger Konferenz gesagt: „Wir haben nicht hingeschaut, wir haben weggeschaut.“ Ja, das ist sehr bequem und das haben Sie in Wien genauso gemacht. Sie haben jahrelang weggeschaut und nicht erkannt, was sich hier an Problemen anstaut. (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber es ist ja klar, Sie beschränken Ihre Integrationspolitik deshalb auf die Beratung und die Betreuung, weil Sie ja zu Ihrem politischen Selbstverständnis sozialabhängige Gruppen brauchen. Sie wollen ja gar nicht, dass die Leute auf eigenen Beinen stehen. Wenn sie dann halbwegs die Sprache können, suchen Sie sich einen neuen Grund, um sie wieder zu beraten und zu betreuen, damit Sie sie schön in der politischen Klaue haben, und das ist das, was wir so ablehnen. Und das ist das, was auch viele Österreicher ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Viele Zuwanderer haben es geschafft, heute die Sprache zu beherrschen und auf eigenen Beinen zu stehen. Und wissen Sie, was diese Zuwanderer sagen? „Ich schicke mein Kind in die Privatschule, weil ich will, dass es ein gutes Fortkommen hat.“ 

Und ich weiß es ganz genau, ich weiß schon, man soll keine Einzelfälle annehmen, aber gerade diese Frau ist für mich ein gutes Beispiel. Bei meinem Billa zu Hause ist sie die Kassiererin. Sie ist Bosnierin, er ist Kroate, sie sind schon länger hier, sie sprechen gut Deutsch, sie arbeiten, und sie arbeitet deshalb, damit sie ihr Mädchen in die Privatschule schicken kann, weil sie sich wünscht, dass dieses Kind eine gute Ausbildung hat. Zitat: „In die anderen Schulen im 16. oder 17. Bezirk kann ich ja mein Kind nicht schicken.“ Das stammt nicht von der FPÖ, es stammt von einer Zuwanderin, die erkannt hat, wie der Hase läuft. 

Sie sagen nur immer, die Zuwanderung bringt so viel. Wir sagen, die Zuwanderung kostet. Wir sagen das schon lange, aber heute sagen es andere auch. 

Experten, wie etwa vor nicht allzu langer Zeit, nämlich am 12. Mai, sehr ausführlich in der „Presse“ - auch kein Organ der Freiheitlichen Partei - zu lesen war, denn deutsche Ökonomen sagen, dass die Migration im Sozialsystem natürlich Probleme und Belastungen bedeute. Sie fordern etwa, dass Zuwanderer steuerfinanzierte Sozialleistungen nicht sofort in Anspruch nehmen dürfen. Natürlich, weil es nicht mehr leistbar ist, und dass natürlich erst nach einer Aufenthaltsdauer von 25 Jahren diese Defizite überhaupt zu einer positiven Sozialbilanz führen. Aber, wenn wir so weiter machen bei der derzeitigen Integrationspolitik und bei der derzeitigen Sozialpolitik, dann ist es mit Sicherheit auch mit den 25 Jahren nichts, sondern da wird niemals eine positive Bilanz erreicht werden können. 

Und Fassmann, der ja auch nicht gerade ein freiheitliches Mitglied ist, sieht die Probleme und spricht sie auch an, und wenn ich vorher von der Schule gesprochen habe, sagt er, als es um die Privatschulen geht, unter anderem: „Das ist ja oft der Zynismus jener, die mit dem Finger auf die anderen zeigen“ - wie Sie es ja so gerne tun, mit dem Finger auf die anderen zeigen – „und meinen, ihr seid ausländerfeindlich, aber die eigenen Kinder in Privatschulen schicken oder in Bezirken wohnen, wo der Ausländeranteil ein ganz geringer ist. Und das führt ja letztlich dazu, dass es die einheimische Unterschicht ist," - sagt Fassmann - „die hier die Auseinandersetzung mit den Zuwanderern erbringen muss.“ 

Ja, das stimmt, das findet in Wien statt, und es sind gerade die sozial schwächeren Schichten, die diese Auseinandersetzung führen müssen und die von Ihrer Integrationspolitik, die sich hauptsächlich in Festerln und Beratungs- und Betreuungseinrichtungen erschöpft, nichts haben. 

Und warum? Sehr geehrte Damen und Herren, es fehlt ein Regelwerk. Es wird nur möglich sein, diese Konflikte, die im Wohnbereich, im Schulbereich, im Park, am Arbeitsmarkt entstehen, zu lösen, nicht, indem man Mediatoren einsetzt, denn da brauchen wir jetzt Leute mit 27 Sprachen, wenn innerhalb einer Stiege schon sehr, sehr unterschiedliche Menschen wohnen, die vielleicht nicht miteinander zurecht kommen, sondern es braucht ein Regelwerk und heutzutage die Vermittlung von Regeln. Das, was Sie an Migranten vermitteln, dient ja immer nur zur Erreichung der Leistungen der öffentlichen Hand, es dient nicht der Vermittlung von Pflichten, es dient nicht der Vermittlung unserer Ordnung. 

Ich nehme da zum Beispiel die Hausordnung her. Die Information ist mehr als schleißig und es gibt keine Kontrolle, ob überhaupt verstanden wurde, was da drinnen steht und ob sie eingehalten wird, schon gar nicht. Wo viele unterschiedliche Menschen zusammen leben, braucht es klare Regeln. Das hat man immer schon erkannt, das kann man aus dem Sport ableiten und hinführen bis eben zu der Hausordnung, nicht nur in Gemeindebauten, sondern in allen Wohnhäusern dieser Stadt, wo mehrere Menschen zusammenwohnen. Schließlich braucht sogar auch eine Familie ihre Regeln. 

Und wenn man keine Regeln vorgibt, dann machen sich die Menschen ihre eigenen, und jeder macht sich andere und das wird das Zusammenleben nicht fördern, sondern das wird dem Zusammenleben mehr als hinderlich sein. 

Und daher eine Forderung: Sie müssen Regeln aufstellen, sie müssen kontrollieren, ob sie verstanden wurden und Sie müssen auch die Einhaltung dieser Spielregeln von allen einfordern, keine Frage, und es müssen zeitgemäß angepasste Regeln für das Zusammenleben sein. (Beifall bei der FPÖ.) 
Sie wollen uns immer vermitteln, dass unsere Kultur überhaupt nur bestehen kann, wenn wir diese kulturelle Bereicherung – wie sie es nennen –, haben, und ziehen da immer die Vergangenheit als Beispiel heran, dass ja die Kultur hier bei uns nur so gut und schön und vielfältig ist, weil sie den Impuls anderer Kulturen hat. 

Ja, sehr geehrte Damen und Herren, es sind ja nicht die Künstler, die Maler, die Baumeister, die Architekten, die Musiker, die Schriftsteller und die Philosophen, die uns über die Jahrhunderte hindurch zweifellos bereichert haben, so wie auch von uns solche Menschen in die Welt gezogen sind und wo anders ihre Spuren hinterlassen haben. Wir schätzen unsere Kultur, wir lassen sie nicht schlecht machen, wir lassen sie auch nicht verhöhnen, wenn man so Zwischenrufe hört wie Heurigenbesuch und Schnitzelessen. 

Unsere Kultur ist viel mehr und wir brauchen sie nicht schlecht machen lassen. Wir brauchen auch keine kulturelle Bereicherung durch Massenzuwanderung. Und Sie geben es ja selber zu, wenn Sie etwa Ihre Sprachkurse einrichten, dass ein großer Teil der Menschen dorthin kommt, der ja nicht einmal die eigene Sprache beherrscht. Ja, sehr geehrte Damen und Herren, wo sehen sie hier bitte eine kulturelle Bereicherung? Wir können diese nicht wahrnehmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Kollegin Matiasek, eine Minute noch.

GRin Veronika Matiasek (fortsetzend): Besonders gefährlich ist auch der Anschlag auf unser Rechtssystem und die Aushöhlung desselben, wenn etwa durch den Islam das gesellschaftliche Gefüge, aber auch die Rechtsprechung unterlaufen werden. 

Und Sie erschöpfen sich ja darin - und ich nehme jetzt das Beispiel der Zwangsehen -, die Betroffenen zu betreuen und zu beraten. Wo fordern Sie denn Strafen für die Täter, wo fordern Sie das? Das habe ich noch nie gehört. Immer nur Betreuung und Beratung, weil man muss das ja verstehen, weil das in diesem Gesellschaftssystem so üblich ist. So kann das nicht sein, dass Sie unter dem Deckmantel der Diversität unsere Kultur, unsere Gesellschaft, unsere Bildung, unsere Justiz unterlaufen. Und ich sage, wer in einem solchen System leben will, wo andere Regeln herrschen, der soll in dem Land leben, wo sie Usus sind, hier in Europa nicht. (Beifall bei der FPÖ.) Wir fordern verbindliche Standards und deren Einhaltung, Sie tun das nicht, daher lehnen wir Ihre Integrationspolitik ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau nichtamtsführende Stadträtin Dr Vana. Ich erteile es ihr. 

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Liebe Kolleginnen und Kolleginnen, oh, Kollegen! 

Wir haben heute Frauenpolitik, da darf man schon diesen Freud’schen Fehler einmal machen, doppelt die weiblichen Formen zu verwenden. Es ist ein schöner Ausgleich zum sonstigen Sprachverhalten auch einiger Kollegen und Kolleginnen in diesem Haus. 

Schönen Guten Morgen. Ich möchte nicht näher auf die Wortmeldungen meiner Vorrednerin eingehen, es ist der übliche Mix, den wir heute gehört haben aus MigrantInnenfeindlichkeit, Antifeminismus, und natürlich wie immer aus unrichtigen und zum Teil abstrusen Behauptungen, zum Beispiel die von der geschlechtssensiblen Pädagogik - die ja den Abbau von Benachteiligungen und Diskriminierungen von Mädchen zum Ziel hat -, auf den steigenden Musliminnenanteil von Mädchen in Schulen zu kommen. Das ist selbst für die Freiheitliche Partei eine neue Qualität in der Auseinandersetzung beziehungsweise eigentlich ein Armutszeugnis. Und ich denke, meine Nachrednerin, Frau GRin Alev Korun, wird hier ausführlich zur integrationspolitischen Seite der Debatte Stellung nehmen. 

Ich möchte mich gleich der Situation und den realen Problemen von Frauen in dieser Stadt zuwenden. Mein Kollege StR Ellensohn und andere grüne Kolleginnen haben ja schon an dieser Stelle das Problem der ungleichen Verteilung von Reichtum und Ressourcen in dieser Stadt angesprochen. Frauen sind von Ungleichverteilung besonders betroffen, Wien liegt zwar bei vielen Indikatoren wesentlich besser als andere Bundesländer, zum Beispiel bei den Kinderbetreuungseinrichtungen für über Dreijährige, oder auch bei Gewaltschutzeinrichtungen, aber die Situation in Wien ist alarmierend, insbesondere im Bereich von Arbeitsmarkt und Einkommen. 

Ich möchte Ihnen ein paar aktuelle Beispiele realer Situationen von Frauen in Wien schildern: 10 Jahre nach dem Frauenvolksbegehren und 30 Jahre nach der Verankerung des Grundsatzes gleicher Lohn für gleiche beziehungsweise gleichwertige Arbeit im österreichischen Rechtssystem gilt noch immer, dass Frauen in Wien ein fünfmal höheres Armutsrisiko als Männer haben, der Einkommensvorteil der Männer in Wien beträgt satte 41 Prozent, Männer leisten aber dafür weniger. Meine Kollegen, vielleicht für Sie ganz interessant, Männer in Wien leisten durchschnittlich 35 Stunden pro Woche an Arbeit, während Frauen, ich habe es ja selbst nicht glauben können, deshalb mein Hänger, ich dachte es wäre umgekehrt, Frauen arbeiten im Schnitt pro Woche 45 Stunden, sie bekommen aber wesentlich weniger bezahlt. Frauen leisten nämlich zwei Drittel der unbezahlten Arbeit nach der neuesten Arbeiterkammerstudie, Männer leisten drei Fünftel der bezahlten Arbeit. Also auch hier ganz klar eine sehr ungleiche Verteilung zwischen Männern und Frauen bei Arbeit, bei Arbeitszeit und bei Einkommen in Wien. 

Und Frauen in Wien sind trotz Gleichbehandlungsgesetzes auch in Spitzenpositionen immer noch stark unterrepräsentiert. In den 200 größten Kapitalgesellschaften finden sich in der Geschäftsführung 5 Prozent Frauen, in den Aufsichtsräten 10 Prozent Frauen und in der betrieblichen Forschung 15 Prozent Frauen. Das heißt, es ist hoher Handlungsbedarf für eine Umverteilungspolitik in dieser Stadt gegeben und ich denke, es braucht offensive und aktive Frauenpolitik mit dem Ziel der Gleichstellung in allen Bereichen und, Frau StRin Frauenberger, ich war ein wenig enttäuscht bei Ihrer Antrittspressekonferenz, als Sie das Wort Gleichstellungspolitik explizit offensichtlich vermieden haben. Sie sprechen sehr viel von Gleichbehandlung, von Gleichberechtigung, auch von Chancengleichheit, aber leider nicht von Gleichstellung. 

Ich denke, das ist eigentlich das Ziel, das auch von Expertinnen und Experten hier diskutiert wird, die offensive Gleichstellungspolitik. Und ich denke, die Antworten liegen eigentlich auf dem Tisch, es wäre die Entkoppelung von Sozialleistungen und Sozialversicherungsleistungen von Erwerbsarbeit, deshalb haben die Grünen auch das Modell der Grünen Grundsicherung entwickelt, es wäre wesentlich für eine eigenständige Existenzsicherung von Frauen in Wien. 

Auch hier ein paar Zahlen zur so genannten eigenständigen Existenzsicherung in Wien: Über die Hälfte der Frauen in Wien mit Kindern unter 15 Jahren, die erwerbstätig sind, können von ihrem Einkommen nicht mehr leben, weil sie weniger als 800 EUR im Monat, also das so genannte Existenzminimum, verdienen und auch die durchschnittliche Sozialhilfeleistung und die durchschnittliche Notstandshilfeleistung der Frauen in Wien ist unter dem Existenzminimum. Das heißt, hier wäre die Grüne Grundsicherung gerade auch für Frauen von eminenter Bedeutung. 

Wir brauchen, wie mein Kollege David Ellensohn gestern schon angesprochen hat, eine gender-gerechte, also geschlechtspezifische Steuerreform mit Umverteilung und Besteuerung auch von Vermögen und wir brauchen eine Absicherung atypischer Arbeitsverhältnisse, atypischer Beschäftigung, Einbeziehung atypischer Beschäftigter in Sozialversicherung und Arbeitsrecht. Das würde vor allem den Frauen helfen. 

Vom Bund kommt ja leider sehr wenig an. Im Bund, und da sind wir deshalb sehr enttäuscht, weil doch die SPÖ, als sie noch in Opposition im Bund war, auch von diesen Pulten aus hier zum Teil sehr fortschrittliche Ansätze in der Frauenpolitik vertreten hat, die sie aber auf dem Weg in die Regierung jetzt allesamt offensichtlich verloren hat. Ich erinnere nur an Anträge zum so genannten Papa-Monat, Anträge zur Förderung der Väterkarenz auch im öffentlichen Dienst, Anträge zur Arbeitslosenanwaltschaft, ich erwähne jetzt gar nicht die Nichtabschaffung der Studiengebühren. 

Ein großes Versprechen der SPÖ war auch die Besserstellung von Handelsangestellten. Sie wissen, zwei Drittel der im Handel Beschäftigen sind Frauen und müssen zu sehr schlechten Arbeitsbedingungen, zu einem der niedrigsten Kollektivverträge, arbeiten und auch die jetzt wieder diskutierte weitere Ausweitung der Ladenöffnungszeiten und die Sonntagsarbeit - zumindest während der EURO 2008 - wird wieder einmal ohne die seit Jahren versprochene Besserstellung für Handelsangestellte vonstatten gehen.
Wir vermissen aber auch in Wien Visionäres in der Frauenpolitik. Ich habe es schon angesprochen, Frau Kollegin Frauenberger, Sie sind seit Jänner im Amt und ich nehme Ihnen Ihr persönliches Engagement für Frauen und Frauenpolitik wirklich ab, ich kenne Sie schon sehr lange, aber wir haben doch etwas Neues in Ihrem Arbeitsprogramm vermisst. Wir vermissen klare Worte zu den strukturellen Problemen von Frauen am Wiener Arbeitsmarkt. Sie wissen, die Arbeitslosenzahl, die Zahl der arbeitsuchenden Frauen, ist weitaus höher, als Sie es jeden Monat, wenn die Arbeitslosenstatistik kommt, bejubeln. Der Rückgang der Frauenarbeitslosigkeit ist ein rein statistischer, weil er sich ausschließlich um die Zahl der beim AMS pro Monat gemeldeten Frauen handelt. Die Zahl der arbeitsuchenden Frauen in Wien ist wesentlich höher und auch der so genannte Schmäh mit der Erwerbsquote ärgert uns nachhaltig, denn das Bejubeln der hohen Erwerbsquote, der vergleichsweise zu anderen Bundesländern höheren Erwerbsquote, verschleiert, dass der Anstieg an Arbeitsplätzen für Frauen ausschließlich atypische Beschäftigungen und Teilzeitbeschäftigungen betrifft. Das sind Beschäftigungen, von denen die Frauen meistens nicht leben können und auch wesentlich schlechter ins Sozial- und Arbeitsrecht eingebunden sind. 

Und das ist eine Verschleierung der Tatsachen in dieser Stadt, die Sie eigentlich nicht notwendig hätten. Wir vermissen ein arbeitsmarktpolitisches Aktionsprogramm für Frauen, wir vermissen die Priorität auch der Arbeitsmarktpolitik, aus der Sie ja kommen, Frau Kollegin Frauenberger, auch den Kampf gegen die Einkommensunterschiede. Sie wissen, auch in Wien steigen die Einkommensunterschiede. 

Auch die Datenlage ist sehr mangelhaft. Wir haben zu Beginn Ihrer Funktion eine Studie in diese Richtung angekündigt, eine Studie zu den Einkommensunterschieden. Ich habe dazu bisher nicht sehr viel gehört, es wäre aber sehr dringend, hier auch Wien-spezifische Daten, die mit den Arbeitszeitstudien, die es ja für die Bundesebene gibt, zu korrelieren haben. 
Symboliken, denke ich, reichen nicht in der Frauenpolitik. Die berühmte Piktogramm-Kampagne „Wien sieht es eben anders" war zwar recht witzig, aber es muss natürlich auch reale Politik dahinter stehen. Das tut sie für uns zu wenig, Wien könnte mehr tun, Wien könnte innovativer sein. Ich spreche jetzt gar nicht von so aufsehenerregenden Maßnahmen wie zum Beispiel in Spanien, wo ein verbindlicher 40 Prozent-Frauenanteil nicht nur in der Regierung, sondern auf allen Wahllisten aller Parteien im März beschlossen wurde, und ich spreche auch gar nicht von dem auch hier schon einige Male diskutierten Modell Norwegen, wo eine 40 Prozent Frauenquote für Aufsichtsratfunktionen in Unternehmen vorgeschrieben wurde, und wenn sie nicht erreicht wird, fliegt ein Unternehmen von der Börse. 

Davon rede ich gar nicht, sondern ich rede vom Ausnützen der Handlungsspielräume, die Sie in Wien haben, meine Damen und Herren, vor allem von der Sozialdemokratie. Ich rede davon, dass es eine Reihe von Ideen gibt, die zum Teil auch woanders schon ausprobiert und umgesetzt wurden, die entwickelt wurden, und die Sie sich leider hartnäckig, mittlerweile muss ich sagen, hartnäckig, weigern umzusetzen, denn wir stellen entsprechende Anträge jetzt seit Jahren. Das ist enttäuschend. 
Zwei Beispiele dafür, die wir uns heute erlauben, erneut einzubringen, sind die Koppelung der Wirtschaftsförderung in Wien an Frauenförderung und der Lehrlingsfonds beziehungsweise Berufsausbildungsfonds mit Schwerpunkt der Förderung von Mädchen in nicht-traditionellen Berufen. Das wären zwei Modelle, die im Kampf gegen die Einkommensschere sehr wichtig wären, insbesondere die Koppelung der Wirtschaftsförderung an Frauenförderung. Schade, dass Sie Wirtschaft, Unternehmen und Arbeitgeber offenbar nicht in die Verantwortung für Frauenförderung nehmen wollen. Ich denke, Frauenförderung ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, nicht nur der öffentlichen Hand, sondern eben auch von Unternehmen, denn wir kennen ja den jüngsten Rechnungshofbericht, der eindeutig zeigt, dass mindestens 15 Prozent der gemessenen Einkommensunterschiede nicht auf die geringere Arbeitszeit von Frauen zurückzuführen sind, sondern auf direkte geschlechtsspezifische Diskriminierungen durch Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen und Unternehmer und Unternehmerinnen. Das heißt, es wäre Zeit, hier auch Unternehmen in die Verantwortung zu nehmen. Sie wissen, die Grünen haben vor einiger Zeit ein entsprechendes Modell der Gleichbehandlungsbilanzen in Unternehmen entwickelt, wir haben Ihnen das auch zukommen lassen. Es gibt ja im ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds und auch mit unserem rot-grünen Projekt der Koppelung der Auftragsvergabe an Frauenförderkriterien entsprechende Überlegungen in die richtige Richtung und ich freue mich auch zu hören, dass Mitte Juni die Frauenministerin Bures auf einer SPÖ-internen Veranstaltung, die aber auch über die Medien gegangen ist, ihre Zustimmung oder ihre Überlegungen in Richtung Koppelung der Wirtschaftsförderung an Frauenkriterien verlautbaren hat lassen. 

Das ist der Grund, weshalb wir Grüne heute unseren Antrag auf Koppelung der Wirtschaftsförderung an Frauenförderung beziehungsweise Entwicklung entsprechender Modelle erneut einbringen. Es ist dies ein Modell, das für Betriebe ab einer bestimmten Betriebsgröße wirken soll und ab einer Wirtschaftsfördersumme, die beantragt werden soll. 

Wir haben eine Reihe von Indikatoren entwickelt, den Frauenanteil auf allen Hierarchieebenen, zum Beispiel, oder Einkommen und anderes und ich denke, das wäre bei einem Wirtschaftsförderungsvolumen, das hier relevant wäre, ungefähr im Ausmaß von 30 Millionen Eur in dieser Stadt, doch ein wichtiger Schritt, hier wirklich ein Signal zu setzen. Ja, Frauenförderung ist auch eine betriebliche Aufgabe und wir fördern und unterstützen das. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Der zweite Antrag, den ich schon angesprochen habe, ist der Antrag auf einen Lehrlingsfonds, beziehungsweise Berufsausbildungsfonds. Dieser Antrag ist nicht neu, ich stelle ihn aber auch deshalb erneut, weil es ja eigentlich von Seiten der SPÖ-Wien hier zu diesem Modell des Lehrlingsfonds, nämlich wie es auch in Vorarlberg praktiziert wird, die Absicht gibt, dass auch nichtausbildende Betriebe, also alle Betriebe, ja, die Wirtschaft insgesamt, in die Finanzierung eines solchen Fonds einbezogen werden sollen. 

Die Stadt Wien hat eigentlich immer positive Signale zur Einrichtung eines solchen Modells gegeben, hat sich aber bisher auf die Bundespolitik ausgeredet und hat immer gesagt, ja, Lehrlingsfonds, wäre ein interessanter innovativer Ansatz, das finden wir gut, wir wollen es aber nicht ohne Bundespolitik machen, und es gibt auch einen entsprechenden neuen Beschluss des SPÖ-Landesparteitags, soweit ich weiß, der sich ebenfalls zur sofortigen Einrichtung eines Berufsausbildungsfonds bekennt. 

Sie wissen, so ein Berufsausbildungsfonds wäre insbesondere zur Förderung von Mädchen in nichttraditionellen Berufen wichtig. Sie wissen, der Anteil der Jugendarbeitslosen an der Gesamtzahl der Arbeitslosen steigt. Sie wissen, es gibt eine starke geschlechtsspezifische Segregation am Arbeitsmarkt schon bei Mädchen und Burschen, zum Beispiel sind die Einkommensunterschiede bei Lehrlingen bereits satte 18 Prozent, und 55 Prozent aller weiblichen Lehrlinge sind konzentriert auf nur drei Berufe, die eher schlecht bezahlt sind, und insgesamt sind überhaupt nur 15 Prozent aller Lehrlinge in Wien weiblich. Und da denke ich mir, gibt es einen großen Handlungsbedarf. Die Zahl der Ausbildungsbetriebe sinkt ja auch leider wieder, das heißt, meine KollegInnen Alev Korun, Ingrid Puller und Martin Margulies werden anschließend den Antrag einbringen, dass die Frau amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke unverzüglich dafür sorgen möge, dass ein Wiener Berufsausbildungsfonds eingerichtet werde. Der Berufsausbildungsfonds soll auch gegen die geschlechtsspezifische Segregation des Arbeitsmarktes wirken.

Es ist dies ein Zuweisungsantrag, dass heißt, wir haben auch hier noch ausführlich Gelegenheit, ihn zu diskutieren. Der letzte Antrag, den wir heute einbringen wollen, behandelt ein Thema, das uns auch seit Jahren sehr wichtig ist, und das ist das Thema der Frauenförderung im öffentlichen Dienst. Auch hier ist leider eine magere Bilanz gegeben, was die Umsetzung des ja an sich sehr guten Wiener Gleichbehandlungsgesetzes betrifft, das Wiener Gleichbehandlungsgesetz sieht ja im Gegensatz zu den Gleichbehandlungsgesetzen anderer Bundesländer eine 50 Prozent-Frauenquote vor, auch bei Aus- und Weiterbildung. Das finden wir sehr gut, allerdings hinken die realen Ziffern sehr stark hinterher. 

Sie wissen, der Frauenanteil in Spitzenfunktionen im Magistrat stagniert leider seit Jahren, und auch bei Aus- und Weiterbildung gibt es krasse Ungleichheiten zwischen Frauen und Männern, nämlich der Anteil der Frauen an Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen der Stadt Wien sinkt seit 2005 in Wien. Wir haben es auch kaum glauben können, aber eine Anfragebeantwortung der GRÜNEN jüngst hat dies ergeben, der Frauenanteil bei Aus- und Weiterbildung sinkt, bei der mittleren Führungsebene, die besonders wichtig wäre, hier an Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen partizipieren zu können, ist der Frauenanteil überhaupt magere 32 Prozent, obwohl ja weit über 50 Prozent aller Beschäftigten bei der Stadt Wien Frauen sind, aber eben auch hier eine starke Ungleichverteilung. Das heißt, es ist wirklich Zeit, hier aktive und offensive Umsetzungsmaßnahmen für Frauenförderung in der Stadt Wien zu setzen und Taten zu vollbringen, statt Worte zu machen.

Meine Kolleginnen Ingrid Puller und Alev Korun werden also den Antrag im Rahmen dieser Geschäftsgruppe einbringen:

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal möge offensive Umsetzungsstrategien im Sinne des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes mit folgenden Zielen erlassen: Erhöhung des Frauenanteils in Leitungsfunktionen, Erhöhung des Frauenanteils bei Aus- und Weiterbildungen, insbesondere für Führungskräfte und Management, Förderung der Väterkarenz und Verringerung der Einkommensunterschiede von Frauen und Männern. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung des Antrags.“

Ich komme zum letzten Punkt meiner Ausführungen - und das ist einmal ausnahmsweise etwas Positives - nämlich zum Gender Budgeting, dem auch die Frau Vizebürgermeister einen kleinen, aber doch signifikanten Raum in ihrer Budgetrede eingeräumt hat. Gender Budgeting ist ja seit Jahren ein sehr starkes grünes Anliegen, wir haben auch etliche Anträge in dieser Richtung gestellt, haben auch immer begrüßt, dass es nun eingeführt ist, und auch sehr ambitioniert eingeführt wurde, nämlich wirklich alle Geschäftsgruppen, also der gesamte Magistrat, sind in diesen Prozess einbezogen. Wir anerkennen auch, dass die grüne Kritik des letzten Jahres hier beim Rechnungsabschluss augenscheinlich gefruchtet hat, es befindet sich jetzt nämlich ein Gender-Budgeting-Kapitel im Rechnungsabschluss, und das hat es letztes Jahr nicht gegeben. 

Es gibt auch definierte Ziele, es gibt definierte Erfolgsfaktoren, es gibt definierte Maßnahmen. Das ist ein Schritt in die richtige Richtung. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Allerdings sind die Maßnahmen, die die einzelnen Geschäftsgruppen zurückmelden, von, ich sage es einmal, frauenpolitisch, auch ein bisserl aus feministischer Sicht gesagt, unterschiedlicher Qualität. Zum Beispiel wird die Vereinbarkeitsfrage primär und fast ausschließlich als Frauenfördermaßnahme gesehen, was sie, denke ich, nicht ist, denn Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie, eine familienfreundlichere Arbeitswelt, kommt natürlich auch Männern zugute. 

Manche Erfolgskriterien, die definiert wurden, haben mich auch zum Teil befremdet beziehungsweise zum Schmunzeln gebracht. Zum Beispiel der hohe Frauenanteil bei Bestellung von Tierschutzbroschüren, oder noch witziger, obwohl ich nicht weiß, ob das Wort witzig hier angebracht ist, der hohe Frauenanteil bei FriedhofsbesucherInnen. Das ist doch zumindest ein erklärungsbedürftiger Erfolgsindikator, aber soll sein. (GR Mag Wolfgang Jung: Weil Frauen überbleiben!) Das wird es sein, Herr Kollege.

Es gibt auch kaum Budgetnennungen, Ziffernbenennungen in diesem Gender-Budgeting-Bericht, was ihn eigentlich eher zu einem Gender-Mainstreaming-Bericht macht. Es sind auch oft reine Statistiken über Nutzungsanalysen, die auch zum Teil verbesserungswürdig sind. Es gibt leider immer noch kein Gender Budgeting im Krankenanstaltenverbund und in den Unternehmungen der Stadt Wien, das wäre uns GRÜNEN ein dringendes Anliegen, und es fehlt insgesamt ein bisschen das zentrale Ziel beim Gender Budgeting. Es ist eine Aneinanderreihung von Einzelmaßnahmen, aber der große Plan, das große politische Ziel dahinter, fehlt. Ich denke, da ist noch viel zu tun, aber es ist sicher ein erster Schritt. 

Wir lehnen das Budget dieses Jahr – große Überraschung – wieder ab, auch deshalb, weil das Budget für Frauenförderung in dieser Stadt, das Budget vor allem der MA 57, nach wie vor nicht erhöht wurde. Es beträgt lächerliche 0,7 Promille des Gesamtbudgets, da kann man keine großen Sprünge machen, da kann man nicht innovativ sein. Das vermissen wir in der Frauenpolitik und deshalb lehnen wir diesen Rechnungsabschluss ab. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Feldmann. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte meine heutige Rede zum Rechnungsabschluss mit der Frauenpolitik beginnen.

Es ist uns allen bewusst, dass in dieser Stadt eine Gleichstellung der Geschlechter in weiter Ferne liegt und ein Kurswechsel, entgegen aller Ankündigungen, leider nicht stattgefunden hat.

Es ist nicht gelungen, Frauenpolitik als Querschnittsmaterie in jedem Ausschuss und in jedem Entscheidungsgremium zu manifestieren. Das Budget der MA 57 war mit 7,5 Millionen EUR knapp bemessen. Wir wissen, ein Großteil davon ist für Frauenhäuser vorreserviert. Es stagniert, das macht uns sehr unglücklich, weil der Handlungsbedarf groß ist in diesem Bereich. 

Es gibt eine Menge an Themen, die umzusetzen sind. Nach wie vor gibt es eine steigende Armutsgefährdung von Frauen in dieser Stadt, und das ist vor allem hervorgerufen durch die hohe Arbeitslosigkeit insgesamt und daher die eklatant hohe Frauenarbeitslosigkeit in dieser Stadt, die speziell auch Alleinerzieherinnen und Pensionistinnen betrifft.

Wir haben in Wien eine Arbeitslosigkeit von 9,3 Prozent. Damit liegt Wien im Bundesländervergleich am traurigen ersten Platz und ich frage Sie, wieso gelingt es Oberösterreich, eine Arbeitslosenrate bei 4,3 Prozent zu halten oder Tirol mit 5,5 Prozent.

Wir wissen, dass 92 Prozent der Teilzeitbeschäftigten in Wien Frauen sind, dass 70 Prozent der geringfügig Beschäftigten in Wien Frauen sind, und dass der Richtsatz für Sozialhilfe in Wien einer der geringsten ist, was eben angesichts der Lawine an Gebührenerhöhungen unverständlich ist. 

Ich frage Sie, wie Sie zu dem Schluss kommen - weil gestern hat man das so oft gehört - wie sozial und fair Wien agiere und in jeder Rede wird bekannt gegeben, wie stolz und zufrieden Sie alle mit dem Rechnungsabschluss sind, aber ich hätte gerne erklärt bekommen, wie man stolz und zufrieden sein kann mit einer solchen Liste an Gebührenerhöhungen, wenn Wien mit 2,2 Prozent Schlusslicht am Wirtschaftswachstum ist, eine unglaublich hohe Arbeitslosigkeit wie vorhin besprochen hat und mit knapp 3 Milliarden EUR Schulden im Spitzenfeld liegt, während Oberösterreich zum Beispiel schuldenfrei ist, und zusätzlich die Rücklagen von Wien auch stetig schmelzen. 

Sie vergleichen sich auch mit Frankfurt und Stuttgart. Das finde ich interessant. Warum vergleicht man sich mit den Schlechtesten. Das ist so, wie wenn ein Kind von der Schule nach Hause kommt und sagt, Mama, ich habe fünf Punkte, das ist zwar ein Fünfer, aber die andere hat zwei Punkte, das ist noch schlechter.

Also, ich würde mich sehr freuen, wenn Sie sich mit im Spitzenfeld liegenden Städten vergleichen würden, um die Wirtschaftspolitik in den Griff zu bekommen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Die Qualifikation der Frauen am Arbeitsmarkt ist in Wien schlechter als in den übrigen Bundesländern, es gibt nach wie vor zu wenig Betreuungseinrichtungen, und gleiches Einkommen bei gleicher beruflicher Qualifikation ist leider noch immer nicht umgesetzt. Wir alle kennen die unterschiedlichen Einkommen bei Lehrlingen, bei weiblichen und ihren männlichen Kollegen sowie bei Arbeiterinnen und Arbeitern.

Wien liegt mit einem geringen Beschäftigungswachstum von 0,01 Prozent pro Jahr seit Jahren auf Platz 33 und 38 von europäischen Großstädten, und zwei von drei Frauen in Wien, die arbeitslos sind, finden in Oberösterreich einen Arbeitsplatz. Ich möchte hier betreffend Schaffung qualifizierter Arbeitsplätze für Frauen einen Antrag einbringen. Langjährige Statistiken zeigen nämlich, dass Wiens Arbeitsmarkt stagniert. So lag 2006 
die Zahl der unselbstständig Beschäftigten mit 763 000 Personen sogar unter dem Wert des Jahres 1965. Der wesentliche Unterschied zu damals ist allerdings, dass sich heute viel mehr Frauen auf Jobsuche befinden. Um die Situation nachhaltig zu verbessern, ist eine wesentliche Steigerung des Wiener Wirtschaftswachstums notwendig, und um die Beschäftigungssituation von Frauen zu verbessern, wäre es erforderlich, eine Vergünstigung für Betriebsansiedlungen an die Schaffung von qualifizierten Arbeitsplätzen für Frauen zu koppeln.

Wir stellen daher folgenden Antrag:

„Der Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien möge in Absprache mit den zuständigen Stellen der Stadt Wien geeignete Maßnahmen treffen, um das Wiener Wirtschaftswachstum in den kommenden Jahren merklich zu steigern. Darüber hinaus möge er Sorge tragen, dass Förderungen und Vergünstigungen im Rahmen von Betriebsansiedlungen an die Schaffung von qualifizierten Arbeitsplätzen für Frauen gekoppelt wird 

Und in formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 
Dann komme ich zu einem Antrag betreffend Schaffung einer Stabsstelle für Frauenpolitik. Wir finden, dass viele, die Frauenförderung betreffende, Bereiche und Aufgabenteller der Stadtverwaltung derzeit auf mehrere Ressorts verteilt sind, und eine akkordierte, auf einheitliche Zielsetzung aufbauende Frauenförderungspolitik dadurch erschwert wird. 

Um die Gleichberechtigung von Frauen und Männern ressortübergreifend voranzutreiben, sollte beim Magistrat der Stadt Wien eine Stabsstelle für Frauenpolitik eingerichtet werden, um diese verschiedenen differenzierten Anliegen der Frauenpolitik zu koordinieren. Ich bringe nun folgenden Beschlussantrag ein: 

„Der Bürgermeister der Bundeshauptstadt möge auf Basis einer Überarbeitung der Kompetenzaufteilung eine ressortübergreifende Stabsstelle für Frauenpolitik einrichten und die Umsetzung der folgenden Zielsetzungen vorantreiben. 

Schaffung hochqualitativer Arbeitsplätze für Frauen, Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen, Förderung von weiblichem Unternehmertum, Förderung von Frauen in Spitzenpositionen, Maßnahmen zur verbesserten sozialen und gesellschaftlichen Absicherung von Frauen, Maßnahmen zur Erschließung der Einkommensschere zwischen Mann und Frau und Maßnahmenpläne zur Bekämpfung von Gewalt gegenüber Frauen. 

In formeller Hinsicht wird die Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich möchte jetzt noch ein paar Worte zu den Märkten sagen, betreffend Erarbeitung und Umsetzung eines Marktkonzeptes. Wir wissen, dass die Situation der Wiener Märkte Anlass zur Sorge gibt, und sogar beispielsweise der Markt bei Wien-Mitte aufgelassen wird. Andere Standorte, wie zum Beispiel der Meiselmarkt, wiederum kämpfen aufgrund einer lieblos anmutenden und wenig kreativen Verwaltung durch das Marktamt mit einem stetigen Schwund an Kunden und Kundinnen. Man könnte mögliche architektonische und verkehrstechnische Gestaltungsmaßnahmen, mit denen die Kundenfrequenz steigt, ankurbeln, jedoch wird das leider, auf Grund zweifelhafter Argumente, nicht umgesetzt, und die Produktion von Broschüren allein, wird nicht ausreichen, um die Märkte zu unterstützen.

Die Betrachtung der einzelnen Fälle in einem gemeinsamen Konzept macht deutlich, dass es keine Gestaltungspolitik für die Märkte gibt, sondern lediglich eine Verwaltungspolitik, und die Leidtragenden sind die Konsumenten, Konsumentinnen und die Marktstandler. 

Wir bitten hiermit, die Marktpolitik der Stadt Wien zu verändern, einen Kurswechsel herbeizuführen und an Stelle der reinen Verwaltung zu einer Gestaltungspolitik zu kommen. Dies soll vorerst einmal durch die Erarbeitung eines Marktkonzeptes geschehen, was der erste wichtige Schritt dazu wäre. Daher stellen wir folgenden Beschlussantrag: 

„Die amtsführende Stadträtin für Integration möge zum Zweck der Weiterentwicklung der Wiener Märkte in Absprache mit fachkundigen Experten und anderen verantwortlichen Institutionen ein mit genauen Maßnahmen und Zielsetzungen versehenes Marktkonzept erarbeiten und umsetzen. Und bis zur Beschlussfassung des Konzeptes ist von der Auflassung von Märkten bitte abzusehen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 
Darf ich noch einen weiteren Beschlussantrag bezüglich Märkte von meinen Kollegen Dr Tschirf, Aichinger und Sirvan Ekici, die Erhaltung des Marktes bei Wien-Mitte betreffend, einbringen. Wir wissen, dass der Markt bei Wien-Mitte ein integraler Bestandteil der Wiener Nahversorgung ist und er ist ein Beweis für lebendiges Kleinunternehmertum und gelebte Integrationspolitik. Trotz des widrigen Umfelds am Bahnhof konnte sich der Markt seinen Ruf als Art Ort qualitativ hochwertiger und preiswerter Lebensmittel erhalten, und KundInnen aus ganz Wien schätzen diesen Standort. Entgegen ihren Zusagen beabsichtigt die Stadt Wien, diesen Markt ersatzlos zu schließen und an dieser Stelle ein überdimensionales Einkaufszentrum zu errichten, was wiederum die Geschäftsstruktur auf der Landstraßer Hauptstraße nachhaltig schwächen und schädigen könnte.

Fest steht, dass die Erhaltung und Sanierung von Märkten in den politischen Verantwortungsbereich der zuständigen Stellen der Stadt Wien fällt, und es daher auch deren Aufgabe ist, durch entsprechende Finanzierungs- und Organisationsmodelle den Bestand zu sichern. Daher bringen wir folgenden Beschlussantrag ein: 

„Die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal möge den Erhalt des Marktes bei Wien-Mitte sicherstellen. Zwecks Durchführung und Finanzierung einer allfälligen Generalsanierung möge sie ein Public-Private-Partnership konzipieren und umsetzen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich wechsle zum Thema Sicherheit, betreffend die Einrichtung eines kommunalen Wachkörpers. Neben den schwierigen Aufgaben im Bereich der Kriminalitätsbekämpfung und der Gewaltprävention muss die Wiener Polizei im Moment Aufgaben wahrnehmen, die eigentlich in die Kompetenz und in die Verantwortung der Stadt Wien fallen. Und obwohl keine unmittelbare Zuständigkeit besteht, muss sie landes- und gemeindeeigene Verordnungen und selbst Wiener Landesgesetze wie zum Beispiel Fiakergesetz, Tierhaltegesetz, Fischereigesetz, Jagdgesetz kontrollieren. Durch die Wahrnehmung dieser Aufgaben werden jedoch erhebliche personelle und materielle Ressourcen gebunden, die eigentlich für Verbrechensbekämpfung eingesetzt werden sollten.

Um jetzt die Sicherheit der Wiener Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten, muss die Polizei die Möglichkeit haben, sich auf ihre Kernaufgaben zu konzentrieren und diesem Grundgedanken folgend muss die Einhaltung und Kontrolle von landes- und gemeindeeigenen Verordnungen und Gesetzen von einem eigenen kommunalen Wachkörper sichergestellt werden.

Ich bringe daher gemeinsam mit meinem Kollegen Dr Ulm folgenden Beschlussantrag ein:

„Die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal wird ersucht, zum Zwecke der Einhaltung und Kontrolle der landeseigenen Verordnungen und Gesetze einen kommunalen Wachkörper einzurichten. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich habe hier ein kleines Potpourri an Anträgen, das ist mir klar, aber so ist der Ausschuss.

Jetzt komme ich zu meinem letzten Beschlussantrag betreffend die Einführung eines Rechtsanspruches auf einen Kindergartenplatz für Kinder zwischen drei und sechs Jahren. Ich bringe ihn gemeinsam ein mit meinen Kolleginnen Ekici, Riha und Mag Anger-Koch. 

Um die Bedeutung der vorschulischen Betreuungseinrichtungen zu steigern, wird in Deutschland von Seiten der Politik und auch von Seiten anerkannter Experten die Verankerung eines Rechtsanspruches auf einen vorschulischen Betreuungsplatz intensiv diskutiert und von der Öffentlichkeit auch gutgeheißen. 

Wien sollte im Rahmen seiner Kompetenzen dieser Entwicklung Folge leisten und in Bezug auf die Betreuungsplätze für Drei- bis Sechsjährige einen Rechtsanspruch einführen und für Kinder unter drei Jahren die Einführung eines solchen Anspruches prüfen. Ein solcher Schritt würde auch aus integrationspolitischer Sicht sinnvoll sein und den Kindergarten als integrative vorschulische Bildungseinrichtung weiter aufwerten. Wir bringen daher folgenden Beschlussantrag ein:

„Die Stadt Wien spricht sich für eine Novellierung der landesgesetzlichen Bestimmungen aus mit dem Ziel, einen Rechtsanspruch auf Betreuungsplätze für Drei- bis Sechsjährige einzuführen. Im Zusammenhang mit Betreuungseinrichtungen für Kinder zwischen ein und drei Jahren sollen die zuständigen Stellen der Stadt die Einführung eines solchen Rechtsanspruches prüfen.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung beantragt.“ – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Abschließend möchte ich nur noch sagen, Sie sprechen sehr gerne und häufig davon, wie genial Sie diese Stadt verwalten und gestalten, und ich kann Sie nur bitten und Ihnen nahelegen, dass Sie es zukünftig so tun, dass die Bürger dieser Stadt und die zukünftigen Generationen eine reale Chance haben. 

Ich zitiere in diesem Sinne gerne die Frauenministerin Doris Bures, die bei einem Interview in der Zeitschrift „wien.at" gesagt hat: „Es hat genug Ankündigungen gegeben, jetzt müssen Taten folgen." – Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Krotsch. Bitte schön.

GRin Mag Nicole Krotsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Es freut mich sehr, gleich heute Morgen zu einem so wichtigen Thema zu sprechen, nämlich über die Frauen in Wien, denn hier in Wien findet aktive Frauenpolitik statt, Wien ist die frauenfreundlichste Stadt Österreichs. Bevor ich aber nun zu den vielen kleinen Mosaiksteinchen komme, die diese tolle Arbeit, diese wichtige Arbeit für die Frauen in Wien ausmachen, die sich zu einem großen Ganzen zusammenfügen, möchte ich noch ein paar grundsätzliche Sachen festhalten.

Wiens Frauenpolitik geht in die richtige Richtung. 84 Prozent der Wienerinnen sind mit dem Leben in Wien sehr zufrieden und fühlen sich wohl in dieser Stadt. Die Wienerin charakterisiert sich selbst laut dem „Frauenbarometer", das wir letztes Jahr in Auftrag gegeben und dessen Ergebnisse wir bekommen haben, als modern, aufgeschlossen und fortschrittlich. Die Frau in Wien will beides, sie will Familie und Beruf vereinbaren, sie will ein gleichberechtigtes selbstbestimmtes Leben führen können, und dafür sind die zahllosen frauenspezifischen Angebote ein guter Benefit. 

Acht von zehn Frauen antworten auf die Frage, was denn die Lebensqualität für sie hier in Wien verbessert, dass dieses frauenspezifische Angebot in vielen Beartungsstellen zu der Lebensqualität beiträgt.

Zu diesen verschiedenen Beratungsstellen kurz zur Veranschaulichung ein paar Daten und Zahlen: 2006 wurden 30 Fraueneinrichtungen aus den unterschiedlichsten Bereichen für Frauen mit über 1,7 Millionen EUR gefördert. Die Subventionierungen aus dem Kleinprojektetopf machten über 125 000 EUR aus – es waren 44 frauen- und kinderspezifische Projekte, die wir damit gefördert haben –, und allein der Verein Wiener Frauenhäuser wurde mit fast 4 Millionen EUR gefördert.

Frau-Sein in Wien bedeutet also, die bestmögliche Unterstützung zu erhalten, und das von Anfang an: in der Zeit der Ausbildung, während der Zeit der Berufstätigkeit, während der Zeit der Kinderbetreuung, beim Wiedereinstieg, bei der Weiterbildung bis ins Alter. 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten setzen uns dafür ein, dass die Frauen ein selbstbestimmtes und gerechtes selbstständiges Leben haben, und, Frau Dr Vana, Sandra Frauenberger, unsere neue Stadträtin, ist mit dem Credo angetreten: Die eigenständige Existenzsicherung für Frauen ist unser oberstes Ziel. – Ich glaube, das sind mehr als klare Worte. (Beifall bei der SPÖ.)
Generelle Grundbedingung für ein eigenständiges Leben sind beste Ausbildung und Qualifikation, deshalb fördern wir in Wien gezielt Maßnahmen und Projekte für Mädchen und Frauen, denn die gute Ausbildung und das eigene Einkommen sind aus frauenpolitischer Sicht einfach der beste Schutz vor Abhängigkeit und Armutsgefährdung.

Die erwähnten Ergebnisse des „Frauenbarometers" zeigen die Richtigkeit des Weges der Wiener SPÖ und belegen nachhaltig, dass wir auf dem richtigen Weg sind, denn mit 79 Prozent weist Wien auf Grund der vielen speziellen Angebote für Frauen, auf Grund der aktiven Arbeitsmarktpolitik die höchste Frauenerwerbsquote Österreichs aus. In Wien können Frauen die beste Ausbildung genießen. Sie können Beruf und Familie am besten vereinbaren, nicht zuletzt durch die flächendeckenden hochqualitativen Kinderbetreuungseinrichtungen. 

Allein in Wien konnten wir die Einkommensschere in den letzten Jahren um 9 Prozent verringern, und ich glaube, das ist auch ein gutes Zeichen, Frau Dr Vana, weil Sie die Einkommensschere erwähnt haben. Es ist in keinem anderen Bundesland gelungen, die Prozentzahlen so zu verringern.

Die angesprochene Studie zur Einkommenssituation wurde in Auftrag gegeben, die Ergebnisse wird es auf jeden Fall im Herbst geben. (StRin Dr Monika Vana: Ich hoffe es!)

Mit dem Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds haben wir ein tolles Instrument, und uns ist es wichtig, die Jobchancen von Frauen hier ganz gezielt zu unterstützen. Man denke nur an die vielen Programme für Frauen, etwa „Nova“ für arbeitslose Wiedereinsteigerinnen oder „Nova-Karenz“, das auf Frauen, unabhängig vom Bildungsniveau, zugeschnitten ist. Hier wird auch der berufliche Wiedereinstieg sorgfältig geplant. Oder denken wir an „FRECH – Frauen ergreifen Chancen" für beschäftigte Frauen, wo Entwicklungschancen abgeklärt und Qualifizierungsmaßnahmen erarbeitet werden.

Ganz besonders möchte ich hier auch das Pilotprojekt letzten Herbstes hervorheben „FRECH in the city". Hier haben wir 81 Frauen erreichen können. Wir sind zu den Frauen gegangen, um sie vor Ort zu beraten, etwa in Kindergärten, auf Spielplätzen und in Bibliotheken, wo sie sich während der Zeit der Kinderbetreuung sehr oft befinden.

Insgesamt konnten wir 56 Millionen EUR einsetzen im Rahmen des WAFF, und das nenne ich aktive Arbeitsmarktpolitik, Frau Dr Vana. Es geht um beste Aufstiegschancen, es geht um die Karriereplanung, es geht darum, dass Frauen mehr Geld bekommen – für gleiche und gleichwertige Leistung muss es gleiches Geld geben –, es geht aber auch um qualifizierte Ausbildung, um frauengerechte Arbeitsbedingungen, Wiedereinstiegshilfen und um Möglichkeiten zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben.

Wir SozialdemokratInnen arbeiten daran, dass Frauen und Männer gleiche Lebens- und Arbeitschancen erhalten. Wir arbeiten an einer geschlechtergerechten Gesellschaft. Hierbei sind Information, Sensibilisierung, Beratung und Aufklärung neben diesen ganz konkreten politischen Maßnahmen sehr wichtig, vor allem auch das Empowerment von Frauen und vor allem von Mädchen. Wir machen Mädchen Mut, wir wollen, dass sie selbstständig sind, denn die selbstbewussten Mädchen von heute sind die selbstbewussten Frauen von morgen in dieser Stadt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Wiener Töchtertag schlägt genau in diese Kerbe und setzt wichtige Impulse für eine selbstbestimmte Zukunft für diese Mädchen. Wir wollen auf zukunftsorientierte Berufsfelder aufmerksam machen, abseits von diesen traditionellen Rollenklischees. Es ist wichtig aufzuzeigen, dass ein unabhängiges, selbstbestimmtes Leben eine richtige, unabhängige Berufswahl voraussetzt und dass eine eigenständige Existenzsicherung nur durch Berufe abseits der Rollenklischees erfolgen kann. Denn nach wie vor entscheiden sich Mädchen und Frauen für klassische Rollenbilder und typische Frauenberufe. Wir müssen das Berufswahlspektrum erweitern, verbreitern und Vorurteile und Rollenbilder aufbrechen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Töchtertag geht, wie gesagt, in diese Richtung. Wir haben letztes Jahr knapp 300 Mädchen in über 133 Betrieben begrüßen können. Wer von Ihnen dabei war, liebe Kolleginnen und Kollegen, wird begeistert gewesen sein. Diese vielen tollen, engagierten Mädchen, die da vor Ort waren, waren wirklich eine Freude. 

Zur Überwindung von geschlechtsspezifischen Rollenstereotypen und zur Erlangung der Gleichstellung der Geschlechter sind wir darüber hinaus noch weiter aktiv. Ein Schwerpunktthema, das mit besonders am Herzen liegt, ist das Mädchen im öffentlichen Raum. Frau Matiasek, Sie haben das vorhin auch angesprochen und gefragt, warum wir die Mädchen plötzlich so nach vorne stellen in die erste Reihe und so viel fördern. Es geht darum, dass Mädchen auch im öffentlichen Raum Platz finden, dass sie ihn nutzen. Es geht um eine gerechte Aufteilung von Freiräumen und Grünflächen in diesem Bereich, zum Beispiel. Aber wir haben uns auch im Bereich der Kindergärten aktiv beteiligt an einer geschlechtergerechten Raumgestaltung. Auch das Projekt „mut! – Mädchen und Technik", wenn Sie sich daran erinnern, haben wir abgeschlossen. 

Zur Gleichstellungspolitik intern, innerhalb der Gemeindeverwaltung haben wir letztes Jahr den Preis „Pfiffig" für innovative Frauenförderung und innovative Gleichstellungsmaßnahmen verliehen, der durch Magistratsdirektor Dr Theimer und unsere damalige Frauenstadträtin überreicht worden ist. 

Wichtig ist mir auch zu erwähnen, dass Frauen in der Sprache immer noch vielfach unhörbar und auch unsichtbar sind, wie Sie ja auch anfangs in Ihrer Rede schon die geschlechtergerechte Sprache erwähnt haben. Wir haben hier eine Website gestaltet, die eben ein interaktives Angebot zu diesen Formulierungen zur Verfügung stellt. Die MA 57 berät ÖffentlichkeitsarbeiterInnen zu diesem Thema, und ich glaube, das ist auch ganz wichtig, hier schon über die Sprache zu vermitteln, wie wichtig uns Gleichstellung ist. 

Information ist uns, wie gesagt, sehr wichtig, wird großgeschrieben. Wir haben auch die Website „Jobs 4 Girls" neu gestaltet. Auch hier findet das Herangehen an die Mädchen statt, die in der Berufsorientierungsphase sind. Es geht um das Erwecken von Interesse für nichttraditionelle Frauenberufe und darum, Ausbildungsfragen abzuklären. Es gibt hier die verschiedensten Informationen zu Bildung und Berufsbereich sowie weiterführende Links, und die Beratung kann auch per 
E-Mail stattfinden. 

2006 wurde auch die allgemeine Frauenwebseite neu erstellt, die frauenberatung.wien.at, die eine tolle Übersicht, aber auch spezielle Suchmöglichkeiten zu den vielen, vielen Beratungsmöglichkeiten für Frauen in Wien bietet. Auch unsere „Frauenratgeberin" wurde neu aufgelegt und unter frauenratgeberin.wien.at online gestellt. Auch das ein tolles Nachschlagewerk, um einen kompakten Informationsüberblick zu erhalten, aber auch wieder spezielle Angebote zu den verschiedensten Themen in Wien zu finden. 

Information ist uns wichtig, aber nicht nur auf elektronischem Wege, sondern auch im Rahmen von Diskussionsveranstaltungen, Festen, Informationstagen wollen wir die vielen Beratungsmöglichkeiten, die vielen Leistungen, die wir im frauen- und mädchenspezifischen Bereich haben, an die Frau bringen. Ich möchte hier nur den regen Zustrom zum „Open Rathaus" am Inter-
nationalen Frauentag am 8. März erwähnen; über 3 500 Frauen sind zu uns ins Rathaus gekommen. Es gibt weiters die Frauengesundheitstage, „femVital“, und auch zum „Frauen-Power-Tag“ letzten September im Gasometer sind 2 000 Besucherinnen zu uns gekommen. 

Auch die neue Diskussionsreihe „Frauen. Stadt. Talk." schlägt in diese Kerbe. Hier diskutieren wir mit Expertinnen zu frauen- und mädchenrelevanten Themen. Auch das ist ein kleiner Mosaikstein dieser ganzen Informationspolitik für die Frauen in dieser Stadt. 

Sensibilisierung, Beratung und Aufklärung habe ich schon genannt als große tragende Säule neben der Informationspolitik für die Frauen. Hier sind wir besonders im Gewaltschutzbereich aktiv. Gewalt gegen Frauen ist ein noch immer zunehmendes gesellschaftliches Problem. Es durchzieht alle sozialen Schichten, es passiert im familiären Umfeld, es betrifft zugewanderte Frauen, Frauen, die schon seit Generationen in Österreich leben, Frauen im ländlichen Raum, Frauen in der Stadt. 

Wien – das muss man wirklich auch hier festhalten und darauf können wir stolz sein – verfügt österreichweit über das dichteste Netz in Sachen Opferschutz. Die wichtigsten Institutionen sind da sicher die vier Frauenhäuser und die ambulante Beratungsstelle des Vereins Wiener Frauenhäuser. Aber auch die vielen Krisenzentren, die Wiener Interventionsstelle gegen Gewalt in der Familie, die zahllosen Frauen- und Mädcheneinrichtungen, die in diesem Bereich arbeiten, ergänzen das dichte Beratungsnetz dieser Stadt. 

Ganz besonders möchte ich noch den 24-Stunden-Frauennotruf der Stadt Wien erwähnen. Hier haben wir im letzten Jahr fast 6 000 telefonische Beratungen durchgeführt und über 1 000 persönliche Beratungen. Hier wird Frauen und Mädchen ab dem 14. Lebensjahr, die akut von Gewalt betroffen sind, rund um die Uhr telefonisch, persönlich, aber auch online geholfen, auch muttersprachlich. 

Letztes Jahr konnten wir das Zehnjahresjubiläum des Frauennotrufs begehen. Es wurden ein Servicefolder für Betroffene herausgegeben, der Information bieten soll, aber auch Ermutigung und Unterstützung geben soll. Es gab zum 10-jährigen Bestehen auch einen Festtag hier im Festsaal des Rathauses. Wenn Sie dabei waren, wissen Sie, er war sehr gut besucht. Im Rahmen dieses Festaktes konnten wir auch die Wanderausstellung „Meilensteine im Opferschutz" präsentieren. Dazu gibt es auch eine Ausstellungsbroschüre. Diese Ausstellung spannt einen Bogen über die wesentlichen frauen- und gesellschaftspolitischen Entwicklungen: von der Frauenbewegung und ihren Auswirkungen auf den Opferschutz über wesentliche Rechtsgrundlagen und gesetzliche Neuerungen. Diese Ausstellung können Sie übrigens noch bis 5. Juli im Magistratischen Bezirksamt im 21. Bezirk Am Spitz oder vom 10. Juli bis 2. August im Magistratischen Bezirksamt in Simmering am Enkplatz besuchen. 

Im letzten Jahr gab es auch eine große Konferenz zum Anti-Stalking-Gesetz, wo die Stadt Wien ebenfalls Vorreiterin war, die Konferenz „Und Du entkommst mir doch". Wichtig ist auch hier der fachliche Austausch und auch der Überblick über die praktische Handhabung des Gesetzes aus rechtlicher, polizeilicher und opferschutzspezifischer Sicht. 

Eine ganz spezielle Form der Gewalt haben wir uns 2006 auch ganz genau angeschaut, nämlich das Thema der Zwangsheirat. Wir haben eine Studie in Auftrag gegeben beim Zentrum für soziale Innovation zum Thema Zwangsverheiratung und arrangierte Ehen in Österreich unter besonderer Berücksichtigung Wiens. Die Ziele bei dieser Studie waren, den Zugang der Sozialwissenschaften zu dieser Thematik näher zu beleuchten, die aktuelle Rechtslage in Österreich im internationalen Vergleich darzustellen und die Beratungs- und Unterbringungssituation in Wien zu beschreiben. Weiters war es uns auch ein Anliegen, hier die Sichtweisen und Erfahrungen von Betroffenen aufzuzeigen. Die Studie befasst sich mit dem bestehenden Netz an Präventions- und Interventionsmöglichkeiten und zeigt uns Veränderungspotenziale. Eine engagierte Arbeitsgruppe arbeitet seit letzten Herbst sehr vehement, sehr engagiert an einem Handlungsleitfaden und wird uns Veränderungspotenziale zeigen beziehungsweise die Situation darstellen, was wir alles in diesem Bereich bereits sehr gut machen. 

Die Zeit ist viel zur kurz, aber ich möchte mich noch einem weiteren Bereich der Geschäftsgruppe widmen, nämlich dem Thema Tierschutz. Hinsichtlich der Tierombudsstelle, die 2005 eingerichtet wurde, können wir eine erste Bilanz ziehen. Sie ist in ganz kurzer Zeit eine wichtige Anlaufstelle für alle Wiener und Wienerinnen geworden. Sie setzt sich mit vollem Engagement für den Tierschutz in Wien ein. Die meisten Anliegen werden telefonisch oder schriftlich vorgebracht, aber die Wienerinnen und die Wiener suchen auch immer das persönliche Gespräch in Sachen Tierschutz. 

Die Tierombudsstelle setzt sich auch stark in Sachen Bewusstseinsbildung ein, es werden viele Projekte initiiert. Ich erinnere an die tolle Kampagne zur Kennzeichnung von Hühnereiern „Kein Ei mit 3", die darauf hinweist, dass mit „3" gekennzeichnete Eier aus einer Käfighaltung kommen. 

Auf dem Programm der Tierombudsstelle stehen regelmäßige Treffen mit den NGOs, die Wahrnehmung der Mitgliedschaft am Tierschutztag, die Begutachtung von Gesetzesbestimmungen und auch die Abgabe von Empfehlungen. Erstmals kann man sich auch einen Jahresbericht anschauen auf der neuen Homepage tieranwalt.at. 

Die Tierombudsstelle vergibt auch den Wiener Tierschutzpreis. Der mit 4 000 EUR dotierte Preis wird für innovative wissenschaftliche Arbeiten, die für den Tierschutz in Wien von Bedeutung sind, vergeben. 

Information wird – wie so oft schon heute gesagt – auch im Tierschutz großgeschrieben. Wir haben den „Wiener Hunderatgeber" letztes Jahr neu aufgelegt, und die vierteljährlich erscheinende Publikation „Hund, Katz & Co" fließt auch in diese Information mit ein. Laufend werden auch Veranstaltungen und Enqueten zum Thema Tier in Wien abgehalten. 

Eine nicht wegzudenkende Institution möchte ich da besonders erwähnen, den Wiener Tierschutztag mit mehr als 30 000 BesucherInnen letztes Jahr bereits am ersten Tag. Hier sind über 70 AusstellerInnen, die die BesucherInnen über das Neueste zum Thema Tierschutz und über die Tierhaltung informieren. 

Ebenfalls immer gut besucht ist der Tierschutz-Aktionstag im Tiergarten Schönbrunn des Veterinäramtes Wien. Auch hier gab es rund 16 000 Teil-
nehmerInnen, die für einen BesucherInnenrekord gesorgt haben. Hier sind es AmtsärtzInnen des Wiener Veterinäramtes und ExpertInnen des Tiergartens Schönbrunn, die über Tier und Artenschutz informieren. 

Abschließend möchte ich noch ein paar Worte zu der so wichtigen Arbeit der Wiener Antidiskriminierungsstelle für gleichgeschlechtliche Lebensweisen sagen. Neben der rechtlichen Gleichstellung setzt sich diese Antidiskriminierungsstelle im Rahmen ihrer Informations- und Bildungsarbeit für eine gesellschaftliche Gleichstellung von Lesben, Schwulen und Transgender-Personen ein. Im Jahr 2006 gab es im Rahmen der anonymen und kostenlosen Beratung in der WASt 117 Beratungs-
kontakte, und diese einzelnen Beratungen zeichnen sich zunehmend durch komplexe Fragenstellungen aus. In Einzelfällen wird auch hier schon mit der Familienberatungsstelle „Courage" zusammengearbeitet, wenn etwa psychotherapeutische Unterstützung gefordert ist. 

In zirka 50 Seminaren wurden letztes Jahr über 1 000 Personen zum Themenbereich Homosexualität, Transsexualität spezifisch geschult, unter anderem an mehreren Krankenpflegeschulen der Stadt Wien, an der Verwaltungsakademie, im Rahmen der Lehrlingsausbildung sowie an der Pädagogischen Akademie. Zudem wurden auch zahlreiche Einzelvorträge, Vorträge und Workshops im In- und Ausland abgehalten. 

Der Bereich Schule ist für die WASt ein besonderer Arbeitsschwerpunkt, denn seit dem Jahr 2001 werden Seminare auch am Pädagogischen Institut Wien abgehalten. Letztes Jahr hat an der Pädagogischen Akademie des Bundes in Wien eine große Konferenz stattgefunden unter dem Motto: „Mit der Vielfalt umgehen – Sexuelle Orientierung und Schule – Thema oder Tabu?" Seither ist die WASt fixer Bestandteil der LehrerInnenausbildung der Pädagogischen Akademie. 

Ein besonderer Schwerpunkt 2006 war auch die federführende Arbeit der WASt beim Projekt Wiener Mahnmal für schwule, lesbische und transgender 
NS-Opfer. Hier leistete die WASt eine fundierte wissenschaftliche Grundlagenarbeit und arbeitete auch mit im Rahmen des Wettbewerbs. 

Die WASt ist außerdem noch Projektpartnerin bei EU-Projekten, ist immer wieder auch bei internationalen Arbeitstreffen unterwegs oder organisiert als Gastgeberin solche hier in Wien. 

Anlässlich der Regenbogenparade oder des AIDS-Tages wird gemeinsam mit der Stadträtin die Regenbogenfahne beziehungsweise auch das „Red Ribbon" gehisst. Bei großen Veranstaltungen wie zum Beispiel bei den Frauengesundheitstagen oder bei Straßenfesten – etwa, was mich als Mariahilfer Mandatarin sehr freut, bei unserem „Andersrum"-Fest bei den Mariahilfer Bezirksfestwochen – sind wir auch immer stark vertreten. 

Als Schnittstelle zwischen der Stadt und der Community ist die WASt mit allen Wiener Gruppen, Vereinen und Medien aus der Community in regelmäßigem Austausch und unterhält inhaltliche Kontakte zu vergleichbaren Stellen, besonders im europäischen Ausland. 

Hinsichtlich der beschränkten Zeit war das nur ein kleiner Ausschnitt aus unserer umfangreichen Geschäftsgruppe – meine Kollegin Nurten Yilmaz wird dann noch den weiteren Teil mit ihrer Rede abdecken –, eines möchte ich aber abschließend noch sagen, was mir besonders wichtig ist: 

Ich möchte allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Magistratsdienststellen und auch im Büro der Stadträtin sehr herzlich für die so engagierte Arbeit für die Menschen und vor allem die Frauen in dieser Stadt danken, ebenfalls auch den vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der zahllosen und unterschiedlichsten Vereine, die für die Frauen so tolle Arbeit in dieser Stadt leisten. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist GR Mag Kowarik, wobei ich darauf hinweise, dass die Redezeit mit 15 Minuten begrenzt ist. 

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Die Integrationspolitik ist einer der wichtigsten und sicherlich auch sensibelsten Bereiche der Wiener Stadtpolitik, und leider zeigt sich gerade in diesem Geschäftsbereich die vielfach verfehlte Politik der regierenden Sozialdemokraten. Ich werde mir erlauben, ein paar wenige Beispiele anzuführen und aufzuzeigen, aus denen sich die unzufriedenstellende ... [Zwischenruf von GRin Mag (FH) Tanja Wehsely.] Ja, Sie können nachher herauskommen und dann replizieren, Frau Kollegin. Ich werde Ihnen ein paar Beispiele aufzeigen, aus denen sich die unzufriedenstellende Situation im Zusammenleben der einheimischen Bevölkerung mit den Zuwanderern erkennen lässt. 

Zuerst möchte ich auf einen Bereich eingehen, der gerade meinen Heimatbezirk sehr betrifft und der in meinem Heimatbezirk ein erschreckendes Ausmaß angenommen hat, nämlich die Situation in den öffentlichen Pflichtschulen. Wir haben es gestern schon gehört und wir haben gestern schon darüber diskutiert, aber es gehört dieses Problem auch in die Integrationsdebatte, weil sich gerade hier die über Jahrzehnte geübte falsche Politik der SPÖ besonders offenbart. 

Sie werden es wissen, wir haben in unserem Bezirk teilweise Schulklassen mit über 90 Prozent nicht muttersprachlich deutschsprachigen Kindern. Jeder kann sich da vorstellen, dass in solchen Klassen ein seriöser Unterricht nicht stattfinden kann und die Vermittlung von Wissen auf Grund von mangelnden Deutschkenntnissen illusorisch ist. Kinder, die das Pech haben, in solche Schulen zu gehen oder in solche Schulen gehen zu müssen, In- wie Ausländerkinder, haben von Anfang an in Wirklichkeit keine Chancen, die notwendige Ausbildung zu erhalten, um im künftigen Berufsleben auch tatsächlich reüssieren und bestehen zu können. Alle Eltern – auch das ist nichts Neues und das hat die Kollegin Matiasek auch schon angeführt –, die es sich leisten können, schicken ihre Kinder in Privatschulen oder flüchten überhaupt aus den jeweiligen Grätzeln oder Bezirken. 

Das Problem ist sicherlich kein neues. Ich selbst bin vor mehr als 20 Jahren in die öffentliche Volksschule in die Friesgasse, in die Oskar-Spiel-Schule gegangen, und wir haben damals schon einen Ausländeranteil von rund 20 bis 25 Prozent gehabt. Damals war es gerade noch gering genug, um den Schülern eine entsprechende Ausbildung zukommen zu lassen. 

Tatsache ist also, dass das Problem schon seit Jahren, um nicht zu sagen, seit Jahrzehnten bekannt ist, aber von der Wiener Stadtregierung offensichtlich nicht erkannt wurde oder nicht richtig erkannt wurde. Es wurden ohne greifbare Begleitmaßnahmen weiter Ausländer nach Wien geholt und die Schulen in Wirklichkeit mit dieser Problematik alleine gelassen. 

Was ist jetzt das Ergebnis dieser Vogel-Strauß-Politik? Was bedeutet das? Das bedeutet nichts anderes als eine Zweiklassengesellschaft im Schulbereich. Die Sozialdemokraten, und nicht nur die Sozialdemokraten, haben jahrzehntelang für Chancengleichheit im Bildungsbereich gekämpft, und jetzt haben wir tatsächlich oftmals eine Situation, dass nur mehr diejenigen in den Genuss ausreichender Bildung kommen, die es sich leisten können. Diese Situation betrifft nicht nur meinen Bezirk, betrifft nicht nur Rudolfsheim-Fünfhaus, sondern es gibt in Wien ja schon viele Bezirke und Grätzel, wo diese Zweiklassengesellschaft im Bildungsbereich, im Schulbereich Realität ist. Wir kennen die Zahlen. In ganz Wien gibt es im Volksschulbereich mehr als 40 Prozent Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache, in den öffentlichen Hauptschulen sind es mehr als 50 Prozent. In den Ballungszentren gibt es natürlich entsprechende höhere Zahlen. Das ist einer der traurigen Teilaspekte der sozialistischen Integrationspolitik.

Meine Damen und Herren! Ein weiteres Beispiel von gescheiterter Integrationspolitik lässt sich inzwischen auch in den Gemeindebauten erkennen. Es mehren sich die Probleme im Zusammenleben der einheimischen Bevölkerung mit den Zuwanderern, und oftmals kommen die Bewohner zu uns mit Mitteilungen über inakzeptable Lärmbelästigungen und Probleme im alltäglichen Zusammenleben. 

Die von der Stadt Wien daraufhin ins Leben gerufenen so genannten Konfliktpräventionsmaßnahmen im Gemeindebau zeigen kaum Wirkung, sondern offenbaren in Wirklichkeit nur die gescheiterte Wiener Integrationspolitik. Da gibt es neben den Stellen von Wiener Wohnen die Gebietsbetreuungen, die Wohnservice Wien GmbH, die Bezirksvorstehungen, die Sozialarbeiter und Mediatoren, und trotzdem kommen die Bewohner zu uns und klagen uns ihr Leid, da ihnen all diese Stellen oftmals nicht weiterhelfen konnten und meist nur an das Verständnis für fremde Kulturen appelliert wurde. Nur irgendwann, meine Damen und Herren, erwarten sich die Leidtragenden dann auch Verständnis für ihre Probleme. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die bisherige und weitere Entwicklung im Gemeindebau, nämlich die sukzessive Öffnung für Ausländer, ist keineswegs im Interesse der alteingesessenen Gemeindebaubewohner. Das wusste auch der Herr Bürgermeister, der kurz nach seinem Amtsantritt festgestellt hat – ich zitiere: „Es bleibt dabei, keine Ausländer im Gemeindebau!" Als Begründung für seine Haltung hat er damals richtigerweise angemerkt – ich zitiere wieder: „Wenn ich für eine Politik des Miteinanders eintrete, kann ich nicht den Weg des Trennenden beschreiten." Und er meinte – ich zitiere: „Wenn sich 2 000 Leute in eine Au setzen, ist das Basisdemokratie, wenn 200 000 in Gemeindewohnungen etwas nicht wollen, dann soll das böses Volksempfinden sein?" Originalton Dr Michael Häupl. (GR Kurth-Bodo Blind: Das glaubt er heute noch!) Inzwischen hat sich die SPÖ offensichtlich schon meilenweit von diesem angesprochenen Volksempfinden entfernt – zu Lasten der inländischen Bevölkerung. 

Meine Damen und Herren! In manchen Grätzeln und Bezirksteilen – auch das haben wir schon gehört – bilden sich nicht nur Ghettos und Parallelwelten, sondern effektiv Gegenwelten, Gegenwelten zu bisher funktionierenden Gesellschaft. Ich verweise in diesem Zusammenhang auf die seit Längerem regelmäßig wiederkehrenden Zeitungsmeldungen zur Ottakringer Straße. Sie werden ja auch Zeitung lesen und können das auch erfassen. Die einstmals blühende Einkaufsstraße ist nur ein Beispiel für das Zugrundegehen ganzer Grätzel. Sie brauchen nur nachzulesen: Schießereien in der Lokalszene aus Ex-Jugoslawien, ständiger Lärm auf der Straße und zusperrende Geschäfte charakterisieren die Straße.
Ich empfehle jedem, der das nicht glauben mag, einmal nach einem Europacup Fußballspiel einer serbischen oder kroatischen Mannschaft durch die Straße zu gehen. Sie werden erleben, was mir passiert ist, und nicht nur mir passiert. Mitten auf der Straße grölende Massen, Glassplitter auf Straße und Fußgeherwegen und aggressives Verhalten gegenüber unbeteiligten Fußgängern und Autofahrern. 

Interessant, was die U-Bahn-Zeitung „Heute" vom 12.6.2007 schreibt. Da wird ein Anrainer zitiert, der das Ganze auf den Punkt bringt. Er sagt: „Es scheint, als würde man unsere Straße einfach aufgeben.“
Die Beispiele können noch beliebig fortgesetzt werden. Die Antwort der SPÖ-Regierung – wir wissen es – ist Schönrederei und Negierung der Bedürfnisse und Wünsche der inländischen Bevölkerung. Es ist leider Tatsache, dass für die Stadtregierung das, was allen anderen Bevölkerungsteilen aus aller Herren Länder zugestanden wird, nämlich die Wertschätzung von Traditionen, die Wichtigkeit der Zugehörigkeit zu einer Gruppe, aber auch religiöse Überzeugungen, für die einheimische Bevölkerung offensichtlich immer weniger Stellenwert hat. Man kann die Situation in einem Satz festmachen: Integration findet im Wesentlichen nicht mehr statt. 

Es bleibt zu hoffen, meine Damen und Herren, dass auch in Wien die Utopie der multikulturellen Gesellschaft, die in Wirklichkeit nur für die globalisierte Wirtschaft zur Beschaffung von entwurzelten und billigen Konsumenten und Arbeitskräften von Nutzen ist, rechtzeitig als das erkannt wird, was es wirklich ist, nämlich eine Gefahr für das Zusammenleben und für die eingeführten, bewährten Gesellschaftsstrukturen. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Korun. Ich erteile es ihr.
GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrt Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Das große Problem mit der Wiener Integrationspolitik ist, dass sie 30 Jahre nach Einsetzen der Arbeitsmigration schlicht und ergreifend nicht existent war. Das große Problem der Integrations- und Diversitätspolitik in Wien heute ist, dass sie hauptsächlich aus einem Fleckerlteppich von lauter Einzelmaßnahmen besteht. Und das ist einer unserer wesentlichen Kritikpunkte an der derzeitigen Integrations- und Diversitätspolitik der Stadt Wien, dass sie nämlich keine wirkliche Zielrichtung hat, dass sie keine stringente Linie hat, dass man nicht weiß, wohin die Reise geht, wo man in fünf Jahren stehen will, und dass man vor allem nicht weiß, welche konkreten Maßnahmen diese Zielerreichung gewährleisten sollen. 

Dieser Fleckerlteppich, der, wie gesagt, aus mehreren Einzelmaßnahmen besteht, enthält teilweise durchaus sinnvoll Maßnahmen, und das zeigen wir ja auch durch unsere Unterstützung einerseits im Integrationsausschuss, andererseits bei den Beschlüssen im Gemeinderat. Es ist sinnvoll, Sprachkurse anzubieten, es ist sinnvoll, immigrierte Menschen bei ihrer Integration in Wien und woanders zu unterstützen.
Es geht also nicht um eine Pauschalkritik, die in Bausch und Bogen alles, was in Wien im Namen der Integration durch die Stadt Wien passiert, ablehnt, aber dass es keinen großen Plan gibt – wir nennen ihn ganz gerne Integrationsmasterplan und fordern ihn seit Jahren für Wien –, das wirkt sich letztendlich für Wien und für alle Bewohnerinnen und Bewohner Wiens negativ aus. 

Es gibt ein paar positive Entwicklungen im letzten Jahr, beispielsweise, dass die Wiener SPÖ offensichtlich nach über 40 Jahren Arbeitsmigration den Stellenwert der Arbeitsmarktintegration für eingewanderte Menschen erkannt hat, dass also gesellschaftliche und soziale Integration, so etwas wie gesellschaftlicher Aufstieg, berufliche Mobilität sehr maßgeblich von der Stellung am österreichischen Arbeitsmarkt abhängt und dass man dafür etwas tun muss, dass man die Leute nicht sich selbst überlassen kann und darf. 

Wir begrüßen, dass so etwas wie eine Niederlassungsbegleitung mit einer Berufserstberatung etabliert wurde – nicht so zur großen Überraschung war das eine grüne Forderung, waren das grüne Vorschläge und grüne Ideen, die jetzt im Rahmen eines rot-grünen Projekts in Wien etabliert werden –, dass Menschen sozusagen vom ersten Tag ihrer Einwanderung nach Wien an informiert werden über den Arbeitsmarkt hier, über die Arbeitsmöglichkeiten und auch begleitet werden bei der Arbeitsmarktintegration, und es macht natürlich Sinn, dass das auch in der Muttersprache passiert, weil sehr viele der Eingewanderten im ersten Jahr, in der ersten Zeit noch nicht ausreichend Deutschkenntnisse haben, um diese Informationen auf Deutsch konsumieren zu können. 

Begrüßenswert ist, dass nun endlich nach über 40 Jahren Arbeitsmigration so etwas wie eine Nostrifikationsberatung in Wien etabliert wird, dass man also nicht sagt, es ist uns egal, was für Qualifikationen und Kenntnisse die Leute mitbringen, sollen sie doch als Hilfsarbeiterinnen, als Putzfrauen, als Bauarbeiter tätig sein, sondern dass man einerseits diese Qualifikationen erheben will, was natürlich auf Freiwilligkeit beruhen soll, aber dass man durch Begleitung mit einer Nostrifikationsberatung auch versucht, die Leute vor einer Dequalifizierung zu bewahren. Die ist in Österreich ein großes Problem. Das sagen nicht nur wir, das sagt beispielsweise das Zentrum für soziale Innovation, dass 45 Prozent der ausländischen Arbeitskräfte in Österreich unter ihrer Qualifikation arbeiten. Das bedeutet nicht nur, dass sie von Arbeitslosigkeit stärker bedroht und betroffen sind, sondern dass Österreich auch ihre Qualifikationen verloren gehen. Da hätte eigentlich schon längst etwas passieren müssen, doch nach dem Motto „better late than never" ist es begrüßenswert, dass endlich eine Qualifikationsanerkennungsberatung etabliert wird.
Das Bildungssystem wurde sowohl gestern als auch heute mehrfach angesprochen. Die Versäumnisse im Bildungssystem sind teilweise begründet in den Versäumnissen von über 30 Jahren, dass man sich eingebildet hat, die Leute werden schon zurückgehen, die Kinder werden irgendwie Deutsch lernen und werden irgendwie schon in der Schule Erfolg haben. Passiert ist es teilweise nicht. Und der Lehrer- und Lehrerinnenmangel, dem Wien durch die Zustimmung zum Bund-Länder-Finanzausgleich sozusagen zugestimmt hat, der macht das Ganze noch viel schlimmer. Wir haben eindeutig viel zu wenig Förderlehrer und ‑lehrerinnen, prinzipiell egal, ob für deutschsprachige oder nichtdeutschsprachige Kinder, denn alle Wiener Kinder sollten in der Schule gefördert werden und dürfen nicht im Stich gelassen werden. 
Das Drop-out-Risiko, also das Risiko von Schülern und Schülerinnen, aus dem Bildungssystem vorzeitig auszuscheiden, ist für Schüler und Schülerinnen ohne eine der 15 EU-Staatsbürgerschaften viermal höher als für gebürtige Österreicher und Österreicherinnen. Das sind Zahlen, die erschreckend sind. Ein viermal höheres Drop-out-Risiko, aus dem Bildungssystem auszuscheiden, bedeutet eigentlich, dass dieses Bildungssystem versagt hat, was die Gewährung von Chancengleichheit und von gleichen Bildungschancen für alle Kinder, die in Wien in die Schule gehen, betrifft.

Ich möchte einen Punkt noch kurz ansprechen, der mit dem Bildungssystem und mit gleichen Chancen im Bildungssystem massiv zusammenhängt: das vielgelobte Sprach-Ticket, das in Wien auch von der Sozialdemokratie hochgelobt wurde und von dem behauptet wurde, jetzt werden die Sprachdefizite von Kindern mit schlechten Deutschkenntnissen ausgeglichen, denn es gibt jetzt dieses Sprach-Ticket. Inzwischen gibt es Untersuchungen dazu, die eindeutig belegen, das die Sprach-Tickets ein Misserfolg sind.

Ich zitiere aus einem „Kurier"-Artikel vom 6. Juni, wonach eine Studie, die im Auftrag der Arbeiterkammer erstellt wurde, belegt, dass Sprach-Tickets für angehende Taferlklassler mit Sprachschwierigkeiten ihr Ziel verfehlt haben. Zitat: „Demnach macht es kaum einen Unterschied, ob das Ticket, eine Art Gutschein für 120 Stunden Sprachförderung über rund vier Monate, eingelöst wurde oder nicht."

Das Beispiel zeigt ganz gut, dass es nicht um kosmetische Maßnahmen gehen darf, mit denen sich die Sozialdemokratie einfach schmückt und die dann letztendlich nicht wirken. Wenn man die hoffentlich nicht floskelhaft dahergesagte Chancengerechtigkeit ernst nimmt, dann geht es nicht nur um irgendwelche nicht wirkenden Sprach-Tickets und dass man sich dafür selbst lobt, sondern es geht darum, dass man gleiche Erfolge in der Schule erzielt. Und das hängt wesentlich von der Gewährung von Chancengleichheit ab.

Im Gesundheitswesen – ich kann angesichts der Kürze der Zeit nicht auf alle Problembereiche und auf die derzeit großteils fehlenden Lösungen in diesen Problembereichen eingehen –, im Gesundheitswesen – und das sagen wieder nicht nur wir, sondern Praktiker und Praktikerinnen – schaut es heute in Wien noch immer so aus, dass es ganze fünf türkischsprachige DolmetscherInnen in Wiener Spitälern gibt, keine einzige Dolmetscherin, keinen einzigen Dolmetsch für die Sprachen des ehemaligen Jugoslawien, detto keine einzige Dolmetscherin für die arabische Sprache und so weiter und so fort. Es ist gang und gäbe in Wiener Spitälern, dass Patienten und Patientinnen sozusagen zusammengeschimpft werden – unter Anführungszeichen –, warum sie denn nicht Deutsch können und dass den angestellten DolmetscherInnen des Krankenanstaltenverbunds gesagt wird: Sagen Sie der Patientin, sie soll nächstes Mal, wenn sie ins Spital kommt, selber einen Dolmetsch mitnehmen, denn wir können nicht jedes Mal Sie rufen. Aber das sind Leute, die eigentlich dafür bezahlt werden, dass sie übersetzen in Fällen, wo die Deutschkenntnisse nicht ausreichend sind. 

Wir sind also weit entfernt von einem gleichberechtigten Zugang zu Gesundheitsleistungen in Wien. Nachdem uns vor mehr als eineinhalb Jahren von der damaligen Gesundheitsstadträtin Brauner gesagt wurde, es wird an einem Diversitätspaket im KAV gearbeitet, das fast schon fertig sei und das alles besser machen würde, scheint es, dass dieses Diversitätspaket sich offensichtlich in Luft aufgelöst hat, denn seitdem war trotz mehrmaliger Nachfrage bei der derzeitigen Gesundheitsstadträtin davon nichts mehr zu hören. 

Daher stellen wir den Antrag, dass dieses Diversitätspaket des KAV erstens der Öffentlichkeit präsentiert werden soll und zweitens konkrete Maßnahmen zur interkulturellen Öffnung des Gesundheitswesens ergriffen werden. 

In formeller Hinsicht verlangen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Die Situation von Asylwerbern und Asylwerberinnen und anderen AusländerInnen, die unter die Bund-Länder-Grundversorgungsvereinbarung fallen, ist teilweise eine katastrophale. Die Grundversorgungsvereinbarung hat zwar Fortschritte mit sich gebracht, dass man sozusagen so etwas wie ein Recht – sehr großzügig formuliert, sage ich jetzt einmal – hat auf Betreuung. Dieses Recht greift aber in der Praxis nicht durch. Es gibt etliche Menschen, die obdachlos sind, obwohl sie eigentlich versorgt werden sollten nach der Bund-Länder-Grundversorgungs-
vereinbarung. Fragen Sie zum Beispiel Frau Bock, die versucht, Hunderte von diesen Menschen mit Spenden, die sie auftreibt oder aufzutreiben versucht, in privaten Wohnungen, die sie mietet, unterzubringen. So schaut die Situation aus. 

Bei der Grundversorgung vor allem von Gruppen wie zum Beispiel unbegleiteten Minderjährigen, von psychisch kranken Menschen, die gefoltert wurden und die traumatische Erlebnisse hatten, hat Wien zwar, was die Betreuung durch NGOs betrifft, hohe Kriterien festgelegt, die Tagsätze, die dazu bestimmt wurden, sind aber alles andere als ausreichend, um diese hohen Standards erfüllen zu können.

Nachdem die Betreuung von diesen Menschen nach einem Jahr auf den Bund übergeht, was die Kosten betrifft, und die Stadt Wien also nicht sagen kann, dass sie wahnsinnig viel Geld für die Betreuung dieser Menschen ausgibt, ganz abgesehen davon, dass die Stadt Wien beziehungsweise die Wiener SPÖ bis heute ja nicht bekannt gibt, wie viel Geld für die Betreuung von AsylwerberInnen wirklich ausgegeben wird (GR Mag Wolfgang Jung: Tausende Euros! Das ist das Problem!), denn das ist ja im Budget des Fonds Soziales Wien „geparkt", und wenn man als Oppositionspartei nachfragt, was die genauen Kosten der 15a-Grundversorgungsvereinbarung sind, kriegt man schlicht und ergreifend keine Antwort. 

Tatsache ist, dass Wien hier gefordert ist, vor allem, was die Bedürfnisse von besonders verletzlichen Gruppen betrifft wie zum Beispiel unbegleitete Minderjährige, psychisch Kranke, Schwangere, aber auch andere Gruppen, dass da etwas passieren muss und dass die Verbesserung der Betreuungs- und Versorgungssituation seit Monaten schon nottut. 

Deshalb stellen wir einen Antrag, dass die Stadt Wien betreffend Grundversorgung für AsylwerberInnen mit besonderen Bedürfnissen aktiv werden muss und konkrete Maßnahmen ergreifen muss für die Betreuung.

Abschließend möchte ich die drei Anträge einbringen, die von meiner Kollegin StRin Monika Vana angekündigt wurden.

Einer dieser Anträge betrifft die Frauenförderung im öffentlichen Wien. Er ist inhaltlich schon begründet. Es geht um die Ziele Erhöhung des Frauenanteils in Leitungsfunktionen, Erhöhung des Frauenanteils bei Aus- und Weiterbildungen, Förderung der Väterkarenz und Verringerung der Einkommensunterschiede. Den bringe ich ein im Namen meiner Kollegin Ingrid Puller und mir. 

Der vorletzte Antrag betrifft Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern. Hier wird gefordert, dass die Stadt Wien ein Modell zur Koppelung der Wiener Wirtschaftsförderung an Kriterien zur Förderung der Chancengleichheit von Frauen und Männern in Betrieben entwickelt. Eingebracht im Namen meiner Kollegin Waltraut Antonov, meines Kollegen Martin Margulies und Alev Korun.

Der letzte heute von mir eingebrachte Antrag betrifft einen Berufsausbildungsfonds, der unverzüglich eingerichtet werden soll, um der geschlechtsspezifischen Segregation am Wiener Arbeitsmarkt entgegenzuwirken.

Abschließend möchte ich kurz zusammenfassen, dass wir dem Budget, ausgehend von der Integrations- und Diversitätspolitik der Stadt Wien, nicht zustimmen werden, weil trotz ein paar positiver Schritte, die ich in meiner Rede erwähnt habe, und trotz Einzelmaßnahmen keine Gesamtwirkung erkennbar ist, an der die Stadt Wien wirklich arbeitet. Es ist trotz einer fortschrittlichen Rhetorik, die inzwischen in SPÖ-Reden zu finden ist, offensichtlich das Bewusstsein noch nicht da, dass konkrete Maßnahmen zur Herstellung von Chancengleichheit nötig sind und nicht nur schöne Sonntagsreden, wo man Chancengleichheit zwar im Munde führt und betont, wo die Maßnahmen, durch die das Ziel erreicht werden soll, aber nicht vorhanden sind und nicht durchgeführt werden. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin zu Wort gelangt Frau GRin Mag Ekici. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zu dem heutigen Rechnungsabschluss zum Thema Integration kann ich hier ganz kurz und klar sagen: Die Integrationspolitik der Stadt Wien hat versagt.

Ich bin keine Anhängerin von Weltuntergangstheorien, aber die aktuellen Entwicklungen lassen nicht nur bei mir die Alarmglocken läuten. Wie oft habe ich schon an dieser Stelle auf bestehende Probleme, aber auch auf auf uns zukommende Szenarien auf Grund einer falschen Integrationspolitik aufmerksam gemacht. Ich hätte mir gewünscht, dass die Stadt Wien diese Bedenken ernst genommen und die dringend erforderlichen Maßnahmen auch umgesetzt hätte. Nichts ist geschehen. Das Einzige, was passiert ist, war, dass man alle konstruktiven Vorschläge unserer Fraktion schlichtweg ignoriert hat. 

Ignoranz wird gerade von Ihnen zu Recht als unverantwortlich kritisiert, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SP-Stadtregierung, aber dann müssten Sie sich auch an der eigenen Nase nehmen und die offensichtlichen Probleme bewusst angehen. Die Vorfälle in einem Favoritner Gemeindebau sollten uns allen parteiübergreifend als Mahnung gelten, und die SPÖ sollte sie nicht, wie es die Kollegin Wehsely gestern gemacht hat, bagatellisieren. Das, was geschehen ist, ist die Spitze eines Eisberges. Dem steht die Politik des Bürgermeisters gegenüber, der bei seinem Regierungsantritt behauptet hat, dass er Integration zur Chefsache machen wird. Jetzt könnte ich ironischerweise fragen, sind Sie, Herr Bürgermeister, jetzt meine Ansprechperson? Na ja, er ist ja nicht da. Von Chefsache ist bis dato nichts zu bemerken, auf ein entscheidendes Wort von Ihrer Seite warten wir leider noch immer. Das Gegenteil war und ist der Fall. 

Ich habe einen Presseartikel vor mir liegen, datiert mit dem 17. Mai 2006, Überschrift: „Häupl: Kein Problem mit Integration." Ich zitiere weiter: Frage: „Die Stadt Wien hat also kein Integrationsproblem?" Antwort Häupl: „Das war vor zehn, zwölf Jahren. Das haben wir hinter uns. Wien ist meilenweit von Paris entfernt." Frage: „Es gibt zwar keine Slums, aber Bezirke mit Ausländerdichte." Häupl nennt den Brunnenmarkt als Beispiel, dass es keine Parallelgesellschaft gibt, und sagt weiter: „Und es sind eigentlich auch keine Konflikte festzustellen." (GR Godwin Schuster: Wo ist das gestanden?)

Werte Mitglieder der Mehrheitsfraktion! Ich frage Sie, was muss noch passieren, damit Sie den Ernst der Lage erkennen? Muss noch Schlimmeres passieren als das, was sich in Favoriten ereignet hat? (GR Godwin Schuster: Haben wir Pariser Verhältnisse? Vergleichen Sie Paris und Wien.) 

Wollen Sie in puncto Integrationspolitik dorthin kommen, wo Frankreich oder auch Deutschland zum Teil ist? Ist es Ihnen egal, wenn sich auf Grund sozialer Probleme und kulturelle Schwierigkeiten Parallelgesellschaften hier in Wien entwickeln? (GRin Anica Matzka-Dojder: Merken Sie gar nicht, was Sie da reden? Sie verstehen das ja gar nicht!) Im Moment haben wir einfach diesen Eindruck, als würde das für diese Stadtregierung belanglos sein. (GR Godwin Schuster: Aber dem ist nicht so!) Das wurde einfach vertuscht, meine sehr geehrten Damen und Herren, nach dem Motto: Es kann nicht sein, was nicht sein darf. Eine gängige Politikauffassung dieser Stadtregierung, wie wir wissen, aber in diesem Fall hätte sie auch tödlich ausgehen können. 

Natürlich, Frau Kollegin, ist Wien nicht Paris, das ist mir schon klar, aber es stauen sich immer mehr Ressentiments auf, die meist ihre Wurzel darin haben, dass diese Stadtregierung in der Integrationspolitik keine wichtigen, entscheidenden Schritte in den Bereichen Wohnen und Schule setzt. (Beifall bei der ÖVP.)
Hier gibt es Knackpunkte, die Sie nicht in Angriff genommen haben, meine sehr geehrten Damen und Herren, hier kann eines Tages die Lunte brennen, die dann zur Explosion führen kann. Wir wollen keine düsteren Szenarien zeichnen, wir wollen kein negatives Self-fulfilling wie die Freiheitlichen, wir wollen aber auch kein Schönreden, wie Sie es betreiben, sondern wir wollen eine Integrationspolitik, die darauf abzielt, Pariser Zuständen vorzubeugen. Die Voraussetzung hierfür ist eine echte Integration in der Schule und auch im Gemeindebau. 
Ich darf an dieser Stelle, meine sehr geehrten Damen und Herren, den Wissenschafter Fassmann zitieren, der Ihnen allen ja meiner Meinung nach bekannt sein sollte. Ich zitiere: „Wenn in bestimmten Schulen ein sehr hoher Anteil an Kindern aus Zuwandererfamilien sitzt, dann ist das ein Problem, das man nicht verleugnen darf, und zwar ein stadtplanerisches. Da muss man schon in der Wohnungsverteilung schauen, dass sich die Ausländer nicht so sehr im 10. oder im 11. Bezirk konzentrieren. 

Das sei übrigens leichter, als man glauben könnte. Die Stadt Wien hat hier unglaublichen Spielraum" – ich zitiere weiter – „schließlich sei sie nicht nur Stadt, sondern auch Bundesland, sie entscheide über Einbürgungen, verfüge über ein üppiges Budget und besitze 30 Prozent der Wohnungen." Fassmann weiter: „Was den Einfluss der Stadt betrifft, mache ich mir keine Sorgen."

Wenn Sie schon die Augen vor Entwicklungen in den Wiener Gemeindebauten verschließen (GRin Anica Matzka-Dojder: Das machen wir doch nicht!), meine sehr geehrten Damen und Herren von der SP-Stadtregierung, und wenn Sie schon unsere Aufforderung zu handeln, in den Wind schlagen, so hören Sie doch auf die Aussagen der unabhängigen Fachleute und stecken Sie nicht Ihre Köpfe in den Sand. (GR Godwin Schuster: Voriges Jahr haben Sie uns das Gegenteil gesagt!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Handeln Sie! (Beifall bei der ÖVP.) Anstatt nach allen nur erdenklichen Begründungen für diese schrecklichen Anschläge zu suchen, sollte die Wiener Stadtregierung, allen voran der Herr Bürgermeister selbst, endlich tätig werden und effektive Integrationsmaßnahmen setzen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Kurth-Bodo Blind: Das haben sie ja gemacht!)
Ständige Ankündigungen und das Herunterspielen von Problemen ist das Motto der SP-Stadtregierung, doch mit dieser Haltung steuern Sie auf ein integrationspolitisches Fiasko zu. 

Mein Appell an die SP-Stadtregierung: Hören Sie endlich auf, ein bestehendes Problem zu negieren und zu ignorieren, sondern handeln Sie. Und zwar jetzt und sofort, bevor noch viel schlimmere Dinge auf uns zukommen. Zeigen Sie den Willen, etwas verändern zu wollen: Leider kann ich keine Anzeichen erkennen, dass da etwas in Angriff genommen werden soll.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe schon etliche Male an dieser Stelle auf bestehende Probleme auch im Wohnungsbereich hingewiesen. Leider wurde das, wie auch die aktuelle Entwicklung im Gemeindebau zeigt, nicht ernst genommen. Hier hat die Stadtregierung vieles versäumt, was auch die aktuelle Entwicklung nur verdeutlicht. (GR Godwin Schuster: Sie wollten die totale Öffnung, Frau Ekici! Sie wollten die totale Öffnung!) Wien hat eine Wohnpolitik verabsäumt, die auf gesunde Durchmischung setzt. Es ist hinreichend bekannt, dass die Integration vor allem im Wohnbereich nötig ist, um einer Reihe von Folgeproblemen entgegenzuwirken. (GR Godwin Schuster: Sie können doch noch kein Alzheimer haben! Sie wollten die totale Öffnung!)
Dasselbe gilt auch für Schulpolitik. – Was ist Ihre Frage? Ich glaube, Sie möchten unbedingt was los werden. (GR Godwin Schuster: Sie wollten voriges Jahr noch die totale Öffnung!) Wir waren für eine sanfte Öffnung. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Möchten Sie den Beweis dazu haben? (Beifall bei der ÖVP.) Ich kann Ihnen gerne den Beweis bringen. Sie lesen anscheinend nicht unser Programm oder unsere Aussendungen. Nein, nein. Das zeigt, wie unwissend Sie auf diesem Gebiet sind. Wir waren für eine sanfte Öffnung, Sie haben sich dagegen ausgesprochen. Wir waren für eine sanfte Öffnung. So kann man Sachen verdrehen. Bravo! (GR Godwin Schuster: Sie sollten wissen, welche Aussendungen Sie gemacht haben!)
Lassen Sie mich meine Ausführungen weiter fortsetzen, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SP-Stadtregierung. Ich verstehe Ihre Aufregung. Es ist etwas ganz Schlimmes passiert, und Sie möchten sich darüber hinwegschwindeln. Also ich verstehe Ihre Aufregung, aber ich möchte da nicht näher darauf eingehen. Ich kann ihnen gerne den Beweis bringen, dass wir für eine sanfte Öffnung im Gemeindebau waren (GR Godwin Schuster: Wann haben Sie das gesagt? Seit wann? Wann?) und für eine gesunde Durchmischung. (GR Godwin Schuster: Also doch Alzheimer!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich weiter ausführen. Das, was ich jetzt für den Wohnbereich gesagt habe, gilt auch für die Schulpolitik. Hier dominiert in Ihrer Wahrnehmung auch die rosarote Brille. Doch bei 42 Prozent Kindern mit Migrationshintergrund in den Sonderschulen, da müssen doch endlich die 
Alarmglocken läuten. Mit dieser Bildungspolitik, für die Sie, Herr Bürgermeister, verantwortlich sind, werden viele Migrantenkinder ihrer Zukunft beraubt. Wie lange wollen Sie eigentlich diese Tatsache, die Integrationsprobleme im Schulbereich, für die Sie eindeutig verantwortlich sind, unter den Teppich kehren? Hier muss es das Ziel sein, dass alle Kinder bei Schuleintritt Deutsch beherrschen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Kurth-Bodo Blind: Das haben wir schon immer gesagt! Bravo!)
Das wird bei der Schuleinschreibung durch ein Gespräch festgestellt, nur passiert das bis jetzt zu spät und bleibt meiner Meinung nach auch ohne Folgen. Die Schuleinschreibung sollte auf den Herbst vor Schuleintritt vorverlegt werden. Kinder, die zu diesem Zeitpunkt nicht ausreichend Deutsch können oder auch andere Defizite haben, hätten noch die Möglichkeit, ein Jahr lang gratis den Kindergarten zu besuchen, um dort spielerisch die deutsche Sprache zu erlernen. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Vorverlegung der Schuleinschreibung ist Sache des Landes, das heißt, das Gratiskindergartenjahr für die Kinder könnte ebenfalls sehr leicht umgesetzt werden. Dazu fehlt aber der SPÖ-Stadtregierung bislang der Wille!

Ich möchte jetzt darauf aufmerksam machen, was geschieht, wenn es nicht gelingt, in Kürze ein Maßnahmenpaket, wie wir es skizziert haben, rasch und effizient umzusetzen: Dann wird die Perspektivenlosigkeit, in die Sie die folgenden Migrantengenerationen derzeit mit Ihrer Politik stoßen, angesichts eines Spannungspotenzials zu dem berühmten Pulverfass, das wir alle eigentlich nicht wollen, die Migranten nicht, wir nicht und hoffentlich die SPÖ, die GRÜNEN und die Freiheitlichen nicht, aber selbstverständlich auch die Bürger und Bürgerinnen dieser Stadt nicht.

Abschließend möchte ich noch einmal an die SPÖ-Stadtregierung appellieren: Legen Sie Ihre rosarote Brille ab! Wir brauchen keine Integrationspolitik, welche die Dinge einfach treiben lässt, sondern eine Integrationspolitik, bei der auch gehandelt wird. Einfach die Dinge schönreden, ist ein schlechter Ansatz, der sich rächen wird. Wir brauchen daher endlich ein Integrationskonzept, das diesen Namen auch verdient, und ich fordere an dieser Stelle noch einmal ein solches, genauso wie es die GRÜNEN heute gefordert haben. Es zeigt sich nämlich immer mehr, dass die Stadt Wien bei der Integration versagt hat. Doch noch ist es Zeit, Schlimmeres zu vermeiden und die Prioritäten neu zu setzen. Sollte dies nicht geschehen, dann tragen Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ-Stadtregierung, die Verantwortung für die nächsten Schussattentate beziehungsweise für Gewalt, die derzeit am Keimen ist und sich möglicherweise eines Tages wirklich entladen wird. 

Abschließend möchte ich mit meinen Kolleginnen und Kollegen mehrere Anträge einbringen, und wir hoffen, dass Sie die darin formulierten Vorschläge nicht einfach wieder abtun werden! 

Zum einen bringe ich einen Antrag betreffend Erstellung eines Integrationskonzeptes ein.

Dann bringe ich einen Antrag gemeinsam mit meinen Kolleginnen Barbara Feldmann und Monika Riha betreffend Steigerung der Qualität der von der Stadt Wien finanzierten Sprachkurse für Menschen mit Migrationshintergrund ein.

Weiters bringe ich einen Antrag mit meiner Kollegin Monika Riha betreffend integratives Schnittstellen-Coaching in den Schulen ein.

Schließlich werde ich noch einen Antrag gemeinsam mit meinen Kolleginnen Barbara Feldmann, Ines Anger-Koch, Monika Riha und meinem Kollegen Dr Wolfgang Aigner betreffend Chancengleichheit am Schulbeginn einbringen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächste zu Wort gelangt Frau GRin Yilmaz – Ich erteile es ihr.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Liebe Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Frau Kollegin Ekici! Ich brauche eine Supervision nach dieser Rede! Das darf wirklich nicht wahr sein! So viele Worthülsen und so viel Blabla habe ich wirklich in den letzten sechs Jahren in diesem Haus noch nie so kompakt gehört! (Beifall bei der SPÖ.)

Sie wollen einen Kampf für die Öffnung. Sie sagen: Herr Bürgermeister! Setzen Sie Taten! – Was wollen Sie denn? (GRin Mag Sirvan Ekici: Da wird ein Kind angeschossen, und Sie wollen verhandeln!) Angeschossen! Das ist ein gutes Stichwort! 

Meine Kollegin Wehsely hat das gestern schon sehr schön beschrieben. Sie können doch nicht den Konflikt eines drogenkranken Menschen auf die Integrationspolitik Wiens projizieren! Das tun Sie nämlich, und anschließend reden Sie das Scheitern herbei! (GRin Mag Sirvan Ekici: Kommen Sie zur Sache!) Ich bin baff! Ich gratuliere zu der Rede! (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Nehmen Sie zu den vier Anträgen Stellung!) Ah, die Frau Stadträtin ist auch da! Einen wunderschönen guten Tag!

Sehr geehrte Damen und Herren! Man kann natürlich die Realität lange Zeit ignorieren, aber irgendwann einmal muss sich auch die ÖVP dieser Realität stellen, nämlich dass Österreich ein Zuwanderungsland ist. Auf der einen Seite gibt es einen Flügel um Innenminister Platter und Herrn Generalsekretär Missethon, die weiterhin ignorieren, dass Österreich ein Zuwanderungsland ist. Aber es gibt mittlerweile auch Teile in der ÖVP, etwa Staatssekretärin Marek, Gruppierungen der steirischen ÖVP insbesondere in Graz, aber – was ganz wichtig ist – auch Mitglieder des Wirtschaftsbunds, die sagen, was Sache ist, nämlich dass Österreich ein Zuwanderungsland ist, und zwar ein Zuwanderungsland mit den höchsten Zuwanderungszahlen in den letzten Jahren. Zur Erinnerung: Allein in den Jahren 2000 bis 2005 – in dieser Zeit gab es eine ÖVP‑, FPÖ‑ beziehungsweise BZÖ-Regierung – sind 640 000 Menschen nach Österreich zugewandert. Im gleichen Zeitraum sind 437 000 Menschen ausgewandert, es bleibt also ein Saldo von 200 000 Menschen. – So weit die Fakten.

Wer kann da immer noch behaupten, Österreich sei kein Einwanderungsland? Ich wünsche mir, sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, dass sich der Realoflügel der ÖVP einmal durchsetzen wird, denn da könnte man gemeinsam auf Bundesebene wirklich gute Maßnahmen setzen, Hilfestellungen geben und die Menschen nicht allein lassen. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Noch sind Sie für Wien zuständig!)
Es gibt nur einen pragmatischen Zugang zu diesem Thema, der nicht ideologisch besetzt ist, sondern einfach das Gemeinsame in den Vordergrund stellt. Das hilft allen, nicht nur den Zuwanderinnen und Zuwanderern, sondern auch der einheimischen Bevölkerung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Zum Glück gehen die Uhren in Wien anders. Wir SozialdemokratInnen können unseren vernünftigen Weg der Integrations- und Diversitätspolitik ohne bremsende Kräfte umsetzen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Und die Erfolge geben uns recht: Wien ist eine Stadt mit einem hohen Zuwandereranteil. Trotzdem gibt es keine No-Go-Areas, keine brennenden Vorstädte und keine Ghettos. Und dahinter steckt keine zufällige Gunstlage des Schicksals, meine Damen und Herren, sondern ein durchdachtes und ständig neu überarbeitetes Konzept der Integration und Diversität. (Beifall bei der SPÖ.) 

Noch einmal für alle zur Erinnerung: Die Basis unserer Integrationspolitik ist, dass jede Zuwanderung klare Regeln und Integration braucht und an begleitende Maßnahmen gekoppelt sein muss. Wir lassen weder die ZuwanderInnen noch die langjährige Bevölkerung im Regen stehen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Der Schlüssel zur Integration sind selbstverständlich die Sprache und das Verstehen des Systems in Österreich. Deshalb sind unsere Angebote auch maßgeschneidert auf die Bedürfnisse der verschiedenen Gruppen ausgerichtet. Wir haben heuer die Zahl der Sprachkurse um zirka 20 Prozent erhöht. Im vergangenen Jahr haben 7 000 ZuwanderInnen von den Sprachkursen profitiert, das sind um 1 000 mehr als 2005.

Das Hauptziel der MA 17 ist, nicht nur die Sprache zu vermitteln, sondern auch die Möglichkeit zu geben, sich das eigene Lebensfeld besser organisieren zu können. Im Kindergarten und in der Schule setzt die Stadt auf begleitende Unterstützungsmaßnahmen. Der Kindergarten, der erste Schritt zu einer Bildungseinrichtung, bietet Sprachkompetenz für den Schuleintritt. Hier gilt die Devise „Je früher, desto besser".

Wobei ich hier auf einen weit verbreiteten Irrtum hinweisen will: Nichtdeutsche Muttersprache bedeutet nicht mangelnde Deutschkenntnisse, meine Damen und Herren. Und ich kann es nicht oft genug wiederholen: Die Muttersprache ist der Grundstock für das Erlernen jeder weiteren Sprache. „Wie menschlich die Menschen sind, zeigt ihr Umgang mit der Muttersprache“, sagte Friedrich Schiller. (Ironische Heiterkeit bei GRin Mag Sirvan Ekici.) Die Wiener Integrationspolitik sieht sich hier ganz im Erbe des großen deutschen Dichters! 

„Zuwanderer wollen nicht nur Deutsch lernen, sondern sie wollen sich beruflich und gesellschaftlich integrieren.“ – Das sind Worte von Rita Süssmuth, CDU-Politikerin und ehemalige Integrationsbeauftragte der deutschen Bundesregierung. Sie hat eine Kommission geleitet, die Vorgaben und Richtlinien für die Zuwanderung nach Deutschland erarbeitet hat. Eine solche Kommission wäre auch in Österreich mehr als notwendig! 
Arbeit ist Katalysator für Integration und soziale Sicherheit: Auch diesbezüglich setzten wir zielgruppengenaue Angebote. Die rasche Eingliederung in den Arbeitsmarkt ist der entscheidende Faktor für soziale Sicherheit und Anerkennung.

Integration ist aber für uns auch gute Nachbarschaft. „Durchs Reden kommen die Leut’ z’samm!“ sagen die Wienerinnen und Wiener, und sie haben natürlich recht. (Zwischenruf von GR Anton Mahdalik.) Das stimmt! Daher bieten wir auch Unterstützung bei Konflikten im Umgang miteinander. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Lösungsorientiert, Herr Kollege Jung, und deeskalierend! (GRin Mag Sirvan Ekici: Was ist Ihre Lösung für Favoriten, nachdem Kinder angeschossen wurden?)

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir wollen auch Indikatoren entwickeln, um international vergleichbare Maßnahmen auf ihre Wirkung hin prüfen zu können. Damit komme ich wieder zur Süssmuth-Kommission: Wir bräuchten eine unabhängige Kommission, die sich auf wissenschaftlicher Basis mit der Zuwanderungs- und Integrationspolitik befasst. Es geht dabei um eine generelle Neudefinition des Themas, und hochrangige Persönlichkeiten aus verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen sollten plausible, nachvollziehbare Konzepte entwickeln, und zwar unberührt von der tagespolitischen Auseinandersetzung und dadurch sachorientiert.

Die Wiener ÖVP ist ja auch dafür! – Ich zitiere aus Ihrem Resolutionsantrag: „Die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz, Personal wird ersucht, in Absprache mit den amtsführenden Stadträten, allen weiteren Geschäftsgruppen, den zuständigen Stellen des Bundes unter Beiziehung von anerkannten Vereinen und Institutionen ein mit genauen Inhalten und organisatorischen und zeitlichen Eckdaten versehenes Integrationskonzept zu erarbeiten und umzusetzen.“ – Das fordert die Wiener ÖVP. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Sehr gut! Machen wir’s. Packen wir’s an! (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Gern!) Warum setzen Sie sich nicht dafür ein, dass das Ganze auch auf Bundesebene umgesetzt wird? – Ich warte darauf! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe absichtlich sachorientiert gesagt, denn hin und wieder gewinnt man den Eindruck, dass tagespolitische Forderungen mehr lach‑ als sachorientiert sind. Ein aktuelles Beispiel: Kollegin Ekici hat gesagt, dass die ÖVP seit Jahren die Öffnung der Gemeindebauten für ausländische Staatsbürger fordert. (GRin Mag Sirvan Ekici: Seit 1995 verlangen wir die sanfte Öffnung! Lesen Sie nach!) Ich sage: Seit heute!

Seit Beginn des Jahres 2006 wurde das auf Grund einer EU-Richtlinie umgesetzt. Und jetzt fordert die Integrationssprecherin Sirvan Ekici, dass die Stadt bei der Vergabe der Gemeindewohnungen steuernd eingreift! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist unerhört!) – Ich zitiere: „Ein gewisser Anteil an Ausländern, ob eingebürgert oder nicht, soll nicht überschritten werden. Die Österreicher dürfen sich nicht in der Minderheit fühlen.“ – Zitat Ende. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Klubobfrau Vassilakou meint dazu: Einen Versuch wäre es wert. – Ich weiß schon: Es war damals sehr heiß, als diese Idee präsentiert wurde! Hat sich irgendjemand in der ÖVP einmal Gedanken darüber gemacht, wie man all das umsetzen könnte? (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Alle von uns!) Aha!

Das muss man sich wirklich einmal auf der Zunge zergehen lassen: Ausländer, ob eingebürgert oder nicht, sollen einer Quote unterworfen werden. Alleine die Diktion „ob eingebürgert oder nicht“ zeigt wirklich die Denkweise: Einmal Ausländer, immer Ausländer! Wenn es nach Frau Ekici ginge, würde sie selbst natürlich Opfer dieser Idee werden. (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Ich frage Sie, sehr geehrte Damen und Herren: Vor welchem Verfassungsgericht soll dieser Gedanke eigentlich halten? Erklären Sie mir den Unterschied zwischen eingebürgerten Ausländern, Inhabern der österreichischen Staatsbürgerschaft und langjährigen Österreichern! – Aber es war damals, als das Ganze präsentiert wurde, wie gesagt, sehr heiß! 

Ich verstehe noch immer nicht, welche Menschen eigentlich in diese „Ekici-Quote“ fallen sollen! Soll es an der Beherrschung der deutschen Sprache oder vielleicht am mehr oder weniger fremdländischen Aussehen liegen? Sollen die MitarbeiterInnen von Wiener Wohnen vielleicht Leute vormerken und dann Vormerkscheinbesitzer antanzen lassen und prüfen, ob sie eingebürgert oder schon langjährige ÖsterreicherInnen sind? Oder soll es vielleicht gar einen Ausländererkennungsbeauftragten bei Wiener Wohnen geben? 
Ich glaube, Sie haben sich nicht wirklich ernsthaft Gedanken darüber gemacht! Pädagogen nennen solche Ideen „gedankenkreativ“. Und was die Leute im Gemeindebau dazu sagen würden, das sage ich jetzt lieber nicht! 

Frau Ekici nimmt sogar den schrecklichen Fall in Favoriten als Indiz für das behauptete Scheitern der Integrationspolitik. Die Tat eines drogenkranken Menschen, der schon längst auffällig geworden ist, muss jetzt als Argument für die Festlegung eines Ausländeranteils herhalten! Das ist wirklich schrecklich! (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sie waren nicht einmal dort!)

Wenn es so weitergeht, wird der Begriff Quote zum Unwort des Jahres werden! Die ÖVP hat die Quote entdeckt, ob in der Schülerquote oder in der Gemeinderbauquote. – Ich kenne praktisch kein Beispiel einer solchen Quotenregelungen für Eingebürgerte oder nicht Eingebürgerte in Europa. Das einzige Land, wo eine Quote praktiziert wurde, war Südtirol, und das ist auch als gescheitert zu betrachten! Dort mussten die Menschen ab ihrem 18. Lebensjahr angeben, ob sie der deutschsprachigen, der ladinischen oder der italienischen Sprachgruppe angehören, und dementsprechend erfolgte die Aufteilung der öffentlichen Ämter und wurden Wohnungen, Kindergarten‑ und Ausbildungsplätze vergeben. Das ist aber wirklich gescheitert! Viele Menschen haben keinen Ausbildungsplatz beziehungsweise keine Wohnung bekommen, und das Miteinander unter den Volksgruppen war auf dem Tiefpunkt. Zum Großteil ist diese Regelung auch zurückgenommen worden. Jetzt kommt aber die ÖVP quasi mit einer Neuauflage eines solchen Vorschlags und möchte in Wien Quoten einführen!

Sehr geehrte Damen und Herren! Lassen Sie mich zum Schluss über unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der Gemeinde ein paar Worte sagen. Derzeit läuft im Kino „Fluch der Karibik Teil 3", und Kapitän Jack Sparrow sagt: „Nicht jeder Schatz ist aus Gold.“ – Da hat er recht! Die Frauen und Männer, die hier tagtäglich die Geschäfte der Stadt durchführen, sind der eigentliche Schatz der Stadt Wien. Sie arbeiten als Krankenschwestern, Feuerwehrleute, Pflegepersonal, Polizisten beziehungsweise Aufsichtsorgane. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Mir kommen die Tränen!) Und den tatsächlichen Wert der Arbeit dieser Menschen erkennt man dann, wenn einer von diesen Menschen einmal aus irgendeinem Grund ausfällt. Da merkt man, was wir da für einen Schatz haben! Ich möchte mich daher bei allen MitarbeiterInnen sehr herzlich bedanken!

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. Das Wetter ist ein bisserl kühler geworden, vielleicht fällt Ihnen jetzt auch noch etwas anderes zur Integration ein als die Quote! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Frau GRin Matiasek hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. – Ach so! Kollegin Feldmann hat Kollegen Madejski gemeint. Okay. Nunmehr ist Kollege Madejski zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Redezeitbeschränkung drei Minuten. - Bitte. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! Eine der Vorrednerinnen von der ÖVP hat hier wirklich eine Kehrtwendung betreffend Ausländer im Gemeindebau angeboten! Diese Kehrtwendung kennen wir aber schon seit einigen Wochen, und so kann man das natürlich nicht im Raum stehen lassen.

Vorab möchte ich nur festhalten: Es gibt hier im Gemeinderat zwei Parteien, die immer bei ihrem Standpunkt geblieben sind und immer für diesen Standpunkt eingetreten sind, wenn auch in verschiedenste Richtungen. Die GRÜNEN wollten immer integrationswillige und integrationsunwillige Ausländer im Gemeindebau. Die FPÖ hingegen war immer jene Partei, die gesagt hat – und bei dieser Meinung auch geblieben ist –: Mit Ausländern ohne Deutschprüfung oder nicht integrationswilligen Ausländern wird es Probleme im Gemeindebau geben, und daher lehnen wird das ab. Und wir lehnen das weiterhin ab, meine Damen und Herren! 

Ich wundere mich jetzt aber über die ÖVP. Zunächst zitiere ich eine interessante Meldung aus dem Jahre 1997: „Die Debatte über die Öffnung der Gemeindebauten für Ausländer nimmt eine neue Wendung. Die ÖVP und der“ – damalige – „Chef des Integrationsfonds Max Koch verlangen eine sozial gerechte Wohnungsverteilung auch für Ausländer.“

Nächster Punkt: 2001 wird von StR Bernhard Görg berichtet: „Ferner müsse man die Einwanderer nicht von gewissen Wohnformen wie vom Gemeindebau ausschließen". (Zwischenruf von GRin Mag Sirvan Ekici.) Ich komme schon noch dazu, Frau Kollegin! 

2005 heißt es: „In Wien steht ab 23. Jänner 2006 die Öffnung für Ausländer zu. Bei der Wiener ÖVP und den GRÜNEN begrüßt man die Öffnung. VP‑Klubchef Matthias Tschirf spricht von einem Schritt gegen die Ghettoisierung der Stadt und ist erfreut über die Öffnung.“

Noch eine Meldung aus dem Jahr 2005: „Im Gleichklang mit den Grünen ist die Wiener Volkspartei. Klubchef Matthias Tschirf begrüßt die Öffnung. Jenen, die sozial bedürftig sind, sollte man entsprechende Wohnungen einräumen, selbstverständlich auch Ausländern.“

Und jetzt sind wir beim Punkt: Das sind alle! Das sind alle, Frau Kollegin! Da gibt es kein Bonussystem! Das sind alle. Das war immer Ihre Meinung. Denn alle, die aus Ihrer Sicht bedürftig sind, Ausländer und Inländer, können eine Gemeindewohnung bekommen. Und die Ausländer und Inländer, die nicht bedürftig sind, bekommen keine. Deshalb sind es alle Ausländer, für die Sie eine Wohnung im Gemeindebau fordern, und nicht nur ein Teil! Und das Bonussystem ist überhaupt ein Schmarren, weil es rechtlich nicht hält! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster gelangt Herr GR Schreuder zu Wort. – Bitte. (Zwischenruf von GRin Mag Sirvan Ekici.) 
Ich habe den Kollegen schon aufgerufen! Sie müssen das der Schriftführerin sagen! Jetzt ist Kollege Schreuder an der Reihe, und Sie kommen nachher dran!

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Es wäre schon okay gewesen, wenn die Kollegin drangekommen wäre. Aber ich danke für das Wort!

Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Mein Thema ist zwar ein anderes, aber ein paar Sätze möchte ich doch noch zur Debatte von soeben sagen.

Ich bin seit 2005 österreichischer Staatsbürger und war es vorher nicht. Und ich möchte schon festhalten, dass ich überrascht bin, dass man mir sozusagen die Staatsbürgerschaftsrechte zweiter Klasse zuerkennen möchte! Also: Wenn ich eingebürgert bin, dann will ich die gleichen Rechte! Punkt. Meine persönliche Identität ist ein Aspekt, mein Rechtsverhältnis zum Staat ist ein anderer Aspekt. Das sind zwei Paar Schuhe, das hat nichts miteinander zu tun. Und ich meine, es ist wichtig, wenn man das hier einmal sagt! (Beifall bei den GRÜNEN.)

In einem anderen Bereich muss ich Kollegin Ekici aber verteidigen, das ist mir auch wichtig: Sie macht sich immerhin Gedanken über die Politik, die in dieser Stadt gemacht wird, und über die Konflikte, die es in dieser Stadt gibt. Etwas hilft aber auf jeden Fall sicherlich nicht: Wenn man beim Rechnungsabschluss zwei Tage hier steht und sagt: In Wien ist alles super! Wir haben überhaupt keine Probleme! Alles läuft bestens! Es gibt keine Konfliktherde: Da hat einer ein bisschen herumgeballert, aber was kümmert uns das! Unser Rechnungsabschluss ist super!

So geht das wirklich nicht! Da muss ich Frau Kollegin Ekici recht geben, auch wenn wir sonst andere Ideen haben! So kann man nicht Politik machen! Da ist die Sozialdemokratie gefordert. Wenn man zur Zeit des Rechnungsabschlusses immer nur hört, wie super alles ist, ohne dass auch gesagt wird, dass es Probleme in der Stadt gibt und wie man diese lösen will, dann halte ich das, ehrlich gesagt, für unerträglich! (Beifall bei den GRÜNEN und von Gemeinderäten der ÖVP.)
Mein heutiges Thema ist der Antidiskriminierungsstelle für gleichgeschlechtliche Lebensweisen zuzuordnen. Ich glaube, ich bin wieder einmal der einzige Redner dazu, was mir, wie immer, ganz furchtbar leid tut. Deshalb erlaube ich mir eben, auch zu dieser Geschäftsgruppe einige Worte zu verlieren.

Die Wiener Antidiskriminierungsstelle für gleichgeschlechtliche Lebensweisen wurde 1998 ins Leben gerufen. Es war damals ein rot-grünes Projekt der Frau StRin Brauner und der grünen StRin Huemer. Ich war damals noch nicht da. Ich möchte mich bei dieser Gelegenheit aber bei der Wiener Antidiskriminierungsstelle für gleichgeschlechtliche Lebensweisen für die sehr gute Arbeit bedanken, die sie seit dieser Zeit geleistet hat!

Am 30 Juni, also am kommenden Samstag, werden wieder Tausende Lesben, Schwule und Transgender, aber auch Heterosexuelle andersrum über die Ringstraße ziehen, um im öffentlichen Raum zu feiern, sich sichtbar zu machen und zu zeigen, dass man sich nicht verstecken muss.

Gestern hat mein Kollege Gudenus davon gesprochen, dass in dieser Stadt Politik für „Randgruppen“ gemacht wird. Herr Kollege Gudenus! Was, bitte, ist eine Randgruppe? Wenn man eine Gesellschaft in Randgruppen einteilt, dann wird jede Gruppierung irgendwie zu einer Randgruppe. Dann würden hundert Prozent der Wienerinnen und Wiener letztlich zu einer Randgruppe gehören! So wären zum Beispiel Burschenschaften eine Randgruppe beziehungsweise eine Randerscheinung. 

Herr Kollege Gudenus! Liebe Freiheitliche Partei! Etwas müssen Sie sich schon gefallen lassen! Dass Minderheiten sich im Zentrum der Politik befinden und ihren Job machen, so wie ich zum Beispiel, das gehört nun einmal dazu! Auch ich bin gewählt worden, Herr Kollege! (Zwischenruf von GR Anton Mahdalik.) Eine Mehrheit? Ja, das stimmt! Aber wenn eine Mehrheit über Minderheiten spricht, sollte sie besondere Sensibilität an den Tag legen, und das verlange ich auch von der Freiheitlichen Partei! (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Reden wir nun aber von den wirklich wichtigen Themen, die in dieser Stadt und in diesem Land anstehen. Und da komme ich jetzt nicht umhin, über die Bundespolitik zu sprechen. Wir haben immer sehr viele gemeinsame Anträge hier im Gemeinderat eingebracht und die Bundesregierung aufgefordert, endlich aktiv zu werden. Die Sozialdemokratie hat das immer mit unterstützt. Jetzt sitzen Sie selbst in der Bundesregierung, aber die Koalitionsvereinbarung, die uns vorgelegt wurde, war mehr als enttäuschend. Das muss man einfach so sagen. Man hört jetzt oft von der „Umfallerpartei SPÖ“.

Im Wahlkampf wurde uns sehr viel versprochen, von eingetragener Partnerschaft sogar bis zur Öffnung der Ehe. (GR Godwin Schuster: Wir sind noch immer dafür!) Das ist mit Fotos von Gusenbauer in ganz vielen Szenemedien inseriert worden. Bislang fehlt mir aber jegliche Spur! Diesbezüglich höre ich derzeit erstaunlicherweise mehr aus den Reihen der ÖVP. Das ist interessant! Die ÖVP ist derzeit sehr präsent in den Medien mit allen möglichen Vorstellungen, wie man nämlich so wenig wie möglich für die Gleichstellung von Lesben und Schwulen macht. Aber das ist immerhin ein bisschen etwas, die SPÖ ist hingegen ganz ruhig! 
Ich glaube, der Bundeskanzler ist doch Sozialdemokrat! Oder irre ich mich? Ich habe nämlich nichts von ihm gehört! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Man muss nur die Ohren aufmachen!) Ich meine, es wäre einmal ganz angebracht, wenn auch die SPÖ ganz klar und deutlich sagen würde, was sie vom Koalitionspartner verlangt. Bei den Koalitionsverhandlungen ist das nämlich ganz offensichtlich nicht geschehen! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das stimmt überhaupt nicht! Das ist die glatte Unwahrheit!) Also wenn ich mir die Koalitionsvereinbarungen ansehe, dann muss ich feststellen, dass die Gleichstellung von Lesben und Schwulen mit keinem einzigen Wort erwähnt wird! – Gratuliere! Super verhandelt, liebe SPÖ! Danke! 

Aber es gibt auch Politik in dieser Stadt. Am 21. April 2007 gab es einen Landesparteitag der Sozialdemokraten, und da habe ich etwas Interessantes erfahren, und ich kann jetzt nur hoffen, dass die Wiener SPÖ gescheiter ist als die SPÖ Rudolfsheim-Fünfhaus. Da gibt es nämlich einen Antrag, man möge eine Beratungsstelle für Lesben, Schwule und Transgender im AKH einrichten. – Hallo!? Die WHO hat Homosexualität schon längst von der Liste der Krankheiten gestrichen! Was soll dann bitte eine Beratungsstelle für Lesben, Schwule und Transgender in einem Krankenhaus? Was soll das? Das kann ja wohl nicht euer Ernst sein?

Ich hoffe, dass das nie und nimmer Tatsache wird! Beim Landesparteitag wurde beschlossen, dass es eine Zuweisung an den Gemeinderatsklub der SPÖ gibt, und deswegen wende ich mich jetzt an euch. Lieber Gemeinderatsklub der SPÖ! Bitte verhindert diese Idee, eine Beratungsstelle in einem Krankenhaus einzurichten! Ich traute meine Augen nicht, als ich diesen Antrag sah – ich zitiere: „Der Wiener Landesparteitag fordert daher die zuständigen Stellen der Stadt Wien auf, für eine ausreichende personelle und räumliche Ausstattung des in Erstehung befindlichen Beratungs- und Betreuungszentrums für Lesben, Schwule, Bisexuelle und Transgender-Personen, das sich derzeit an der Universitätsklinik für Frauenheilkunde am AKH befindet, zu sorgen.“ 

Das ist ein Antrag! Ich habe ihn hier schwarz auf weiß! Das ist eine Repathologisierung von Homos und Transsexualität. Das werden wir nicht zulassen! Aus! (Beifall bei den GRÜNEN. – Lebhafte Zwischenrufe bei SPÖ und ÖVP.)

Jetzt bin ich am Wort! Meldet euch nachher zu Wort und erklärt mir, was dieser Antrag bei eurem Landesparteitag soll! Danke! (Weitere Zwischenrufe bei SPÖ und ÖVP.)
Damit man in dieser Stadt auch Gleichstellungspolitik macht, die diese Bezeichnung verdient, haben wir einige Anträge vorbereitet, und ich hoffe sehr, dass die Sozialdemokratie – wenn es schon im Bund nicht gelingt – auf Wiener Ebene ihre eh in weiten Teilen gute Arbeit fortsetzt und dass der eine oder andere Antrag angenommen wird. Das hoffe ich immer. 

Zum nächsten Thema, das mir wichtig ist: Nächstes Jahr wird in Wien die EURO 2008 stattfinden, und ich freue mich sehr darauf, wenn ich auch als eingebürgerter Ausländer manchmal eine kleine orange Brille trage. Wien wird hoffentlich ein Gastgeber mit einem Lächeln sein! Und ich hoffe, Europa wird willkommen geheißen werden. Wir freuen uns alle darauf, dass wir eine weltoffene, freundliche, sportbegeisterte Stadt sein können!

Zur Weltoffenheit gehört natürlich auch einiges dazu, was man politisch machen kann. Im Fußball gibt es schon sehr viele Initiativen gegen Rassismus, sie reichen aber noch nicht aus. Meine Kollegin Korun hat da auch ihre Erfahrungen gemacht. Man kann im Fußball betreffend den Bereich Antirassismus nie genug tun!

Ein Tabuthema gibt es aber auch, und das ist die Homophobie. Es gibt immer noch unzählige Sprechchöre und Sprechgesänge, die wir tagtäglich auch im Fernsehen hören dürfen, aber kein Mensch regt sich darüber auf! Die Fan-Verantwortlichen wollen nicht gerne darüber reden. Man lässt sie halt singen, man will sich mit den Fan-Klubs nicht anlegen. (GR Dr Herbert Madejski: Das werden sie von der Stadt Wien gelernt haben!) Ja, von der Stadt Wien!

Der einzige Verein und Fan-Klub, der in Wien sehr viel getan hat – das kann mir Kollege Stürzenbecher sicherlich bestätigen –, ist der Wiener Sportklub gemeinsam mit den FreundInnen der Friedhofstribüne: Letztere haben eine sehr klare antidiskriminatorische Haltung dazu und haben auch sehr tolle Aktionen am Fußballplatz selbst gemacht.

Wir sind der Meinung, dass Fußball, eventuell neben der ÖVP und der FPÖ, eine der letzten homophoben Bastionen ist, wir hoffen allerdings, dass sich bis zur EURO 2008 alle Wienerinnen und Wiener auf dieses Großereignis freuen können! 

Daher stelle ich folgenden Antrag: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Stadt Wien bis zur EURO 2008 eine Kampagne gegen Homophobie im Fußballsport und in den Wiener Fußballstadien durchführt.“ (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Herr Kollege Jung! Ich habe Sie jetzt nicht verstanden. Aber ich denke mir, dass Ihnen das nicht gefällt! (GR Kurth-Bodo Blind: Nein! Das ist ja herzig!) „Herzig“ finden Sie das? Das freut mich sehr! 

Nächstes Thema: In der Stadt Wien gibt es zahlreiche betreute Wohngemeinschaften für Jugendliche, die Probleme haben. Viele Jugendliche haben zum Beispiel auch das Problem, dass sie auf Grund ihrer sexuellen Orientierung von zu Hause hinausgeschmissen werden. Transidente Jugendliche haben in diesem Zusammenhang sehr große Probleme. Wir haben immer wieder diesbezügliche Gespräche mit der SPÖ geführt: Wir würden uns wünschen, dass solche betreute Jugend-WGs auch für lesbische, schwule, bisexuelle und Transgender-Jugendliche eingerichtet werden. – Dementsprechend stelle ich auch hiezu einen Antrag. 

Einen weiteren Antrag möchte ich im Hinblick auf Senioren und Seniorinnen stellen. Auf Grund der Emanzipationsbewegung, die es zum Glück seit den 70er Jahren gibt, können Menschen im Alltag offen zu ihrer sexuellen Orientierung stehen. In dem Augenblick allerdings, wenn sie pflegebedürftig werden, geht das aber nicht mehr. Daher wünschen wir uns, dass sich der Wiener Gemeinderat dafür ausspricht, dass die Stadt Wien eine Studie über die Situation von lesbischen, schwulen und Transgender-Senioren und Seniorinnen in Auftrag gibt und deren spezifische Wünsche insbesondere hinsichtlich Altenpflege in Form einer Bedarfserhebung aufarbeitet. – Danke schön.

Nun komme ich zu zwei Anträgen, von denen ich wirklich hoffe, dass die Sozialdemokratie mitstimmt. Es sind dies Anträge an die Bundesregierung. – Es gab einerseits die Idee der GRÜNEN, einen Zivilpakt einzurichten. Die SPÖ hat das „eingetragene Partnerschaft“ genannt. Der Unterschied ist, dass wir das auch für heterosexuelle Paare wollen, weil wir tatsächlich glauben, dass die Ehe nicht so attraktiv ist, dass jedes heterosexuelle Paar unbedingt eine Ehe eingehen will. Wir meinen daher, dass es ganz vernünftig ist, ein Rechtsinstitut zu schaffen, das Rechte und Pflichten in einem – vor allem auch für die Frauen – modernen Sinne regelt. Daher stellen wir wieder einmal einen Antrag betreffend die Einführung eines Zivilpaktes oder einer eingetragenen PartnerInnenschaft für verschieden- und gleichgeschlechtliche Paare und fordern die Bundesregierung auf, diese einzurichten. 

Heute war schon von der Zwangsehe die Rede. Es gibt nach wie vor auch ein Zwangseheverbot in diesem Land. Aber so reformbedürftig die Ehe ist, ist das eine zivilrechtliche Geschichte. Und es ist wirklich nicht einzusehen, warum in einem modernen Staat Menschen nicht heiraten dürfen. Am Anfang des 20. Jahrhunderts durften Lehrerinnen nicht heiraten und interkonfessionelle Ehen waren zum großen Teil verboten. Zum Glück ist die Menschenrechtspolitik nun aber schon so soweit, dass diese Eheverbote bis auf eines aufgehoben wurden: Jede Lesbe und jeder Schwule wie ich darf ja heiraten, aber nicht, wenn es sich um eine Person des gleichen Geschlechts handelt. Diese darf man nicht heiraten, und das wollen wir ändern. Ich stelle daher folgenden Antrag: 

„Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, die Ehe auch für gleichgeschlechtliche Paare zu öffnen.“ 

Das hat uns übrigens Herr Bundeskanzler Gusenbauer auch im Wahlkampf versprochen.

Meine Damen und Herren! Lesben‑, Schwulen‑ und Transgender-Politik gilt als Randgruppenpolitik. – Es geht da aber um 7 bis 10 Prozent der Wienerinnen und Wiener, und die sind mitten in dieser Stadt. Wir sind überall! Wir verdienen deswegen auch Respekt, Anerkennung und eine gute Politik. In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zu diesen Anträgen.

Lassen Sie mich zu guter Letzt noch kurz ein Dankeswort an die Wiener Berufsfeuerwehr richten. Das hat jetzt nichts mehr mit meinem Thema zu tun. Ich hatte aber vorhin Angst, dass ich diese Rede nicht halten kann, weil ich im Paternoster stecken geblieben bin. Ich stand dann eine Viertelstunde im Paternoster. Zum Glück hatte ich einen iPod mit, der mich ein bisschen von der Situation ablenkte, in der ich mich befand. Man hat mich dann händisch hinuntergekurbelt. Dafür danke ich der Wiener Berufsfeuerwehr herzlich! Ich bin euch zu Dank verpflichtet! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Nun folgen tatsächliche Berichtigungen. Als Erste hat sich Frau GRin Ekici zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet – Bitte. 

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Gewisse Sachen kann ich leider nicht so im Raum stehen lassen. 

Zu Kollegin Yilmaz: Wir fordern keine Quote! Sie verdrehen Tatsachen. Jeder, der im Integrationsbereich tätig ist und dafür ein Gespür hat, weiß, worauf ich hinaus möchte. (GR Godwin Schuster: Dann sagen Sie es!)

Zu Marco: Ich möchte keine zwei Klassen von Bürgern und Bürgerinnen der Stadt beziehungsweise Staatsbürgern und Staatsbürgerinnen. Ganz im Gegenteil! Und du weißt auch, was ich gemeint habe! Ich bin mir sicher, dass du weißt, was ich damit gemeint habe! Ich möchte nur nicht, dass Konflikte aufgestaut bleiben.

Ich bin in den 10. Bezirk in mehrere Anlagen gegangen, und ich bin mit diesen Menschen tagtäglich in Kontakt. Ich gehe sie besuchen. Das vermisse ich zum Beispiel bei Kollegin Yilmaz. Ich habe mit den Eltern des angeschossenen Buben sofort nachher telefoniert. Ich bin dorthin gegangen und habe mir alles vor Ort angeschaut. Wo aber waren Sie? – Sie waren nicht dort!

Aber Anschuldigungen sind jetzt nicht Ziel und Zweck. Was ich möchte, ist ein friedliches Miteinander in der Stadt, eine gesunde Verteilung. Ich habe zur SPÖ gesagt: Wir haben uns für eine sanfte Öffnung des Gemeindebaus ausgesprochen. (StR Johann Herzog: Für eine völlige Öffnung!) Nein!

Dazu stehen wir mit der Begründung, dass man von Seiten der Stadt auf diese Weise besser steuern kann, dass es eine gesunde Durchmischung und einen besseren Austausch zwischen Menschen mit Migrationshintergrund und der einheimischen Bevölkerung gibt. Und dann hätten wir auch in den Schulen nicht das Problem, dass es mitunter 70, 80 oder 90 Prozent sind. Sie kennen den Prozentanteil.

Sie möchten die Tatsachen bewusst verdrehen und die Probleme negieren. Sie sind Landesmeister im Negieren von Problem, das sage ich Ihnen! Aber so verhält es sich nicht, das muss ich schon dazu sagen. – Danke. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Worthülsen, lauter Worthülsen!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste ist Kollegin Korun zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. – Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Ich bringe eigentlich drei tatsächliche Berichtigungen, und zwar zwei in Richtung ÖVP und eine in Richtung SPÖ.

Andreas Khol hat offensichtlich in einem Punkt recht gehabt: Die Wahrheit ist doch eine Tochter der Zeit! 

Kollegin Ekici! Wenn jemand eingebürgert ist, ist er oder sie Österreicher oder Österreicherin. Es gibt keine eingebürgerten Ausländer! (GRin Mag Sirvan Ekici: Das habe ich nicht gesagt!) Genau das haben Sie gesagt, und das wurde auch so in der Zeitung zitiert. Das ist ethnisches Denken nach dem Motto – Kollegin Yilmaz hat es schon angesprochen –: Einmal Ausländer, immer Ausländer. Da kann man sich einbürgern lassen, soviel man will. – In dem Punkt schließe ich mich ihr auch an: Wenn es eingebürgerte AusländerInnen gäbe, wären Sie selbst eine, genauso wie ich und ein paar andere Kolleginnen und Kollegen auch. 

Meine zweite tatsächliche Berichtigung bringe ich auch in Richtung ÖVP: Die ÖVP ist bis heute oder zumindest bis vor einer Woche nie für eine so genannte sanfte Öffnung des Gemeindebaus eingetreten, sondern für die Öffnung des Gemeindebaus für in Wien niedergelassene ausländische Staatsangehörige. Diesen Schwenk finde ich insofern beschämend, weil Sie offensichtlich versuchen, Kapital aus diesem einen Fall, dass Kinder im Gemeindebau angeschossen wurden, zu schlagen, und zwar auf dem Rücken vieler Leuten, weil Ihre Forderung ganz konkret lautet: Schauen wir, dass nicht so viele Ausländer oder ehemalige Ausländer in den Gemeindebau kommen. Konkret und konsequent weiter gedacht, heißt das: Wenn es nicht so viele Ausländer im Gemeindebau gibt, dann wird auch nicht auf sie geschlossen. Das finde ich wirklich beschämend!

Jetzt die tatsächliche Berichtigung in Richtung SPÖ: Die SPÖ hat jahrelang, und zwar konkret über 40 Jahre, das Argument vertreten, dass Ausländer und Ausländerinnen im Gemeindebau keinen Platz haben sollen. Sie haben bis zum letzten Tag gewartet, bis die EU-Richtlinien in Österreich zwingend umzusetzen war. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Von wegen sanfte Öffnung: Auch das ist falsch, wenn Sie das heute verdrehen und sagen: Nein, wir haben nie so argumentiert. – Genau so haben Sie argumentiert. Sie haben gesagt, dass Ausländer und Ausländerinnen nicht im Gemeindebau wohnen sollen. Und Sie haben jahrelang dafür gesorgt, dass der Wiener Gemeindebau ein weiteres Ghetto ist. (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Ich schließe mich meinem Kollegen Marco Schreuder an, denn es geht natürlich nicht, dass Sie immer nur sagen: Das war ja nur ein Drogenkranker! – Auch wenn es in diesem Fall ein Drogenkranker war: Solange Sie Lösungsvorschläge und Lösungsmaßnahmen verweigern, kann man nur an Sie appellieren: Sie müssen schon aufpassen und dürfen nicht alles nur schönreden! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Harry Kopietz: Wo war da die Berichtigung?)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Kollege Schreuder hat gemeint, er sei der einzige Mann in dieser Debatte. Da irrt er! Kollege Mag Jung hat sich auch gemeldet. Mir steht nicht zu zu werten, aber ich glaube, das ist die einzige Gemeinsamkeit. – Bitte.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Ich bedanke mich für diese sachliche Richtigstellung! Das beruhigt mich ungemein! Zunächst muss ich darauf schauen, dass die Quote eingehalten wird und wir Männer in der Debatte nicht zu kurz kommen.

Es war mir ein wahres Vergnügen, bei diesem großkoalitionären Watschentanz, der jetzt auf die Wiener Ebene herunter verlagert wurde, zuzuschauen. Es ist eine Freude, die Einigkeit in dieser Koalition zu bemerken. Die GRÜNEN haben auch noch ein bisserl mitgeklatscht.

Meine Damen und Herren! Wir klatschen in die Hände. Die Bürger merken nämlich bereits, wer ihr wirklicher Vertreter in der ganzen Geschichte ist! (Beifall bei der FPÖ.)

Ich weiß genau, dass wir in Wien keine Koalition haben! (Zwischenruf von GRin Martina Ludwig.) Ohren auf, Frau Kollegin! Ich habe vom großkoalitionären Watschentanz auf Bundesebene, der föderalistisch nach Wien herunter verlagert wurde, gesprochen! Wenn Sie es hören wollen: Sie haben sich hier gegenseitig abgewatscht. Sind Sie jetzt zufrieden? (Zwischenrufe bei SPÖ und ÖVP.) 

Kommen wir jetzt zur Realitätsverleugnung durch die SPÖ: Ich erinnere mich gut, dass gestern festgestellt wurde, dass wir höllisch übertreiben. Jetzt haben Sie alle selber wieder die berühmt‑berüchtigte Geschichte mit dem Drogenkranken beziehungsweise Alkoholiker gebracht, der auf Kinder geschlossen hat. Das war aber nur die Spitze eines Eisberges. Es wurden zwar auch im Gemeindebau schon Konflikte mit Schusswaffen ausgetragen, es ist aber bisher noch nicht auf Kinder geschossen worden. Das war, wie gesagt, die Spitze eines Eisberges in den Gemeindebauten. Ich bin mir sicher, dass viele von den Funktionären der SPÖ und viele von Ihnen – wenn auch nicht gerade jene, die vorne in der ersten Reihe sitzen ‑, die mit den Bürgern noch Kontakt haben, wissen, wie es in unseren Gemeindebauten ausschaut. Und deshalb behaupte ich: Sie betreiben Realitätsverweigerung!

Gestern haben Sie auch gesagt, dass es übertrieben ist, wenn man hier vom berühmten Komatrinken spricht. Schlagen Sie heute die Zeitungen auf! Dann können Sie lesen, dass in diesem Jahr bereits 1 700 Jugendliche wegen übertriebenen Alkoholgenusses in Krankenhäuser eingeliefert wurden. Ihre Vertreter haben gesagt, dass das übertrieben ist. (GRin Martina Ludwig: Was hat das mit dem Gemeindebau zu tun?) Genügen Ihnen 1 700 Kinder nicht? (GRin Barbara Novak: Hören Sie einmal zu!) Ihnen höre ich sicherlich nicht zu! Kreischen Sie anderswo! (GR Harry Kopietz: Das ist ungeheuerlich!)

Herr Kollege! Sind Ihnen 1 700 Kinder, die sich so betrunken haben, dass sie ins Krankenhaus mussten, nicht genug? Sie fördern das ja noch! Schauen Sie doch an, was auf Ihrer Donauinsel passiert ist! Hören Sie doch damit auf! Sie machen es – wie ich gestern schon gesagt habe – wie die berühmten Affen: Augen zu, Ohren zu, nur den Mund auf. – Sie sind Weltmeister im Leugnen der Realität, das ist es! (Beifall bei der FPÖ.)

Jetzt komme ich auf die einzelnen Redner zurück. (GR Harry Kopietz: Sie haben keine Ahnung!) Mehr als Sie in der linken Hand auf jeden Fall noch!

Frau Kollegin Korun! Sie haben ganz deutlich von Integrationspolitik gesprochen, aber nicht mehr nur von Integration, sondern auch von Diversitätspolitik. Das ist ein Widerspruch in sich: Entweder man will integrieren oder man will unterschiedliche Gesellschaften schaffen. Und genau da sind wir angelangt: Bei uns entstehen unterschiedliche Gesellschaften, Parallel- und sogar Gegengesellschaften. Vor zwei oder drei Jahren haben Sie noch Entwicklungen wie jene in Paris geleugnet. In der letzten oder vorletzten Sitzung hat jedoch einer Ihrer Redner selbst davor gewarnt. Das hätten Sie auch vor einem oder zwei Jahren noch nicht zugegeben. Unter dem Druck der Vorkommnisse erkennen Sie es aber mittlerweile auch. Das Schlimme ist nur, dass das nicht Sie ausbaden, sondern dass es eben die Bürger in den Gemeindebauten ausbaden. 

„Zusperrstund is“ schreibt heute im „Kurier“ Frau Knecht, die nun wirklich keine Freiheitliche ist: „Die Ottakringer Straße verkommt rasant. … Tun Sie mir“ – ein interessantes Deutsch! – „jetzt aber nicht unterstellen, ich wollte in Ottakring und Hernals keine Ausländer haben: keineswegs. Es wäre für die Gegend aber wichtig, dass auch andere dort wohnen und hinziehen wollen: Weil es keinem Stadtteil gut tut, wenn es keine Mischung mehr gibt, wenn alles fest in einer Hand ist.“

Jetzt frage ich Sie: In welcher Hand ist Ottakring? Kein Freiheitlicher hat diese Befürchtungen ausgesprochen, sondern es war Frau Knecht im heutigen „Kurier“! Und Beispiele dazu finden Sie täglich zur Genüge.

Frau Kollegin Korun! Sie haben auch von Arbeitsmigration gesprochen. Das Problem ist, dass es sich bei der Masse der Leute nicht wirklich um Arbeitsmigration handelt, sondern dass sie oftmals einfach zu uns kommen und uns im wahrsten Sinn des Wortes auf der Tasche liegen. Schauen Sie sich nur die Rate der nicht Beschäftigten und Arbeitslosen an! Wir haben sie nicht als Arbeiter geholt, wir sind kein Einwanderungsland, denn ein Einwanderungsland sucht sich die Leute aus, die kommen! Das ist der Unterschied zwischen den USA und Österreich.

Versuchen Sie einmal in den USA, dem Einwanderungsland, das immer als Beispiel vorgehalten wird, in ein Krankenhaus zu gehen und dort auf Chinesisch oder auf Türkisch einen Übersetzer zu verlangen, weil Sie sich nicht verständlich machen können! Die werden Ihnen etwas pfeifen! Die nehmen Ihnen die Fingerabdrücke ab, aber einen Übersetzer liefern Sie Ihnen ganz sicher nicht, Frau Kollegin! (GRin Barbara Novak: Wollen wir das?) Ob wir das wollen? – Ich will keine Zustände wie in den USA! Ich sage aber, wer zu uns kommt, muss unsere Sprache beherrschen! Wenn ich in der Türkei einen Unfall habe, dann pfeifen mir die was, wenn ich mich nicht verständlich machen kann. Das ist dann mein Problem. In jugoslawischen Krankenhäusern habe ich das schon erlebt, in türkischen noch nicht, Frau Kollegin!

Kommen wir jetzt zur Abwechslung wieder zur ÖVP: Man merkt eine Änderung in Ihrer Politik, keine Frage. Es würde mich nur interessieren, ob das eine ehrliche Änderung ist. Haben Sie die Politik geändert, weil Sie nachgedacht haben und draufgekommen sind, dass Sie in der Vergangenheit eine falsche Politik gemacht haben? Haben Sie Veränderungen vorgenommen, weil Sie merken, dass man nun wirklich in letzter Minute noch gegensteuern muss? Oder war es nur deswegen, weil Sie festgestellt haben, dass wir im Stimmenbereich wieder Zunahmen zu verzeichnen haben und die Österreicher vermehrt auf uns hören? Das wird sich zeigen!

Meint es Kollege Missethon wirklich ehrlich, wenn er von einem Einwanderungsstopp spricht und vor einer Gesellschaft warnt, in der die Ausländer die Mehrheit stellen, und wenn er sagt, dass wir die Zuwanderer mehr auf die Pflichten und weniger auf die Rechte verweisen sollen? Das ist nämlich eines der großen Probleme, die die SPÖ nicht erkannt hat.

Mich hat gestern bei den vielen Luftsprüngen, die wir da von ihnen gesehen haben, nur eines gewundert: Sie haben zwar gesagt: Wien ist die Wirtschaftshauptstadt! Wien ist die Kulturhauptstadt! Wien ist überhaupt in allem Hauptstadt! – Allerdings haben Sie aber mit Vorbedacht auf Ihre Wähler sicherheitshalber nicht gesagt: Wien ist Einwanderungshauptstadt!

Frau Kollegin Ekici hat gemeint, dass die Alarmglocken läuten müssten. – Da haben Sie vollkommen recht, Frau Kollegin! Wir sind wahrscheinlich wirklich nur um ein Jahr oder um zwei Jahre beziehungsweise vielleicht um drei Jahre von Zuständen wie in Berlin oder Paris entfernt. Es besteht noch die Möglichkeit umzukehren. Das Schlimme dabei ist halt, dass die SPÖ wie gelähmt dasitzt. Ich bin überzeugt, dass viele Leute in der SPÖ das Problem erkennen, aber nicht wissen, was sie tun sollen. Da verhält es sich so wie in der Eurofighter-Frage und in zahlreichen anderen Bereichen. Interessant war, dass, wie gesagt, bereits die GRÜNEN vor Pariser Zuständen gewarnt haben.

Wenn ich jetzt aber Ihr Beispiel mit der Einheimischenquote im Gemeindebau betrachte, dann muss ich Sie fragen: Wie wollen Sie denn das machen? Wollen Sie jetzt zum Beispiel die Liesinger in den 15. Bezirk umsiedeln? Die werden sich freuen, wenn Sie Ihnen das verordnen! Auch das ist eine völlig realitätsfremde Vorstellung!

Wir werden die Entwicklung leider in der Form nicht mehr aufhalten können! Vielleicht wird darüber in einigen Jahren noch zu reden sein: Hier entstehen parallele Stadtteile, es geht eine zunehmende Verslumung in unserer einstmals wirklich so wirklich schönen und früher eigentlich recht problemfreien Stadt, zumindest in diesem Bereich, vor sich.

Bei Frau Kollegin Yilmaz haben ich mich über ihre dauernden Verweise auf die deutsche Bundesrepublik gewundert. Sie werfen uns doch immer vor, dass wir uns danach ausrichten! In diesem Fall kann ich aber Ihrer Methode „Am deutschen Wesen wird die Welt genesen!“ wirklich nicht zustimmen! In der Bundesrepublik wurden nämlich diesbezüglich Fehler über Fehler gemacht, und diese brauchen wir um Gottes Willen wirklich nicht nachahmen!

Zum Abschluss noch einmal eine Erinnerung für die SPÖ. – Man kann es Ihnen gar nicht oft genug sagen, damit Sie es vielleicht begreifen: Sie sind in der Ausländerpolitik gegenüber Ihren Wählern genauso umgefallen, wie Sie beim Eurofighter umgefallen sind und wie Sie in anderen Bereichen am laufenden Band – Stichwort: Studiengebühren et cetera – umgefallen sind. (Zwischenruf von GR Dipl‑Ing Omar Al‑Rawi.) 

Lachen Sie nur! Ich lese Ihnen noch einmal etwas vor. Einige von Ihnen, die schon da waren, haben es heute schon gehört, aber man kann es – vor allem den Wienern – gar nicht oft genug sagen: „Es bleibt dabei: Keine Ausländer im Gemeindebau!“ – Das stammt nicht von der FPÖ, sondern der „Kurier“ zitiert Häupl: „Keine Haltungsänderung gibt es bei Häupl in der Diskussion des Zugangs von Ausländern zu Gemeindewohnungen. Wenn sich 2 000 Leute in eine Au setzen, dann ist das Basisdemokratie, wenn es aber 200 000 sind, dann soll das böses Volksempfinden sein.“ – Ihr Bürgermeister Häupl: Versprochen – gebrochen! Das ist es! So viel sind Ihre Zusagen wert! So viel ist das Wort eines SPÖ-Politikers wert! Das ist das Wort des Bürgermeisters dieser Stadt! In Wirklichkeit ist das nicht einmal das Papier wert, auf dem es gedruckt ist! (Beifall bei der FPÖ.)
Sie haben keine Lösungskompetenz in dieser Stadt! Sie wurschteln in der Hoffnung fort, dass irgendwas Positives geschehen wird, und zwar nach dem Motto: Nach uns die Sintflut!

Ich sage: Nein! Wir schauen auf die Zukunft dieser Stadt! Wir werden aufzeigen, was Sie hier machen und wie Sie Ihr Schindluder mit den Wienern betreiben. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bevor ich der Frau Stadträtin das Wort erteile, hat sich Frau GRin Mag Ekici zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herzlichen Dank!

Ich werde es nicht in die Länge ziehen, sondern ich möchte es ganz kurz machen. Ich möchte anhand 
eines Parteiprogramms aus dem Jahre 2000, vom 7. Dezember 2000, „Heimat ist Menschenrecht“, eine Berichtigung machen. Darf ich das? (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Wo ist da die tatsächliche Berichtigung?)
Bitte lassen Sie mich ausreden! Das gebietet die Höflichkeit! Unter „Heimat ist Menschenrecht“ steht zum Thema Wohnen: „Durch eine fehlerhafte und vollkommen falsch eingeschätzte Integrationspolitik …“ und so weiter, bla bla bla. (GR Harry Kopietz: Stimmt! Das ist es!) „Entscheidend ist nun eine sanfte Integration durch die Öffnung des sozialen Wohnbaus - von Gemeindewohnungen - für Ausländer.“ (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Wo ist die tatsächliche Berichtigung? Das ist keine tatsächliche Berichtigung! – GR Harry Kopietz: Sie haben keine Ahnung!) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Frau Kollegin! Für die Zukunft: In einer tatsächlichen Berichtigung müssen Sie berichtigen, was jemand vor Ihnen gesagt hat, das Ihrer Ansicht nach falsch war. 

Jetzt erteile ich der Frau Amtsf StRin Sandra Frauenberger das Schlusswort. – Bitte. (GR Harry Kopietz: Der Klubobmann hat seine Fraktion nicht im Griff! Habt ihr keinen Stellvertreter?)
Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

In den vergangenen fast drei Stunden gab es jetzt wirklich eine sehr kontroversielle Debatte.

Ich möchte ganz zu Beginn den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und auch den Wienerinnen und Wienern, die diese Verhandlungen übers Internet verfolgen, für ihr Interesse danken. Das ist keine Selbstverständlichkeit! Ich meine aber, es ist eine tolle Sache, dass es die Möglichkeit gibt, dass man solche kontroversiellen Debatten heutzutage auf diese Weise mitverfolgen kann. (Beifall bei der SPÖ.)
Ganz zu Beginn möchte ich auch das breite Spektrum dieser Geschäftsgruppe ansprechen. – Zunächst möchte ich in Richtung Marco Schreuder sagen: Eine Rechnungsabschlussdebatte ist eine Art politische Bilanz. Dass die Wiener Sozialdemokratie bei dieser Gelegenheit ihre Errungenschaften, ihre Erfolge und ihre Projekte präsentiert, ist, glaub ich, nur recht und – diesfalls – auch teuer, denn es war eine erfolgreiche Politik. Dazu bekennen wir uns, und das ist unser Teil in der Rechnungsabschlussdebatte! (Beifall bei der SPÖ.)
Wie gesagt, haben wir in dieser Geschäftsgruppe ein breites Spektrum. Wir haben mit der Debatte über die Frauenpolitik und der Definition der Ziele der Frauenpolitik in der Wiener Sozialdemokratie begonnen. – Unser Ziel ist es, dass Frauen selbstbestimmt, eigenständig, in ihrer Existenz gesichert und überhaupt sicher in dieser Stadt leben können. Dafür nehmen wir Geld in die Hand. Zur Ihrer Kritik, warum es aus Ihrer Sicht zu wenig ist, komme ich dann noch.

2006 haben wir allein für den Bereich der Frauenförderung 7,4 Millionen EUR in die Hand genommen. Jetzt kann man das natürlich in eine lächerliche Promillegrenze schubsen, aber ich sage Ihnen ganz offen: Für 7,4 Millionen EUR für eine aktive Frauenförderpolitik brauchen wie uns nicht zu genieren, sondern darauf können wir in dieser Stadt stolz sein! (Beifall bei der SPÖ.)
Nächster Punkt – Integrationspolitik: Unser Konzept der Integrationspolitik ist in erster Linie, in einem breiten Bündnis für Integration und gegen Fremdenfeindlichkeit einzutreten. Und auch wenn es hier dieses kontroversielle Hickhack gegeben hat, muss ich an dieser Stelle sagen: Herzlichen Dank! Wir arbeiten das ganze Jahr über gemeinsam mit sehr konstruktiven Kräften im Ausschuss und erzielen gemeinsam auch sehr viele Einigungen. Wir bewegen etwas im Bereich der Integrationspolitik.

Das zu sagen, ist mir ganz wichtig. Ich habe vorher die MitarbeiterInnen und die WienerInnen begrüßt, die uns zuhören, und ich möchte nicht, dass jetzt der Eindruck entsteht, dass es hier generell nur Streit gibt. Wir haben sehr wohl auch gemeinsam Erfolg, und wir haben in der Integrationspolitik gemeinsam auch sehr konstruktive Wege beschritten.

Auch hier eine Zahl: Wir haben 4,5 Millionen EUR alleine bei uns im Ressort an Sachaufwand aufgewendet. Unsere Integrations- und Diversitätspolitik versteht sich aber als eine Querschnittspolitik, und ich denke, da ist tatsächlich einiges sehr Sinnvolles und Gutes gelungen.

Der Tierschutz gehört auch zu unserem Ressort und ist auch angesprochen worden. Das ist mir ganz wichtig, weil das natürlich in solchen Rechnungsabschlussdebatten, aber auch in Budgetdebatten oft ein bisschen zu kurz kommt. 

Wir machen hier eine sehr erfolgreiche Arbeit. Aufgezählt worden ist das von der Kollegin Nicole Krotsch. Aber mir geht es hier ganz konkret darum, den Tierschutzgedanken zu verstärken und über alle Fraktionen hinweg einen Beitrag dazu zu leisten, dass uns das auch bei den Kindern noch besser gelingt und dass wir in der präventiven Arbeit im Tierschutzbereich noch besser werden, obwohl hier schon wirklich vieles passiert.

KonsumentInnenschutz, auch ein Teil unseres Ressorts: Ich komme dann noch auf die Märkte zu sprechen. Es ist auch heute von einigen angesprochen worden. Aber was mir so wichtig ist, ist, dass die Märkte ein Teil des KonsumentInnenschutzes sind. Aber Sie alle wissen genau wie ich, das ist nicht alles, wenn es um den KonsumentInnenschutz geht. Wir haben unsere Lebensmitteluntersuchungsanstalt, wir haben die Veterinärmedizin, wir haben auch die Märkte. Hier ein gutes und vielfältiges Angebot in der Nahversorgung den WienerInnen bieten zu können, das, denke ich mir, deckt diesen Bereich des KonsumentInnenschutzes ab.

Nicht zuletzt das Personal: Beim Personal geht es mir unbedingt darum, an dieser Stelle, und das kann man nicht oft genug tun, zum einen Danke zu sagen, aber zum anderen auch motivierten MitarbeiterInnen einen Arbeitsplatz sozusagen anbieten zu können, wo sie das tun können, was sie jetzt schon hervorragend tun, nämlich bestmöglich ein Service, eine Beratung für unsere Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt anbieten zu können. Ich denke mir, gerade unsere Aktivitäten, unser Engagement im Bereich der Ausbildung von jungen MitarbeiterInnen, im Bereich der Ausweitung der interkulturellen Kompetenzen oder auch unsere Maßnahmen im Bereich des Productive Agings sind ganz wichtige Faktoren, um weiter diese gute Arbeit für die Stadt leisten zu können, die von jeder einzelnen und von jedem einzelnen Beschäftigten dieser Stadt getragen wird.

Ich habe schon gesagt, ich denke mir, es gehört zur Selbstverständlichkeit einer solchen Auseinandersetzung, dass gerade die Oppositionen immer wieder nicht mit dem zufrieden sind, was sozusagen alles schon gelungen ist und kritisieren, was sozusagen noch fehlt oder was sie noch gerne hätten. Ich denke mir, das ist eine Rollenverteilung. Aber eines muss halt auch klar sein, diese Rollenverteilung ist auf Grund eines Wahlergebnisses zu Stande gekommen. Wir in der Sozialdemokratie sind diejenigen, die hier gut und wesentlich gestalten können und mit konstruktiven Kräften für diese Stadt arbeiten! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zum Ausschuss vielleicht noch: Es ist mir in der Debatte auch aufgefallen, es ist nämlich von mehreren Fraktionen erwähnt worden, und ich möchte es noch einmal unterstützen, eine sehr konstruktive Arbeit findet im Laufe eines Arbeitsjahres in den beiden Arbeitskreisen, nämlich zum Thema der Integration und der Frauen, statt, wo wir, glaube ich, schon viele gemeinsame Projekte gezogen haben. 

Ich möchte einmal beim Frauenthema beginnen. Die MA 57 verstehe ich, und sie versteht sich auch selbst als solche, als eine Lobby-Stelle, als eine Ideengeberin, als eine vielleicht Finger auf die Wunden legende Stelle, die immer wiederum auch innovative neue Projekte anregt. Aber was ich nicht sehe, ist, dass die MA 57 allein und ausschließlich dafür zuständig sein soll, dass es Frauenförderung in dieser Stadt gibt. Das ist nicht mein Verständnis von Frauenpolitik. Mein Verständnis von Frauenpolitik ist, dass es sozusagen eine Querschnittsmaterie gibt. Ich habe schon gesagt, wir haben hier über 7 Millionen EUR investiert, aber wir würden niemals so weit sein in der Frauenförderpolitik, wenn es uns nicht gelungen wäre, ein grundsätzliches Commitment zu erzeugen, dass Frauenhäuser im Wohnressort finanziert werden, wenn sie errichtet werden, dass Frauengesundheitsprogramme im Gesundheitsressort reüssieren und dass Maßnahmen im Bereich der Koedukation im Bildungsbereich reüssieren würden. Das ist sozusagen aus meiner Sicht noch additiv dazuzuzählen, um letztendlich ein ganzes Bild haben zu können, wie intensiv und wie produktiv wir letztendlich in dem Bereich der Frauenpolitik sind.

Ich denke mir, die Frau VBgmin Renate Brauner hat das gestern in ihrem Bericht schon angeführt, aber ich möchte es an dieser Stelle als Frauenstadträtin noch einmal unterstützen, was wir im Gender-Budgeting-Bereich machen, ist letztendlich eine logische Fortsetzung dieser Querschnittsaufgabe. Was mir aber ganz wichtig ist, ist, dass wir uns auch frauenpolitisch darauf einigen, dass letztendlich Gender Mainstreaming nie und nimmer Frauenpolitik ersetzen kann. Das kann nur ein zusätzliches Instrument sein, um letztendlich eines zu erreichen, nämlich die Gleichstellung. Darauf habe ich sensibel reagiert. Ich rede nicht von der Gleichstellung. Ich habe mich sehr lange und intensiv in meiner feministischen Auseinandersetzung und Reflexion damit auseinandergesetzt, wann man eigentlich von Gleichstellung spricht, wann man von Gleichbehandlung spricht, wann man von Chancengleichheit spricht. Ich sage, Chancengleichheit und Gleichbehandlung sind Beiträge, um letztendlich dort hinzukommen, wo wir hinwollen, nämlich zur Gleichstellung der Geschlechter, zur Gleichstellung von Frauen und Männern. Das ist sozusagen meine feministische Grundlage. Das möchte ich an dieser Stelle auch noch einmal klarstellen.

Wenn man sich das Gender Budgeting ansieht und sich damit auseinandersetzt, dass wir heute das erste Mal einen Rechnungsabschluss haben, von dem wir sagen können, er ist „gegendert“, bin ich wohl bei dir, Monika Vana, dass wir ihn noch dort oder da drehen, noch das eine oder andere genauer anschauen müssen. Aber letztendlich sage ich, bin ich als Stadt Wien sehr stolz darauf, mit so einem Riesenbudget ein „gegendertes“ Budget und einen „gegenderten“ Rechnungsabschluss heute und hier diskutieren zu können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vielleicht noch zwei Punkte zur Frauenförderung: Ich glaube, dass gerade diese feministischen kleinen Projekte, von denen Sie gesprochen haben, Kollegin Matiasek, wesentliche Beiträge dazu sind, innovative nächste Schritte in der Frauenpolitik zu machen, auch in der Frauenpolitik in der Stadt zu machen. Da ist der Kleinprojektetopf ein ganz geniales Instrument.

In die Richtung zu den Einzelhandelskauffrauen möchte ich noch sagen, ich glaube, dass gerade die jetzt neu verabschiedete Regelung des Mehrstundenzuschlags für Teilzeitbeschäftigte den Einzelhandelskauffrauen zugute kommen wird. Ich setze in diese Maßnahme sehr viel Hoffnung, nämlich um auch zu einer wirklichen eigenständigen Existenzsicherung zu kommen, gerade in dem benachteiligten Bereich der Einzelhandelskauffrauen.

Zum arbeitsmarktpolitischen Thema insgesamt: Ja, ich bin davon überzeugt, dass gerade die Qualifizierung ein ganz wesentliches Instrument ist, um Frauen am Arbeitsmarkt zu fördern. Ja, ich bin stolz auf diese hohe Frauenerwerbsquote, die wir in dieser Stadt haben. Ich muss auch dazu sagen, wir würden dort nicht hinkommen, wenn nicht diese 56 Millionen EUR, die die Kollegin Krotsch letztlich schon beim WAFF dargestellt hat, zu 60 Prozent Frauen zugute kommen würden. Warum? Weil wir in Permanenz an diesem Rädchen der proaktiven und aktiven frauenfördernden Politik am Arbeitsmarkt drehen. Es ist ganz wichtig; die gesamte arbeitsmarktpolitische Maßnahmenlandschaft gilt es nicht immer wieder neu zu erfinden. Worum es aber geht, ist, dass wir noch ideenreicher werden, wenn es darum geht, dass wir diese Maßnahmen an die Frau bringen, das heißt, dass wir vor Ort gehen, ich strapaziere dieses Wort, niedrigschwellig werden und damit erfolgreich Frauen die Unterstützung geben, die sie brauchen, um letztendlich am Wiener Arbeitsmarkt gleichgestellt sein zu können. - Das zum Frauenbereich.

Nun zu den Märkten: Die Märkte, habe ich schon gesagt, sind aus meiner Sicht ein sehr vielfältiges Spektrum in dieser Stadt. Sie tragen zur Lebendigkeit, zur Buntheit unserer Stadt bei und sie sind auch wesentlich daran beteiligt, dass die Nahversorgung in Wien so gut funktioniert, wie sie funktioniert. Wir haben am Karmelitermarkt einiges gemacht, wir haben am Hannovermarkt einiges gemacht, am Meidlinger Markt ebenso. Wir haben insgesamt rund 10 Millionen EUR in die Sanierung der Märkte investiert. Wir haben bei den Märkten viel vor. Wir werden in den Brunnenmarkt und in den Kutschkermarkt investieren. Wir werden F1 haben. Ich muss sagen, insgesamt ist dies ein Konzept, auf das wir sehr stolz sind, wo die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MA 59 ganz tolle Arbeit leisten, wo ich an dieser Stelle diejenigen, die gemeint haben, sie hätten gerne ein Konzept, auffordern möchte, sich weiterhin an dem Arbeitskreis Märkte zu beteiligen, den es schon seit längerer Zeit gibt, den wir erst unlängst wieder einberufen haben und wo wir schon gemeinsam sehr gute Ideen dafür gesammelt haben, wie es weitergehen soll. 

Selbst habe ich auch einige Ideen. Ich denke mir, dass wir gerade auf die Produktqualität setzen müssen, auf die Regionalität unserer Wiener Märkte setzen sollten und dass wir zu Diskussionen, wie sie zum Beispiel schon stattfinden, zum Thema „Archeprodukte" und qualitätsvolle, vielleicht auch neue Produkte auf die Wiener Märkte zu bringen, noch weitere Initiativen setzen. Aber da bin ich sehr zuversichtlich. Die Kritik zur Öffentlichkeitsarbeit haben wir schon im Vorfeld sehr ernst genommen. Wir haben es auch im Arbeitskreis mehrfach diskutiert. Ich denke mir, wenn wir da die neuen Wege gemeinsam gehen wollen, dann wird sich sozusagen auch die Öffentlichkeitsarbeit danach richten. 

Was die Märkte noch betrifft, das möchte ich auch noch sagen, weil das heute die emotionalste Debatte war, glaube ich, gerade die Märkte sind ein sehr gutes Beispiel dafür, wie gut Zusammenleben letztlich funktionieren kann, nämlich zwischen Wienern, die neu zugewandert sind, und jenen, die seit Generationen in dieser Stadt leben. Gemeinsam wird auf den Wiener Märkten eine große Qualität angeboten. 

Einen Sidestep noch zur Landstraßer Markthalle, die wir jetzt wirklich schon ausgiebig diskutiert haben. Ich bin davon überzeugt, dass in Wien-Mitte etwas ganz Großes, sozusagen etwas Grandioses entstehen wird. Ich bin davon überzeugt, dass wir da den richtigen Weg gehen. Das, was an Nahversorgung dort geboten wird, wird das, was jetzt hier ist, was nämlich wirklich nicht mehr sanierbar ist, absolut in den Schatten stellen. Denn eines muss ich auch sagen, und das sage ich jetzt als zuständige Stadträtin für den KonsumentInnenschutz, aber auch als eine sehr architekturoffene Frau, ich glaube, Dinge, die nicht wirklich erhaltenswert sind, zu erhalten, ist letztendlich nichts anderes als Stillstand. Dieses Neue zuzulassen, dieses Gute zuzulassen, dieses architektonisch Wertvolle zuzulassen, das mit einer Garantie an eine gute Nahversorgung gekoppelt ist, denke ich mir, hat sich Wien, vor allem Wien-Mitte, verdient. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zur Integrationspolitik: Ich habe an dieser Stelle schon mehrmals die Gelegenheit gehabt zu sagen, ich stehe dafür, dass Wien eine Zuwanderungsstadt ist. Ich sage aber auch, Zuwanderung muss klar und transparent geregelt werden. Aber, und das ist ganz wichtig, sie ist dabei unabsenkbar an integrations- und niederlassungsbegleitende Maßnahmen zu koppeln. Integration ist natürlich keine Einbahnstraße. Sie geht sehr wohl die Menschen an, die zuwandern, als auch jene, die seit Generationen in dieser Stadt leben. Das Wesentliche wird sein, ob es uns gelingt, sozusagen auf mehreren Ebenen letztendlich ein ernsthaftes Integrationsangebot zu machen. 

Das Integrationskonzept dieser Stadt stützt sich daher auf mehrere Säulen. Das eine ist die Sprache. Die Sprache ist ein wesentlicher Schlüssel zur Integration. Das andere, und das haben wir heute schon diskutiert, ist die Verbesserung der sozialen Lage, die Verbesserung der sozialen Mobilität. Das heißt, wir brauchen ganz dringend sehr aktive Maßnahmen im Bereich des Arbeitsmarkts. Deswegen hab ich schon zu Beginn meiner Funktionsperiode ein 8-Punkte-Programm vorgelegt, das ich nicht nur in großen politischen Hülsen formuliert habe, sondern wo Sie bis Mai 2008 Hakerl machen können, wo wir diese ersten Schritte einmal umgesetzt haben. Denn die Verbesserung der Chancen am Arbeitsmarkt ist ein wesentlicher Schlüssel dafür, wie sich die soziale Lage von zugewanderten Frauen und Männern gestaltet und wie wir es letztendlich schaffen können, dass diese Menschen in dieser Stadt eigenständig, existenzgesichert und selbstbestimmt leben können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Integration ist viel Arbeit. Integration bedeutet, dass wir gemeinsam an der Zukunft bauen. Ich appelliere daher noch einmal an alle Kräfte, die bereit sind, konstruktiv mit uns daran zu arbeiten, entsprechende Erfolge fortzusetzen. Eines sage ich auch, ich denke mir, ein ganz wesentlicher Faktor für Integration ist auch Basispartizipation. Deswegen lassen Sie mich an dieser Stelle eine Forderung der Wiener Sozialdemokratie, jetzt sage ich einmal, verfestigen oder wiederholen. Ja, wir sind dafür, dass es ein Wahlrecht für die ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger gibt, denn wenn ich sage, es ist keine Einbahnstraße, ist es tatsächlich in beide Richtungen keine Einbahnstraße! (Beifall bei der SPÖ.) 
Wenn ich mir anschaue, mit welcher Energie diese Debatte zum Teil dafür verwendet wird, auf dem Rücken und aus den Ängsten der Menschen sozusagen politisches Kleingeld zu schlagen, dann muss ich ehrlich gesagt sagen, ist es an der Zeit, wieder einmal zu sagen, es gibt in der politischen Wertehaltung Unterschiede. Es gibt diese Einstellungen, die zum Teil mit Feindlichkeit, mit Hass zu tun haben und es gibt auf der anderen Seite ein intensives Auftreten gegen Rassismus und gegen Fremdenfeindlichkeit, das letztendlich das ist, was sozusagen die politische Überschrift unserer Integrationspolitik ist. Ich bin nicht dafür zu gewinnen, auch nur einen Millimeter davon abzurücken! Ich appelliere immer wieder an dieses Bündnis für ein gemeinsames Auftreten für Integration und gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit! Es geht um den Dialog! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es sind die Ghettos angesprochen worden, es ist der Vergleich mit Paris diskutiert worden. Lassen sie mich an dieser Stelle nur sagen, man kann, indem man versucht, politisches Kleingeld zu schlagen, Ängste an einer Stelle schüren, wo es nicht einmal angebracht ist! (GR Mag Dietbert Kowarik: Man kann auch Scheuklappen aufsetzen.) Ich glaube, und da gilt wieder, was ich vorher beim Arbeitsmarkt gesagt habe, wenn wir einen Beitrag zur sozialen Mobilität, zur sozialen Absicherung leisten, wenn wir Chancen am Arbeitsmarkt eröffnen, dann haben wir auch eine verbesserte soziale Lage und dann brauchen wir uns nicht davor zu fürchten, dass es eine Ghettoisierung gibt. (GR Mag Wolfgang Jung: Sie sind schon seit vielen Jahren in der Regierung! Warum haben Sie das nicht getan!)

Was den Gemeindebau betrifft, sage ich, ich bin noch nie müde geworden zu sagen, dass es mir nicht darum geht, Probleme schönzureden, sondern dass es darum geht, dass wir gemeinsam versuchen, das Zusammenleben zu gestalten. Da ist der Gemeindebau eine große Herausforderung. Aber da wird auch bewusst ausgeklammert, was es letztendlich alles gibt. Weil immer, wenn es etwas gibt, dann wird man ignorant und kritisiert, dass es das andere noch nicht gibt. Deswegen möchte ich jetzt noch einmal wiederholen, wir haben KommunikatorInnen, wir haben KonfliktarbeiterInnen, mit Wohnbaustadtrat Michi Ludwig habe ich gemeinsam ein zusätzliches Tool an MediatorInnen präsentiert und wir sind vor Ort, wir versuchen, die Probleme der Menschen ernst zu nehmen. (StR Johann Herzog: Das sind konkrete Probleme!) Die Probleme sind konkret. Sie brauchen konkrete Lösungen. Da wird es darum gehen, gemeinsam diese Lösungen anbieten zu können und gemeinsam einen Beitrag zu leisten, diese Konflikte zu lösen. Dafür stehe ich und dafür steht die Integrationspolitik der Wiener Sozialdemokratie! (Beifall bei der SPÖ.) 

Das hat nichts mit Multikultiromantik zu tun, sondern da geht es wirklich darum, auch wieder nicht im Sinne einer Einbahnstraße, zu schauen, wie wir dieses gemeinsame Leben gestalten können und wie wir da einen Beitrag leisten können. Wenn hier immer wieder dieser Vorfall in Favoriten angesprochen wird, dieser wirklich bedauerliche Vorfall in Favoriten, wenn ich die Diskussion von gestern noch einmal reflektieren möchte, sage ich an dieser Stelle als Integrationsstadträtin, da verstehe ich auch Sie nicht, Kollegin Ekici. Wir müssen nämlich alles dazu beitragen, dass wir die Themen sozusagen dort lassen, wo sie sind. (GR Mag Wolfgang Jung: Was heißt das, die Themen dort lassen, wo sie sind? Erklären Sie uns das!) Das Problem in Favoriten war in allererster Linie ein sozialer Konflikt und kein Integrationskonflikt. Das braucht soziale Lösungen, das braucht verantwortliche Lösungen. Da haben wir nicht nur im Integrationsbereich, und damit bin ich wieder bei der Querschnittsmaterie, sondern auch im sozialen Bereich, im Jugendbereich sehr viele Akzente und Maßnahmen gesetzt und arbeiten daran. Dieser Fall ist bedauerlich, aber es braucht dafür Lösungen und Antworten und nicht eine gegenseitige Schuldzuschiebung. Es handelt sich hier um einen sozialen Konflikt. Das möchte ich ausdrücklich noch einmal betonen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zum Leitbild habe ich schon etwas gesagt. Vielleicht noch etwas, was von der Kollegin Yilmaz eingebracht wurde, was dann noch einmal an der Politik der Bundesrepublik Deutschland kritisiert wurde. Ich muss Ihnen sagen, es wird nicht reichen, immer wieder zu kritisieren, was in der Integrationspolitik aus der einen oder anderen politischen Sicht passiert oder nicht passiert. Tatsache ist, wenn es ein Bekenntnis dazu gibt, und dazu haben wir uns bekannt, dass Wien eine Zuwanderungsstadt ist, dass Österreich ein Zuwanderungsland ist (StR Johann Herzog: Wir haben uns nicht dazu bekannt! Wir sicher nicht!), dann wird es darum gehen, dass wir diese Zuwanderung klar und transparent regeln. (StR Johann Herzog: Von wir können Sie nicht reden!) Das stellen wir uns in der Wiener Sozialdemokratie so vor, dass wir uns sowohl die demographische Entwicklung als auch die Entwicklung am Arbeitsmarkt und die Entwicklung in der Bildung anschauen und auf Basis dessen die Zuwanderung regeln und das an Integrationsmaßnahmen koppeln wollen. (GR Mag Wolfgang Jung: Noch mehr Zuwanderer!) Da sehen wir das Instrument der Zuwanderungskommission als ein absolut geeignetes Instrument, um einen nächsten Schritt in der Integrationspolitik zu gehen.

Zur Schule, obwohl das eh diskutiert wurde, möchte ich noch sagen, ich habe letzte Woche die Gelegenheit gehabt, die Zahlen aus 2006 und für 2007 im Schulbereich noch einmal ganz genau anzusehen. Auf eine Zahl sind wir sehr stolz, nämlich darauf, das es mittlerweile 30 Prozent Kinder mit Migrationshintergrund von der Volksschule ins Gymnasium schaffen. Ich glaube, wenn hier mit so vielen negativen Zahlen agiert und natürlich auch Schindluder auf dem Rücken der Kinder getrieben wird, dann sind solche Erfolgszahlen an dieser Stelle richtig platziert. 

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal betonen, es wird immer wieder behauptet, dass es einen Zusammenhang zwischen der nichtdeutschen Muttersprache und den mangelnden Deutschkenntnissen gibt. Dieser existiert nicht, sie haben heute x-mal Studien zitiert, dann lesen Sie die Studien auch in diesem Bereich. Was wir aber brauchen, und das sage ich, ist ganz wichtig, ist eine Unterstützung, nicht nur jener Kinder, die vom Kindergarten oder auch nicht vom Kindergarten in die Volksschule kommen, sondern auch von jenen Kindern und Jugendlichen, die so genannte SeiteneinsteigerInnen sind. Da machen wir heuer im Sommer sehr viel. Es geht darum, diesen Kindern und Jugendlichen eine Perspektive anbieten zu können. Auch das ist ganz wichtig, ist heute nicht angesprochen worden und ich möchte das an dieser Stelle noch einmal extra hervorheben. 

Kommen wir zu dem Thema der Wiener Antidiskriminierungsstelle und zu dem, was Marco Schreuder heute hier eingebracht hat. Ich habe es vorher gesehen, ich weiß, du bist im Paternoster steckengeblieben, deshalb hast du diese Debatte nicht mitbekommen, aber die Kollegin Krotsch aus unserer Fraktion hat die Arbeit der WASt beschrieben und auch die politischen Positionen dazu. Vielleicht eines an dieser Stelle, es wird hervorragende Arbeit in der WASt geleistet. Was mir aber immer wichtiger erscheint, ist eine gute Vernetzungsarbeit hier anbieten zu können und gemeinsam bestimmte Forderungen politisch zu tragen, auch in der Öffentlichkeit zu tragen. Dieses Netzwerk werden wir in der Zukunft noch verstärken. Wir treten gemeinsam dafür ein, nach wie vor, auch wenn das vorher von dir kritisiert wurde, dass es eine eingetragene Partnerinnenschaft und Partnerschaft für Lesben, Schwule und Transgender-Personen am Standesamt geben soll. Daran möchte ich nicht rütteln. Jede andere Lösung wäre wieder eine Diskriminierung und daher können wir uns mit einer anderen Lösung gar nicht anfreunden. 

Vielleicht noch zu der Beratungsstelle und dem Antrag: Das wird gerade geprüft, aber sowohl die WASt als auch die Kolleginnen und Kollegen vom Krankenanstaltenverbund haben aus ihrer Sicht schon eine Stellungnahme abgegeben. Ich denke mir, es geht in die Richtung, in die du dir das auch vorstellst. Eines muss ich zu dem Antrag sagen, der Antrag geht in allererster Linie in die Richtung, dass versucht wird, ein Beratungsangebot anzubieten. Es geht nicht in die Richtung, in die du es dargestellt hast. Aber trotz allem halte ich das auch nicht für sinnvoll und glaube, dass wir in dieser Stadt gut aufgestellt sind, was das Angebot für diese Gruppe betrifft. 

Last but not least, ich habe es schon zu Beginn gesagt, mir ist wichtig, dass wir beim Personal für die jungen Menschen und ihre Ausbildung sorgen und Fortschritte machen. Ich habe die interkulturelle Kompetenz angeführt. Ich möchte aber noch einmal auf das Eingehen, was Monika Vana kritisiert hat, die Zahlen im Aus- und Weiterbildungsbereich der Frauen. Ich denke mir, wenn man sich die Zahlen konkret ansieht, gibt es auch einige positive Ausreißer. Das, was du kritisiert hast, ist der Bereich der Schulung im technischen Bereich. Ich habe mich da auch schon einmal mit der Verwaltungsakademie in Verbindung gesetzt. Ich denke mir, da gilt es weiter dafür einzutreten, dass unsere Frauenförderung in dieser Stadt dementsprechend erfolgreich ist. Diese Forderung nach der Stabsstelle ist für mich nicht ganz nachvollziehbar, weil wenn man sich das Wiener Gleichbehandlungsgesetz ansieht, sieht man, es gibt die Gleichbehandlungsbeauftragten, es gibt die WASt, die sehr aktiv arbeitet und wir sind gerade dabei, mit den Gleichbehandlungsbeauftragten daran zu arbeiten, wie wir den nächsten Schritt in einer sehr aktiven Frauenförderpolitik für die eigenen Mitarbeiterinnen setzen können. 

Zum Abschluss, ich bin seit 25. Jänner in dieser Funktion, es macht Spaß, es macht eine Riesenfreude. Ich habe diese Herausforderung angenommen und finde sie ausgesprochen spannend. Sie würde aber niemals so gut gehen, wenn ich nicht die Mitglieder im Ausschuss hätte, wenn ich nicht die engagierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in dieser Stadt hätte, wenn ich nicht die ärmelhochkrempelnden AbteilungsleiterInnen hätte, mit denen ich jetzt schon gemeinsam an einem Plan für 2008 gearbeitet habe, und wenn ich nicht mein tolles Büro hätte. Bei allen möchte ich mich an dieser Stelle offen und herzlich bedanken! 

Ich kann nur sagen, dieses Ressort ist eine große Herausforderung. Gehen wir das gemeinsam an! Das, was 2006 gelungen ist, war, denke ich mir, eine wirkliche Erfolgsgeschichte und darauf sind wir auch sehr stolz! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Stadträtin. Man merkt beim Engagement deiner Wortmeldung, das es dir wirklich Spaß macht.

Zur Geschäftsgruppe liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen zur Beratung der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr. Ich darf den Herrn Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker bei uns begrüßen.

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. Ich erteile es ihm.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Werte Damen und Herren! 

Zu Beginn meiner Rede möchte ich die Entgleisung von StRin Frauenberger in ihrer Wortmeldung kurz ansprechen und ihre Vorwürfe, wonach die FPÖ in dieser Stadt die Fremdenfeindlichkeit und den Hass schürt, auf das Allerschärfste zurückweisen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Es ist nämlich, das ist eine Tatsache, genau das Gegenteil davon wahr! Probleme kann man nicht herbeireden. Man kann bestehende Probleme ansprechen, man kann den Finger auf bestehende Wunden legen. Die FPÖ macht dies seit Jahren, spricht vorhandene Probleme an, die in dieser Stadt nicht zu verleugnen sind, steckt dafür gerne die Prügel ein, die von allen Seiten auf sie einprasseln und steckt diese Prügel gern ein, weil sie weiß, diese Position, ihre Arbeit, ist unersetzlich für Wien und für Österreich! (Beifall bei der FPÖ.) 

Interessant ist in diesem Zusammenhang heuer, dass die StRin Frauenberger wenige Minuten nach dieser Entgleisung vor gegenseitigen Schuldzuweisungen gewarnt hat. Zwei Minuten zuvor hat sie gesagt, die FPÖ ist schuld an der Ausländerfeindlichkeit. Sie hat sich mehrmals widersprochen. Aber wenn in dieser Stadt wer an Ausländerfeindlichkeit, an Hass schuld ist, dann ist das eine Partei, nämlich die SPÖ, weil sie seit Jahren eine verfehlte Sicherheits-, eine verfehlte Integrations-, eine verfehlte Zuwanderungs- und eine verfehlte Bildungspolitik macht, meine Damen und Herren! Schreiben Sie sich das hinter die Ohren und beschuldigen Sie nicht politische Gegner, den Hass und die Ausländerfeindlichkeit zu schüren! Sie sind ganz alleine für dieses Klima in dieser Stadt, das sich sogar in Vorfällen wie den Schüssen im Gemeindebau geäußert hat, schuld! (Beifall bei der FPÖ.)
Jetzt zu einem ganz anderen Thema, zur Wiener Stadt- und Verkehrsplanung, wo ich bis heute 0.45 Uhr noch der Meinung war, eine moderate Wortmeldung abzugeben. Um 0.30 Uhr bin ich hier vom Rathaus weggefahren, war begeistert über die Verkehrssituation. Grüne Welle auf dem ganzen Weg bis in den 22. Bezirk, wiewohl eine grüne Welle in den Abend- und Nachtstunden nicht die große Kunst ist. Eine grüne Welle untertags wäre schon eher etwas, das der Verkehrssituation in Wien dienlich wäre. Wir hören auch seit Jahren, dass die grüne Welle geprüft wird, dass das zum Beispiel auf der Erzherzog-Karl-Straße versucht wird, wo aber seit Jahren genau nichts passiert, wo man bei jeder Ampel bei Rot stehen bleibt. Es gibt dort zwei Möglichkeiten, wie man eine grüne Welle bekommen kann. Entweder man fährt 120, das ist ein bisschen gefährlich, oder man fährt 20 und schläft nur deshalb nicht ein, weil einen die anderen Verkehrsteilnehmer zu Recht ordinär beschimpfen. Aber auf eine andere Art und Weise kann man die grüne Welle auf der Erzherzog-Karl-Straße, so wie auf vielen anderen Straßen in dieser Stadt, nicht erreichen. Was in anderen Städten, in anderen Großstädten eine Fingerübung ist, ist bei uns anscheinend nicht möglich. 

Das ist aber nicht das einzige Beispiel, meine Damen und Herren, woran es bei uns in der Stadt in der Verkehrsplanung hapert. Nicht dass es keine positiven Aspekte geben würde, nein, die möchte ich heute auch erwähnen. (Beifall von GR Karl Dampier.) Wenn ich jetzt die Stadtplanung und nicht die Verkehrsplanung betrachte, fällt mir sehr wenig Positives dazu ein. Aber wenn wir uns etwa die Stadtentwicklungsprojekte wie das Flugfeld Aspern, wie schon mehrmals erwähnt, anschauen, das Hand und Fuß hat, aber das nicht umsonst, weil sehr viele freiheitliche Planungsideen des 2005 vorgestellten Stadtplanungsprojekts „Wohntraum Aspern" in diesen Masterplan eingeflossen sind. (Beifall bei der FPÖ. - GR Mag Rüdiger Maresch: Haha! Der war gut!) 

Jedermann, der daran zweifelt, dem stelle ich gerne diese Planungsmappe zur Verfügung, datiert aus dem Jahr 2005. Da kann man sehen, dass 40, 50, 60 Prozent unserer Ideen schlussendlich, manchmal in abgeänderter Form, in diese Planung eingeflossen sind. (GR Karl Dampier: Ist schon gut!) Auch am Flugfeld Aspern gibt es natürlich Schwachstellen, wenn wir uns die Diskussion über den multikonfessionellen Sakralbau oder die Kirche ansehen. Da hat die SPÖ wieder einen leichten Schwächeanfall erlitten und weiß nicht genau, was sie jetzt eigentlich will. Wollen wir eine Kirche oder wollen wir doch für alle alles ein bisschen recht machen, etwas Multikonfessionelles? (GR Karlheinz Hora: Du kannst dir auch eine eigene Kirche errichten!) Wir sagen hier ganz klar und deutlich, eine christliche Kirche muss am Flugfeld Aspern Platz finden. Da sehen wir uns mit der ÖVP sicherlich auf einer Linie und auch auf einer Linie mit der Bevölkerung in der Donaustadt. (Beifall bei der FPÖ. - GR Karlheinz Hora: Er macht seine eigene Kirche!) 

Rothneusiedl ist ein Beispiel, das man teilweise positiv beleuchten kann, bis auf die öffentliche kontraproduktive Diskussion von Bgm Häupl mit Frank Stronach, wo Sie ohne Not die Preise für die Grundstücke in die Höhe getrieben haben (GR Mag Christoph Chorherr: Zum Glück!) und wo dann ein ÖVP-Bezirksrat, übrigens ein Bauer dort, die Gelegenheit beim Schopf packen wollte und noch immer will. Er will sich unter Umständen eine goldene Nase verdienen. Ich möchte ihm da aber nichts unterstellen. Also das war nicht eine Großtat dieser beider Herren, diese Diskussion über die Öffentlichkeit abzuführen. Aber das Stadtentwicklungsprojekt an sich ist okay. Wir sind dafür. 

Wir sind auch für die U1-Verlängerung in den Süden, nach Rothneusiedl, werden aber heute mittels eines Antrags eine andere Planungsidee, aus unserer Sicht eine intelligente Planung sowie ein guter Vorschlag, einbringen. Und zwar sagen wir im Hinblick auf die Tatsache, dass die Therme Oberlaa in den nächsten drei bis vier Jahren um rund 220 Millionen EUR ausgebaut wird, dass dort die Wasserfläche verdoppelt wird, dass dort Gesundheitseinrichtungen angeschlossen werden, dass dort sehr viel Geld in die Hand genommen wird und ein begrüßenswertes Projekt entsteht, man muss bei diesem ganzen Projekt sehen, dass die Verkehrsanbindung zur jetzigen Therme Oberlaa und, wenn nichts passiert, dann auch zur neuen Therme Oberlaa mehr als mager ist und für den geplanten Besucherzuwachs von jetzt 1 Million auf mittelfristig 1,5 und später 1,9 Millionen natürlich nicht genügen würde. Wir sagen, wir sollen uns jetzt schon Gedanken machen, der StR Schicker und seine Planungsabteilungen, ob und wie wir die U1-Ver-
längerung nach Süden splitten können, um einen Ast nach Rothneusiedl und den zweiten Ast zur Therme Oberlaa zu führen, damit diese, nicht bei der Eröffnung im Jahr 2010, das geht sich nicht einmal theoretisch aus, aber doch in einigen Jahren einen adäquaten Anschluss an das hochrangige öffentliche Verkehrsnetz vorfindet und dass dieser Besucherstrom auch gelenkt werden kann. Darum werde ich gleich folgenden Beschlussantrag einbringen:

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Möglichkeit eines Splittings der U1-Verlängerung nach Süden geprüft und die Möglichkeiten zur Realisierung eines Astes zur Therme Oberlaa noch vor dem Bau der U1 nach Rothneusiedl ausgelotet werden.

Wir verlangen hier die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der FPÖ.)
Jetzt haben wir die positiven Seiten schon großteils beleuchtet. Ich weiß, das war nicht viel. Aber mehr ist mir beim besten Willen bei der Stadtplanung nicht eingefallen. (GR Karlheinz Hora: Sicher fällt Ihnen nur wenig ein!) Bei der Verkehrsplanung eigentlich auch nach längerem Nachdenken gar nichts. 

Bei der Stadtplanung möchte ich noch ein Thema streifen, wo es wieder ziemlich bergab geht, und zwar die Donau City, weil es halt den 22. Bezirk betrifft, wo natürlich internationale Architekten engagiert waren - dagegen spricht auch nichts -, weil dort dieser neuer Stadtteil ausgebaut wird, weiter attraktiviert wird, neue Arbeitsplätze entstehen. Aber die Fallwindproblematik im bestehenden Bauteil der Donau City, die zu Lasten vieler Hunderter oder Tausender Anrainer geht, ist bis heute unbearbeitet geblieben. Die WED weigert sich, wahrscheinlich mangels Druck von der Stadt Wien, die Versäumnisse, die beim Bau geschehen sind, dort in irgendeiner Form auszumerzen, in architektonischer Form Windbrecher zu realisieren, Untergeschoße vielleicht anzubauen. Ich weiß, das wird alles nicht so einfach sein. Es wird auch Geld kosten. Aber ich glaube, die Menschen, die sich dort um viel Geld eine Eigentumswohnung gekauft haben oder um teures Geld eine Wohnung mieten, haben es verdient, dass man die Fallwindproblematik, die dort seit Jahren für ein massives Sicherheitsmanko sorgt, endgültig und bald beseitigt. 

Jetzt wird der neue Bauteil schon geplant. Dort sind angeblich fallwindmindernde Maßnahmen wohl vorgesehen. Aber die Altmieter lässt man im Regen stehen (GR Karlheinz Hora: Sie meinen, im Wind stehen!) und hier sagt die FPÖ, das ist von der Stadtplanung nicht in Ordnung. Hier müssen auch für die Altmieter, die schon lange dort sind, endlich Maßnahmen ergriffen werden, meine Damen und Herren!

Wenn wir jetzt bei den weiteren Patzern der SPÖ sind, möchte ich einige wenige, aber vielleicht die markantesten herausgreifen und, weil es aktuell ist, das Parkpickerl als erstes Beispiel anführen. Das Parkpickerl ist in Wien seit Jahr und Tag, wir wissen es alle, die FPÖ spricht es halt offen aus, wie viele andere Probleme (GR Mag Rüdiger Maresch: Haha! Der war gut!), eine Parksteuer, eine Inkassoaktion ohne Gegenleistung. Und das Parkpickerl wird jetzt noch teurer. Die SPÖ bringt das Kunststück zu Stande, dass sie schon bisher eine Gebühr ohne Gegenleistung eingehoben hat und jetzt streicht sie diese nicht vorhandene Gegenleistung noch einmal zusammen und verlangt dafür noch mehr Geld, meine Damen und Herren! Das ist unanständig, das ist reines Abkassieren! Das wird von der FPÖ massiv abgelehnt! (Beifall bei der FPÖ.)
Es werden gleichzeitig mit der Erhöhung weitere Parkplätze vernichtet, genauso wie bei jedem Bau einer Volksgarage dann oben viele Parkplätze daran glauben müssen, als ob die Parkplätze anderswo nachwachsen würden. Wir haben eine massive Überparkung in vielen Bereichen der Stadt Wien. Die Überparkung wird nicht dadurch besser, dass man Parkplätze vernichtet, sondern ganz massiv Parkplätze unter der Erde oder vielleicht auch über der Erde schafft. Die SPÖ gibt sich aber nicht mit den vorhandenen Parkpickerlbereichen zufrieden. Im 15. Bezirk gibt es schon konkrete Pläne und Skizzen, wie und wann ausgeweitet werden soll. Das ist aber noch lange nicht das Ende der Fahnenstange. Wir wissen alle ganz genau, die SPÖ gibt es vielleicht noch nicht, nur halb, zu, dass die Pläne für eine Ausweitung auf die Bezirke 12 bis 19 schon in den Laden des Stadtratsbüros oder der Magistratsabteilungen liegen. Der Plan ist klar, die Inkassoaktion soll verschärft werden. Nebenher werden weitere Parkplätze an der Oberfläche vernichtet. Es wird dann in einigen Jahren, wahrscheinlich nach der nächsten Wahl, wieder eine Erhöhung geben, die Parksteuer wird noch teurer, die Leute werden so wie bisher am Abend auf der Suche nach einem Parkplatz um die Häuserblöcke kreisen, weil die GRÜNEN mit ihren Bürgerinitiativen leider sehr viele Volksgaragen verhindern, die dringend notwendig wären. Wir sagen klar und deutlich Nein zu dieser geplanten Ausweitung der Inkassoaktion! Ich bringe daher den zweiten Beschlussantrag ein, kurz und bündig:

„Der Gemeinderat spricht sich gegen die Ausweitung der Parkpickerlbereiche in Wien aus.

Auch hier verlangen wir die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der FPÖ.)
Vielleicht noch ein Wort zur U1-Verlängerung nach Süden, zu diesem Ast, weil mir der Kollege Hora schon signalisiert hat, dass wir da allein auf weiter Flur bleiben werden und dass hier keine Zustimmung seitens der SPÖ erfolgen wird, obwohl diese Pläne auch schon im Magistrat und im Stadtratsbüro diskutiert worden sind - das wissen wir aus Informationen - und obwohl diese Planungen intelligent sind. Wir grämen uns auch nicht, dass dieser Antrag heute abgelehnt wird. Dass in drei, vier, fünf Jahren die SPÖ herkommt und sagt (GR Alfred Hoch: Helft uns!), wir werden einen Ast nach Rothneusiedl machen, das wird notwendig sein, das ist, glaube ich, eine gute Idee. Wir werden dann der SPÖ applaudieren, werden vielleicht schauen, dass wir uns eine kleine Feder auch an den Hut stecken, aber es ist wie immer die übliche Reaktion auf einen freiheitlichen Vorschlag. Es war auch so bei der U2-Verlängerung von der derzeitigen Endstelle Aspern auf das Flugfeld, wo wir schon vor, glaube ich, sechs, sieben Jahren genau diese Route eingezeichnet haben. Es war damals StR Walter Prinz, als von der SPÖ Reaktionen gekommen sind: „Pfui! Brauchen wir nicht! Ist ein Blödsinn! Finanzieren können wir es außerdem nicht!" Einige Jahre später war das schon State of the Art, wie man bei uns in Eßling sagt. Hier, bei der U1, wird es in einigen Jahren auch so sein. Wir sind so international in Eßling. Der Kollege Maresch verirrt sich, außer bei Aubesetzungen, eher selten in diese Gegend.

Jetzt zum letzten Thema, zum Thema Fluglärm, wo die Stadt Wien seit Jahr und Tag untätig zusieht, wie die Fluglärmbelastungen in weiten Teilen der Stadt Wien trotz Mediationsverfahren drastisch zunehmen, wo die SPÖ seit Jahr und Tag zusieht, wo keine Besserung in Sicht ist und wo die SPÖ seit Jahr und Tag trotz massiver Beschwerden - ich glaube, ich kriege jeden Tag 30, 40 E-Mails, Kollege Valentin, du sicher auch (GR Erich Valentin: Nein!) - die Hände in den Schoß legt und die Dividende, die jährlich aus der 20-Prozent-Beteiligung am Flughafen ausbezahlt wird, für die SPÖ mehr zählt als die Gesundheit der fluglärmgeschädigten Menschen, meine Damen und Herren! Das ist unanständig, das ist unsozial und die FPÖ lehnt diese Politik ganz massiv ab! (Beifall bei der FPÖ.)
Ich wollte auch deswegen heute den Fluglärm wieder aufs Tapet bringen, damit ich den Kollegen Valentin nicht um seinen hofrätlichen Beschwichtigungsauftritt bringe, der in diesem Haus schon Tradition hat. Er macht es auch wirklich sehr gut. Ich habe das schon fast verinnerlicht. Immer wenn ich am Sonntag Nachmittag einen Hans Moser/Paul Hörbiger-Film sehe, wo dann, wie in jedem Film mit diesen beiden großartigen Schauspielern eine tumultartige Szene stattfindet, wo es Verwirrrungen, Verirrungen, Tumulte gibt und der Hans Moser sich schon ans Herz greift, glaube ich, jetzt kommt der Hofrat Valentin gemessenen Schrittes um die Ecke, beschwichtigt und sagt: „Aber, aber meine Damen und Herren! Beruhigen Sie sich! Ich bitte Sie, es gibt keinen Grund zur Beunruhigung!" (GR Erich Valentin: Du meine Güte! Wissen Sie, wovon Sie reden? Haben Sie das schon ganz vergessen?) Das wird er auch nachher wieder machen. Bei vielen geht das natürlich hinein. Er erzählt ihnen Geschichten, die nicht stimmen. Das probiert er auch hier jedes Mal, indem er mit Prozentzahlen und Schalmeitönen hantiert (GR Erich Valentin: Mit absoluten Zahlen!), aber der Erfolg stellt sich nicht ein. Film ist Film, Realität ist Realität! 

Darum werden auch die E-Mails der Fluglärmgegner mehr und nicht weniger. Wenn der Fluglärm weniger werden würde, würden sie weniger werden und irgendwann ganz aufhören, wenn das Mediationsverfahren so ein toller Erfolg gewesen wäre. Das ist aber nicht der Fall. Deswegen waren die Menschen, die 300 000 fluglärmgeschädigten Wiener (GR Erich Valentin: 13 000!), froh, dass vor Kurzem das Bürgermagazin „wir wiener" dieses Thema wieder einmal aufgegriffen hat (Heiterkeit bei GR Mag Rüdiger Maresch.), wo es dankenswerterweise und verständlicherweise sehr viele positive Reaktionen gegeben hat. (GR Mag Rüdiger Maresch: Der war gut! Das ist Euer Käseblatt! Das merke ich mir!) Man kann den Leuten auf Dauer nicht ein X für ein U vormachen, Kollege Valentin. Man kann ihnen auf Dauer nicht erklären, warum der gekurvte Anflug, der in vielen Großstädten Europas und weltweit schon lange im Einsatz ist (GR Christian Hursky: In welchen ist das Standard?), in Wien-Schwechat nicht möglich sein sollte. Ich weiß schon, die Austro Control, wird der Kollege Valentin wieder sagen, ist dafür zuständig. (GR Karl Dampier: Mahdalik, der Bruchpilot!) Aber die Austro Control ist keine autarke Behörde, sondern ist dem SPÖ-Verkehrsminister Faymann unterstellt und Wien als 
20-Prozent-Eigentümer am Flughafen könnte sehr wohl Druck machen, dass bald dieser gekurvte Anflug, der für massive Senkungen bei den Fluglärmbelastungen sorgen würde, rasch eingeführt wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Wie gesagt, man kann den Leuten nicht ein X für ein U vormachen. Man kann ihnen auch nicht erklären, warum so ein massiver Ausbau wie der Skylink am Flughafen Schwechat ohne UVP-Prüfung vonstatten gehen kann. Das ist ihnen nicht erklärlich, auch wenn man sich noch auf den Feststellungsbescheid des Landes Niederösterreich und auf alle mögliche Dinge ausredet. Das können Sie den Leuten nicht mehr länger erklären, Kollege Valentin! Man kann ihnen auch nicht erklären, warum jetzt unbedingt eine dritte Piste notwendig ist. Man kann ihnen auch nicht erklären, warum die Stadt Wien nicht endlich den intelligenten Vorschlag der Freiheitlichen aufgreift und zumindest untersucht, wo, wie und zu welchen Kosten man einen zweiten Flughafen östlich von Schwechat in naher Zukunft errichten könnte. (Beifall bei der FPÖ.) 
Ich habe gestern wieder eine E-Mail zum Thema zweiter Flughafen, zum Thema Fluglärm in Großstädten bekommen. Ich habe den Wahrheitsgehalt noch nicht überprüfen können. Du müsstest genau das Gleiche bekommen haben, nehme ich an. Und zwar hat ein Wiener, der vor Kurzem in Berlin war, gesagt, dass dort die Flugzeuge der Stadt über sehr dünn besiedeltes Gebiet ausweichen, obwohl Tempelhof für diese Flüge benützt wird, es dort fast keinen Fluglärm gibt. Das kann natürlich jetzt eine Art Halbmondbrief sein, ein Hoax. Aber ich nehme an, du wirst mich nachher, wenn ich jetzt falsch zitiere und wenn dieser Brief falsche Tatsachen behaupten sollte, zurechtweisen, Kollege Valentin. Aber in Berlin scheint das möglich zu sein. Ich war vor vielen Jahren in Berlin, bin aber damals umweltbewusst mit dem Zug angereist. Darum kann ich das jetzt nicht mehr verifizieren, ob man über die Stadt geflogen ist oder nicht. (GR Mag Rüdiger Maresch: Dann reden Sie auch nicht davon!)

Aber wenn wir jetzt schon beim Thema Umweltbewusstsein sind, möchte ich einen kleinen Schlenker zur Ehrlichkeit in der Umweltpolitik und zur Unehrlichkeit in der Umweltpolitik machen. Hier im Raum, und ich werde heute sicher niemanden namentlich nennen, gibt es Mandatare, wenn die hier heraußen stehen oder im Ausschuss sitzen, glaubt man immer, sie schlafen am Rad, unternehmen Fernreisen mit dem Rad und bekommen, wenn sie den Ausdruck Auto hören, einen juckenden Hautausschlag. Genau solche Kollegen sieht man dann beim Rathaus mit den Uraltschüsseln herumkurven, vom und zum Rathaus, aber nicht vielleicht die Energiesparer oder Hybridautos von Toyota oder ein platz- und energiesparender Smart, nein, das sind die großen Familienkutschen älteren Baujahrs, die hinten die weißen Wolken hinausblasen! Genau diese Leute stehen dann irgendwann auf und erklären uns die Ehrlichkeit in der Politik, erklären uns, wie man Umweltpolitik macht und lebt! 

Ich sage Ihnen, meine Damen und Herren, wir stehen immer und überall zu unserem Programm und zu unseren Aussagen, wenn wir sagen, die Autofahrer haben ein Recht auf ihre Existenz, sie haben ein Recht auf Parkplätze, sie haben ein Recht darauf, dass man ihnen nicht überall eine 30er-Tafel vorsetzt, sie haben ein Recht auf flüssigen Verkehr, man wird das Auto nie verdrängen oder abschaffen können. Wir stehen dazu! Wir predigen nicht Wasser und trinken Wein! Wir trinken ganz hochoffiziell unser Bier, nicht immer in verrauchten muffigen Kellern, sondern im Einstein oder in der Dorfstube. Wir stehen dazu. Wir stehen zu unserem Programm und darum können wir uns jeden Tag in der Früh, wenn wir aufstehen, guten Gewissens in den Spiegel schauen! (Beifall bei der FPÖ.)
Bevor ich es vergesse, bevor ich zum Schlusssatz komme, muss ich natürlich noch den dritten Antrag bezüglich Fluglärm einbringen. Auch nicht sehr lang, zumindest der Antrag selbst. Die Begründung ist ein bisschen länger:

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass der Flughafen Schwechat intensivierte Gespräche mit dem Flughafen Preßburg führt, um eine enge Kooperation auf Schiene zu legen und den Weg für eine Minderung der Fluglärmbelastung freizumachen.

Wir verlangen auch hier die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der FPÖ.)

Die Idee mit der Kooperation, das sei am Rande erwähnt, mit dem Flughafen Preßburg ist auch eine freiheitliche, die StR Prinz vor ungefähr acht oder neun Jahren nachweislich schon gebracht hat. Damals waren genau die gleichen Reaktionen: „Blödsinn!", „arbeitsplatzverlobt", „Kaufkraftabfluss", „gefährlich für die Wirtschaft!" und „Was ist das für ein Blödsinn?" Ein paar Jahre später hat Sepp Rieder auch gesagt, eine gute Idee, nur leider hat die Stadt Wien beziehungsweise der Flughafen die Sache versemmelt beziehungsweise hat es politische Hintergründe in der Slowakei gegeben (GR Karl Dampier: So genau nehmen wir das nicht!), das möchte ich noch einmal zurechtrücken. Also immer ist die SPÖ auch nicht zu hundert Prozent schuld. Aber die SPÖ ist dafür, die Stadt Wien ist dafür, sich dort zu beteiligen, eine Kooperation einzugehen. Wir sagen, das ist intelligent, gehen aber nicht von unserer Forderung eines zweiten Flughafens östlich von Wien ab.

Aber weil wir, wie vorher erwähnt, unehrliche Politik, ob es im Verkehr, in der Umwelt oder in der Planung ist, massivst ablehnen, werden wir auch diesen Rechnungsabschluss ablehnen! - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Frau StRin Frauenberger hat vorhin gesagt, sie hat Angst, dass die ZuhörerInnen glauben würden, wir würden hier nur streiten. Ich muss sagen, ich finde die Angst ziemlich unbegründet, weil, wie ich seit gestern beobachtet habe, hört uns offensichtlich, außer vom Presse- und Informationsdienst und von der Rathauswache, niemand zu, möglicherweise übers Internet ein, zwei, vielleicht sogar zehn Leute. Aber ich möchte es wirklich ernsthaft zu bedenken geben, wie wir unsere Debatten hier abführen. Ich meine, nach dem Beitrag von Herrn Mahdalik muss ich sagen, ich verstehe es, dass uns kaum jemand zuhört, weil da war wirklich kaum etwas Neues, Interessantes dabei. (GR Erich Valentin: Selbstschutz der Bevölkerung!) Aber ich möchte wirklich in Frage stellen, was wir hier zwei Tage lang machen. Wie bekommt das die Öffentlichkeit mit? Wir setzen uns begrenzt auseinander. (GR Dr Herbert Madejski: Wir setzen uns nicht auseinander!) Vielleicht könnte man sich einmal überlegen, dass man pro Geschäftsgruppe ein Thema wählt und dann vielleicht eine Auseinandersetzung über ein Thema stattfindet. Ich vermute sogar, dass auch die Weintage, die heute eröffnet werden, nicht ganz zufällig in diese Woche gelegt wurden. (GR Dr Herbert Madejski: Weil der Bürgermeister Zeit hat!) Man könnte das verbinden, dass man sagt: „Hey, Leute, Ihr könnt offen Wein trinken, aber vielleicht wollt Ihr auch hören, wie wir hier Politik machen, wie wir unseren Rechnungsabschluss besprechen." Oder vielleicht sind die Weintage nur deshalb in der Woche angelegt, dass es für uns Mandatare gemütlicher ist. Ich weiß es nicht, aber ich glaube, wir sollten uns ernsthaft etwas überlegen, dass wir hier nicht weiter unter Ausschluss der Öffentlichkeit debattieren. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Zum Themenbereich Stadtplanung: Ich habe das auch schon öfters gesagt, ich meine auch, dass wir diese Debatten vielleicht, wenn wir ein bisschen ressortübergreifender denken würden, befruchten könnten und möchte da auch eine Anregung liefern. Im Ressort der StRin Laska wurden in den letzten Jahren im Rahmen der Wurstelpraterplanungen doch einige Dinge getan, die auch mit der Stadtplanung etwas zu tun haben oder zumindest zu tun haben sollten. Es gab eine Überschneidung bei der Flächenwidmung, aber ansonsten ist beispielsweise die finanzielle Ausstattung für diese Planung wiederum ganz beim Laska-Ressort. Ich glaube, es würde der Stadt gut tun, wenn die unterschiedlichen Geschäftsgruppen besser zusammenarbeiten würden. Man muss sich nur vor Augen führen, dass für den Riesenradplatz 33 Millionen EUR plus Bestandsentgelte bis März 2012 zur Verfügung stehen, mit dem besonderen Vermerk „Gestaltung des Riesenradplatzes". 

Jetzt sind vor Kurzem die Pläne bekannt geworden, wie dieser Riesenradplatz ausschauen könnte. Das sind Visualisierungen von einem Entertainment-Unternehmen, nicht wirklich von seriösen Planern, würde ich meinen, sondern eher von Leuten, die in diesem Geschäftsfeld der Unterhaltungsindustrie zu Hause sind, worauf sich der Fachbeirat für Stadtgestaltung zu Wort gemeldet hat, dessen Aufgabe es ist, als externes Expertengremium stadtrelevante Projekte zu beurteilen. Ich glaube, es wird mir hier niemand widersprechen, wenn ich sage, dass der Riesenradplatz ein durchaus stadtrelevantes Projekt ist. Das ist ein Ort wie der Kahlenberg, der doch einen wesentlichen Beitrag zum Image der Stadt liefert. Dieser Fachbeirat und auch andere namhafte Experten haben sich ganz eindeutig geäußert, dass diese Planung so sicher nicht aussehen kann, woraufhin Frau StRin Laska abwinkend gesagt hat, das ist nur der Neid zwischen Architektenkollegen. Da sieht man sehr schön, wenn nicht einmal die Stadträtin im Haus unsere eigenen Gremien aus anderen Geschäftsgruppen ernst nimmt, wie wenig hier geschäftsgruppenübergreifend gedacht wird.

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch einen Antrag stellen, der genau diese Planungen näher beleuchten soll. Es hat sich schon gezeigt, dass auch die Masterplanvergabe an den Herrn Mongon nicht ganz korrekt abgewickelt wurde. Es wurden da viele Anregungen vom Kontrollamt an die Prater Service GmbH geliefert. Deshalb nun der Antrag betreffend die Prüfung und die Vergabe sowie die Vertragserfüllung des Vertrags zwischen der Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH und den Firmen Explore 5D - das ist diese besagte Unterhaltungsplanungsfirma - sowie der Baufirma STRABAG zur Entwicklung und Herstellung eines neuen Riesenradplatzes, vor allem in Anbetracht der hohen bereitgestellten Mittel. Ich hoffe und nehme doch an, dass auch die Wiener SPÖ oder die anderen Oppositionsparteien Interesse daran haben, ob man aus dem letzten Kontrollamtsbericht gelernt hat und das diesmal ordnungsgemäß abgewickelt wurde, auch in Anbetracht dessen, dass hier schon erste Bauarbeiten im Gange sind und noch immer nicht bekannt ist, wie dieser Platz aussehen wird. Also, wie gesagt, ich bringe diesen Antrag ein und hoffe auf Ihre Unterstützung.

Zum Thema ressortübergreifend möchte ich auch noch ein positives Beispiel oder eine Anregung bringen. Es gibt im Gesundheitsressort die Möglichkeit, wenn man beispielsweise eine Auslandsreise macht, sich kostengünstig von der Stadt Wien impfen zu lassen. Man kann sich in eine Adressatenliste eintragen und bekommt dann per Mail eine Impferinnerung. Das ist wirklich ein tolles Service. Jetzt kam uns die Idee, wieso das eigentlich nicht geht, dass man als Bewohner der Stadt seinen Namen in eine Liste einträgt und sagt, man will über Flächenwidmungsverfahren informiert werden und man bekommt dann automatisch eine Mail, wenn dieses Gebiet in Bearbeitung ist. Das wäre zum Beispiel auch ein Beitrag, wie man aus anderen Ressorts und deren Handhabe ein bisschen etwas profitieren könnte und würde dazu beitragen, dass die BürgerInnen der Stadt beispielsweise bei Flächenwidmungsverfahren mehr Information bekämen. 

Mein zweites größeres Thema, also weg vom Ressortübergreifenden, oder nein, eigentlich hängt es zusammen. Überschrift: „Die Stadt muss die öffentlichen Aufgaben wahren und Qualität sicherstellen". Es ist eindeutig auch ressortübergreifend. Ich beziehe mich jetzt auf den Schulbau. Es gab in letzter Zeit einen Beschluss, Public-Private-Partnership-Modelle im Schulbau auszuprobieren. Ich denke, dass man sich als Stadt und eben auch gerade als Planungsstadtrat nicht von dieser Philosophie verabschieden darf, dass wir höchste Qualität für unsere Schulgebäude wollen. Man hat da in den letzten Jahren doch einiges versucht und es wäre falsch zu sagen, wir werden dieser Aufgabe nicht mehr Herr, wir lagern das aus und deswegen können wir uns auch um diese Qualitäten nicht mehr kümmern, die dort in den letzten Jahren erreicht wurden. Das war eindeutig auch wieder ressortübergreifend.

Ich möchte diesbezüglich einen Beschluss- und Resolutionsantrag gemeinsam mit meiner Kollegin Susanne Jerusalem und auch mit den Mandataren Karlheinz Hora und Heinz Vettermann der SPÖ betreffend Schulbau in Wien einbringen. Der Beschlussantrag lautet: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass bei etwaigen Schulneubauten inklusive PPP-Modellen gemäß Wettbewerbsleitfaden der Stadt Wien vorgegangen wird, um die planerische Qualität des Schulbaus sicherzustellen."

Ich bitte aber natürlich auch die anderen Fraktionen um Unterstützung.

Ein ganz ähnlicher Antrag, es geht aber um ein anderes Feld, und zwar, wie wir alle wissen, die Stadt verändert sich, die demographische Entwicklung ist doch allen hier bekannt, auch die Umstrukturierungen, die im Pflegebereich anstehen.

Es ist also auch in der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales - und da auch im ausgegliederten Unternehmen Krankenanstaltenverbund - wichtig, die Qualitäten, die zur Jahrhundertwende beispielsweise mit den Arealen in Steinhof geboten wurden, auch in Zukunft sicherzustellen und eine Qualitätssicherung bezüglich der Baulichkeiten zu forcieren. Es ist vor allem für kranke und alte Menschen, die wenig mobil sind, sehr wichtig, in einer gesunden, guten Umgebung leben zu können. Genauso wichtig ist es aber auch für das Personal, das Pflegepersonal, geeignete Bedingungen in so einer wirklich schwierigen und belastenden Tätigkeit vorzufinden.

Ich glaube, die Stadt Wien als eine reiche Stadt sollte da ja nicht nachgeben und jetzt sagen, schnell, schnell, wir brauchen diese Einrichtungen!, sondern die Qualität für die nächsten Jahrzehnte sicherstellen. Ich bringe daher gemeinsam mit meiner Kollegin Sigrid Pilz, Karlheinz Hora und Christian Deutsch folgenden Beschlussantrag ein:

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass bei Vergabeverfahren des KAV gemäß Wettbewerbsleitfaden der Stadt Wien vorgegangen wird, um die planerische Qualität der zu entwickelnden Stadtteile und Gebäude für Gesundheit und Pflege sicherzustellen."

Ich glaube, dieser Antrag ist besonders wichtig, weil ich da schon des Öfteren gehört habe, dass der Krankenanstaltenverbund die Qualität von Planungsleistungen noch nicht auf allen Ebenen erkannt hat, da eher drängt und glaubt, wer schneller ist, bekommt ein besseres Ergebnis. Ich glaube, es ist allgemein bekannt, dass gerade bei der Planung Kosten langfristig gespart werden können, wenn diese ausreichend und gut gemacht wird.

Nun zu dem dritten Themenbereich, den ich mir vorgenommen habe, weil ich eben doch hoffe, dass wir hier auch eine konstruktive Auseinandersetzung führen, zu einem Thema, das ich auch schon öfters angesprochen habe: Die Immobilienwirtschaft boomt. Es wird in den nächsten Jahren mit einem großen Bevölkerungszuwachs in Wien gerechnet, es wird wirklich viel gebaut werden müssen. Die Stadtplanung hat sich doch ganz gut darauf eingestellt. Es gäbe allerdings die Möglichkeit, dass die Kosten, die diese Entwicklungen mit sich bringen werden, nämlich für Infrastruktur, Straßenbau, Kanal, Schulen, nicht von der öffentlichen Hand allein getragen werden, sondern gemeinsam mit der Immobilienwirtschaft, die ja von diesem Boom auch sehr profitiert.

Ich spreche - wie vielleicht einige schon erraten können - wieder einmal von dem Thema Planwertgewinn. Es gibt, wie gesagt, international Modelle, die beweisen, dass es funktioniert. Es gab immer wieder die Aussage der Stadt Wien, dass es nicht ginge, weil es unsere Verfassung nicht erlauben würde, es gibt aber international unterschiedlichste Modelle. 

Wie gesagt, beispielsweise in München werden Herstellungskosten für soziale Infrastruktur und Erschließungsanlagen ganz an die Entwickler abgetreten, wobei sichergestellt ist - weil dann immer von manchen das Gegenargument kommt, das sei so wirtschaftsfeindlich, man würde alle Investoren verschrecken -, dass ein Drittel des planungsbedingten Wertzuwachses als Investitionsanreiz bei den Entwicklern verbleibt. Es wäre also wirklich nicht so, dass man dadurch diese Entwicklung total stoppen würde, sondern es würde geregelt ablaufen können, und es würde das Wiener Budget entlastet werden, zugunsten anderer wichtiger Bereiche wie etwa der Pflege und des Sozialbereichs.

Es gab 2002 eine Untersuchung, die damals Herr Puchinger geleitet hat - damals noch als externer Experte, jetzt unser Planungsdirektor -, die aber leider zu dem Schluss kam, dass es eben in Wien nicht möglich sei. Ich denke, dass es jetzt, fünf Jahre später, doch an der Zeit ist, diesen Standpunkt ernsthaft zu überdenken. Ich glaube auch und bin überzeugt davon, dass sich die Kommunen diese Haltung in Österreich nicht mehr lange werden leisten können und auch die Stadt Wien es sich nicht mehr wird leisten können, an diesem Thema vorbeizugehen.

Um die Ernsthaftigkeit dieses Vorschlags noch einmal zu untermauern, möchte ich Ihnen zur Kenntnis bringen, dass das Umweltbundesamt eine sehr gute Studie zu diesem Thema verfasst hat. Da geht es vor allem auch darum, dass über großen Flächenverbrauch die Zersiedelung forciert wird und eben nicht nur hohe Kosten für die Gemeinden entstehen, sondern auch langfristig der Naturraum und die Landschaft zerstört werden. Die bringen drei ganz konkrete Vorschläge, beispielsweise, dass man bei Flächenwidmungen viel mehr die Kostenwahrheit der Erschließungskosten bedenkt. Einfamilienhäuser zu widmen, mag zwar kurzfristig zusätzliche Wähler bringen - Kleingartensiedlungen et cetera -, aber langfristig kostet dies die Stadt unglaublich viel Geld. 

Es gibt auch neue Berechnungen, da heißt es, dass oftmals erwartete positive fiskalische Effekte von Baulandausweitungen für Gemeindehaushalte deutlich überschätzt werden und von den Infrastrukturfolgekosten sogar überkompensiert werden. Das heißt, wenn man eine Einkaufszentrumswidmung macht, so kann man nicht erwarten, dass man dann durch die höhere Kommunalabgabe einen Wahnsinnsgewinn hat, weil eben die Folgekosten für Straßenbau et cetera sehr hoch sind. - Das auch zum Thema Rothneusiedl.

Die zweite Anregung ist ebendiese schon genannte Abschöpfung planungsbedingter Bodenwertzuwächse. Dafür gibt es, wie gesagt, auch Beispiele in Berlin. Ein zusätzliches Argument ist auch, dass man dadurch Widmungen, die man schon vorgenommen hat, forcieren kann. Das heißt, es kann nicht einer sein Geld in einem hoch gezonten Grundstück deponieren und es dann ewig liegen lassen, sondern man kann dadurch auch die Stadtentwicklung lenken.

Ein weiteres Thema, was da noch genannt wird, ist die Reformierung der Grundsteuer. Das ist natürlich nicht ganz unsere Kompetenz, ich möchte aber schon noch daran erinnern - weil es eben immer wieder die Ausrede war, das sei verfassungsrechtlich nicht möglich -, dass die Wiener Mehrheitsfraktion SPÖ den Bundeskanzler stellt und auch in der Bundespolitik Einflussmöglichkeiten haben sollte.

Abschließend zum Rechnungsabschluss: Meiner Ansicht nach sind die Zahlen ordnungsgemäß in Tabellen gegossen. Aber was eindeutig fehlt, ist ein Gestaltungswille, eine Vision und auch ein Erkennen, ein rechtzeitiges Erkennen von Entwicklungen und da ein Gegensteuern, indem man sich Instrumente ausdenkt, wie man mit diesen Entwicklungen besser zu Rande kommt. 

Aus diesem Grund werden wir dem Rechnungsabschluss nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Herrn Mag Gerstl. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! (GR Dr Herbert Madejski: Mit wem redest du?)
Masterplan Verkehr: Im Jahre 2003 hat die Wiener Stadtregierung mit den Stimmen der SPÖ, die in diesem Gemeinderat die Mehrheit hat, einen Masterplan Verkehr beschlossen. Im Vorwort dazu heißt es vom amtsführenden Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr: „Der Masterplan geht stark auf die Rolle Wiens im neuen Europa ein." Das Ergebnis - um es abzukürzen – „ist ein modernes und zukunftsweisendes Verkehrskonzept für die nächsten 20 Jahre". 20 Jahre! Und im Schlusssatz heißt es dort vom amtsführenden Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr: „Nun gilt es, den Masterplan Verkehr Wien 2003 in den nächsten 20 Jahren möglichst weitgehend umzusetzen."

Es gibt eine neue Zeitrechnung in Wien! Nämlich: 20 Jahre vergehen in der Stadt Wien nicht nach 20 Jahren, sondern schon frühestens und maximal nach fünf Jahren! Denn in der letzten Ausschusssitzung wird von der Stadt vorgeschlagen, den Masterplan Verkehr 2003, den wir gerade noch in den nächsten 20 Jahren umsetzen wollten, umzuschreiben auf den Masterplan Verkehr 2008. So schnell ist es möglich, dass die Zielsetzungen und Prioritäten des Masterplanes verloren gehen! (GR Karlheinz Hora: Sie haben das falsch verstanden!) Meine Damen und Herren, eine solch zukunftsweisende Politik hätte ich mir von dieser Stadtregierung nicht erwartet! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Die Änderung des Masterplanes allein mit neuen Prioritäten und Finanzierungen zu begründen - ich glaube, das ist nicht wirklich der Grund, warum man den Masterplan ändern möchte. Denn ich habe die Fleißaufgabe gemacht, mir den Masterplan herzunehmen (Der Redner hält ein umfangreiches Schriftstück in die Höhe.) und - da höre ich schon das Stöhnen des Kollegen Madejski - Punkt für Punkt durchzuschauen, was denn da schon alles verwirklicht ist oder was nicht verwirklicht ist. (GR Dr Herbert Madejski: Ist ja uninteressant!) Ein Packen von Papier, wie wir ihn in den letzten Geschäftsgruppen bei der Diskussion auch schon hier im Plenum gehabt haben! 

Wir stellen hier einen roten Faden fest: In jeder Geschäftsgruppe werden Pläne gemacht, Pläne gemacht und Pläne gemacht. Sie kosten ein enormes Geld, und vor allem, sie werden manchen - sogar Bürgerinnen und Bürgern, die hier in diesen Saal repräsentativ sitzen - nicht einmal zur Verfügung gestellt. Beim Masterplan stimmt es nicht so, aber bei so manchen Befragungsstudien, die von den Wiener Linien gemacht werden; die gehören schon nicht mehr uns. Ich erinnere daran, dass Kollegin Karin Praniess-Kastner gestern aus ihrem Bereich auf Pläne hingewiesen hat, die im Rahmen der Stadtverwaltung beauftragt und mit Steuergeld bezahlt, aber nicht zur Verfügung gestellt werden. Anscheinend ist es System, Pläne zu erstellen, sie danach geheim zu halten und sie nach wenigen Jahren wieder umzuschreiben. Das ist für eine Verwaltung eindeutig zu wenig! (Beifall bei der ÖVP.)
Nun, meine Damen und Herren, schauen wir uns das an: Was hat denn dieser Plan gekostet? Oder was wird der nächste kosten? Ich habe gerade heute eine Summe in den Zeitungen gelesen, wo jeder denkt, das Geld ist zu viel ausgegeben.

Die Untersuchungsausschüsse, hier wenige Hundert Meter entfernt im Nationalrat, diese Untersuchungsausschüsse, die von Rot, Blau und Grün beschlossen worden sind, haben die Republik Österreich 1,7 Mil-
lionen EUR gekostet! (GR Dr Herbert Madejski: Und jetzt dreht man sie ab!) Heute, am Ende des Tages, wissen wir, dass nichts herausgekommen ist, meine Damen und Herren, wissen wir, dass dieser Einsatz der Untersuchungsausschüsse (GR Dr Herbert Madejski: Unglaublich! Alles geschwärzt!) vollkommen umsonst war und dass die Wahlversprechen der SPÖ gebrochen wurden. (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Und was ist mit euren in Wien gewesen? Was war denn da?)
Diese Untersuchungsausschüsse haben den Steuerzahler 1,7 Millionen EUR gekostet. Manche Verfahrensanwälte haben sich eine goldene Nase dabei verdient (GR Christian Oxonitsch: Was war bei euren in Wien? Was ist bei denen herausgekommen?), aber der Steuerzahler hat nichts davon. (GR Dr Herbert Madejski: Demokratiepolitisch ...!) Ihr habt geglaubt, dass ihr es machen müsst, weil ihr es vor der Wahl versprochen habt. Aber ihr seid mit falschen Wahlversprechen in die Wahl gegangen, und heute seid ihr aufgedeckt worden. (GR Christian Oxonitsch: Was ist herausgekommen beim Untersuchungsausschuss Planung ...?) Das ist das Zeichen: unnütze Geldausgabe von 1,7 Millionen EUR, meine Damen und Herren! (GR Christian Oxonitsch: Was ist herausgekommen bei eurem ...?)
Wenn wir uns das anschauen ... (GR Dr Herbert Madejski: Das ist der demokratiepolitische Ruin der ÖVP!) Ja, demokratiepolitisch ist es das Gleiche bei den Plänen hier, den Plänen, die Sie hier in dieser Stadt machen. (GR Christian Oxonitsch: Was war denn bei euren Ausschüssen? - GR Dr Herbert Madejski: ... bei der ÖVP! Unglaublich!) Wissen Sie, mit den Plänen, die Sie hier in der Stadt Wien machen ... (GR Christian Oxonitsch: Was war mit dem Herrn Görg? Was ist da herausgekommen?) 

Dieser Masterplan 2003 und der Masterplan 2008 kosten den Steuerzahler sage und schreibe 1,1 Millionen EUR! (GR Christian Oxonitsch: Was war mit euren ...?) 1,1 Millionen EUR kostet die Erstellung des Masterplans Verkehr, also fast genauso viel wie die Untersuchungsausschüsse - wahrscheinlich mit demselben Effekt! (GR Dr Herbert Madejski: Was ist denn jetzt mit den Fliegern?) 1,1 Millionen EUR - das hätten wir alles viel, viel besser machen können! (GR Dr Herbert Madejski: Wie stehen jetzt die Flieger ...? - GR Mag Wolfgang Jung: ... redet zum Thema?)
Danke für die „Flieger"! Ihr habt den Ausstieg haben wollen. Ihr habt ein Gutachten beauftragt, ihr habt es monatelang geheim gehalten, und heute kommt ihr drauf, dass es doch nicht anders geht. (Heftige Zwischenrufe bei SPÖ und FPÖ.) So, wie wir immer gesagt haben: bestens verhandelt! Bestens verhandelt, kein Grund zum Rücktritt vom Vertrag - was wir immer gesagt haben! Wo ihr immer geglaubt habt, dass es eine Möglichkeit gibt (GR Christian Oxonitsch: Ich schenke dir die 1 Million! 399 Millionen erspart sich Österreich!), dass man aus dem Vertrag aussteigen kann, weil irgendetwas Unrechtes geschehen ist - nichts! (GR Christian Oxonitsch: Die 1 Million ist gut eingesetzt!) Wie eine Seifenblase ist das zergangen. Wie eine Seifenblase! (Anhaltende Zwischenrufe bei SPÖ und FPÖ.)
Meine Kolleginnen und Kollegen! Sie haben nur das Geld des Steuerzahlers hinausgeworfen - für nichts und wieder nichts! (GR Dr Herbert Madejski: Unglaublich - Desavouieren der Minderheitenrechte!) Für die Beschäftigung von manchen Medien, für die Beschäftigung von manchen Bürgerinnen und Bürgern, fürs Plakate-Drucken in Ihrem eigenen Bereich. (GR Christian Oxonitsch: Gut investiert ...!) Nichts ist herausgekommen, nichts, meine Damen und Herren! 
Kommen wir wieder zurück zur Wiener Politik: Beim Verkehrs-Masterplan ist nämlich auch nichts herausgekommen. (GR Dr Herbert Madejski: Hast eh schon fünf Minuten verbraucht!) Zahlreiche Punkte: nichts herausgekommen! Da steht: die Ausbaustufe zum U-Bahn-Verkehr. Das haben Sie noch groß propagiert: eine U1-Verlängerung nach Stammersdorf. Darüber hört man heute von Ihnen überhaupt nichts mehr, nichts, es ist vom Tisch! Das steht da ... (Widerspruch bei SPÖ und FPÖ.) - Entschuldigung; danke, Herr Kollege.

U6-Verlängerung nach Stammersdorf - ich korrigiere mich -, nichts ist mehr dabei! (GR Dr Harald Troch: Sie kennen sich nicht aus! Lesen Sie einmal diese Papiere!) In Ihrer letzten Presseaussendung, Herr Stadtrat, haben Sie nicht einmal mehr ein Wort von der U6-Verlängerung gesagt. (GR Dr Herbert Madejski: Wolfgang, bist du Verkehrssprecher? Als was sprichst du heute hier?) Alles, was übrig geblieben ist, ist die U2-Verlängerung aufs Flugfeld hinaus - das ist übrig geblieben - und die U1-Verlängerung nach Rothneusiedl. Das ist übrig geblieben, sonst ist nichts mehr übrig geblieben. 

Von einem Versprechen des Bürgermeisters, die U4 nach Auhof zu verlängern, ist nichts übrig geblieben. Von einem Versprechen - und im Masterplan aufgenommen -, die U6 nach Süden mit der Badener Bahn zu verknüpfen und zu verlängern, ist nichts übrig geblieben. Da wollen Sie den Leuten verkaufen, dass Ihre Pläne einen Sinn machen, meine Damen und Herren? Im U-Bahn-Bau bereits zeigt sich, wo die Grenzen Ihrer Politik angelangt sind. 

Das alles noch dazu in einer Zeit, in der Sie nicht nur in Wien die absolute Mehrheit haben, sondern auch auf Bundesebene den Bundeskanzler stellen! Was bringt es, dass wir einen SPÖ-Bundeskanzler haben, wenn Sie in der Zwischenzeit weniger zusammenbringen als zuvor? (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Sie haben für Transdanubien auch einige Straßenbahnlinien im Masterplan Verkehr vorgeschlagen, die geschaffen beziehungsweise verlängert werden sollen. Ich bin sehr dankbar dafür, dass Kollegin Puller dazu einige Anträge einbringt, die wir eins zu eins unterstützen werden. Keine einzige der Linien, die hier im Masterplan stehen, hat überhaupt das Stadium einer grundsätzlichen Planung erreicht: Das gibt es weder für die Linie 16 noch für die Linie 26 noch für die Linie 27 noch für die Verlängerung der Linie O noch für die Verlängerung der Linie 65 noch für die Linie 67, Erschließung Monte Laa, noch für die Linie 6, Verlängerung nach Schwechat. 

Deswegen müssen wir nämlich den Masterplan umschreiben, weil all das, was da drinnen ist, nur mehr Schall und Rauch ist. Dieses Papier ist nichts mehr wert. Sie können sich nicht mehr darauf beziehen, dass Sie mit dem noch irgendetwas machen wollen. 

Sie schreiben in den Masterplan, Sie wollen die Straßenbahn beschleunigen, und zwar auf eine Durchschnittsgeschwindigkeit von 15 Stundenkilometern. Der VCÖ hat erhoben, dass wir bereits im Jahre 1994 eine Durchschnittsgeschwindigkeit von 15 Stundenkilometern bei den Straßenbahnen gehabt haben - toll! Ich gestehe Ihnen zu, Sie wollen in den Außenbezirken auf 20 Stundenkilometer erhöhen und in den Innenbezirken auf durchschnittlich 15 Stundenkilometer kommen. Viel ist das nicht!

Qualitätskontrolle beim ÖPNV-Vertrag: Im ÖPNV-Vertrag, meine Damen und Herren, steht drin, dass die Wiener Linien verpflichtet sind, hier einen regelmäßigen Bericht zur Verfügung zu stellen. Diesen haben wir versucht, bei den Wiener Linien zu bekommen. Es gibt ihn nicht, er ist nicht vorhanden! So wird hier mit Controlling umgegangen (GR Dr Harald Troch: Wozu brauchen Sie schriftliche Berichte? Sie lesen sie ja eh nicht!): Sie schreiben etwas hinein, aber danach wird es nicht sanktioniert. 

Sie haben die absolute Mehrheit und glauben, damit ganz allein machen zu können, was Sie wollen. Das ist Ihr Zeichen von Demokratie, das Sie setzen, dass Sie den Wienerinnen und Wienern nicht diesen Respekt zollen, den sie sich verdient hätten. Sie machen nämlich nur das, was Sie sich wünschen. (GR Ernst Nevrivy: Das sagt die Partei ...!) 

Bleibt die Beschleunigung von Bussen; hier steht: die Länge der Busspuren und selbstständigen Gleiskörper. Seit 2001 gleichbleibend, seit 2001, meine Damen und Herren! Wir haben einen Bericht gefunden, der 2001 endet. Jetzt haben wir nachgefragt: Wo sind die nächsten Berichte, jene aus den nachfolgenden Jahren? Da hören wir: In diesem Bericht gab es wahrscheinlich einen kleinen Fehler, und deswegen können wir den Bericht nicht herausgeben, aber wir können Ihnen sagen, es ist ungefähr gleich wie im Jahr 2001. - Das heißt, nichts ist geschehen!

Parkraum, meine Damen und Herren; kühne Forderung: Bis 2010 soll das Angebot auf 14 000 Park-and-ride-Stellplätze erhöht werden. Vom damaligen Zeitpunkt, nämlich 2003, als bereits 5 800 Stellplätze verfügbar waren, heißt das, dass wir hier über 8 000 Stellplätze brauchen würden. Wissen Sie, wie viele von diesen 8 000 Stellplätzen seit 2003 gebaut worden sind? 1 200! Glauben Sie, dass das Plansoll damit erfüllt werden kann? Nein, absolut ausgeschlossen!

Erinnern wir uns an diese große Aktion der Stadt Wien: Wir wollen mehr Parkraum auch über private Betreiber finden; Schaffung von Nachtparkplätzen in Einkaufszentren. Was ist übrig geblieben? Eine Ankündigung. Wo sind in Wien heute Nachtparkplätze in ausreichender Zahl vorhanden, wo die Möglichkeit des Privaten besteht, seinen PKW auch abzustellen?

Sie wollten nach dem Masterplan bei einem autofreien Tag mitmachen; so steht es im Masterplan. Im November 2003 haben sie ihn beschlossen, im September 2004 haben sie noch den autofreien Tag mitgemacht, und ab 2005 gab es keinen mehr. Das ist auch kein Grund, warum wir den Masterplan ändern müssen. (GR Dr Herbert Madejski: Gott sei Dank!) 

Car Sharing und Car Pooling wurden als wichtige Maßnahmen angekündigt. 50 000 Menschen sollten auf Car Sharing umsteigen. Was sagt der Klimaschutzbericht aus dem Dezember 2006 dazu? Gescheitert! Auch dieses Projekt ist gescheitert. 

Mobilitätsberatung: Sie wollten, dass sich in den Betrieben mehr Leute in der Fahrt mit den PKWs aufteilen, um zur Arbeit zu gelangen. Da mussten Sie eingestehen, das auch dieses Projekt gescheitert ist, wie wir das im Stand der KliP-Umsetzung vom Dezember 2006 klar nachlesen können. 

Weniger Fahrbahnabnutzung: Na ja, ich glaube, das ist wirklich nur ein Schlagwort geblieben. Ich brauche Ihnen jetzt nicht zu sagen, dass wir derzeit den größten Baustellensommer haben. Ich weiß schon, aus welchen Gründen wir das heuer stärker haben, aber weniger Fahrbahnabnutzung und bessere Belagsaufbringungen, damit wir in Zukunft weniger Baustellensommer haben, sind nicht der Fall. Fahrbahnabnutzung wie eh und je, Ziel nicht erreicht!

Große Festschreibung im Masterplan: Für die Fußgänger wollten Sie die Gehsteigbreiten generell auf 2 m anheben, und eine Licht-Raumhöhe von 2,2 m wollten Sie sicherstellen. Meine Damen und Herren, ich bin sicher, dass jeder von Ihnen genügend Fußgängerwege kennt, die weniger als 2 m breit sind.

Den Umgebungslärm zu reduzieren, haben Sie sich vorgenommen. Das ist überhaupt eine ganz spannende Sache. Im Umgebungslärmschutzgesetz heißt es, dass die Behörden - das heißt, hier die Gemeinde Wien - strategische Lärmkarten bis spätestens 31. Mai 2007 zu erstellen hat. Kennen Sie eine Lärmkarte? Der 31. Mai 2007 ist vorbei - keine Lärmkarte!

Unmittelbar danach - wir sind jetzt schon in der Zeit danach - sollten Konfliktpläne erarbeitet werden. Die Behörde hat diese auch bis spätestens 31. Mai 2007 zu erstellen. Konfliktpläne Umgebungslärm: Nichts dazu getan!

Und: Aufbauend auf die Lärmkarten und die Konfliktpläne sind Aktionspläne bis 31. Mai 2008 zu erstellen. Dazu haben Sie noch elf Monate Zeit; ich hoffe, Sie holen es im Interesse der Wienerinnen und Wiener nach, die weniger Lärm wirklich verdient haben und die es nicht verdient haben, dass Sie sich um die gesetzlichen Auflagen nicht kümmern, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Sie haben im Masterplan Verkehr festgeschrieben, dass Sie NOX auf null bringen wollen. Sie haben das Gleiche auch bei einer Reduktion der CO2-Werte verlangt. Ich sage Ihnen nichts Neues, wenn Sie sich den Immissionsschutzgesetz-Luft-Jahresbericht anschauen, dass gerade im Jahr 2005 die Zahlen, mit denen die Grenzwerte überschritten worden sind, dramatisch gestiegen sind. 

Meine Damen und Herren! Diese Ziele, die Sie hier festgeschrieben haben - 5 Prozent CO2-Reduktion -, sind nicht eingetreten; im Gegenteil, es ist zu einer Erhöhung gekommen. Und die Grenzwertüberschreitung der NOX an Straßenwerten sollte bis 2010 auf null reduziert werden; wir sind bei einer Steigerung der NOX-Werte, und wir gehen überhaupt nicht in Richtung null. Da müssen Sie sich sehr anstrengen. 

Mein Kollege Roman Stiftner hat das gestern bei der Umweltdiskussion ganz klar gesagt: Da gibt es eine Umweltpolitikerin, die eine große Ankündigungspolitik macht, und da gibt es einen Verkehrsstadtrat, der volle Pläne schreibt, aber miteinander dürften die beiden nicht arbeiten, damit hier ein Ziel erreicht wird, nämlich dass sie gemeinsam Maßnahmen setzen: Dass Hybridautos gefördert werden, wie mein Kollege Roman Stiftner schon gefordert hat, oder - wie wir es gestern wieder eingebracht haben - dass Dieselpartikelfilter gefördert werden. Das Einzige, worauf Sie sich verständigt haben und was wir auch anerkennen, ist diese Erdgasförderung. Aber da sind Sie schon stehen geblieben.

Überhaupt ganz davon zu schweigen, dass wir über Wasserstoffzellen, über wasserstoffbetriebene Kfz, über Solarentwicklungen reden! Das finden wir bei Ihnen nur in Sonntagsreden. Wenn wir nach fünf Jahren den Plan evaluieren wollen, zeigt sich, dass das Gegenteil erreicht ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Im Güterverkehr ist es überhaupt dramatisch niedergegangen. Was Sie sich da alles vorgenommen haben: Güter-Terminal Inzersdorf, für 2006 vorgesehen gewesen; die Verlagerung des Ziel-, Quell- und Durchgangsverkehrs vom LKW auf die Bahn und das Schiff; Logistik-Kompetenzzentren, die Sie entwickeln wollten. Alle Initiativen, die es von Seiten der Wirtschaft auch zur Schaffung von Logistikzentren gegeben hat, haben bei Ihnen nicht gegriffen. Sie wollten sich hier nicht verwirklichen, weil vielleicht Wirtschaft nicht das Ihre ist. Aber ich sage Ihnen, Sie werden ohne Wirtschaft diese Stadt in Zukunft nicht regieren können. (Beifall bei der ÖVP.)
Es war im August des vergangenen Jahres, als Sie von der Bundesregierung das Angebot erhalten haben, die Wasserstraße Donau zu vertiefen; dafür haben Sie vom Bund eine Finanzierung zu 50 Prozent angeboten bekommen. Bis heute gibt es keinen Vertrag von Ihnen, von der Stadt mit dem Bund, um diese Fahrtrinnenvertiefung durchzuführen, die wichtig ist. Das wissen Sie alle hier, dass das ganz, ganz wichtig ist und dass wir diese Fahrtrinnenvertiefung dringend brauchen, um die Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiffswege und die Flusswege entsprechend durchführen zu können.

Ladezonenmanagement: Ich erinnere nur daran, dass wir einen Antrag gestellt haben, dass Sie überprüfen, wo es überall Ladezonen gibt und welche noch benötigt werden. Sie haben es abgelehnt: Diese Überprüfung würde 70 Jahre dauern, daher können Sie sie nicht machen. 

Wie ernst Sie sie nehmen, wie willkürlich und, ich würde fast sagen, schamlos Sie Parkplätze hier einfach zu vernichten versuchen, statt sie den Bürgerinnen und Bürgern zur Verfügung zu stellen, das grenzt wirklich schon daran, ich würde fast sagen, dass wir tatsächlich schon versuchen, die Menschen aufzuwiegeln in einer Form, die nicht gerechtfertigt ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Es gäbe hier wirklich noch viele, viele Punkte, über die wir diskutieren könnten: über die Mobilitätsverträge, über die Anbindung von Einkaufszentren mit öffentlichen Verkehrsmitteln - ins Auhof-Center, ins Einkaufszentrum Nord zum Beispiel -, über den Fahrradverkehr, den sie sich zwar auf der einen Seite umhängen, für den Sie aber auf der anderen Seite nicht den entsprechenden Ausbau sicherstellen. 

Die bauliche Trennung bei den Fahrradwegen haben Sie sich vorgenommen, Sie ziehen sie aber nicht durch. Wir haben nur 21 Prozent der Fahrradwege, die entsprechend baulich getrennt und damit gesichert sind. Das heißt, wir haben 79 Prozent der Fahrradwege, wo wir ein größeres Gefahrenpotenzial für die Sicherheit der Fahrradfahrer, der Fußgänger und der Autofahrer haben. Sie haben richtungsgebundene Wege bei den Radfahrern vorgeschlagen; das haben Sie bis heute nicht durchgeführt.

Aber Sie haben in Ihren Verkehrsvertrag auch hineingeschrieben, Sie wollen über den Tellerrand schauen, und Sie wollen überregional zusammenarbeiten. Da haben Sie im Rahmen von CENTROPE einen Vertrag unterzeichnet, der an Genauigkeit und Konkretheit, glaube ich, nicht zu übertreffen ist, wie Sie nämlich die Zusammenarbeit regional vertiefen wollen. 

Hier heißt es: „Die Unterzeichnenden streben eine hohe Standortqualität an, die nur durch zügige und fortdauernde Verbesserungen der hochrangigen Infrastrukturen erreicht werden kann. Und die Unterzeichnenden fordern die jeweils national Verantwortlichen auf, die Bestrebungen durch geeignete Strategien und Maßnahmen zu ermöglichen und zu unterstützen." 

Ich glaube, das ist an Konkretheit - unter Anführungszeichen - nicht zu übertreffen. 

Sie haben einen Forderungskatalog zur Änderung der gesetzlichen Grundlage in der StVO erstellt. Sie haben nun einen Verkehrsminister, bei dem Sie das hoffentlich durchsetzen werden. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich nun beim Verkehrsminister bin, dann glaube ich, müssen wir ein Thema noch ansprechen, wo der Verkehrs-Masterplan anscheinend vollkommen an der Realität, an einer zukünftigen Realität vorbeiführt. Im Masterplan Verkehr heißt es, dass der Westbahnhof als Fern- und Nahverkehrsknoten unverzichtbar ist.

Am vergangenen Wochenende tritt der Verkehrsminister auf und sagt: Der Westbahnhof wird maximal ein besserer Regionalbahnhof bleiben. Dann spricht er noch davon, dass rund hundert Züge von der Weststrecke in Richtung Hauptbahnhof geführt werden. 

Jetzt habe ich mir das in den Fahrplänen angeschaut: Wie viele Züge fahren derzeit vom Westen in Richtung Westbahnhof? Wenn man es sich genau anschaut, kommt man drauf, es sind genau 50 Züge in eine Richtung, die einen Abfahrtsort oder Destinationsort weiter als St Pölten haben. Das heißt, offensichtlich haben Sie es nun wirklich im Plan, dass alle Schnellzüge, die einen weiteren Zielort als St Pölten haben - also Linz, Amstetten, Salzburg, all diese Städte -, den Hauptbahnhof anfahren. 

Wir haben hier im Ausschuss noch über die Entwicklung des Westbahnhofes diskutiert: In welche Zielrichtung wir gehen, wie er entwickelt werden soll, wie die fahrbahnrechtliche Anbindung sein soll. Ein großes Entwicklungsgebiet - wie soll das gehen, wenn nun offensichtlich eine vollkommene Änderung im Schienenverkehr in Wien Platz greifen soll? 

Ich glaube - und ich gehe davon aus, dass Sie das im Masterplan damals auch mit dem Bund verhandelt haben -, wir gehen hier in eine offensichtlich vollkommen neue Situation hinein. Wir wünschen uns, dass Sie uns das aufklären, dass Sie sagen, wohin Sie den Westbahnhof in Zukunft entwickeln wollen, dass Sie uns sagen, wohin die Anbindungen in Richtung Hauptbahnhof in Zukunft wirklich gehen werden. Ich glaube, dass das an der Zeit ist. 

Es ist ein Zukunftsprojekt, ein wirklich großes Projekt für die nächsten 20, 30, 40 Jahre, das nach Ihren Zielsetzungen im Verkehrs-Masterplan wirklich weiter greift. Dieses Ziel, das Sie da festgeschrieben haben - dass der Westbahnhof in Zukunft als Fern- und Nahverkehrsknoten unverzichtbar sein soll -, ist offensichtlich durch Ihren ehemaligen Stadtratskollegen und nunmehrigen Verkehrsminister Faymann über Bord geworfen worden. Das, glaube ich, sollten wir uns in Richtung der Ziele der Verkehrspolitik wirklich ganz, ganz genau anschauen.

Lassen Sie mich ganz zuletzt Sie noch bitten, dass Sie für ein ganz konkretes Projekt in unmittelbarer Nähe wirklich darauf schauen, dass es möglich wird und dass hier noch Detailpläne vorliegen: das heißt, EM 08. Diese Pläne, die Sie hier vorgelegt haben, als Verkehrsplan für die EM 08, und wie die Fan-Zone bewältigt werden soll ohne Verkehrsströme, dass so etwas vorgelegt wird ohne konkrete Verkehrsstromverlagerung, meine Damen und Herren, das können Sie nicht ernst meinen, wirklich nicht! Das können Sie nicht ernst meinen. Wir wollen eine Antwort auf die Untersuchungen Ihrer eigenen Beamten, die sagen: So wie Sie jetzt die Fan-Meile geplant haben, wird der Verkehr in Wien zusammenbrechen. Darauf wollen wir eine Antwort haben, wie Sie diesen Verkehr in Zukunft nicht zusammenbrechen lassen.

Meine Damen und Herren! Ich darf ganz zuletzt noch einen Antrag betreffend Beibehaltung von Grünblinken bei den Wiener Ampeln einbringen (Demonstrativer Beifall von GR Dr Herbert Madejski.), damit wir uns wirklich auf das verlassen können, was uns der Herr Bürgermeister versprochen hat. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Troch.

Zuvor ist noch eine tatsächliche Berichtung angemeldet worden. Herr StR Ellensohn hat das Wort.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Nur damit die Ausführungen von Herrn Gerstl zum Eurofighter nicht völlig unwidersprochen im Protokoll stehen: Erstens, auch wenn der Ausschuss 1,7 Millionen oder sonst eine Zahl kostet, ist es das Recht der Opposition - und es war ja nicht nur die Opposition -, Ausschüsse durchzuführen. Wenn man sie immer nur dann durchführen darf, wenn man das Ergebnis schon kennt, dann haben wir auch ein Problem in der Demokratie. Denn dann kann man in Zukunft keine machen, weil es ja die Idee ist, herauszufinden, was passiert ist. 

Die Berichtigung bezieht sich jetzt aber darauf, dass Sie sagen: Nichts ist herausgekommen, nichts weiß man, und die ÖVP ist mehr oder weniger reingewaschen. Das ist falsch! Wenn man das Koziol-Gutachten liest, steht das nicht in diesem Gutachten. 

In dem Gutachten steht drin: Unter anderem die Rolle des Lobbyisten Erhard Steininger, sehr zweifelhaft die Geldflüsse; das brauchen wir nicht alles zu wiederholen. Die rechtliche Diskussion bezieht sich jetzt darauf: Ist das ein Lobbyist von EADS oder von Eurofighter gewesen?, wobei Eurofighter eine 100-Prozent-Tochter ist. Aber weil es nicht ganz das Gleiche ist, kommt Herr Koziol zu dem Schluss, dass es mit erheblichen Risiken verbunden wäre, wenn die Republik das allein als Ausstiegsgrund nehmen würde. Er sagt nicht, das ist rechtlich ausgeschlossen, er sagt: mit erheblichen Risiken verbunden. 

Was wir alle bei diesem Ausschuss schon gelernt haben, ist, wie in Österreich solche großen Geschäfte abgewickelt werden: mit Lobbyisten, mit Geld, in Wirklichkeit mit Schmierereien, mit Geld, das zur Firma von Herrn Rumpold fließt, wo eine Pressekonferenz ausgerichtet wird. Alle im Haus wissen, was Pressekonferenzen kosten; seine Antwort lautet: Bei mir kostet eine Pressekonferenz 96 000. Warum? Antwort: Bei mir kostet es 96 000! (GR Mag Wolfgang Jung: Und die Telefonate ...!) Bei mir kosten die Wurstsemmeln 250 EUR, und wer nicht will, muss sie nicht bei mir kaufen. 

Dass hier Geld im ganz großen Stil vernichtet wurde, das haben die Österreicher und Österreicherinnen gelernt. Und dass die ÖVP das alles gut findet, haben wir auch gelernt. 

Das Ende des Koziol-Gutachtens - und die Geschichte ist ja noch nicht ganz vorbei, noch gibt es nicht die Endberichte im Ausschuss. Die kommen ja erst. Da wird es einen Minderheitenbericht der ÖVP geben. Das BZÖ darf keinen Bericht abgeben, weil es nur mit einer Person drinsitzt. Die ÖVP wird sagen, es ist alles in Ordnung. Frau Fekter ist am Ende nicht mehr dabei, weil sie dann Volksanwältin ist.

Aber Herr Koziol hat in seinem Gutachten ganz am Ende geschrieben: Es kann sicherlich nicht behauptet werden, dass die Auflösung problemlos zum Nulltarif passieren kann. Aber es liegen genügend Gründe vor, um EADS/Eurofighter an den Verhandlungstisch zu bekommen, und am sinnvollsten erscheint ein Vergleich. 

Ein Vergleich heißt immer noch, dass sich die Republik vielleicht sehr, sehr viel Geld erspart, falls die SPÖ das auch bis zum Ende durchzieht. Das ist ein anderes Problem. 

Auf der Peter-Pilz-Homepage kann man nachlesen, was Peter Pilz davon hält, dass die SPÖ leider in dieser Frage tatsächlich ihr Wahlversprechen nicht einhalten kann. Das ist sehr schade, wie bei manchen anderen Versprechen. Und jetzt sage ich nicht dasselbe, was der Peter sagt: Mit Hose runter geht es nicht, weil sie voll ist, und über den Tisch ziehen geht nicht, weil sie einem entgegenfallen, und so weiter und so fort. Das lesen alle, bitte, auf www.peterpilz.at nach. 

Aber nicht wahr ist, dass bei diesem Ausschuss nichts herausgekommen ist. Nach wie vor sind Hunderte Millionen Euro Einsparungspotenzial möglich. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Jetzt ist es so weit: Nächster Redner ist Herr GR Dr Troch. - Bitte.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich glaube, wenn man all das glaubt, was Kollege Gerstl hier von sich gegeben hat, müsste man eigentlich depressiv werden. Es müsste einem schwarz vor Augen werden bei so vielen Kassandrarufen, wenn es um die Wiener Stadtpolitik geht. Ich möchte da wieder ein bisschen Wirklichkeitssinn und Sonne in die Debatte bringen. Die Sonne ist mehr als angebracht, wenn ich mir anschaue, was in dem Ressort hier weitergegangen ist. 

Ich darf die Erfahrungen eines Wiener Bürgers, eines Beteiligten am Prozess der Stadtentwicklung, an die Spitze meines Beitrags stellen. Zitat: „Wie die Wiener Schule um 1900 ein Aufbruch in eine neue Zeit war, ermöglicht das Projekt Flugfeld Aspern nun zur Jahrtausendwende den Schritt in eine neue Ära des technischen, künstlerischen und sozialen Städtebaus. Mit dem größten geschlossenen Planungsgebiet innerhalb der Grenzen einer europäischen Stadt ergibt sich für Wien eine einzigartige Chance. Erstmalig hatten BürgerInnen die Möglichkeit, an der Auswahl des Siegerprojektes mitzuwirken und Vorschläge einzubringen. Für uns war vor allem wichtig, die möglichste Schonung der umliegenden Wohngebiete und Menschen unter Berücksichtigung nachhaltiger Gesichtspunkte zu erreichen. Unser großes Anliegen war es, Voraussetzungen für positive Wechselwirkungen zwischen Altem und Neuen, also eine Win-Win-Situation zu schaffen." - Zitat Ende. 

So beschreibt Wolfgang Dvorak, ein Donaustädter, ein Nachbar des Stadtentwicklungsprojektes Flugfeld Aspern, ein Experte vor Ort also, seine Erfahrungen im Prozess der Entwicklung des Masterplans. 

In der Stunde Null der Stadtentwicklung des Flugfeldes Aspern waren viele Anrainer skeptisch oder zunächst auch ablehnend. Aber die Stadt Wien und insbesondere ihre Magistratsabteilungen 18 und 21B haben mit ihren offenen Angeboten an rechtzeitiger Information und aktiver Beteiligung Interesse geweckt, und die Anrainer haben diese Botschaft verstanden: Die neue Stadt soll auch ihnen nützen, soll alte Strukturschwächen des Gebietes mehr als wettmachen. 

Die drei demokratisch bestimmten ExpertInnen vor Ort haben den städtischen Planungsprozess begleitet und mit entschieden. Bürgerversammlungen und Ausstellungen mit Werkstattcharakter konnten den Anteil an Bürgerbeteiligung weiter vertiefen. 

Es wäre beim Projekt Flugfeld Aspern spielend leicht und simpel, mit klaren Quantitäten zu beeindrucken: An die 25 000 Arbeitsplätze, fast 10 000 moderne Wohnungen werden auf einer Fläche von zirka 240 ha geschaffen werden. Mir geht es aber hier vielmehr um die hervorragende Qualität dieses Stadtentwicklungsprojekts, mehr noch um die Qualität als um die Quantität.

In mehreren Ausbaustufen entsteht ein Stadtteil der Hochtechnologie für Forschende und Studierende, ein attraktiver Standort für innovative Unternehmen. So wird Wiens Qualität als Kompetenzzentrum für Umwelttechnik und Biotechnologie gezielt weiter gestärkt. 

Das Flugfeld Aspern befindet sich in einer ausgezeichneten strategischen Lage an der Achse Wien und Bratislava. Zukünftig wird die Wiener Innenstadt in 22 Minuten mit der U-Bahn erreichbar sein, und in 28 Minuten ist man mit der neu ausgebauten Ostbahn eben in Bratislava. Damit rückt auch der prosperierende Automobil-Cluster auf der slowakischen Seite viel näher an den Wirtschaftsstandort Wien, und das kann für Wien in Zukunft noch von beträchtlichem Nutzen sein. 

Die Wiener Stadtentwicklungspolitik bringt also kräftige Dynamik in den Norden unserer Stadt, eine Dynamik, die durch entsprechende Mobilität noch optimiert werden kann. Der intensive und gezielte Ausbau des öffentlichen Verkehrs ist dabei das Kernstück: Verlängerung der 
U-Bahn-Linie U2, der Schnellbahn S80, der Straßenbahn- und der Buslinien sowie der Ausbau der Ostbahn. Allerdings wird, wie im Masterplan Verkehr verankert, weiters auch die Verlängerung der Autobahn A23 und die Schaffung der Nordostumfahrung als weiterer Teil des Regionenrings um Wien zur Mobilität beitragen. Die unkomplizierte Erreichbarkeit des Flughafens Wien ist dabei ein weiterer Bonus des Standorts Aspern. 

Diese Verkehrserschließung lädt alle, die in Aspern arbeiten und wohnen, dazu ein, sich entsprechend dem Prinzip der intelligenten Mobilität zu bewegen. Es wird ja auch ein Stadtteil der kurzen Wege werden, mit entsprechend einladenden Fußgängerwegen und auch Radpisten. Damit ist Wien auf dem richtigen Weg, auf dem richtigen Weg zur Erreichung der Modal-Split-Ziele im Verkehr.

Rasant geht es bei Wiens Bahnhöfen zu. Wien stellt den internationalen Bahnverkehr um, unser Bahnnetz wird schneller und engmaschiger. Von primärer Wichtigkeit ist da natürlich der neue Hauptbahnhof Wien. Bis 2013 entsteht auf dem derzeitigen Süd- und Ostbahnhof, wo es derzeit noch Endstation heißt, ein Durchgangsbahnhof mit direkten Verbindungen in unsere Nachbarländer. 

Die Anbindung an die U-Bahn-Linie U1 und an acht Schnellbahn-Linien ist dabei grundlegend. Optimal wird auch die Verbindung zum Flughafen Wien sein - ein zusätzlicher Standortfaktor, wie auch die Nähe zur Wiener Innenstadt. Parallel dazu läuft im Rahmen der Wiener Bahnhofsoffensive die Neugestaltung von Wien-Nord, Praterstern, und dem neuen Westbahnhof, der natürlich lokale Bedeutung haben wird. 

Für die Stadt ist auch die weitere städtebauliche Nutzung im Umfeld des neuen Hauptbahnhofes von zentraler Bedeutung. Innerstädtisch verwirklicht hier die Stadt vom neuen Hauptbahnhof über Favoriten bis zur Gudrunstraße, weiters inklusive Arsenal, Eurogate bis zum Erdberger Mais, ihr größtes Stadtentwicklungsgebiet im dichten inneren Teil der Stadt. Durch die Neuorganisation des nicht mehr genutzten Frachtenbahnhof-Areals stehen insgesamt 57 ha an Liegenschaften in Favoriten zur Verfügung. 

Am neuen Hauptbahnhof und im unmittelbaren Umfeld entstehen damit bis zu 20 000 neue Arbeitsplätze, und an die 5 500 Wohnungen werden errichtet. Die Kaufkraft am Standort wird wesentlich erhöht werden können.

Auch hier garantiert die Erschließung mit der U-Bahn den städtebaulichen Erfolg. Die Verlängerungen der U2 wie auch der Straßenbahnlinie D sorgen für einen optimalen Anschluss des neuen Stadtteils an das öffentliche Verkehrsnetz Wiens. Geschaffen werden dadurch durchgehende Verbindungen - gerade auch Radwege und Fußwege -, die die derzeitige Barrierewirkung des Areals beseitigen und damit die Attraktivität Favoritens sicher weiter erhöhen. Darüber hinaus ladet ein zirka 8 ha großer Park zu Naherholung und Sport im Grünen ein.

Die beiden Zielgebiete Flugfeld Aspern und vom neuen Hauptbahnhof bis zum Erdberger Mais sind von hoher Bedeutung für die Stellung Wiens im CENTROPE, der Europa Region Mitte. Dabei werden Wiens rasche Erreichbarkeit sowie auch seine Qualität und Anziehung als Wissens-, Forschungs- und Kulturstandort, die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Stadt und die relativ offene Mentalität Wiens entscheidend sein. Dazu wird auch das erfolgreiche Umlandmanagement beitragen, das Wien gemeinsam mit Niederösterreich und dem Burgenland betreibt. 

Zu den von mir etwas ausführlicher dargestellten Zielgebieten Flugfeld Aspern und neuer Hauptbahnhof Wien arbeitet die Stadtplanung an weiteren elf Zielgebieten, die ja im Stadtentwicklungsplan 2005 nachzulesen sind und an denen zügig gearbeitet wird. 

Aber Wien wäre nicht Wien, wenn es ausschließlich um Großprojekte ginge. Die beliebte Atmosphäre Wiens wird gerade durch zahlreiche kleinere, wenn Sie so wollen auch heimelige Orte und Ecken geschaffen. Den Erhalt dieser Plätze hat sich das engagierte 50-Orte-Programm zum Ziel gesetzt. Es geht dabei um bewusste öffentliche Lebensräume, um städtische Erlebensräume, Orte des Flanierens, des sich Erholens, des menschlichen Begegnens und der öffentlichen Aktivität. Viele dieser traditionellen Wiener Orte waren und sind identitätsstiftend, viele sind auch geschichtlich von Bedeutung. Allerdings scheinen viele auch durch Lärm, Geschwindigkeit und Autos bedroht. 

Es geht in diesem 50-Orte-Programm ganz einfach ums Bewahren, noch öfter aber ums Erweitern, um ein Verbessern. Es geht aber dabei immer ums Nutzen durch die Bevölkerung. Es geht dabei auch um eine Neubewertung, oft auch um eine Wiedereroberung öffentlichen Raums in unserer Stadt, eine Wiederaneignung durch die Bevölkerung.

Angesiedelt in der MA 19 und ebendort mit viel Sympathie und Empathie entwickelt, wird im Rahmen des 
50-Orte-Programms Nachhaltiges in Zusammenarbeit mit weiteren Magistratsabteilungen geschaffen. Erinnert sei hier an den Kunstplatz Karlsplatz, wo etwa die Abteilungen 19, 28 und 23 gemeinsam mit Kulturabteilungen äußert gelungene Gestaltungen vorgenommen haben. 

Zum Gestalten einer Stadt zählt natürlich insbesondere die Architektur, das ist naheliegend. Hier tut sich zeitgenössisch in Wien höchst Erfreuliches. Ein repräsentativer Ausschnitt davon wird in der Schau „YO VA Young Viennese Architects" von der MA 19 dokumentiert und so der interessierten Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Als Wanderausstellung trifft sie in anderen Städten auf vitales Interesse, und Wien fördert so seine jungen, kreativen Talente.

Was, wo und wie gebaut werden darf, finden wir im Wiener Flächenwidmungsplan. Ich möchte hier auf den höchst erfolgreichen Abschluss des notwendig gewordenen Zehnjahresprogramms verweisen. Die Magistratsabteilungen 21A und 21B haben bei dieser enormen Aufgabenstellung beste und rasche Arbeit geleistet. Ich möchte mich dafür ganz herzlich bei den engagierten Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Abteilungen wie auch bei deren Leitern, Dipl-Ing Vatter und Dipl-Ing Binder, sehr herzlich bedanken. (Beifall bei der SPÖ.)
Weitere hochqualifizierte Schritte in die Zukunft Wiens setzt die MA 18 - Stadtentwicklung. Hier wird effiziente Grundlagenarbeit geleistet, und zwar zum Beispiel gemeinsam in einem Projekt mit der Geschäftsgruppe Finanzen zum Thema Forschungs-, Technologie- und Innovationspolitik. Das ist genau jener Bereich - das wird ein weiteres Papier sein, Herr Gerstl -, wo es um Weichenstellungen für Wiens Zukunft geht, um die Weichenstellungen Zehntausender Ausbildungs- und Arbeitsplätze. Wien wird seine Früchte einfach davon tragen, wenn jetzt gedacht wird, wenn jetzt entwickelt wird und Dinge zu Papier gebracht werden, die dann eine Leitlinie sind. 

Bei der Gelegenheit darf ich einfließen lassen, dass Ihnen, Herr Gerstl, offensichtlich nicht ganz klar ist, was ein Masterplan ist. Ein Masterplan ist kein Gesetz, ein Masterplan ist keine Verordnung. Ein Masterplan ist eine Orientierung, eine Orientierung, die entsprechend aktueller Entwicklungen verändert und im besten Fall immer auch optimiert werden wird. 

Ihre Attacken auf den Masterplan Verkehr sind mir daher völlig unverständlich. Ich denke mir, von der Seite der ÖVP gibt es da nicht viel Neues: Zum Thema Verkehr wird geraunzt, und zum Thema Stadtentwicklung fällt Ihnen ohnehin nicht viel ein - so ist es leider! Wie gesagt, ich denke mir, wenn man Ihnen zuhört, Herr Gerstl, kann man es einfach nicht glauben, weil man glaubt, man lebt irgendwo 3 000 km von hier entfernt, aber nicht in Wien. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Sie wollen es nicht begreifen ...! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Nein, ich lebe in der Stadt, zu der die Mercer-Studie eine ganz nette Beurteilung abgegeben hat; und ich würde sagen, „nett" ist da ja fast noch untertrieben. Ich würde Ihnen empfehlen - ich weiß, Sie lesen nicht gern Papiere, Sie empfinden das als Fleißaufgabe, die Sie leisten -, wenn Sie sich den Masterplan Verkehr anschauen, ist das eigentlich Ihre Aufgabe als Wiener Stadtpolitiker. Gut, dann sage ich Ihnen: Machen Sie ein paar weitere Fleißaufgaben, lesen Sie einmal die Mercer-Studie, daraufhin wird Ihr Redebeitrag anders ausschauen. 

Aber ich glaube, die Mercer-Studie kennen Sie nicht. Ich werde sie fotokopieren und werde sie Ihnen gerne zukommen lassen. Ich bin Optimist und bleibe Optimist. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Sie wollen sich nicht eingestehen, wo Sie gerade leben!) In dieser Mercer-Studie werden Sie einiges entdecken, was Wien betrifft, wenn Sie es entdecken wollen. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Die Wienerinnen und Wiener haben ein anderes Gefühl als die Studie! Sie machen Studien, die nicht den Tatsachen entsprechen!)
Na ja, die Wahlergebnisse der ÖVP sind nicht gerade so, dass ich glaube, dass die Wiener Ihnen da viel glauben. Aber lesen Sie einmal diese Mercer-Studie, die kann ich Ihnen nur ans Herz legen. Sie ist übrigens nicht in der Löwelstraße entstanden, sondern weit, weit weg von hier. (GR Harry Kopietz: Wenn Sie in der Löwelstraße entstanden wäre, wäre sie auch richtig! - Ruf bei der ÖVP: Downing Street!)
Stichwort Universitäten, Universitätsstandort Wien: Da ist ja einiges geschehen. Wien hat auch ein Universitätsstandortkonzept. Dieses hat die MA 18 in enger Zusammenarbeit mit allen neun Hochschulen unserer Stadt entwickelt. Dabei wurde erstens einmal eine Darstellung der realen Bestandsflächen sowie des absehbaren Flächenbedarfs der Universitäten erstellt. Dann ging es um potenzielle Erweiterungsstandorte. So wurden die Areale Flugfeld Aspern, der Nord- und Nordwestbahnhof, der Südostbahnhof, St Marx, die Muthgasse und die Donau City einer Bewertung unterzogen. Das Ergebnis ist höchst erfreulich für Wien, für Wien als Zentrum von Wissenschaft und Forschung: Es gibt ausreichende, sehr gut geeignete und verfügbare mögliche Standorte der Universitäten für Wien. 

Der Ball liegt nun eigentlich beim Minister für Wissenschaft und Forschung, von dem man allerdings diesbezüglich schon länger nichts mehr gehört hat. Hilfreich für den Universitätsstandort Wien wäre es, die zukünftigen Kompetenzen der Universitäten rasch zu klären, zum Beispiel bei dem eigenen Entscheidungsspielraum, der den Universitäten zusteht, gerade wenn es um Standortentscheidungen geht. Da würde ich mir seitens des Wissenschaftsministers durchaus mehr Krähen und weniger Schweigen erwarten.

Innovativ arbeitet auch die Stadtvermessung, die MA 41. Wien aus der Vogelperspektive ist nun ein neues Stadtplan-Service, das so genannte Orthofoto. Ab sofort ist auf wien.at die Auswahl und Ansicht farbiger Luftbildpläne möglich - vorbildlich für viele, viele andere Städte unserer Erde. Wien-Fans können nun Sehenswürdigkeiten, Bahnhöfe, Parkanlagen, Gemeindebauten und vieles mehr als faszinierende Luftbilder betrachten, und das im Internet, also auch unsere Freunde aus dem Ausland, die immer wieder als Touristen nach Wien kommen. Das wird die Attraktivität Wiens sicher weiter erhöhen und auch zum Tourismus in dieser Stadt, der eine wesentliche Lebensgrundlage ist, beitragen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Arbeit der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr präsentiert sich zukunftsorientiert. Sie präsentiert sich innovativ und effizient, sie präsentiert sich bürgernah und umsetzungsorientiert. Diese erfolgreiche Ausrichtung ist auch das Verdienst von StR Rudi Schicker. Herzlichen Dank auch an seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Stadtratsbüro, die die Arbeit des Gemeinderatsausschusses Stadtentwicklung und Verkehr sehr engagiert begleiten!

Bedanken möchte ich mich abschließend sehr herzlich bei allen Leitern, Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Magistratsabteilungen der Geschäftsgruppe, die unsere Leitlinie „Europäisch denken, regional handeln und Wien entwickeln" durchdacht haben und engagiert ausarbeiten und in die Wirklichkeit umsetzen. - Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. - Bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Ich möchte mich dem Dank anschließen. Ich danke Herrn Troch für seine umfassende, breite Rede, und ich bedanke mich bei StR Schicker, dass er da hinten sitzt und sich das alles anhört. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ich danke allen Abgeordneten, dass sie hier sind. Ich danke der leeren Galerie, dass Sie zu Hause geblieben sind, denn Sie haben etwas Gutes getan. (GR Kurth-Bodo Blind: Ich danke auch!) Speziell bedanke ich mich bei Herrn Blind, dass er hier ist und uns immer wieder erfreut, auch zu nächtlicher Stunde. (GR Kurth-Bodo Blind: Jetzt brauchen Sie nur noch ...! Herr Kollege, immer tragen Sie das gleiche ...!)
Nein, darüber habe ich gestern schon geredet. Heute ist es etwas kühler gewesen. Das Leiberl, auf das ich so einen Aufdruck mache, gibt es nur ab 30 Grad. Unter 
30 Grad, bitte ... (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ja, so ist das. (StR Johann Herzog: Aber gestern Nacht nicht mehr!)
Ich möchte die verbleibenden 14 Minuten für eine einzige Idee ventilieren und nutzen und einen Antrag einbringen, gemeinsam mit Herrn Karlheinz Hora, bei dem ich mich auch herzlich bedanken möchte für die gute Zusammenarbeit. Ich danke auch noch einmal dem StR Schicker, dass er diesen Antrag, glaube ich, mit Wohlgefallen entgegennimmt. Man muss einmal nett sein zu allen Menschen, das erfreut alle. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Dieser Antrag betrifft weitere Bike-City-Pilotprojekte. Ich finde es interessant, dass es bei der GESIBA, die das erste Bike-City-Projekt gemacht hat, das wir hier durchaus kontrovers diskutiert haben, für 66 Wohnungen mit Stand letzter Woche 4 400 Voranmeldungen gegeben hat. Das zeigt ... (GR Karlheinz Hora: 99 Wohnungen, Kollege Chorherr!) 99 Wohnungen - gut, ich bilde mir ein, da ist das Projekt ... Aber Herr Hora weiß das genau. 

Wenn es für 99 Wohnungen 4 400 Voranmeldungen gibt, zeigt sich, dass es für innerstädtische Verkehrsprojekte, die versuchen, auch einen anderen Touch in die Verkehrsmittelwahl zu geben - in dem Fall auch den Radverkehr -, eine ungeheure Nachfrage gibt. Da sollten wir mehr davon machen. Es gibt verschiedene Bauträger, die sich dafür interessieren.

Deswegen möchte ich diesen Antrag einbringen. Damit sich dann alle bei mir bedanken, werde ich ihn jetzt nicht vorlesen, sondern nur den zentralen Satz: Dass die Stadt Wien sich dafür ausspricht, dass weitere Pilotprojekte errichtet werden und hier ein Vorschlag gemacht wird, nach welchen Kriterien das zu beurteilen ist. Diesen Antrag möchte ich einbringen, weil ich glaube, dass derartige Projekte die Stadt Wien weiterbringen. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Hoch. - Bitte.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nach der epochalen Rede des Kollegen Troch und den Danksagungen des Kollegen Chorherr komme ich jetzt wieder ein bisschen zu einer Oppositionsarbeit in diesem Haus. (Danke-Rufe bei den GRÜNEN.) - Bitte!

Ich glaube, es wurde in dieser Debatte schon einiges gesagt und möchte diese Rechnungsabschlussdebatte dazu nutzen, mich mit den verschiedenen Gesichtern und Ebenen des Stadtplanressorts zu befassen. (GR Karl Dampier: Wahre Opposition!) Ich denke, dass gerade das Jahr 2006, über das wir hier debattieren, sehr gute Einblicke in die verschiedensten Wesenszüge des Ressorts und des dafür verantwortlichen Stadtrats gegeben hat.

Sehr geehrte Damen und Herren! Beginnen möchte ich mit der PR-Ebene und dem PR-Gesicht der Stadtplanung. Wie wir alle wissen, vergeht keine Woche, in der nicht in irgendeinem Medium - vorwiegend sind es Printmedien - irgendein Vorhaben der Stadtplanung, natürlich immer mit dem Bild des zuständigen StR Schicker, dargestellt wird. Zufälligerweise befindet sich dann meistens einige Seiten dahinter ein großes Inserat der Stadt Wien.

Keine Frage, die Intention dahinter ist relativ leicht durchschaubar: Man möchte der Bevölkerung Bewegung statt des vorhandenen Stillstands suggerieren. Wenn man sich aber die Situation genauer betrachtet, sieht man, dass es doch einigermaßen gemächlich vor sich geht. Das steht, glaube ich, deutlich im Widerspruch zum Kollegen Troch.

Hervorragende Beispiele hierfür sind die Masterpläne Flugfeld Aspern und der Masterplan Hauptbahnhof, wo wir jetzt schon den Flächenwidmungsplan haben. Nach einer jahrzehntelangen Zeitspanne der Diskussion wurde, bevor man die Pläne - vor allem beim Flugfeld Aspern - endgültig ad acta gelegt hat, rasch ein Masterplan erarbeitet. Da muss ich aber dann schon die Frage stellen, wenn etwa der Kollege Mahdalik ohnehin alles erfunden hat: Warum haben wir uns dann eigentlich so einen sündteuren Masterplaner geleistet, wenn ohnehin Kollege Mahdalik da alles erfindet? Der Mahdalik weiß alles, ich kenne ihn ja.

Nach der jahrzehntelangen Zeitspanne der Diskussion wurde, wie gesagt, bevor man dann wirklich die Pläne ad acta gelegt hat, relativ rasch ein Masterplan erarbeitet und dann auch durch den Gemeinderat durchgepeitscht. Man hat dann gleich mit der Entwicklung der Flächen begonnen – ich beginne jetzt mit dem Hauptbahnhof – und hat dabei eigentlich vergessen, dass noch einige Hausaufgaben zu machen sind, beginnend beim Flugfeld Aspern. 

Der Masterplan wurde relativ groß abgefeiert, aber was geschieht dort in Wirklichkeit, wenn wir uns das genauer anschauen. Es ist zwar ein relativ großes Gewerbegebiet vorgesehen, es gibt jedoch keine Investoren. Zwei kleinere Firmen interessieren sich dafür, aber nicht mehr. Einen Bildungsstandort wird es geben. Faktum ist, es werden dort keine Universitäten hinziehen, Interessenten aus dem Fachhochschulbereich gibt es auch nicht. Also es tut sich relativ wenig dort, aber Hauptsache ist, man hat einmal gefeiert und hat auch mittels Inseraten verkündet, wie toll und wie gut das ist.

Ein bisschen anders schaut es aus beim Hauptbahnhof. Die Flächenwidmung ist durch, Spatenstich ist erledigt. Was passiert jetzt beim Frachtenbahnhof? Da hat man einfach vergessen, dass es dort noch relativ gut funktionierende Betriebe gibt, wo Leute, Personen, Wienerinnen und Wiener beschäftigt sind. Diese Betriebe kriegen jetzt einfach das Kündigungsschreiben per 30.8. Wenn sie sich einigen mit dem Grundstücksbesitzer, dürfen sie bis Ende 2008 bleiben. Was sagt die Stadtplanung? – Das geht uns nichts an, denn das ist eine Frage des Grundstückbesitzers. (Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Das gehört der ÖBB!)

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Das kann Ihnen als Planungsstadtrat nicht egal sein, wenn plötzlich von einem Tag auf den anderen – und in einer längeren Zeitspanne ist das von einem Tag auf den anderen – einfach 300 Menschen, die dort einen Arbeitsplatz haben, abgesiedelt werden. Das kann Ihnen nicht egal sein, da kann ich nicht einfach sagen, das ist eine Frage der ÖBB. Da brauche ich keine Stadtplanung dafür. (Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Sind Sie ein Grundbesitzer?) Ich bin kein Grundbesitzer, ich habe nur einen kleinen Kleingarten. (Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Dann werden Sie über Ihren Grund auch selber bestimmen!)
Also ich sage Ihnen nur eines, und das ist meine Meinung, Herr Stadtrat: Sehr wohl sind Sie als Stadtrat beziehungsweise Ihr Ressort schon verantwortlich dafür, was mit diesen Betrieben passiert. Vor allem müssen wir schauen, dass diese Arbeitsplätze in Wien erhalten bleiben. Es sind 295 Arbeitsplätze. Ich denke, dass das eine Aufgabe Ihres Ressorts sein müsste in den nächsten Monaten, da wirklich zu schauen, dass wir die im Stadtgebiet halten können. Ich denke auch, dass sich die Frau Finanzstadträtin darüber sehr freuen würde, die uns ja gestern relativ breit mitgeteilt hat, wie gut diese Arbeitsmarktpolitik in Wien funktioniert. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Was ist denn jetzt eigentlich vor dem Hintergrund dieser im Gesamten sicher nur kleinen Thematik Frachtenbahnhof die Aufgabe der Stadtplanung? Ist das jetzt die reine PR-Arbeit für die SPÖ oder für den Stadtrat selbst? Hauptsache ist – und diesen Eindruck hat man, wenn man sich die anderen Kollegen angehört hat, vor allem den Kollegen Troch –, und es ist einfach wichtig, dass medial suggeriert wird, dass etwas passiert in Wien, auch wenn dabei so nebenbei Mitbestimmungsrechte, Bürgerbeteiligungen, Anhörungen von Bürgerinitiativen nicht berücksichtigt werden oder die Meinung des Fachbeirates gar nicht abgewartet wird. Denn eines muss ich schon sagen, Kollegin Gretner, auch bezüglich Wurstelprater und Riesenradvorplatz: Ich finde, der Skandal war ja nicht, dass man auf den Fachbeirat nicht gehört hat, der Skandal war ja der, dass es, bevor man den Fachbeirat damit beauftragt hat, sich das anzusehen, schon den Baubescheid gegeben hat. Also das heißt, da ist schon gearbeitet worden, bevor es der Fachbeirat überhaupt gesehen hat. Und das ist eigentlich ein Armutszeugnis für das Planungsressort. Also da sollte man sich schon einiges überlegen, oder da sollte sich der Stadtrat etwas überlegen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die nächste Ebene, die ich mir ein bisschen angeschaut habe oder die ich im letzten Jahr ein bisschen beobachtet habe, ist eigentlich die Ebene der Überheblichkeit, die vor allem auch – und das war jetzt für mich überraschend als neuer Gemeinderat – die eigenen Genossen in den Bezirken spüren müssen.

Jetzt habe ich wieder ein Beispiel aus meinem Bezirk, das schon wirklich legendär ist – es wird an relativ vielen Stammtischen erzählt –, als im Dezember 2006 nach der Präsentation der Pläne für Rothneusiedl die Bezirksvorsteherin vor die Anrainer getreten ist – es waren zirka 300 oder 350 Anrainer dort – und einfach gesagt hat, das ist nicht unser Projekt. Die hat dort wirklich beinhart gesagt, das ist nicht unser Projekt. Der Projektleiter der MA 18 ist in den Boden versunken, aber auf die Stadtplanung, auf den Stadtrat, hat das keine Auswirkungen. Es ist völlig wurscht, ob die SPÖ-Favoriten – die ist nach Simmering wahrscheinlich österreichweit die zweitstärkste SP-Bezirksorganisation – gegen das Projekt ist. Das ist völlig wurscht, das wird durchgepeitscht. 

Dasselbe wird nämlich morgen ja auch passieren. Es betrifft zwar einen schwarzen Bezirk bei der Flächenwidmung für das Hietzinger Spital in Lainz, wo auch gegen die Mehrheit des Bezirkes, gegen die klare Mehrheit des Bezirkes eine Flächenwidmung durchgepeitscht wird, ohne dass man dort auch die Experten vor Ort hört. Und da bin ich wieder bei Aspern, denn dort wurde ja gefeiert und gesagt, die Experten vor Ort garantieren, dass das ein tolles Projekt wird in Aspern. Da hat man nichts gehört. In einem roten Bezirk höre ich ein bisschen was von Experten vor Ort, in Hietzing höre ich nicht so viel.

Ich fürchte halt, dass diese Überheblichkeit jetzt nicht nur der SPÖ schadet, denn das kann ja mir egal sein, sondern das schadet vor allem der gesamten Stadt. Diese Mir-san-mir-Mentalität, meine sehr geehrten Damen und Herren, wird nämlich dazu führen, dass Wien als Stadt ohne durchdiskutierte Konzepte es schwer haben wird, mit den boomenden Städten in der Nachbarschaft, also in Osteuropa, mithalten zu können. Einfach zu glauben, dass man Stadtentwicklung von oben herab diskutieren kann, wird auf längere Sicht nicht funktionieren.

Ein letztes Beispiel für diese Diktion von oben ist die geplante Verlängerung der U‑Bahn-Linie U2 am Hauptbahnhof vorbei. Obwohl Experten vehement für eine Anbindung einer zweiten U-Bahn-Linie an das neue Bauwerk sind, sagt die Stadtplanung Nein. Eine zweite U-Bahn-Linie wäre wichtig. Es muss nicht die U2 sein, keine Frage, das ist meine persönliche Meinung, dass es die U2 sein könnte. Unser Verkehrssprecher meint, man könnte auch die U6 hinführen. Das wäre genauso sinnvoll.

Dass der Experte der TU, Dipl-Ing Knoflacher, meint, dass der Wert des Bahnhofes schon rapid abnehmen wird, bevor er überhaupt fertig gestellt sein wird, wird mit einem Achselzucken seitens der Stadtverwaltung 
zur Kenntnis genommen. Wie die prognostizierten 145 000 Passagiere täglich vom Bahnhof zu- und abtransportiert werden, ist unklar. Man darf ja nicht vergessen, als man begonnen hat, sich erstmals über einen Zentralbahnhof Gedanken zu machen, das war vor 
17 bis 20 Jahren, ist man noch von 100 000 Passagieren täglich in diesem Gebiet ausgegangen, heute sind es 145 000. Also wenn man das ein bisschen hochrechnet für die Zeit, wenn der Bahnhof endgültig funktionstüchtig sein wird, wenn er fertig sein wird, kann man sich vorstellen, was sich dort abspielen wird in Wirklichkeit, aber es gibt einfach keine Konzepte, wie man dem Herr werden kann. Demzufolge bringe ich mit meinem Kollegen Gerstl einen Beschlussantrag ein: 

„Der zuständige amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr wird aufgefordert, in Absprache mit der Frau amtsführenden Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke die neuerliche Prüfung einer Anbindung des Zentralbahnhofes an die U2, die im Rahmen der geplanten Verlängerung der U2 vom Karlsplatz Richtung Süden wünschenswert wäre, durchzuführen.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich denke – und das ist auch eine Bitte von jemandem, der selbst von dort kommt, auch wenn ich selbst nicht Favoritner bin –, man sollte sich das noch einmal überlegen, dort eine U2-Endstelle zu errichten. Ich meine, es wird ja immer argumentiert seitens der Stadt, dass man sich für dieses südliche Stadterweiterungsgebiet die Option offen lassen möchte, das einmal auf den Wienerberg hinaufführen zu können. Ich denke, das steht in den Sternen und es ist in Wirklichkeit auch nicht machbar und sinnvoll, das auf dieser Ebene zu diskutieren.

Einen Punkt habe ich mir noch vorgenommen. Die nächste Ebene ist die Kommunikation innerhalb des Ausschusses.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bin neben meiner Hauptmitgliedschaft im Planungsausschuss Ersatzmitglied im Wohnbauausschuss und im Sozialausschuss. Im Wohnbauausschuss gab es unter dem jetzigen Minister Faymann und gibt auch unter dem jetzigen StR Ludwig eine gute Gesprächs- und Diskussionskultur, wobei die Fragen der Opposition nicht nur von den anwesenden und zuständigen Beamten beantwortet werden, sondern auch vom jeweiligen Stadtrat oder im Fall der StRin Wehsely eben von der Stadträtin beantwortet werden. So ein Klima ist natürlich viel angenehmer und produktiver, zudem hat man dort oder allgemein als Opposition nicht immer das Gefühl, dass irgendetwas verheimlicht wird. 

Manchmal kommt mir vor, dass bei uns im Ausschuss direkte Fragen an den Stadtrat eigentlich wie eine Majestätsbeleidigung gesehen werden. Diese Situation ist, finde ich, schade, weil ich glaube, dass man gerade in den Fragen der Stadtentwicklung eigentlich an einem Strang ziehen muss und auch könnte. Es wird zwar nicht alles gehen und bei Rothneusiedl werden wir vielleicht nie gemeinsam gehen, aber ich denke, dass man diese großen Projekte grundsätzlich gemeinsam angehen könnte und dass wir uns auch viele Diskussionen ersparen würden, wenn wir uns das vorher ausmachen könnten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte aber auch ein Lob aussprechen. Was mir sehr gut gefallen hat in den letzten Wochen und auch Monaten, war die Thematisierung des Wassers in der Stadt, also die Stichworte Wohnen am Wasser, Arbeiten am Wasser, sind, glaube ich, gut. Es ist auch ein internationaler Trend, und es ist gut, dass Wien das aufgreift. Nur eine Bitte: Machen wir es nicht so wie beim Donaukanal, wo seit Jahren stadtplanerisch herumgedoktert wird und das Angebot vor Ort so zerklüftet ist, dass sich in Wahrheit wirklich niemand mehr auskennt und keiner weiß, in welche Richtung es planlich geht. Wichtig ist uns von der ÖVP nur, dass der Charakter des Wassers im Vordergrund bleibt und nicht durch Überbauungen gestört wird. 

Im letzten Satz möchte ich nur gerade auch als Favoritner ein Danke sagen, ein Danke an Herrn Dipl-Ing Binder, der ja in den Ruhestand treten wird. Er war zuständig für die MA 21B und hat, glaube ich, für Favoriten sehr viel geleistet. Auch bei der Flächenwidmung Zentralbahnhof oder Hauptbahnhof, wie er jetzt heißt, denke ich, wird man noch in vielen Jahren wissen, dass da ein sehr engagierter und fachlich versierter Diplomingenieur seine Hände im Spiel gehabt hat. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Reiter, bitte schön. 

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zuerst – der Kollege Chorherr ist nicht da – ein Danke für seine ganz kurze Dankesrede. Keine Frage, das hat er gut gemacht. 

Zum Zweiten möchte ich auch zum Kollegen Gerstl ein Dankeschön sagen, weil heute alle schon gedankt haben, für seine Eingangsstatements. Er hat da nämlich gesagt, dass wir im November 2003 hier im Gemeinderat den Masterplan Verkehr beschlossen haben. Das kann ich inhaltlich nur bestätigen, das stimmt, das ist eines der wenigen Dinge Ihrer Rede, die ich bestätigen kann. Natürlich ist der Masterplan Verkehr einer, der nicht zementiert und auf Jahrzehnte festgeschrieben ist, sondern einer, der evaluiert werden muss. Das ist ja vollkommen klar. Jeder, der ein bisschen was mit Planung zu tun hat, wird das auch unterschreiben. 

Also wir haben uns das wirklich nicht so leicht gemacht. Mit wir meine ich vor allem die Bürgerinitiativen und die Arbeitsgruppen und die Tausenden Bürger, die da mitgewirkt haben, und auch die fleißigen Beamten des Hauses und natürlich auch wir alle in der Stadtentwicklungskommission und im Arbeitsausschuss der Stadtentwicklungskommission. Und die Conclusio war eigentlich klar, meine Damen und Herren. Wir wollten einen Vorrang für den öffentlichen Verkehr. Das ist eine Herausforderung und das bleibt sie auch, bis 2020 im Umweltverbund auf diese 75 Prozent zu kommen, den Modal-Split in Richtung öffentlichen Verkehr wesentlich zu verbessern, also Fußgänger, Radfahrer, S-Bahn, 
U-Bahn, Straßenbahn und all das, was dazugehört. Das ist der eine Teil. 

Der andere Teil ist natürlich der, Wien als Metropole reif zu machen für die Transeuropäischen Netze, also was Schiene, Straße, Flugverkehr und Schifffahrt betrifft. Das ist wichtig und wesentlich, aber dazu, meine sehr geehrten Damen und Herren, braucht man auch verlässliche Partner im Bund. Und es ist halt ein Unterschied – das muss von dieser Stelle hier gesagt werden –, ob man nur Versprechungen macht und durch die Bundesländer reist und diverse Presseaussendungen macht, wie der ehemalige orange Bundesminister Gorbach, oder ob man wirklich seriöse Zukunftsplanung umsetzt. So hat jetzt diese neue Bundesregierung, das ist ja bekannt, grünes Licht für dieses 11 Milliarden-Infrastruktur-
programm gegeben. Also es werden bis 2010 – ich erzähle Ihnen da ja nichts Neues – für den Ausbau der Schiene 6,4 Milliarden und für die Straße 4,6 Milliarden ausgegeben, und für 2020 wird sich das sogar im Verhältnis eins zu zwei hinsichtlich der Schiene verbessern. Also 22,3 Milliarden für die Schiene und 
13 Milliarden für die Straße. 

Aber in diesem Zusammenhang muss man schon eines sagen, meine sehr geehrten Damen und Herren, weil der ehemalige Wiener Stadtrat und jetzige Bundesminister für Infrastruktur, Werner Faymann, hier erwähnt wurde: Es gibt halt jetzt diesen Paradigmenwechsel in der Verkehrspolitik, und es gibt eben diese Wiener Interessen, und die werden nicht mehr wie von seinem Vorgänger geduldig angehört mit einem Augenaufschlag, sondern die werden jetzt auch umgesetzt. Und darum möchte ich jetzt von dieser Stelle unserem Infrastrukturminister Werner Faymann danken, dass er sich für die Wiener Interessen einsetzt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Am 12. Juni, meine sehr geehrten Damen und Herren – und das wurde ja hier ebenfalls von meinem Kollegen schon gesagt –, war der Startschuss für den Wiener Hauptbahnhof. Ich möchte mich da nicht verbreitern, die wesentlichen Dinge wurden gesagt. Es wurde gesagt, dass das ein internationaler Verkehrsknotenpunkt wird und dass ein Umbau des Südtirolerplatzes in Angriff genommen wird und all das, was mit Einkaufszentren, Garagen, Gastronomie, Büros, Wohnungen zusammenhängt. 

Ich muss das nur insofern erwähnen, weil natürlich der Antrag gekommen ist von den Kollegen von der ÖVP und sich der Kollege Hoch in einer Presseaussendung da auch sehr aufgeregt hat bezüglich der U2. Also man muss schon eines dazu sagen: Durch diese Verbindungspassage wird natürlich die U1-S-Bahn-Station Südtirolerplatz schon an den nördlichen Vorplatz angebunden, und die U2 hat eigentlich den Sinn, diesen neuen Stadtteil dann optimal zu versorgen. Wir könnten Ihnen jetzt sagen, welche Linien alle dorthin führen. Wir wissen es ja eh. Das sind sieben S-Bahn-Linien, das sind drei Straßenbahnlinien, das sind zwei städtische und zahlreiche regionale Buslinien. Also tun Sie nicht so, als wenn dieser Bahnhof nicht optimal versorgt werden würde. Das nur dazu in der Kürze. 

Wien ist natürlich – die Zahlen bestätigen das ja – im internationalen Vergleich im Bezug auf die Qualität und den Modal-Split jetzt schon sehr gut. Das ist keine Beweihräucherung, das ist einfach Tatsache, wenn man jetzt schon einen ÖV-Anteil von 34 Prozent hat und 32 Prozent im Umweltverbund. 

Und die Wiener Linien sind ja wirklich Spitze. 260 Millionen Fahrgäste pro Jahr ist ja nicht irgendetwas. 118 Linien sind da aktiv, und täglich werden – das ist eine Zahl, die man sich auf der Zunge zergehen lassen muss – 2 Millionen Menschen transportiert. Also ich glaube, diese Leistungen der Stadt kann man durchaus ebenfalls würdigen. Ohne diese Wiener Linien würden pro Tag 1,5 Millionen Autofahrten mehr stattfinden. Das heißt, es ist wirklich ein wichtiger Beitrag zum Klimaschutz und für die CO2-Reduktion, und man kann den Wiener Linien zu ihrer Tätigkeit nur gratulieren. 

Daher ist auch der weitere Ausbau des U-Bahn-Netzes prioritär, das ist überhaupt keine Frage, das ist durchzuführen. Es ist ja bekannt, dass die dritte Ausbauphase, also U1 Großfeldsiedlung 2006, U2 Aspernstraße bis 2010 eigentlich geistig schon hinter uns ist. Wir werden dann 75 km U-Bahn haben, wir werden über 100 Stationen haben. Sich auf den Lorbeeren auszuruhen, ist immer schlecht, und wenn die Oppositionspolitiker sagen, dass wir das tun, dann entspricht das überhaupt nicht der Tatsache. Im Gegenteil. Es wird jetzt schon eifrig gearbeitet, auch in Abstimmung mit dem Bund, bezüglich der vierten Ausbauphase, und die Signale für die fünfte Ausbauphase müssen auch schon jetzt gegeben werden. 

Denn eines ist klar: Der U-Bahn-Bau, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist der Motor der Stadtentwicklung. Und wenn die Masterpläne für Aspern und für das Gebiet um den Hauptbahnhof, wie heute schon gesagt wurde, abgeschlossen sind, dann sind die nächsten Prioritäten ja praktisch schon vorgegeben. 

Darum verstehe ich auch die Presseaussendungen des amtsführenden Stadtrates vom 20. Jänner, und ich unterschreibe sie auch hundertprozentig, wenn er da meint, dass ein neuer Stadtteil die bestmögliche Infrastruktur haben muss. Er meint damit eben Aspern mit den 8 500 Wohnungen und den 25 000 Arbeitsplätzen. Er sagt weiters, die U2 dient als wichtiger Zubringer zum Gebiet Hauptbahnhof, Arsenal und Aspern-Gründe. Die gleiche Argumentation gilt natürlich auch für die U1 Richtung Rothneusiedl, nämlich dass die Stadtteile dringlich an die U-Bahn anzuschließen sind, weil alles andere stadtplanerisch grob fahrlässig wäre. Keine Frage, das ist hundertprozentig zu unterstützen.

Ich vertraue in dem Zusammenhang auch der Durchschlagskraft unserer Vizebürgermeisterin und Finanzstadträtin Renate Brauner, und ich nehme auch an, dass der Finanzierungsschlüssel von 50 zu 50 mit dem Bund ebenfalls gewährleistet ist. Aber – als Vertreter von Floridsdorf muss ein Aber in meiner Rede dabei sein –, lieber Herr Stadtrat, ich muss schon daran erinnern, dass im Jahr 2003 in diesem beschlossenen Masterplan Verkehr neben dieser U2 Nord und Süd und der U1 Süd konkret auf der Seite 102 – jeder kann es nachlesen – auch die U6 nach Stammersdorf Rendezvousberg enthalten ist und die Achse Brünner Straße. (GR Günter Kenesei: Es gibt eine Prioritätenreihung!) Die GRÜNEN waren immer reserviert. Der Kollege Kenesei hat zwar die Seiten gewechselt, aber in dem Thema ist er es noch immer. (GR Günter Kenesei: Aber 2006 sind die Masterpläne verändert worden!) Ich bin leider nicht imstande, das so zu hören, weil ich ein bisschen eine Behinderung habe mit dem Hörvermögen. Es tut mir leid, aber wir können das vielleicht nachher im Zweiergespräch ausdiskutieren. 

Was man nicht ausdiskutieren muss, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist, dass diese Achse Brünner Straße eines der 13 Zielgebiete ist, und – der Kollege hat das ja vorhin schon erwähnt – auch die Brünner Straße ist eines der Zielgebiete. Das hat aus unserer Sicht, aus Floridsdorfer Sicht durchaus auch Potenzial, was das Wohnen betrifft, was die Arbeitsplätze betrifft, was den Uni-Anschluss betrifft und vor allem auch einen möglichen Standort für das Krankenhaus Nord. 

Ein zweites Argument möchte ich ebenfalls noch nachschießen. Wenn man den groß dimensionierten Park-and-ride-Platz am Rendezvousberg nimmt und wenn man überlegt, dass die Einpendler aus Niederösterreich weniger werden könnten, indem sie sich dort einparken, wodurch wir den Modal Split in Richtung öffentlicher Verkehr wesentlich verbessern könnten, dann ist es, Herr Stadtrat, der dringliche Wunsch der Floridsdorfer, hier auf die U6 nicht zu vergessen und sie zumindest in der übernächsten Ausbauphase auch zu berücksichtigen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Neben der Bevorrangung des öffentlichen Verkehrs muss es natürlich auch einen sinnvollen entlastenden Straßenbau in dieser Stadt geben, das ist keine Frage. Wir haben in letzter Zeit einige dieser Dinge erledigt. Ich darf nur erinnern an die 
B3-Spange, Nordbrückenverlängerung, was zur Entlastung des Floridsdorfer Zentrums geführt hat, oder auch die Stadlauer Straße zwischen der Erzherzog-Karl-Straße und der Hirschstettner Straße, wo es lange Wartezeiten bei Eisenbahnüberführungen gegeben hat. Durch eine Bahnunterführung gehört das jetzt der Vergangenheit an.

Aber all das steht im Schatten dessen, was wirklich wichtig ist. Was wirklich wichtig ist im motorisierten Individualverkehr – und das ist nicht nur meine Sicht, sondern das ist ja auch in einer Pressekonferenz vorige Woche von den Landeshauptleuten von Wien, Niederösterreich und Burgenland festgeschrieben –, ist der Ausbau des Regionenringes. Also wenn man in der Zunahme von 1995 bis 2005 beim Kraftfahrzeugverkehr bei 15,3 Prozent ist und beim LKW-Verkehr bei 22,8 Prozent, dann ist eine Umfahrung von Wien unumgänglich. Andere Metropolen haben so etwas schon verwirklicht. Natürlich und selbstverständlich mit den strengsten Umweltauflagen, überhaupt keine Frage, natürlich nur mit einem Tunnel durch den Nationalpark. Wien hat hier eigentlich die Rolle der kontrollierenden Funktion, denn gebaut wird ja von der ASFINAG. 

Aber, meine Damen und Herren, ich glaube, eines schon sagen zu dürfen: Die Menschen im Nordosten dieser Stadt – das sind in Floridsdorf und in der Donaustadt an die 300 000 Einwohner –, die haben zumindest genauso ein Recht auf die Lebensqualität, auf die Fauna und Flora in der Lobau. 

Weil da gerade von Belastungen gesprochen wurde und weil hier auch ein Antrag der Freiheitlichen – mir fehlt nur leider die Zeit, auf all diese Anträge einzugehen – bezüglich fluglärmsenkender Maßnahmen vom Kollegen Mahdalik eingebracht wurde, also eines ist klar: Die 16 Lärmschutzprogramme kennen wir, und dass jeder Beschwerde nachgegangen wird, wissen wir, aber wenn man da von 300 000 spricht, ist das ein bisschen übertrieben, denn laut einer Lärmstudie des VCÖ sind es 13 000 Menschen – auch genug –, aber um das 
25-Fache zu übertreiben, Herr Kollege Mahdalik, ist, glaube ich, schon ein bisschen überzogen. – Das zum Ersten. 

Zum Zweiten: In diesem Antrag wird auch die Gesundheitsschädigung erwähnt. Also jeder von uns kennt sicherlich auch die Studie nicht nur der EU, sondern auch der WHO, und ich nehme die strengere, also die unangenehmere. Darin wird von maximal 55 dB am Tag und 45 dB in der Nacht gesprochen, und diese Grenzwerte werden ja bei Weitem nicht erreicht. Also ich glaube, dieser Antrag ist an und für sich sehr überzogen. 

Ich möchte die letzten zwei Minuten noch dazu verwenden, auf die Verkehrssicherheit in dieser Stadt einzugehen, weil das die Redner noch nicht so gemacht haben. Zur Unfallbilanz hat unser Verkehrsstadtrat in den letzten Wochen eine Presskonferenz gemacht, wobei er auch auf den Rückgang bei der Zahl der Unfalltoten, der Verkehrstoten eingegangen ist. Gar keine Frage, jeder Tote ist einer zu viel, und Wien ist da gefordert, um die Unfallschwerpunkte zu entschärfen, um die Schutzwege zu beleuchten und zu überprüfen, um die Ampelanlagen zu adaptieren, um, allgemein gesprochen, die Gefahrenquellen zu reduzieren. 

Diese sichere Mobilität bedeutet auch, auf die Menschen mit besonderen Bedürfnissen einzugehen – ich meine damit die taktilen Leitsysteme, das barrierefreie Bauen, die Gehsteigabsenkungen, Bau von Stegen und vieles andere mehr – und auch breit zu informieren, um dieses subjektive Sicherheitsgefühl in der Bevölkerung groß werden zu lassen. 

Meine Damen und Herren! Ich komme schon zum Schluss. Ich habe in der gebotenen Kürze versucht, schwerpunktmäßig die Leistungen und auch die Forderungen der Stadt und auch der Bezirke im Bereich der Mobilität zu skizzieren. 

Abschließend, meine Damen und Herren, möchte ich aber doch auch – und das ist keine leere Phrase – den Beamten in den Abteilungen danken, und selbstverständlich auch Herbert Binder, mit dem ich jahrzehntelang gut zusammengearbeitet habe, aber auch unserem Amtsf StR Dipl-Ing Rudi Schicker für das Engagement für diese Stadt. Denn auch, wenn es die meisten Oppositionspolitiker nicht so sehen, dieses Engagement ist da, und im Wesentlichen zählen die Leistungen in dieser Stadt. 

Diese Leistungen finden statt, und darum, meine Damen und Herren, wird Wien weiterhin eine lebenswerte und schöne Stadt bleiben. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Mag Maresch, bitte. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Na ja, wenn wir schon beim Bedanken sind, dann bedanke ich mich beim Kollegen Reiter, weil er offensichtlich widersprochen hat, und zwar seinem Stadtrat und dem, was am Schluss im Masterplan Verkehr gestanden ist. Es hat zwar ein bisschen gedauert, bis der Herr Bezirksvorsteher Lehner draufgekommen ist, dass die U6 nicht mehr im Masterplan steht beziehungsweise im STEP, genauer gesagt, aber es hat offensichtlich nachhaltige Wirkung gehabt, weil er daraufhin nach der Bezirkssitzung, in der er unseren Bezirksrat Polansky schulmeisterlich behandelt hat, bei ihm zu Hause angerufen und sich bei ihm entschuldigt hat, dass er offensichtlich das Papier nicht genau gelesen hat. Das habe ich sehr, sehr interessant gefunden. 

Ich möchte jetzt kurz einmal auf die U6 eingehen. Also ich habe es ja richtig gefunden, dass die U6 aus dem STEP wieder herausgekommen ist, weil ja von der MA 18 ein Papier existiert, das mit weitaus geringeren Mitteln, nämlich mit einer Schnellstraßenbahn vom Spitz bis nach Stammersdorf, ein Auslangen gefunden werden könnte, und zwar besser und vielleicht gleich schnell und um weitaus weniger Geld. 

Jetzt weiß ich schon, dass der Herr Bezirksvorsteher von Floridsdorf ein Denkmal braucht, wo draufsteht, errichtet unter dem Herrn Bezirksvorsteher Lehner von – bis. Das ist nett, aber es kostet viel Geld, und eine Schnellstraßenbahn tut es auch, denn am Rendezvousberg, Kollege Reiter, da sagen sich Fuchs und Hase gute Nacht. Das wissen wir beide. Das kennen wir beide, Stammersdorf ist ja nicht soweit weg von meiner Schule beziehungsweise von Ihrem Wohnort. Und, wie gesagt, Fuchs und Hase brauchen keinen U-Bahn-Anschluss. Ganz sicher nicht! Ganz im Gegenteil! 

Das jetzt einmal zur U6, und ich habe es eigentlich wohltuend gefunden, dass die Stadtregierung befunden hat, keine U6, zumindest nicht nach Stammersdorf. 

Die zweite Geschichte, die Sie gebracht haben, war dieser Regionenring, den wir ja unbedingt brauchen, denn alle Städte auf der Welt haben ja schon einen Umfahrungsring. Madrid hat schon drei, baut einen vierten, mit drei ist es nicht genug. 

Jetzt komme ich einmal zu dem von uns Lobauautobahn genannten Teil der S1, und es gibt interessanterweise verschiedene Argumentationslinien, anscheinend je nach Jahreszeit.

Die erste Argumentationslinie war so quasi, das entlastet die Ortskerne von Aspern und Eßling. Wenn man sich das auf der Landkarte anschaut, denkt man sich, das kann ja nicht sein. Das ist Nord-Süd, geht nach Schwechat, eigentlich wäre eine Umfahrungsstraße gescheiter. Aber gut. 

Nachdem diese Argumentationslinie offensichtlich nicht wirklich gewirkt hat, hat man gesagt: Na, soll der Transit vielleicht durch die Ortskerne fahren? Nein! Geht nicht! Wir brauchen außen herum eine Straße, so wie es alle anderen haben. Wir kennen die Geschichte. Alle andere Städte Europas haben eine Umfahrungsstraße, einen Umfahrungsring. Das braucht man unbedingt. Wien darf da nicht zurückstehen, es ist eine Weltstadt, es braucht einen Umfahrungsring. Gut. Okay. Transit. Also doch eine Transitautobahn, und zwar von Danzig, wenn ich mich nicht täusche, bis nach Italien. Gut. 

Nachdem das offensichtlich auch nicht so wirklich wirkt, gibt es noch zwei Argumentationslinien, liebe Kollegen und Kolleginnen von der SPÖ. Die eine heißt: Wir brauchen es dringend für die Ansiedlung von Betrieben in der Donaustadt. Ohne Autobahn geht dort nichts. Auch so eine Geschichte. Es gibt viele Betriebe in vielen Bezirken Wiens, die alle keinen Autobahnanschluss haben und trotzdem gibt es jede Menge Arbeitsplätze, zum Beispiel in Hernals, auch in Ottakring gibt es meines Wissens keinen Autobahnanschluss. Egal. 

Und das zweite und fast wichtigste Argument – und das leuchtet mir schon von der Bundesregierung her ein –: Man muss Arbeitsplätze sichern, deswegen müssen wir Autobahnen bauen. Gut. 

Österreich hat nach Luxemburg meines Wissens pro Kopf die meisten Kilometer Autobahn, und zwar in ganz Europa, aber es gehen sich noch ein paar Flächen aus. Wenn man alle Straßen und alle Güterwege zusammenrechnet, kommt in Österreich insgesamt schon eine Fläche heraus, die größer ist als Vorarlberg. Also, liebe Kollegen und Kolleginnen von der Mehrheitsfraktion und von der Bundesregierung, es gibt noch weitere acht Bundesländer für ein paar Straßen. Das geht sich schon noch aus. 

Im Grunde genommen lehnen wir nach wie vor den Regionenring ab, aber – und das ist uns ganz wichtig – wir brauchen schon Straßenbauten in der Donaustadt, und zwar die B3d, die B3d als Entlastungsstraße für die Ortskerne, und zwar sowohl von Großenzersdorf als auch von Eßling als auch von Aspern und letztendlich auch von Hirschstetten. Aber da hat die Stadt Wien schon seinerzeit die tolle Idee gehabt – irgendwer muss das ja zahlen –: Bundesstraßen zahlt die Stadt Wien, Schnellstraßen und Autobahnen zahlt der Bund. Also geht man her und macht aus der B3d einfach die A23, und schon muss man sie nicht zahlen, schon zahlt es der Bund, und schon haben wir eine Autobahn. Und wenn man das weiterdenkt, könnte das durchaus als Verlängerung der S8 bis nach Bratislava gehen, und flugs haben wir eine Ost-West-Transversale; vielleicht sogar von der Slowakei bis nach Frankreich geht es dann schnell durch die Donaustadt durch. Schon haben wir ja fast ein Autodrom. 

Was finden wir aber nicht? Die einzige mögliche Donauquerung gibt es jetzt nicht mehr, denn die ist auf den Sankt Nimmerleinstag verschoben worden, und zwar ist das die Donauquerung von Kaisermühlen zur Ostautobahn. Nein, die brauchen wir nicht!, heißt es, denn sonst fährt der Schwerverkehr durch die Stadt. Der Herr Stadtrat wird sicherlich dann auch noch ein oder zwei Wörter dazu verlieren, aber wir glauben, wenn schon, dann soll es die Verlängerung der A22 geben, denn die ist wirklich eine Entlastung für das Nadelöhr an der Praterbrücke.

Also noch einmal: Grüne Position ist, rascher Ausbau der B3d, denn die bringt Entlastung für die Donaustadt, rascher Ausbau der Öffis in die Donaustadt hinüber und, wenn es wirklich nicht anders geht, dann soll man die A22 verlängern nach Simmering. Das ist wirklich grüner Stilbruch sozusagen, wir wollen, wenn schon, dann dort diese Variante. 

Jetzt aber ein wichtiger Punkt, und da, denke ich mir, kann man dem Herrn – Transitminister hätte ich schon fast gesagt – Infrastrukturminister Faymann, der lange in diesem Haus war, eigentlich nicht danken. Es ist zwar nett, dass er jetzt Infrastrukturminister geworden ist und sich wahrscheinlich besser auskennt in seinem Metier als der Kurzzeitminister – was war er geschwind; in einer Seilbahngesellschaft auf der Silvretta war er, glaube ich, irgendwie Mitglied im Aufsichtsrat –, der Herr Gorbach, denn der hat uns in Wirklichkeit einiges beschert, aber unter anderem gibt es jetzt ein schönes Papier, in dem alle großen Infrastrukturprojekte aufgelistet sind, unter anderem natürlich auch der Ausbau der S80. 

Die S80 ist eine Schnellbahn, die man unbedingt braucht für die Erschließung der Donaustadt. Die gibt es schon, sie fährt allerdings nicht allzu oft, denn da fehlt uns ein wichtiges Stück, und zwar der Ausbau der Ostbahnbrücke. Die S80 wird sich kaum verstärken lassen, wenn wir das nicht machen auf der Ostbahnbrücke. Und das fehlt. Das fehlt sogar im Masterplan Verkehr. Gut, die Stadt Wien kann sagen, das ist Sache des Bundes, aber im berühmten Infrastrukturpaket zur ÖBB und zur Asfinag fehlt das auch. 

Dann ganz kurz noch zu einem Projekt, das der Herr Mahdalik kurz ventiliert hat. Der Herr Mahdalik war ja irgendwie der, der wahrscheinlich auch die Erdrotation erfunden hat, aber im Wesentlichen hat er sich darauf beschränkt, dass er als damaliger Vorsitzender der FPÖ-Donaustadt wahrscheinlich den Masterplan des Flugfeldes Aspern geschrieben hat. Er hat wahrscheinlich auch die Donau-City-Pläne geschrieben, und alles, was in Transdanubien jemals irgendwie mit einem Bleistift zu tun gehabt hat, war seine Sache. Stimmt nur nicht ganz. 

Er hat zum Beispiel eine schöne Sache gesagt: Man muss Windbrecher machen für die Fallwinde an den Hochhäusern. Na, die würde ich mir echt gerne anschauen. Wahrscheinlich so Riesenbalkone hinaus, die brechen den Wind, aber das hat er sich vielleicht zu wenig überlegt. In dem Papier steht nämlich nicht Windbrecher für die Fallwinde, sondern Windbrecher am Boden, die heißen dann Spoiler. Damit kann man den Wind am Boden brechen, aber nicht im 20. Stock. Das geht nicht, denn dann kann man nicht mehr beim Fenster rausschauen, denn da gibt es dann eben diesen Windbrecher.

Noch eine Kleinigkeit zum Kollegen Mahdalik und zur FPÖ. Sie haben ja so ein Blatt, das nennt sich verschämt „Bürgermagazin – Wir Wiener" – Wienerinnen gibt es nicht, okay, das kennt man von der FPÖ –, und dieses Blattl beschäftigt sich hauptsächlich mit MigrantInnen, dass die halt irgendwie wahrscheinlich verkehrt grillen oder nicht reden können, und mit den Schulen. Dieses nette blaue Blatt, das an alle Haushalte kommt, dieses Bürgermagazin, also ich würde mir wünschen, es kommt nie wieder in mein Postkastl. (StR Johann Herzog: Das glaube ich Ihnen! Das glaube ich Ihnen aufs Wort!) Und zwar nie wieder! Ich habe da drinnen einen netten Artikel gefunden, und zwar verlangt da der Kollege Mahdalik – das hat er sich nicht so genau angeschaut – ein Nachtflugverbot über Eßling. Das habe ich interessant gefunden. Nicht über ganz Wien, sondern nur über Eßling. Nicht schlecht. (GR Karl Dampier: Weil er dort wohnt!) Dort wohnt er. Genau! Deswegen braucht er dort ein Nachflugverbot. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Das verstehe ich, denn da ist es laut in der Luft, und da braucht man ein Nachtflugverbot. Das verstehe ich. Genau. 

Wahrscheinlich erklärt man die Geschichte am besten so: Nachflugverbot verlangen ja viele Bürgerinitiativen, und zwar über ganz Wien, aber er verlangt das nur für die Donaustadt oder für Eßling genauer gesagt. Es ist interessant, diese Aussage spricht sich offensichtlich, was weiß ich, mit Buschtrommel oder wie auch immer, in der FPÖ schnell herum, und im 16. Bezirk hat die FPÖ so ein Nachtflugverbot gleich einmal abgelehnt. Eh klar! Es soll ja nur über Eßling sein, ist im „Bürgermagazin – Wir Wiener" gestanden, und nicht über ganz Wien. Das wird ja immer brav gelesen, da gibt es wahrscheinlich auch eine Textexegese in der jeweiligen Gruppe. Die haben gesagt, nein, der Mahdalik hat gesagt, nur über Eßling, nix ist in Ottakring. Ist schon vorbei. Geht nicht mehr. Ist aus. Also gut. Das jetzt einmal ganz kurz zu dieser Geschichte mit dem Kollegen Mahdalik und der FPÖ. (StR Johann Herzog: Wo ist die Pointe?)
Aber ich komme jetzt auf eine weitere Sache. Wir haben ja heute auch einen Antrag der FPÖ. Darin geht es um die Parkraumbewirtschaftung, präziser gesagt, um die Ausdehnung auf die Bezirke 12 bis 19. Interessanterweise hat er 10 und 11 vergessen, die hätte er ja auch gleich dazuschreiben können. Es wird ja eine Studie in Auftrag gegeben werden – jetzt weiß ich nicht, er war wahrscheinlich nicht da oder ist später gekommen oder früher gegangen, ich habe keine Ahnung, auf jeden Fall, diese zwei Bezirke fehlen da drinnen –, und in dieser Studie soll herausgefunden werden – das finden wir ja grundsätzlich gut –, ob die Parkraumbewirtschaftung ausgedehnt werden kann. Wir sagen natürlich klarerweise, die Parkraumbewirtschaftung soll man ausdehnen bis zur Vorortelinie und im Süden bis zum Wienerberg. Das würde auch einiges bringen an Entlastung. Das glaubt die FPÖ nicht, denn die weiß das nicht genau, wie das dort funktioniert. Faktum ist: Parkraumbewirtschaftung finden wir als etwas Gutes.

Und jetzt komme ich extra zum Kollegen Hora, denn der wartet schon auf die City-Maut. Genau. (StR Johann Herzog: Das können wir noch hineinreklamieren!) Ja, ja, genau, ich weiß es, aber jetzt möchte ich kurz einen anderen Kollegen ansprechen. Der Kollege Hora war ja in Helsinki und hat uns mehr oder weniger eine wichtige Auskunft mitgebracht, eine wichtige Auskunft zur City-Maut. Und zwar hat er eine Presseaussendung gemacht, und da drinnen steht etwas Interessantes: Die City-Maut bringt nur 14 Prozent Verkehrsreduktion. Das habe ich echt gut gefunden. Nur 14 Prozent! Der ganze Masterplan hat nicht einmal 1 Prozent Verkehrsreduktion gebracht. Also bei 14 Prozent sage ich, danke, Helsinki, danke rot-grüne Stadtregierung. 14 Prozent ist sensationell! Danke, Kollege Hora, dass Sie das sogar noch bewerben, denn zu sagen, nur 14 Prozent, das finde ich echt gut. 

Sie haben allerdings leider Gottes nicht dazugesagt, dass es auch eine Feinstaubreduktion gegeben hat und eine Reduktion beim Lärm, aber wie gesagt, nur 14 Prozent, das würde ich mir wünschen, dass das in Zukunft die Verkehrsplanung der Stadt Wien beim Verkehr zusammenbringt, denn das wäre echt sensationell. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Puller, bitte.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Mir bleibt eigentlich nicht mehr viel zu sagen. Der Herr Kollege Gerstl hat genau das, was ich auch vorbereitet habe, schon vorher erwähnt. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Entschuldigung!) Nein, nein, es macht mir gar nichts. Ich will mich auch nicht gerne wiederholen. 

Ich habe eher etwas in meinem Bereich, im 
ÖV-Bereich, ausgearbeitet, und ich finde es schade, dass dieser Masterplan nach vier Jahren schon wieder evaluiert wird. Sie haben die Kosten hervorgehoben, ich möchte nur hervorheben und unterstreichen, wie viele Veranstaltungen es zum Masterplan 2003 gab und wie viele Personen daran mitgewirkt haben. Es waren 26 Großveranstaltungen, 174 Arbeitsgruppensitzungen unter Mitwirkung von – ich habe diese mitwirkenden Personen gezählt, ich hoffe, ich habe mich nicht verzählt – 120 MitarbeiterInnen, mit Beteiligung von ExpertInnen der Wirtschaftskammer, der Arbeiterkammer, der Wiener Linien, der Interessensvertretungen, der Verkehrsinitiativen, der Bezirke und der BürgerInnenbeteiligungen und natürlich auch der MA 18. 

Endlich darf ich nun auch der MA 18 Danke sagen, weil in diesem Masterplan 2003 öffentliche Oberflächenverkehrsverbindungen angeschnitten wurden, die ich wirklich für sinnvoll halte. Aber leider geht meine Befürchtung dahin, dass das durch diese Evaluierung des Masterplans 2008 dem Rotstift zum Opfer fällt, oder wie auch immer man sich gewählt ausdrückt. Auf Deutsch gesagt: Es wird nicht durchgesetzt höchstwahrscheinlich.

Damit bin ich auch schon bei der Einbringung meiner Anträge zu den – wie Kollege Troch gesagt hat – Orientierungen betreffend sinnvolle Straßenbahnverlängerungen. Diese Orientierungen sind leider nie erwähnt worden oder gleich gestorben. 

Mein erster Antrag betrifft die Verlängerung der Linie O. Im November 2003 hat der Wiener Gemeinderat das aktuelle Verkehrskonzept, den Masterplan Verkehr 2003, beschlossen. Und da heißt es auf Seite 105 eben: Verlängerung der Linie O. Das Liniennetz wird systematisch erweitert, um Erschließungsmängel zu beseitigen. Im Rahmen der vierten ÖV-Ausbauphase sollen neben einer ausgewählten U-Bahn-Verlängerung folgende Straßenbahnlinien geschaffen beziehungsweise verlängert werden. Linie O: Verlängerung durch das Nordbahnhof-Gelände zum Friedrich-Engels-Platz, Linie 6: Verlängerung nach Schwechat, Linie 27: Großjedlersdorf, Siemensstraße, Kagran, Linie 65: Verlängerung über die Wienerbergstraße zum Bahnhof Meidling, Linie 67 oder O: Erschließung Monte Laa.

Bis dato sind keine Detailplanungen und keine Zeitpläne für die Inbetriebnahme dieser Straßenbahnlinienverlängerungen bekannt. Daher unser Beschlussantrag: 

„Die zuständigen Stellen des Magistrats werden ersucht, den aktuellen Stand der Planungen, die Verlängerungen der aufgezählten Linien betreffend, im Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr zu präsentieren und einen Ausblick über den weiteren Zeitplan für dieses Projekt und eine voraussichtliche Inbetriebnahme der Linien zu geben.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung.“

Dann bleibt mir nur zum Abschluss, meine Sichtweise darzustellen, und ich glaube, das schlägt in dieselbe Kerbe wie die ÖVP. Meine Sichtweise ist so, dass im medialen Aufblasen von solchen Verkehrskonzepten oder überhaupt Konzepten die SPÖ Master ist, aber ich denke, dass, was die Umsetzung betrifft, kein 180 Seiten dickes Buch erstellt werden muss, sondern da genügt ein 10-seitiges Büchlein. 

Und überhaupt, wenn es jemand noch nicht wissen sollte: Dem Rechnungsabschluss stimmen wir nicht zu. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Von den Damen und Herren des Gemeinderates liegt mir keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen damit zur Wortmeldung des amtsführenden Stadtrates. Herr Dipl-Ing Schicker, bitte schön.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich beginne auch mit Danksagungen. Ich danke vor allem jenen, die substanzielle Beiträge gebracht haben zu dieser Diskussion, und ich danke vor allem den Beamtinnen und Beamten und den Vertragsbediensteten, die hier hervorragende Leistungen erbracht haben im Jahr 2006. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte doch auch noch hervorheben, was für eine Palette von Arbeitsleistungen, von Dienstleistungen, von Ergebnissen ihrer Arbeit im letzten Jahr erfolgt ist. Wenn ich nur daran denke, dass für solche Riesenstücke wie für den Hauptbahnhof, für die Donau City oder für das Flugfeld Aspern die Masterpläne erarbeitet wurden, und zwar sehr wohl, Herr Kollege Hoch, in Abstimmung mit der Bevölkerung, in engerer Rückkoppelung und Rücksprache mit der Bevölkerung und unter Mitwirkung der Bevölkerung, so ist das eine Leistung, die man nicht gering schätzen kann.

Wenn hier auch angesprochen wird, dass darüber natürlich Informationen geboten werden und das auch in Bezirkjournalen, in Zeitungen, in Magazinen, in Publikationen und in elektronischen Medien Erwähnung findet, dann möchte ich schon darauf hinweisen: Wie sollen es die Leute sonst mitkriegen? Wenn Sie sich nur auf die Oppositionsinformationen und ihre Desinformation verlassen, Herr Kollege Hoch, dann werden Sie das Falsche mitkriegen. Dann werden Sie nicht mitkriegen, wie sich Wien, wie sich diese Stadt in Zentraleuropa entwickelt. 

Wenn Sie zum Beispiel hinausgehen und sagen – da haben Sie heftigste Kritik auch von den Österreichischen Bundesbahnen geerbt –, dass mit diesen zwei Unternehmen am Zentralbahnhof-Areal, von denen Sie immer sprechen und die 300 Beschäftigte haben, überhaupt nichts vereinbart sei, dann erkundigen Sie sich doch einmal richtig, dann gehen Sie doch einmal in die Faktenlage hinein, dann fragen Sie doch einmal bei den Österreichischen Bundesbahnen nach, dann fragen Sie einmal beim Wiener Wirtschaftsförderungsfonds nach. Gerade mit diesen Unternehmen sind die Vereinbarungen getroffen und sind Vorschläge unterbreitet worden, wo sich die Betriebe künftig ansiedeln können. Hier sind Alternativen aufgezeigt worden. Es liegt an den Unternehmen, sich entsprechend zu entscheiden. 

Sie würden sich schön anschauen, wenn wir uns als Stadt in Eigentümerentscheidungen einmischen würden. Sie haben gesagt, Sie sind ein kleiner Grundbesitzer. Ich werde Ihnen das nächste Mal vorschreiben von der Stadtplanung, was Sie denn dort in den Verträgen alles machen sollen. Da würden Sie sich schön anschauen. 

Also vorsichtig sein mit den Vorschlägen, die Sie unterbreiten, und mit den Anforderungen, die Sie an die Stadtplanung stellen. Nicht alles ist leistbar über Planung, vieles ist leistbar – glücklicherweise! – in dieser Republik auch durch Eigenleistung, durch Eigeninitiative von Grundstückseigentümern und von arbeitenden Menschen.

Ich darf bei dieser Gelegenheit auch auf die Kollegin Gretner eingehen. Das kommt sozusagen wie das Sommergewitter jedes Jahr, nämlich der Hinweis auf den Planwertausgleich und auf die Mehrwertabschöpfung.

Frau Kollegin Gretner! Es wird deswegen nicht besser, wenn Sie es jedes Jahr wiederholen und wenn Sie jedes Jahr darauf hinweisen, dass es in anderen Ländern geht. Natürlich geht es in anderen Republiken dieses Europas, natürlich geht es in Italien, natürlich geht es in der Bundesrepublik Deutschland, aber dort gibt es auch die entsprechende Verfassung, die solche Maßnahmen zulässt. Vielleicht ist mir etwas entgangen, aber in diesem Punkt ist die österreichische Bundesverfassung seit vielen, vielen Jahrzehnten, nicht nur Jahren, nicht abgeändert worden. Sie sind herzlich eingeladen, das im anderen Haus, drüben im Parlament, entsprechend zu unterbreiten, dort zu schauen, dass in diesem Punkt die Veränderungen kommen. Wir würden uns alle viel leichter tun, hier eine Wahrhaftigkeit auf den Tisch zu bekommen, wie wir sie ansonsten bei der Planung nicht haben. Wir behelfen uns hier mit Hilfskonstrukten, mit Krücken, die notwendig sind, weil eine rechtliche Verankerung und Verquickung zwischen Privatrecht und öffentlichem Recht eben nicht zulässig ist nach der österreichischen Bundesverfassung. So ist es. Wir sind auf die österreichische Bundesverfassung vereidigt und nur danach können wir handeln, und im Besondere die Beamten können nichts anderes vorschlagen. 

Bei dieser Gelegenheit auch gleich der Dank für das 10-Jahres-Programm. Sie werden bemerkt haben, dass in diesem Frühjahr die Aktivitäten bei der Flächenwidmung nicht mehr so stark in Richtung Gemeinderat kommen. Das liegt daran, dass eben die Flächenwidmungs- und ‑bebauungsplanung in den vergangenen 10 Jahren grundlegend überarbeitet wurde. Das hat einer ganz hervorragenden Anstrengung bedurft, die die beiden Abteilungen vollbracht haben. 

Jetzt geht es darum, in einzelnen Bereichen, wo diese Planungen eben noch nicht gemacht werden konnten, weil wesentliche Entscheidungen noch ausgestanden sind, nachzuziehen. Wir werden das morgen tun, zum Beispiel beim Geriatriezentrum am Wienerwald. Hier ist die Entscheidung gefallen, dass dieses Haus in dieser Form nicht mehr weitergeführt wird. Darauf haben wir bei der Stadtplanung gewartet, und jetzt vollziehen wir das nach. Ebenso fixiert ist, dass das Spital Hietzing jedenfalls erhalten bleibt und ausgebaut wird und teilweise auch noch die Pavillons des ehemaligen Geriatriezentrums beanspruchen wird.

Das ist alles in mehreren Bürgerversammlungen besprochen worden, und es sind die Fragen, die seitens des Bezirkes gestellt worden sind, immer beantwortet worden. Dass aus gewissen grundlegenden Überlegungen ein Bezirk manchmal gegen etwas stimmt, was von der Zentrale kommt, haben wir auch gestern bemerken können bei der Versammlung der an einer Hand abzählbaren Bezirksvorsteher der ÖVP. Dort hat man das beklagt, was man damals, als es zu Ende der 90er Jahre die Koalition in Wien gab, unterstützen musste oder wollte, ja, seitens der ÖVP geradezu eingefordert hat. Wir hätten es damals schon sagen können, dass das wohl nicht das Allerbeste ist, die Dezentralisierung in so vielen Fragen voranzutreiben. 

Es ist ja zumindest in einem Bereich, beim Radverkehr, die Rezentralisierung erfolgt. Das ist auch notwendig, denn sonst wäre beim Radverkehr nichts weitergegangen, so konnte seither doch einiges verbessert werden. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Ja, zu deinem Leidwesen, ich weiß, aber wir haben beim Radverkehr doch einiges erreichen können, auch wenn die FPÖ im Ausschuss immer dagegen gestimmt hat (GR Dr Herbert Madejski: Das stimmt nicht!), fast immer dagegen gestimmt hat 

Wir haben zur Zeit zum Beispiel den Lückenschluss zwischen dem Wiental und dem Westbahnhof in Arbeit, ein ganz wichtiges Radwegstück, damit das Hauptradwegenetz in Wien komplettiert wird. Und wir sehen auch den Erfolg, der in den vergangenen Jahren schon erreicht werden konnte bei der Verlagerung des Verkehrs auch in Richtung der Umweltverbundverkehre. Dafür war nicht nur die Modal-Split-Veränderung beim Radverkehr wesentlich, sondern da ist zum Beispiel auch die Verlängerung der U1 in den Norden ein ganz wesentlicher Teil. Seit dieser Verlängerung, und zwar vom nächsten Tag an, hat sich der Modal-Split in Wien verändert hin zum öffentlichen Verkehr. Es fahren mehr Menschen, und zwar wesentlich mehr Menschen, mit dem öffentlichen Verkehr als zum Beispiel mit dem eigenen Auto. Das ist ein Fortschritt in der Verkehrspolitik, ob Sie es anerkennen wollen oder nicht, Herr Maresch. Es ist Fakt, und es ist nachgewiesen von Instituten, die diese Erhebungen durchführen; nicht im Auftrag der Stadt Wien, sondern in unabhängiger Bearbeitung. 

Also wir haben mit dem Masterplan Verkehr das fortgesetzt, was mit dem Verkehrskonzept 1994 begonnen wurde. Wir haben konsequent daran gearbeitet, und jetzt hat sich herausgestellt, dass es tatsächlich möglich ist, innerhalb kürzester Zeit – es sind immerhin erst vier Jahre – vieles zu verändern. 

Und damit auch gleich zu dem, was sowohl Gerstl als auch Puller offensichtlich nicht verstehen, was eine Evaluierung ist. Eine Evaluierung ist das, was man tut, um zu erfassen: Was ist in den ersten paar Jahren gut gegangen? Wo muss man nachjustieren? Was kann man noch besser machen? Und dann gibt es eine Version, so wie man das bei allen Software-Produkten problemlos zur Kenntnis nimmt, die halt dann eine Extension hat, wo dann Version 0.1, 0.2 oder was immer dabei steht. Warum das auf einmal so was Böses sein soll, kann mir der Kollege Gerstl nicht erklären, kann mir die Frau Puller nicht erklären. Beide laufen hier offensichtlich in eine Richtung, die irgendwie heißt: O je, da ist was beschlossen, und das muss unbedingt bis zum letzten Beistrich jetzt in den nächsten 20 Jahren realisiert werden. 

Ich verstehe das nicht, wie man als Vertreter des Volkes, als Gemeinderat, sich so seiner Entscheidungsbefugnis überhaupt begeben möchte. Denn wenn wir das auf 20 Jahre haben, dann brauchen wir 20 Jahre keinen Gemeinderat, und ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie das wollen, dass in der Verkehrspolitik nicht da und dort Nachjustierungen, Verbesserungen, Ergänzungen erfolgen. Man kann 20 Jahre einmal prospektiv erfassen, aber man kann 20 Jahre nicht in einer Prophezeiung auf den Tisch legen. Da wären wir Scharlatane, und das sind wir ja glücklicherweise nicht.

Daher werden wir dieses Verkehrskonzept im Laufe dieses Jahres und des nächsten Jahres evaluieren. Wir werden auf den Tisch legen, wo Adaptierungen notwendig sind beim Verkehrskonzept 03, und werden dann nächstes Jahr die Revision des Verkehrskonzeptes 03 diesem Hohen Haus zur Beschlussfassung vorlegen. Das ist ein ganz normaler Vorgang, das ist ein Vorgang, wie er vernünftig und wissenschaftlich unterfüttert ist und eben nicht nur auf Zuruf und Goodwill beruht. 

Ein ganz wesentlicher Bereich dabei ist, dass wir es im vergangenen halben Jahr, seit es Bundesminister Faymann und die SPÖ-Regierungsbeteiligung, die laut Gerstl ja gar nichts erreichen kann, gibt, endlich geschafft haben, Herr Kollege Gerstl – endlich geschafft haben zum Unterschied zur vorigen Bundesregierung, wo uns immer nur gesagt wurde, in Wien können wir nichts machen, denn da sind die anderen Bundesländer alle dagegen –, wir haben es jetzt endlich geschafft, Klarheit darüber zu haben, dass die Finanzierung für den Hauptbahnhof fix ist, dass der Ausbau des Westbahnhofes fix ist, dass es fix ist, dass Wien-Mitte errichtet wird, dass fix ist, dass der Bahnhof Praterstern fertiggestellt wird, dass es fix ist, dass wir in Heiligenstadt renovieren. Und wenn Sie hilfreich sein wollen, Kollege Gerstl, dann tun Sie mit, dass wir in Hütteldorf genauso schnell weiterkommen.

Und wenn Sie dann bemosern, Herr Kollege Gerstl, dass es in Hütteldorf zu wenig Park-and-ride-Anlagen gibt, dann sagen Sie es Ihrem Parteivorsitzenden im 14. Bezirk, dem Kollegen Lerch, dass er sich nicht immer gegen die Park-and-ride-Anlage in Hütteldorf aussprechen soll. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir haben, seit es diesen Verkehrsminister Faymann gibt, in dieser Stadt auch den Bau des Frachtenbahnhofes Freudenau, des Containerterminals Freudenau fixiert und den Spatenstich durchgeführt. Das scheint Ihnen entgangen zu sein. Das ist ja geographisch sehr weit weg von Penzing, und weiter dürfte Ihr Horizont nicht reichen. Wenn wir uns dieses Projekt anschauen, dann verlagert sich die Güterlogistik in dieser Stadt komplett. Dann kommt sie endlich heraus aus dem 20. Bezirk, heraus vom Nordwestbahnhof, wo jetzt noch Güter rangiert werden und dann die LKWs durch die Wohngebiete fahren müssen. Wir verlagern es dorthin, wo es am besten aufgehoben ist, nämlich an den Rand der Stadt, dorthin, wo die Schiene, wo die Straße, wo die Wasserstraße, zueinander kommen.

Wir werden beim Bahnhof Inzersdorf – keine Sorge, Kollege Gerstl – in den nächsten Wochen wissen, dass die Österreichischen Bundesbahnen in der Lage sind, auch privatwirtschaftliche Kooperationen zu schaffen. Darum steht das nicht im Rahmenplan, denn im Rahmenplan stehen die Dinge, die eine öffentliche Finanzierung benötigen. Wenn man privatwirtschaftliche Dinge ernst nehmen möchte, dann muss man auch akzeptieren, dass auch bei den Österreichischen Bundesbahnen privatwirtschaftliche Zeiten eingezogen sind. Gerade beim Güterverkehr, bei der Logistik lässt sich das machen, und deswegen bin ich zuversichtlich, dass es beim Güterterminal Metzgerwerke, beim Logistikzentrum im Süden Wiens auch weitergehen wird. 

Wir als Stadt Wien können nichts dafür, dass es dort zu Verzögerungen gekommen ist. Wir hätten uns das 2006 natürlich schon gewünscht, keine Frage. Wir haben auch nicht die Organisation der Österreichischen Bundesbahnen so oft über den Haufen geworfen, wie die zum Glück untergegangene Bundesregierung, denn die hat mehrere Veränderungen dort gemacht, die nicht zum Vorteil der Österreichischen Bundesbahnen waren und wo Minister Faymann jetzt entsprechend zurückdrehen muss, damit es wieder funktioniert. (Beifall bei der SPÖ. – GR Kurth-Bodo Blind: Ha! Ha! Ha!) 

Lassen Sie mich noch ein paar Punkte zu dem Bereich Hauptbahnhof sagen. Ich finde das schon sehr verwegen, wenn man sagt, dort spielt sich alles ohne Beteiligung ab, dort kann man nicht dabei sein, und die U2 fährt dort vollkommen ins Leere. Und dann holt man sich einen Universitätsprofessor, der bekannt dafür ist, dass er eine flinke Zunge hat, den lässt man dann, Herr Kollege Hoch, bei diversen Pressearbeiten auftreten, verärgert damit einen der zur Zeit größten Investoren in Wien, nämlich die Österreichischen Bundesbahnen, und verärgert auch jene, die in der Stadt daran arbeiten, dass die Verkehrsorganisation rund um diesen neuen Hauptbahnhof endlich funktionieren kann. (GR Kurth-Bodo Blind: Und was ist mit dem Knoflacher?)

Und ich darf auszugsweise zitieren aus dem, was Prof Knoflacher auf meine Kritik an ihn geschrieben hat. Das ist jetzt schon wesentlich. Vielleicht merkt sich das der Kollege Hoch und überlegt, ob er ihn überhaupt noch einlädt. Er schreibt mir, dass er gerne bereit ist, darauf zurückzukommen, dass er von mir Planeinsicht in alle diese Dinge bekommt, denn ich habe ihm gesagt, er hat das offensichtlich nicht gesehen, und das bestätigt er. Er bestätigt, dass er die Auswirkungen der Planungen beziehungsweise der sicherlich vorgenommenen zahlreichen Varianten, die untersucht worden sind, eben nicht kennt, sodass er dieses Material gerne in einer überprüfbaren Form sehen würde. „Ich bin gerne bereit, dieses Material durchzuarbeiten, wenn Sie es mir zur Verfügung stellen, um eventuell meine fachliche Position zu revidieren. Ich werde mich nicht scheuen, sollte ich einem Irrtum erlegen sein, diesen auch öffentlich zuzugeben."

Kolleginnen und Kollegen! Ein Universitätsprofessor sagt hier, er hat schlicht und einfach die Unterlagen nicht gesehen gehabt und hat sich eben missbrauchen lassen. (GR Kurth-Bodo Blind: Nein, einen Universitätsprofessor kann man nicht missbrauchen!) So ist das, wenn man unbedingt ein altes Thema aufwärmen will.

Kollege Hoch, Sie waren damals noch nicht Gemeinderat, aber wir haben in diesem Gemeinderat sehr intensiv und trotz des Masterplans Verkehr diskutiert, wo und wie denn die Linienführung der U2 sein soll. Und diese Linienführung der U2 ist dann unter Vorlage der Unterlagen im Grobkonzept auch in der Stadtentwicklungskommission zur Kenntnis genommen worden. Wir haben uns entschieden, dass wir dort hinfahren, wo die Verwertbarkeit der Grundstücke dann für die Österreichischen Bundesbahnen – denn damit wird der Bahnhof finanziert – gut gelingen kann, wo die Grundstücke, die der Republik Österreich im Rahmen der BIG gehören, besser erreichbar werden und damit auch eine derzeit abgelegene Gegend der Stadt besser zur Nutzung gebracht werden kann. Dann haben wir zusätzlich auch noch in Betracht gezogen, dass wir ein großes Spital haben, das sehr wichtige Funktionen für ganz Wien übernimmt, nämlich die Rudolfstiftung, die mit dieser neuen Linienführung der U2 deutlich besser eingebunden werden kann in das Netz des öffentlichen Verkehrs.

Das ist alles untersucht worden und das ist alles im Masterplan mit den Österreichischen Bundesbahnen so vereinbart worden, das ist alles in der Flächenwidmung drinnen. Sie können jetzt gerne den Kopf schütteln. Ich sage Ihnen auch noch dazu, dass die Fraktion, der Sie angehören, damals dem Masterplan zugestimmt hat. Zugegeben Sie nicht, denn Sie waren damals noch nicht im Gemeinderat, aber vielleicht kann Ihnen Ihr Klubobmann einmal erklären, wie das ist mit der Kontinuität einer Fraktion.

Ich erspare mir, die Ausführungen von Kollegen Mahdalik zu kommentieren, die er noch im Nachhang an die Diskussion zur vorherigen Geschäftsgruppe getätigt hat. Sie passen mit Sicherheit inhaltlich nicht hierher. Mehr möchte ich dazu gar nicht sagen, denn ich mische mich in diese Geschäftsgruppe nicht ein. Ich kann nur sagen, die Kollegin Frauenberger hat in ihrem Schlusswort, das ich schon gehört habe, mit Sicherheit recht gehabt.

Lassen Sie mich noch einen Punkt erwähnen, weil er doch für die Stadt im nächsten Jahr sehr wesentlich ist: die Europameisterschaft. Ich finde da Ihre Haltung schon sehr merkwürdig. Obwohl alle Städte ähnlich vorgehen, jetzt ist das Konzept von Zürich veröffentlicht worden. Auch dort findet Am Bellevue, mitten im Zentrum der Stadt, die Fan-Meile statt bei der Europameisterschaft 2008. Auch dort ist die Organisation auf dem selben Stand wie bei uns, nämlich Letzigrund beziehungsweise bei uns Happel-Stadion als Veranstaltungsorte deutlich zu trennen von dem Ort, wo die Fan-Meile stattfindet. Und in beiden Städten ist – aus gutem Grund! – die Entscheidung so getroffen worden, dass man die Fan-Meile dort einrichtet, wo das Zentrum ist, dort, wo die Touristen auch hinwollen, wenn sie sich am Vormittag die Stadt anschauen und dann nicht mehr quer durch die Stadt geführt werden müssen. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Dagegen hat niemand was gesagt!) Na ja, Ihr Wiener Landesparteiobmann, Bundesminister Hahn, sehr wohl. Der hat nämlich vorgeschlagen, gebt sie in die Hauptallee, offensichtlich nicht wissend, wie denn das Konzept insgesamt ausschaut. Aber er muss ja nicht alles wissen. Auf der Wissenschaftsebene ist es gut, wenn er es weiß, aber nicht in der Frage der Fußball-Europameisterschaft. Außerdem ist er wie ich ein Handballer, daher weiß er mehr über Handball als über Fußball. 

Ich habe mich eingearbeitet in den letzten eineinhalb Jahren, darum traue ich mir das zu, zu sagen, dass wir mit der Fan-Meile in der Innenstadt bestens liegen. Ich hoffe auch, dass Sie Ihrer Bezirksvorsteherin, der Frau Stenzel, Ihre Meinung gesagt haben, dass Sie nichts gegen die Fan-Meile in der Innenstadt haben. Also ich denke, die Umleitungsstrecke, die wir dort führen, die ist wohl ausgeklügelt.

Wir haben zur Zeit eine vergleichbare Situation. Wenn Sie die Maria-Theresien-Straße, die wegen des 
U-Bahn-Baus noch immer gesperrt sein muss, nehmen, dann haben Sie dort dieselbe Situation, wie wir sie dann haben werden. Nämlich, der Ring nimmt im Falle der Maria-Theresien-Straße den Verkehr der Zweierlinie auf, dann wird es umgekehrt sein, dann nimmt die Zweierlinie dort, wo der Ring für die Fan-Meile gesperrt ist, den Verkehr auf

Und es gibt in beiden Städten, in Zürich und in Wien, die Aufforderung: Fahrt mit dem öffentlichen Verkehr in dieser Zeit! Und ich kenne die Wienerinnen und Wiener: Sie werden das auch tun.

Die restlichen Details, die es zum Verkehrskonzept gibt, Kollege Gerstl, haben wir beim gemeinsamen Runden Tisch bei der Frau Vizebürgermeister geklärt, an dem ich und meine Verkehrsexperten auch teilgenommen haben. Mir ist nur aufgefallen, dass die Vertreterin der ÖVP nur ganz kurz dort war. Sie war leider alleine, Sie waren nicht zu zweit vertreten, so wie Ihnen das zugestanden wäre. Vielleicht können wir das einmal nachholen. Ich bin gerne bereit, dass wir im Ausschuss das Thema noch einmal ansprechen.

Und damit zur Frage Ausschuss. Herr Kollege Hoch, ich sage nur so viel dazu: Ich bin auch in der Periode 1996 bis 2001 im Planungsausschuss gesessen. Da war damals ein gewisser DDr Görg, Vizebürgermeister, in meiner Funktion, und ich kann Ihnen sagen, ich habe von ihm dort keine Wortmeldung jemals miterlebt. Im Vergleich dazu habe ich sozusagen sogar Sprachdurchfall in diesem Ausschuss, so oft melde ich mich dort zu Wort. Also es macht doch keinen Sinn, dass wir uns darüber unterhalten, wie oft man sich im Ausschuss zu Wort meldet oder wie viel die Beamten sagen dürfen. Wenn Sie solche Experten, so qualifizierte Experten wie meine Beamten haben, dann ist es doch nichts Böses, wenn die Ihnen die Auskunft geben. Dann haben Sie es aus erster Hand und nicht vermittelt und vielleicht gefiltert, wie das dann der Politiker sagen würde.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ein letzter Punkt, zu dem ich noch gerne Stellung nehmen möchte, weil er von den verschiedensten Fraktionen zu verschiedensten Zeiten immer wieder angeführt wird und wir auch kurz davor stehen, auch im Zusammenhang mit der Fußball-Europameisterschaft, dort gravierende Veränderungen zu erleben: Das ist der Prater, der Wurstelprater. 

Da wird mit Begriffen herumgeschmissen und daraus konstruiert, dass ein Entertainmentcenter, wie es der Prater ist, eine Unterhaltungszone in dieser Stadt, nur und ausschließlich von der Stadtplanung geplant werden kann, nur und ausschließlich nach seiner Architektur beurteilt werden kann.

Werte Gemeinderätinnen und Gemeinderäte! Ein Unterhaltungszentrum, eine Unterhaltungseinrichtung braucht eine andere Planung, braucht etwas anderes von der Grundlage her, von der Einschätzung dessen, was dort passieren wird, als es im Fachbeirat für Stadtplanung jemals passieren kann. 

Dass der Fachbeirat dazu eine Meinung hat, das verstehe ich – mir gefällt auch manches nicht, was in manchen Teilen dieser Stadt so zur Selbstverwirklichung gebaut wird –, aber ich sage auch dazu, dass wir gerade im Wurstelprater das brauchen, was den Wurstelprater attraktiv macht, was ihn attraktiv belässt und was von Zeit zu Zeit immer wieder eine Überarbeitung braucht. Und die Schlagzahl ist dort höher als im Weltkulturerbe. Darum geben wir im Weltkulturerbe Acht auf jedes Objekt und werden uns im Wurstelprater nicht darum kümmern, wie der eine oder andere Schausteller dort die Gestaltung vornimmt. Und dabei bleibe ich auch. Es ist keine stadtplanerische Aufgabe, es ist eine Aufgabe des Entertainments, und Entertainment unterliegt anderen Gesetzmäßigkeiten und Kriterien. Daher werden wir unsere Stadtplanung in diesem Bereich nicht als Geschmacksrichter einsetzen, auch wenn der Fachbeirat der Stadtplanung seine Meinung geäußert hat. 

Abschließend darf ich mich bedanken für die doch konstruktive Diskussion, die hier abgeführt wurde – damit ich auch noch einmal den Dank ausspreche, Kollege Chorherr –, und ich denke, dass wir in den nächsten Jahren vieles noch gemeinsam im Sinne dieser Stadt verwirklichen beziehungsweise planen und vorbereiten können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke dem Herrn Stadtrat und kann damit feststellen, dass zur Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr keine Wortmeldung mehr vorliegt. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung. Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung mit der Postnummer 3, das ist der Jahresabschluss der Unternehmung „Stadt Wien – Wiener Wohnen" für das Jahr 2006, gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt und den Jahresabschluss der Unternehmung „Stadt Wien – Wiener Wohnen" jedoch getrennt vorzunehmen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Dies ist nicht der Fall. Ich darf daher die Damen und Herren des Gemeinderats ersuchen, so vorgehen zu dürfen. 

Zu Wort gemeldet ist Herr StR Herzog, wobei ich darauf hinweise, dass die Redezeit – wie bei allen anderen Geschäftsgruppen – für die Erstredner der jeweiligen Fraktion mit 25 Minuten begrenzt ist. – Bitte, Herr Stadtrat. 

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Zur Überraschung aller darf ich eingangs mitteilen, dass wir diesem Kapitel auch nicht zustimmen werden. Ich möchte ein paar Punkte in denn Mittelpunkt rücken, die ich für wahnsinnig wichtig halte, auch wenn ich mich im Vergleich zu früheren Reden wiederhole. 

Ein ganz wesentlicher Punkt ist für mich die Verabschiedung der Sozialdemokratischen Partei vom sozialen Wohnbau im Gemeindebaubereich durch die Mietzinsgestaltung, die auf leisen Pfoten nunmehr seit dem Jahr 2006 Platz greift. Das heißt also, dass sämtliche Neuvermietungen auf A-Kategorie, was ja gut ist, angehoben werden, dass aber dann 90 Prozent des Richtwertzinses zur Vorschreibung kommen, während bisher eben der Kategorie-A-Zins zur Vorschreibung gekommen ist, ein Unterschied von 3,13 EUR auf 4,11 EUR. 

Für mich ist das einerseits ein Bruch aller Versprechen der Sozialdemokratischen Partei und des Vorgängers von Ihnen, Herr Stadtrat, des jetzigen Ministers Faymann, aber davon abgesehen ist das auch eine Verabschiedung von einer sozialen Wohnbauleistung, die die Gemeinde Wien seit der Ersten Republik betrieben hat, wo in einer großartigen Leistung 70 000 Wohnungen aus dem Boden gestampft wurden und wodurch heute 220 000 Wohneinheiten – vielleicht sind es durch Zusammenlegungen schon ein bisschen weniger geworden – zur Verfügung stehen. 

Künftige Gemeindebauvermietungen werden dann vergleichbar sein mit sämtlichen anderen Wohnformen, wie sie jetzt bestehen, da wird es keinen Unterschied mehr geben. Man kann sie dann wahrscheinlich auch preismäßig so halbwegs vergleichen, wenn man vom gehobenen Mietsegment der Innenbezirke einmal absieht. 

Wer A sagt muss auch B sagen, daher ist es für mich nur eine Frage der Zeit, bis seitens der Stadtverwaltung auch die Zuschläge zum Tragen kommen und dieses Zuschlagsystem selbstverständlich eingeführt werden wird, auch wenn jetzt wieder einmal gesagt wird, es fände nicht statt. 

Der Hinweis auf Wohnbeihilfe, die erfolgen kann, ist für mich kein Argument für den Gemeindebau als besonders soziale Wohnform, weil Wohnbeihilfen eben quer durch Wien gegeben werden. Mit anderen Worten: Die Aufgabe des Gemeindebaus als sozialer Wohnbau im Sinne einer neuen Mietzinsregelung ist durch die Wohnbeihilfe noch verstärkt vergleichbar mit allen anderen Wohnformen, wo eben auch, in welcher Form auch immer, eine Wohnbeihilfe gegeben wird; entweder die im städtischen Gemeindebau übliche oder die allgemeine Wohnbeihilfe im sonstigen Bereich. Mit anderen Worten: Günstiger Wohnraum wird bis zu einem gewissen Maß auf den Aussterbe-Etat gesetzt und mit allen anderen Wohnformen gleich gestaltet. 

Gleichzeitig gibt es in Wien – wir wissen das – einen massiv steigenden Wohnbedarf. Nach Studien soll Wien im Jahr 2030 2 Millionen Einwohner haben, womit richtigerweise nunmehr eine Weichenstellung erfolgen muss, weg von der Sanierung als Hauptschwerpunkt, die wir mitgetragen haben, hin zu einer Neubauleistung, die notwendig wird. Wir hätten uns gewünscht, dass pro Jahr auf alle Fälle 5 000 Gemeindewohnungen errichtet werden, allerdings setzt die Errichtung von Gemeindewohnungen voraus, dass die soziale Kompetenz weiterhin erhalten bleibt, das heißt also, dass wieder zurückgegangen wird auf den Kategorie-A-Zins und nicht versucht wird, eben den Weg in Richtung allgemeine Mietzinsverhältnisse zu gehen. 

Die 2 Millionen Einwohner, die Wien da bekommen wird, sind natürlich unglücklicherweise nicht durch die vermehrte Geburtenzahl der österreichischen und Wiener Bevölkerung erklärbar, sondern durch Zuwanderung, womit sich – ich werde das Thema nicht ausbauen; wir haben das gestern und heute schon deutlich besprochen – selbstverständlich das Konfliktfeld im Bereich von Zuwanderern und Einheimischen verschärfen wird. Wobei man nicht ganz davon absehen darf, dass es das Konfliktfeld ja nicht nur zwischen Einheimischen und Zuwanderern gibt, sondern dass ja eine ganze klare Segregation innerhalb der Zugewanderten als solche existiert. 

Wenn man zum Beispiel in den Bezirken 16 und 17 offenen Auges durch gewisse Gegenden geht, sieht man ganz deutlich, dass es Lokale gibt, wo nur Türken drinnen sind, Lokale, wo nur Serben, wo nur Albaner, wo nur irgendwelche anderen Bevölkerungsgruppen drinnen sind, und es käme ganz offensichtlich keiner auf die Idee, als Türke ein serbisches Lokal oder als Serbe ein albanisches Lokal zu betreten. Dieses Problem ist also ebenfalls gegeben, und die Auseinandersetzungen in diesem Bereich nehmen auch massiv zu. Da ist man, wie wir wissen, auch durchaus gewaltbereit, wie die diversen Duelle bis hin zu Schussattentaten und Schussverletzungen im Bereich Ottakring ja beweisen. 
Die Situation im Gemeindebau verschärft sich parallel dazu – das haben wir schon genug besprochen –, ein Drittel der Mieter sind zur Zeit bereits Zuwanderer. Die neue EU‑Richtlinie, zu der wir gestern einen Antrag eingebracht haben, verschärft die Situation mittelfristig noch weiter. 

Wir wissen, dass die Mittelschicht aus diesen Gebieten abwandert. Auch wenn sich natürlich – das ist völlig richtig – der Schwerpunkt der Auseinandersetzungen und der Konflikte im eigentlichen Gürtelnahbereich abspielt, gibt es doch im Gemeindebaubereich auch eine entsprechende Gefahr einer sozialen Entmischung durch die Abwanderung der Mittelschicht. Ich habe selber einmal mit Bekannten über dieses Thema gesprochen. Die haben gerade zum Raum Ottakring festgestellt, dass viele ihrer Bekannten sich in der Zwischenzeit von diesem Bezirk verabschiedet haben und zum Beispiel nach Niederösterreich gegangen sind oder eben in andere Bezirke Wiens. 

Diese soziale Entmischung hat zur Folge, dass natürlich zum Beispiel die Kaufkraft der Bevölkerung sinkt – sie ist zur Zeit um 30 Prozent niedriger als im Rest der Bevölkerung –, und die Gefahr der Ghettoisierung, die von der Mehrheitspartei gerne abgestritten wird, ist natürlich auch weiterhin gegeben. 

Wir haben die Probleme aufgelistet, die im Zusammenleben zwischen Einheimischen und Zuwanderern existieren – ich brauche sie nicht zu wiederholen –, aber auf alle Fälle kann man feststellen, das die Beschwerdeflut, die sich angehäuft hat, in den letzten zwei, drei Jahren massiv zugenommen hat. Es hat eine Phase gegeben, wo man den Eindruck hatte, die Beschwerdeflut der Einheimischen – und die landet in erster Linie bei uns – hätte sich gelegt, aber in den letzten zwei, drei Jahren hat es wieder eine ganz, ganz massive Zunahme an solchen Beschwerden gegeben. Und eine Studie hat ja auch festgestellt, dass 59 Prozent der Wiener das Zusammenleben mit den Migranten als negativ betrachten. 

Ich darf daher sagen und glaube, sagen zu müssen, dass die Situation am Beispiel des Gemeindebaus als gescheitert zu betrachten ist. Eine Kapitulation der SPÖ hat insofern stattgefunden, als sie einen Themenwechsel, einen inhaltlichen Wechsel vollzogen hat, von der Integration weg, dass heißt, von der Anpassung und Einbindung Zuwandernder in die hier übliche deutsche Sprache, Kultur und Lebensumstände, hin zur Diversität, die nun propagiert wird, allerdings würde ich meinen, ist diese Flucht in die Diversität eben eine Flucht und nichts anderes. Die SPÖ hat kapituliert vor der Möglichkeit, Integration zu verwirklichen und hat offensichtlich diese Integration, so wie sie ursprünglich angestrebt wurde, als politisches Ziel aufgegeben. (Beifall bei der FPÖ.)
Wir erleben nun, dass Diversität natürlich Folgen haben wird, Folgen in Sinne von Parallel- und Gegengesellschaften, und es steht schon zu befürchten, dass sich die Situation verschärfen wird und vielleicht Vergleiche mit Kreuzberg, mit anderen Städten in Holland oder in Frankreich, etwa Paris, oder wo auch immer durchaus angebracht sind.

Die Wiener SPÖ ist übrigens die einzige Partei in Österreich und im deutschen Sprachraum, aber auch außerhalb von diesem, die diesen Kurs geht. Die SPD zum Beispiel und auch SPD-regierte Länder haben sich ganz eindeutig zu einem anderen Kurs entwickelt. (GRin Anica Matzka-Dojder: Das ist doch überhaupt nicht wahr!) Lesen Sie nach, was der ehemaligen Innenminister Schily für unglaubliche Vorschläge gemacht hat im Rahmen einer rot-grünen Regierung. Sicher wird das Ihre Begeisterung auslösen. Über die Vorschläge Schilys können wir uns unterhalten und versuchen, sie durchzuführen. Da sind wir gerne dazu bereit. (Beifall bei der FPÖ.)

Und dann möchte ich, wenn wir schon dabei sind, auf Ihren eigenen nunmehrigen Bundeskanzler hinweisen, der im Juni 2006 ein Programm angekündigt hat, ein 10‑Punkte-Programm entwickelt hat, das im klaren Gegensatz zur Integrations- oder Nichtintegrationspolitik der Wiener Sozialisten in dieser Stadt steht, wie ich klar feststellen möchte. Ich will das hier gar nicht zitieren, wir haben es ja ohnehin schon vorgelesen, ich habe es aber da, wenn Sie es bestreiten sollten. 

Man kann grundsätzlich sagen, Integration ist gescheitert, im Gemeindebau und außerhalb. Man muss feststellen, Mediatoren und andere werden zum Einsatz gebracht, um vielleicht irgendwo zu retten, was noch zu retten ist. Ich kann dazu nur feststellen: Mediatoren sind ein Beruf mit Zukunft, denn zur Zeit gibt es wenige, und wenn die Situation im Gemeindebau so weitergeht, wird man nicht 10, 20, sondern Hunderte brauchen, womit ein Versagen in der Integration vielleicht sogar positive Ansätze in der Arbeitsmarktpolitik zur Folge haben wird. 

Ich komme jetzt noch kurz zu einem Thema, das mich interessiert, worüber heute in den Zeitungen etwas stand. Es ist ganz interessant, wie der „Standard" heute die Zuwanderung kommentiert. Es wird festgestellt in einer OECD-Studie, der zusätzliche Arbeitskräftebedarf konnte von 1995 bis 2005 laut OECD durch Zuwanderung befriedigt werden. Die Frage, die hier nicht beantwortet ist, ist die Frage nach der Qualifikation der Zuwandernden, und die wird offensichtlich, wenn man so schaut, wer da kommt, in Frage zu stellen sein. 

Übrigens wird festgestellt, dass, gemessen an der Gesamtbevölkerung, auch die Asylwerberzahl immer noch so hoch wie in keinem anderen OECD-Land ist und dass eben 13 Prozent Zuwanderer sind. Die Feststellung ist dann weiters, zu fragen, ob es wirklich die Zuwanderung alleine sein muss, die zu einer Veränderung und zu einer Lösung führen könnte. 

Die OECD sagt in der heutigen „Welt" auf Deutschland bezogen – aber ich glaube, das kann man auch für Österreich durchaus verwenden –, dass die Zuwanderung als Patentlösung nicht zu preisen ist. Deutschland könne – in Österreich werden die Verhältnisse wahrscheinlich ähnlich sein – die demographische Lücke auf dem Arbeitsmarkt durch sie allein nicht schließen. Besser wäre eine Mobilisierung des vorhandenen Arbeitskräftepotenzials, sprich, vor allem Frauen und Ältere. 

Die Beschäftigung der Frauen in Wien ist, glaube ich, eine durchaus weitgehende, aber das Problem der älteren Mitarbeiter ist etwas, das in Österreich und in Wien sicherlich noch der Lösung harrt, weil ganz eindeutig ein zu frühes Ausscheiden aus dem Prozess der Arbeit erfolgt und die Firmen und Betriebe hier ganz offensichtlich alle miteinander in dieser Richtung an einem Strang ziehen. 

Ich darf noch darauf hinweisen, dass ein rot-grünes Projekt gestartet wurde, eine muttersprachliche Berufsberatung für Einwanderer in Wien. Dazu muss ich sagen, diese Studie, von der uns da in einem Pressedienst mitgeteilt wurde, heißt mehr oder weniger, dass hier eine muttersprachliche Beratung erfolgt in allen möglichen Sprachen. Das ist wiederum der Verzicht auf Integration, wiederum der Verzicht, den Versuch zu machen, Zuwanderer zum Erlernen der deutschen Sprache und zum Gebrauch derselben zu bewegen. 

Interessant ist, dass man damit Informationsinhalte wie Arbeitsmarksituation in Wien, rechtliche Regeln der Beschäftigungsaufnahme und das Recht auf Arbeitslosengeld vermitteln will. Womit auch wieder klar ist, dass es nicht ganz falsch ist zu sagen, dass die Zuwanderung eine Zuwanderung in unser Sozialsystem darstellt und sonst wenig mehr; oft genug zumindest. 

Bassam Tibi, ein Professor, selbst arabischer Herkunft, hat einmal in einem Nebensatz gesagt: Wenn er im Flieger sitzt nach Amerika, sitzen irgendwelche jungen Leute drinnen aus Ankara oder sonst wo und unterhalten sich darüber, welche Schulungen sie in Amerika bekommen werden, wenn sie aber nach Wien oder Berlin fliegen, dann kann man sich anhören, in welche Zukunft sie im Sinne der Ausnützung eines sozialen Systems unterwegs sind. 

Interessant ist auch, dass dieses Projekt anscheinend an 250 Personen getestet oder vorgenommen wurde, wovon ein größerer Teil Akademiker waren, die durchaus hoch ausgebildet sind, und dass dessen ungeachtet 60 Prozent nach eigener Auskunft der deutschen Sprache nicht mächtig sind und 33 Prozent keine Berufsausbildung haben. Das heißt also, unter den Zuwanderern gibt es nach wie vor einen massiven Mangel an ausgebildeten Arbeitskräften, was man auch daran sieht, dass die Arbeitslosigkeit unter den Nichtösterreichern und Zuwanderern eine sehr hohe ist. 

Die Qualifikation ist wirklich ein ganz massives Problem. Ungelernte Arbeitskräfte werden immer weniger gebraucht werden, die sind aber in massiver Zahl ins Land hereingeströmt und haben eben diese hohe Ausländerarbeitslosigkeit mitbegründet. Es wandern offensichtlich nicht türkische Hofräte und nicht kemalistische Mittel- und Oberschicht aus, sondern halt andere, und die Frage, ob die Ausbildung zum Schafhirten in Österreich ein wirkliches Qualifikationserfordernis ist, ist wahrscheinlich eher zu verneinen. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich darf nun zu einem anderen Thema kommen, zu einem mittelfristigeren: Wie wird der soziale Wohnbau in Zukunft aussehen? Welche mittelfristigen Aufgaben sind hier notwendig? Wir haben gehört und wurden informiert, dass bis 2030 ein Bevölkerungswachstum auf 2 Millionen erfolgen wird. Gleichzeitig ist die altersmäßige Entwicklung der Bevölkerung in Wien auch vorgezeichnet und erfordert nicht nur im Pflegebereich, sondern auch im Wohnbereich mittelfristige Maßnahmen und mittelfristige Planungen, um dieser demographischen Zeitbombe entgegenzuwirken. 

Eine Neubauoffensive ist angekündigt, auch vom Stadtrat, die ist ganz, ganz wichtig, aber neben dieser Neubauoffensive ist wahrscheinlich, mit Sicherheit sogar, eine Änderung der bisherigen Wohnungsgestaltung in räumlicher Sicht eine dringende Notwendigkeit. 

Die Neubaunovelle, der wir auch zugestimmt haben, regelt für die nächsten Jahre den Bedarf – man hat sich hier sehr detailliert dazu geäußert –, aber ich glaube, schon jetzt ist ein Umdenken und eine mittelfristige Zielsetzung eine absolute Notwendigkeit. Es wird einen Bedarf an kleinen Wohneinheiten geben, sowohl für Jüngere als Startwohnungen wie auch für die große Zahl der Teilfamilien. 

In diesem Sinne bringen wir einen Beschlussantrag ein – nicht ich, ich kann das nicht, die Frau Frank wird das dann machen – mit einigen Vorschlägen, die ich hier vorbringen will.

Schaffung variabler Wohneinheiten, die eine Teilung in kleinere Wohnungen beziehungsweise Zusammenlegung mit anderen Einheiten ermöglichen, nicht zuletzt durch entsprechender Situierung der notwendigen Nasseinheiten. Also das heißt, Teilbarkeit und Zusammenlegbarkeit der Wohnungen durch entsprechende Situierung von Bädern und sonstigen entsprechenden Nasseinheiten. Eine flexiblere Gestaltung sollte möglich sein, um eine generationenübergreifende Verwendung, je nach Wachsen oder Schrumpfen der jeweiligen Familien, die darin wohnen, durch die Möglichkeit zur Veränderung zu haben. 

Weiters die Schaffung kleinerer Wohneinheiten für die jüngere Generation, aber auch für Teilfamilien wie alleinstehende Mütter und Väter. Da wir ja heute in der Zeitung lesen mussten, dass zwei Drittel der Ehen in Wien geschieden werden, wird sich mit Sicherheit ein massiv erhöhter Bedarf ergeben.

Ein weiterer ganz wesentlicher Punkt von meiner Warte her gesehen ist die Schaffung von Wohngemeinschaften für Senioren – da ist sicherlich an alte Großwohnungen gedacht oder auch an Neubauten oder andere Räumlichkeiten; ich glaube, das ist überall möglich –, bestehend aus einem Zentralraum als Kommunikationszentrum und privaten Einzelzimmern mit einer Nassversorgung, also den üblichen Nasseinheiten, sowie den einen oder anderen räumlichen Verwendungszweck noch zusätzlich für mobile Pflege und Hilfsdienste. 

Ich glaube, das ist ein Hauptpunkt, und ich glaube, solche Wohngemeinschaften wären in der Zukunft ein Schlüssel zum Zusammenleben von Senioren in einer Gemeinschaft mit einer Möglichkeit des privaten Rückzuges in eigene Räumlichkeiten, um damit einer sicherlich massiv bestehenden Gefahr der Vereinsamung entgegenzuwirken.

Weiters brauchen wir – das ist ja nicht so neu, das wurde ja schon mehrmals vorgeschlagen – die Durchmischung des sozialen Wohnbaus mit generationenübergreifenden Wohnformen. Eben wiederum: Seniorenwohngemeinschaften müssen möglich gemacht werden, Seniorenwohnheime in städtischen Wohnhausanlagen sollten eingerichtet werden. Diese Seniorenwohnheime könnten neu geführt und geprägt werden, indem nicht wie jetzt endlose Gänge mit Reihen von Einzelzimmern da sind, sondern Seniorenheime könnten in Form eines Pilotprojektes einmal fürs Erste in einer Unterteilung ebenfalls in Seniorenwohngemeinschaften organisiert werden, um so diesen gegebenen, sicherlich auch dort bestehenden Kontaktlosigkeiten entgegenzuwirken, weil doch ein Großteil der dortigen Bewohner nur zur Mahlzeiteinnahme zusammenkommt. Ein ganz wesentlicher Punkt also, eine Neuorganisation von Seniorenheimen in dieser Richtung anzudenken.

Des Weiteren ist es notwendig, dass die Verwirklichung solcher Vorschläge von senioren- und behindertengerechten haus- und wohnungsseitigen Sanierungsmaßnahmen auch im Altbaubestand gefördert wird. Wir haben schon einmal einen entsprechenden Antrag gestellt, aber wir glauben, dass die Schaffung einer eigenen Förderschiene in diesem Bereich den Altbau betreffend, vor allem im Hinblick auf den Überblick und die Bündelung der gegebenen Maßnahmen eine absolute Notwendigkeit wäre. 

Weiters die Verwendung nicht mehr benötigter städtische Amtshäuser, nicht, um sie zu verscherbeln oder zu verkaufen – das ist auch eine Möglichkeit, zu Geld zu kommen –, sondern die Verwendung solcher Amtshäuser zum Beispiel zur Schaffung von Seniorenwohnheimen. Die sind dann mitten im Zentrum, mitten im Leben. Es könnten Leute zuziehen, die aus der Umgebung kommen, und sich nicht irgendwohin begeben müssen, weit weg von ihren bisherigen Gestaltungs- und Wirkungsmöglichkeiten. Diese ehemaligen Amtshäuser hätten ja auch eine ausreichende räumliche Verwendungsmöglichkeit, weil sie ja zumeist sehr großzügig angelegt sind und für einen Umbau sicher zur Verfügung stünden. Des Weiteren könnte man gerade in solchen Amtsgebäuden Pilotprojekte im Hinblick auf die von mir jetzt vorgeschlagenen Seniorenwohngemeinschaften einrichten. Ich hielte das für eine ganz, ganz wichtige Idee.

Weiters wäre ganz generell das Angebot von familienfreundlichen Wohnungsgrundrissen in den einzelnen Wohneinheiten neu zu überdenken, mit einer verstärkten Möglichkeit zur Gestaltung und zur individuellen Raumeinteilung. Das geschieht zum Teil schon, könnte aber sicher verstärkt werden. Hier wäre auch die Wiedereinführung von Wohnküchen eine nicht uninteressante Idee, weil gerade für die Familien eine solche Wohnküche kommunikativ wirken könnte, aber auch für Teilfamilien – Mutter mit Kind oder Kindern – gerade eine Wohnküche etwas wäre, wo die Gesamtfamilie beisammen sein kann, was bedeutet, dass die Küche wieder Wohnraum darstellt und nicht nur Arbeitsplatz. 

In formeller Hinsicht werden wir die Zuweisung dieses Antrages beantragen, und ich hoffe, dass es interessante Diskussionen darüber gibt. 

Dem vorliegenden Rechnungsabschluss werden wir natürlich nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Der Erfolg von Wohnpolitik lässt sich an vielen Indikatoren ablesen und feststellen: moderne Architektur, Anzahl an neuen Wohnungen, Anzahl an energietechnisch gesehen günstigen Wohnungen, Passivhauswohnungen und an einem sehr wichtigen Indikator, nämlich am Preis der Wohnungen. Gibt es genügend leistbaren Wohnraum? Es ist vor allem angesichts steigender Armutszahlen in Wien und in Österreich nicht uninteressant, sondern sicher eine der wichtigsten Herausforderung der Stadt, genügend leistbaren Wohnraum zur Verfügung zu stellen. Noch dazu, wenn Arbeiterkammer und andere Experten, Expertinnen ständig publizieren, Wohnen wird teurer, auch wenn man einiges dagegen unternehmen könnte.

Auf Bundesebene ist der Gesetzgeber gefordert. Es gibt zwei, wenn auch freundliche Urteile des OGH für MieterInnen, so doch recht schwammige Urteile, die einer Präzisierung bedürfen würden. Der Gesetzgeber ist gefordert.

Wenn Wohnen teurer wird, passiert immer dasselbe auf dem Wohnungsmarkt: Die Spekulanten tauchen wieder verstärkt auf. Das ist klar, wenn man mehr Geld verdienen kann am Wohnungsmarkt, dann tauchen diese Figuren wieder verstärkt auf. 

Mir liegt ein Fall, den ich genau ausführen werde, aus der Plenergasse im 18. Bezirk vor. Im Jahr 2000 gab es einen Wechsel des Hauseigentümers. Kein übler Spekulant, den man schon lang kennen würde, keiner, der schon ewig im Geschäft ist, sondern offensichtlich ein Hauseigentümer, der auch gemerkt hat: Na eigentlich kann man wieder mehr Geld machen, vor allem, wenn man nicht vermietet, sondern wenn man aggressiv absiedelt und nachher die Wohnungen einzeln verkauft. 

In dem Haus wohnt eine Frau Dr W seit 1984 in einer 47 m²-Wohnung und ist zufrieden. Alles ist in Ordnung. Allfällige Reparaturen werden abgewickelt. Das war alles vor dem Wechsel des Hauseigentümers, der allerdings in dem Haus, das zwar nicht in einem perfekten Zustand war – aber so schnell verfällt ein Haus nicht –, nicht nur nichts getan hat, sondern mehr oder weniger nachhilft, dass das Haus zunehmend verfällt. Die Wohnungen verschimmeln, fingerdicker Schimmel in einzelnen Wohnungen. 

Die Frau Dr W wendet sich an mehrere Dienststellen der Stadt Wien. Ergebnislos. Sie wendet sich an den Ombudsmann Zilk. Der schaltet sich ein, das funktioniert natürlich. Der Herr Zilk veranlasst dann immerhin, dass sehr wohl die einzelnen Dienststellen ins Laufen kommen. Die Frau Dr W hat mittlerweile diese Wohnung allerdings verlassen aus gesundheitlichen Gründen, nämlich aus gesundheitlichen Gründen die Wohnung betreffend, und wohnt jetzt vorübergehend bei einer Bekannten, bei eine Freundin. 

Was ist alles vorgefallen? Damit man nicht glaubt, das ist wieder einmal eine Querulantin, die selber nicht genau weiß, wie schlimm es ist, oder die übertreibt. Es gibt ein Schreiben vom 14. Juli von der MA 15, die sich das angeschaut hat. Und zwar am 13.7.2006 war die MA 15 dort, hat eine Besichtigung gemacht, da gibt es ein längeres Protokoll darüber, in dem steht: „In der Küche und im angrenzenden Bad sind die Wände teilweise von der Decke abwärts feucht und mit Schimmel behaftet. Davon betroffen sind ebenso die Wände im WC. Im Wohnzimmer ist die Wand angrenzend an die Toilette vom Boden bis zu einer Höhe von zirka einem Meter feucht." Und so weiter und so fort. Dann wird erklärt, was Schimmelpilze alles für Folgen haben. 

Am Ende der Ausführung heißt es: „Auf Grund der möglichen Auswirkungen von Schimmelpilzen auf die Gesundheit von Menschen besteht in der gegenständlichen Wohnung eine objektive Gesundheitsgefährdung für die Bewohner." Dann gibt es noch eine handschriftliche Notiz: „Es wurde ein § 57-Bescheid zur Beseitigung des Schimmels erlassen." Am 18. Juli wird der Bescheid dem neuen Hauseigentümer zugestellt, er möge all dieses tun. Wir reden von letztem Jahr im Juli, das ist mittlerweile fast ein Jahr her. 

Dann ist auch die MA 37, die Baupolizei, dort am 4. August 2006: „Maßnahmen sind binnen eines Monats nach Rechtskraft dieses Bescheides durchzuführen." Das war letztes Jahr im August. 

Man wird ungefähr erahnen können, wie die Geschichte ausgeht. Wir sind also knapp ein Jahr später. Der Briefverkehr von der Frau Dr W geht noch weiter. Sie will eine Bescheidzustellung, die bekommt sie nicht, und so weiter. Das lasse ich jetzt aus, denn das dauert relativ lang. 

Auf jeden Fall ist es so, dass bis heute natürlich gar nichts passiert ist dort. Gar nichts! Es ist genau gleich wie vorher. Es sind mehrere Wohnungen voll am Verschimmeln. Wenn man hineingeht, sieht man sofort, dass man dort nicht wohnen kann, keine Frage. Deswegen ist ja die eine Wohnung zum Beispiel leer. Eine Dienststelle der Stadt nach der anderen war dort und hat sich darum gekümmert. Die Baupolizei kommt im Oktober 2006 ein zweites Mal. Es passiert wieder nichts. Im November 2006 kommt die mobile Gebietsbetreuung. Sie kann, will – weiß ich nicht – keine Hilfestellung leisten. Die Schikanen an den AltmieterInnen nehmen zu. Der will absiedeln, das ist ganz einfach. 

Alle wissen das, eine Dienststelle nach der anderen ist eingeschaltet. Die sind auch vor Ort und reden dort. Der Eigentümer spielt Katz und Maus mit den einzelnen Dienststellen. Der ORF kommt vorbei, der ORF filmt in fünf Wohnungen die Zustände und möchte das aussenden. Die Sendung läuft nie! Der Verdacht der Dame, die sich bei mir beschwert hat, ist: Nach Gesprächen mit dem Rathaus wurde das im ORF nicht gezeigt. Das kann ich nicht verifizieren. Aber Tatsache ist: Alle diese Unterlagen liegen bei Mag Cser, und angeblich soll sogar der Herr Faymann im November 2006 selber diese Wohnung besichtigt haben.

Am 8. Februar 2007: Auftrag zur Sanierung der Wohnung. Das ist schon wieder drei, vier, viereinhalb Monate her. Wieder nichts passiert. 

Was möchte ich jetzt mit dem Fall sagen, von dem es natürlich mehrere gibt, denn jedes Mal, wenn ich da stehe, bringe ich einen anderen Spekulationsfall, jedes Mal höre ich, wir wollen eh viel tun. Und, ja, es gibt auch Bemühungen. Aber jetzt muss man auch ehrlich sagen: Der macht, was er will mit den Dienststellen der Stadt Wien und niemand legt ihm das Handwerk. Es ist kein Wunder, dass die Frau jetzt schon einmal draußen ist. Und sie ist nicht die Einzige, sondern er hat schon den halben Erfolg eingefahren, es zieht natürlich eine Partei nach der anderen aus diesem Haus aus.

Was hätten wir gern? – Ein wesentlich härteres Vorgehen gegenüber Spekulanten, die es auf diese Art und Weise probieren. Das sollte sich in Wien nicht lohnen. Da muss man mit Ersatzvornahmen sehr viel härter vorgehen. Ich weiß, dass die Gesetze fast zugunsten von so einem Hauseigentümer sind, dass das nicht leicht ist für die Stadt, aber man muss ein paar Exempel statuieren, denn der hat es bei anderen gelernt, dass es funktioniert, und andere lernen wiederum bei ihm, wie leicht das funktioniert. 

Diese Art der Schikanen gegenüber Mietern und Mieterinnen darf sich nicht lohnen. Und ich sage Ihnen, wenn die Preise auf dem Eigentumssektor weiter so steigen, wie es momentan der Fall ist, dann rentiert sich das von Jahr zu Jahr mehr, und wir kommen wieder dorthin, wo wir schon einmal waren. Vor 15, 20 Jahren war die aggressive Wohnungsspekulation wesentlich stärker als heute, und das brauchen wir nicht noch einmal zu haben.

Wir brauchen preiswerte Wohnungen. Wir sind für Mietzinsobergrenzen, das ist kein großes Geheimnis. Es ist okay, dass Wiener Wohnen nach Wohnungszusammenlegungen den höheren Richtwertmietzins verlangt, immerhin ohne Zuschläge. Auf dem privaten Sektor ist das ganz anders. Da werden mittlerweile schon Phantasiepreise erzielt. Das haut hinten und vorne nicht hin mit diesem Richtwertsystem. Und auch darum, weil es nämlich immer teurer wird auf dem privaten Sektor, drängen immer mehr Familien, vor allem Familien mit mehr Kindern in den Gemeindebau.

Da sind wir bei der aktuellen Diskussion, beim Wiener Gemeindebau. Ich bin über die aktuelle Diskussion, die es auf Grund dieses sehr tragischen Vorfalles mit der Schießerei oder mit dem Schuss gegeben hat, unglücklich. Nicht darüber, dass es eine Diskussion gibt, sondern über die Art und Weise, wie diese Diskussion geführt wird. Denn man könnte bei manchen Wortmeldungen den Eindruck gewinnen, im Gemeindebau wohnen Asoziale, Abschaum, das Ende – wie heißt das in Deutschland? – der Unterschicht. Im Gemeindebau in Wien wohnen in 212 000 Wohnungen doppelt so viele Menschen, und wenn wir so viele Leute hätten, die man so bezeichnet, dann hätten wir ein echtes Problem in der Stadt, das wäre bald schon jede vierte Person. Das ist höchst ungerecht. Der Gemeindebau ist natürlich sehr viel besser durchmischt, als manche glauben möchten. Es wohnt auch ein Dr Peter Pilz in einem Gemeindebau. Es haben Leute von unserer Fraktion schon einmal im Gemeindebau gewohnt. Wahrscheinlich etliche in dem Haus, quer durch die Parteien, nehme ich einmal an, zumindest sicher einige der Sozialdemokratie. 

Der Gemeindebau mit 212 000 Wohnungen ist nicht der Ort, in dem ausschließlich Leute wohnen, die so kategorisiert werden dürfen, wie das momentan passiert. Die Verteilung im Gemeindebau spiegelt zu einem guten Teil die Gesellschaft wider. Natürlich sind dort keine Millionäre drinnen und keine von ganz oben, die oberen Zehntausend, die fehlen da. Der Mittelstand ist zu einem Teil schon drinnen, weil manchmal einer zum Mittelstand wird. Da kommt jemand aus einer ökonomisch schwächeren Familie, mit dem Bildungsgrad steigt die Chance, ein besseres Einkommen zu erzielen, und die Leute bleiben dann trotzdem im Gemeindebau drinnen. So wie der Peter Pilz, der sagt, ich will dort wohnen. Er würde gerne mehr zahlen, wenn es die Möglichkeit gäbe und wenn wir so etwas hätten wie einkommensabhängige Mieten, aber er möchte nicht ausziehen. Dort kennt er sich aus, dort kennt er die Nachbarn, dort kennt er die Gegend, der will dort drinnen bleiben. Das machen viele andere Leute auch so und investieren auch in ihre Wohnung.

Es ist allerdings heute auch nicht seltsam, wenn im Wiener Gemeindebau 20, 25, 30 – die Zahlen sie ja momentan eher Phantasie, als dass sie belegt sind – meinetwegen 30 Prozent Wiener und Wienerinnen mit Migrationshintergrund wohnen, denn so viele haben wir halt in der Stadt. Da ist es nicht ungewöhnlich, wenn im Gemeindebau auch so viele sind. Denn wo sollen sie denn sonst sein? Irgendwo werden sie wohnen müssen. Vermutlich ist es nach wie vor so, dass im Gemeindebau der Prozentsatz nicht höher ist, als er rund um die Gürtelgegend im 15. und 16. Bezirk ist, in der Gegend, in der ich wohne, sondern wahrscheinlich ist er immer noch wesentlich niedriger.

Die Anträge der FPÖ, der eine betreffend Quotenregelung, der andere mit dem Deutschkurs: Nehmen wir einmal an, wir nehmen das ernst – und ich nehme noch die Unterstellung dazu, die können eh alle nicht Deutsch; nehmen wir diese Unterstellung auch noch dazu –, dann sagen wir am Schluss, es soll – das ist ja die Intention dieses Antrages – einfach niemand drinnen sein dürfen mit Migrationshintergrund. Die sollen woanders wohnen. Wahrscheinlich ist die Idee, sie sollen gar nicht in Österreich wohnen, aber nehmen wir einmal an, sie sollen woanders wohnen. Wenn ich sehr viele Menschen – Milchmädchenrechung – mit Migrationshintergrund nehme und dann blende ich 212 000 Wohnungen aus und lasse die übrigen 700 000 Wohnungen für die Leute zum Wohnen und dann schaue ich die Preissegmente dort an, dann habe ich vermutlichen am Schluss für 30 Prozent der Bevölkerung einen Wohnungsmarkt, der ungefähr 30 Prozent widerspiegelt. Das ist dann tatsächlich ein Zusammendrängen von Leuten mit dem gleichen Migrationshintergrund an einem Platz. Das ist genau das, das ist die Alternative dazu. 

Selbstverständlich ist es hundertmal intelligenter, wenn auch Leute mit Migrationshintergrund oder MigrantInnen selber oder solche, die gerade frisch gekommen sind, im Gemeindebau wohnen, weil sich dann – das ist die Intention von anderen Anträgen – eine Durchmischung der gesamten Stadt sehr, sehr viel leichter ergeben würde.

Zum Antrag selber habe ich mir überlegt, wie man den abqualifizieren soll, aber ich setze mich nicht einem Ordnungsruf aus. Er ist dumpf, rassistisch, aber das ist nicht der einzige Antrag, also ist es nichts Besonders bei der FPÖ, und viel Schlimmeres braucht man dazu nicht zu sagen. 

Die Quotenregelung ist natürlich der gleiche Schwachsinn, das lehnen wir genau so ab. 

Ich muss allerdings auch dazu ein paar Worte sagen, was da in der Früh offensichtlich für große Aufregung gesorgt hat. Ich habe die Integrationsdebatte leider nicht zur Gänze verfolgen können, habe allerdings gehört, dass es eine kleine Aufregung bei der Sozialdemokratie gegeben hat, weil meine Kollegin, die GRin Korun, davon gesprochen hat, dass die SPÖ über Jahrzehnte hinweg den Gemeindebau zu einem weißen Ghetto gemacht hat. Offensichtlich hat es da Wellen geben, und jetzt habe ich mir das genauer angeschaut, was sie alles gesagt hat. Ich muss leider sagen, sie hat mit jedem Wort recht gehabt. Denn Sie können nicht jahrzehntelang einer Bevölkerungsschicht den Zugang komplett sperren, und erst dann, wenn es Ihnen die EU vorschreibt, machen Sie was. Denn freiwillig hätten Sie es nicht gemacht, freiwillig haben Sie es nicht gemacht. Sie haben es erst gemacht, als Sie gesetzlich dazu gezwungen worden sind. 

Freiwillig haben Sie es nicht gemacht, denn die Anträge dazu haben wir schon gestellt, bevor ich in dem Haus war, und ich bin seit 2001 hier. Die Anträge von Grünen in dieser Frage kommen aus dem letzten Jahrhundert, und die sind da regelmäßig abgelehnt worden. Eine Öffnung des Gemeindebaus, unabhängig vom Pass, wurde in diesem Haus mehrfach von der Sozialdemokratie abgelehnt. Leider! Es ist zwar eine deftige Wortwahl der GRin Korun, wenn sie sagt, ein weißes Ghetto, aber sie müssen sich diese Kritik gefallen lassen. (GR Friedrich Strobl: Aber es stimmt nicht! – GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich werde darauf eingehen! Das ist die glatte Unwahrheit, Herr Kollege!)
Es ist die glatte Unwahrheit, wenn Sie jahrzehntelang Leute aussperren ausschließlich wegen der Staatsangehörigkeit und aus sonst keinem anderen Grund? Es ist völlig okay, wenn man Einkommensgrenzen hat, aber Sie haben über Jahrzehnte hinweg Leute deswegen ausgesperrt, nicht, weil sie zu viel Geld verdienen oder weil sie ein Vermögen auf der Seite haben, sondern weil sie einen Pass gehabt haben, der halt nicht rot-weiß-rot war. Das war der einzige Grund, warum Sie es getan haben. Die Folgegründe waren natürlich, dass man geglaubt hat, man kann damit Stimmen gewinnen et cetera. Aber das ist eine Vorgangsweise, die ja nicht umsonst bei der FPÖ auf Wohlwollen gestoßen ist. Mit dem war sie ja zufrieden, das dürfen Sie nicht vergessen, mit dem war ja die FPÖ sehr zufrieden. Die ärgert sich ja jetzt über die EU-Gesetze. 

Wenn man diesen einen Vorfall mit dem Gewehr, mit dem Schrotgewehr nimmt, sollte man vor allem der FPÖ eines dazu sagen: Der Herr Vilimsky fordert bundesweit ein liberales Waffenrecht. Also Entschuldigung! Der hätte gern, dass wir ein Waffenrecht wie in den USA haben, wo jeder quasi in seinem Nachtkastel eine Puffn hat, die er vielleicht noch mitnimmt, wenn er hinausgeht, wenn er spazieren geht. Das fordert die FPÖ bundesweit, und zwar im Angesicht von solchen Ausschreitungen. Da gibt es ja noch viel Gröberes als dieses Schussattentat im Gemeindebau. Es passieren ja leider haufenweise Waffendelikte auch in ganz anderen Wohnhäusern. Das ist ja nicht vorbehalten, das ist ja eine komplette, lächerliche Übertreibung dieses Falles. (GR Kurth-Bodo Blind: Die Schweizer haben auch ihr Gewehr zu Hause! Da gibt es solche Vorfälle nicht!)
Was wir tatsächlich brauchen würden im Gemeindebau, ist natürlich – denn bei größeren Wohneinheiten braucht es mehr Betreuung – entweder noch mehr Gebietsbetreuung, mehr Mediation oder so etwas, was es Am Schöpfwerk gibt. Da gibt es die Bassena mit mehreren SozialarbeiterInnen, und das funktioniert dort besser. Es gibt etwas weniger Vandalismus, weniger Übergriffe, weniger Gewalt, mehr Betreuung, mehr Gespräche. Das kostet natürlich Geld, weil man ein paar Personen benötigt für jede größere Anlage. Es ist, glaube ich, eine Handvoll Full-Time-Kräfte, die dort arbeiten. Das kostet Geld, aber das würde sich meiner Meinung nach langfristig auszahlen. 

Wenn ich schon beim Gemeindebau bin, eine Kritik an Wiener Wohnen, denn eigentlich habe ich den Gemeindebau ja gerade verteidigt. Wiener Wohnen ist des Öfteren unflexibel, deswegen gibt es ja unter anderem jetzt eine Plattform von Mietern und Mieterinnen „Wir – Mieter im Gemeindebau" unabhängige Plattform. Die haben sogar absichtlich alle fünf Farben, also inklusive dem hier glücklicherweise nicht vertretenen orangen Verein abgebildet, damit alle fünf Farben beschließen, weil es einen Haufen Probleme schon auch gibt. 

Und eines nenne ich einmal: Fertigstellung. Der Fall der Familie B. Die wohnen in einem Haus, in einem Gemeindebau. Ein Paar, und die Mutter von ihr ist seit Längerem ein Pflegefall. Sie suchen an um eine neue Wohnung, und zwar um die Wohnung direkt darunter – weil sie natürlich schlechter gehen kann –, also quasi im Erdgeschoß. Die Wohnung ist leer, wird saniert und ist fertig. Und sie soll die Wohnung auch bekommen, es ist schon eine Zusage da. Das ist alles in Ordnung. Die Wohnung ist fixfertig, schlüsselfertig, man könnte morgen einziehen, aber es dauert einen Monat, zwei Monate, und sie fragt nach, warum bekomm ich die Wohnung nicht. Ich sehe ja jeden Tag, die Handwerker sind alle längst weg. Warum darf ich in die Wohnung nicht hinein? 

Drei Monate, vier Monate, es hat ein halbes Jahr gedauert mit der Begründung, die Abrechnungen waren nicht fertig. Die Abrechnungen mit den Handwerkern waren nicht fertig, und deswegen kann man nicht einziehen. Weil man quasi den bürokratischen Teil, den man auch erledigen muss, noch nicht erledigt hat, steht die Wohnung sechs Monate leer. Die Leute sehen das jeden Tag. Das ist natürlich besonders ärgerlich, wie wenn eine Karotte vor dem Esel – das kennen wir – baumelt. Sie darf sechs Monate dort nicht einziehen. 

Jetzt hat es schlussendlich einer Intervention gebraucht, wo wir uns auch noch einschaltet haben. Jetzt hat sie die Wohnung eh bekommen, aber dass so etwas sechs Monate dauert, weil ein paar Rechnungen noch nicht fertig sind – die Wohnung ist fixfertig, tadellos, alles in Ordnung –, das soll nicht passieren. 

Das Callcenter lasse ich heute aus. Die Umstellung der EDV bei Wiener Wohnen letztes Jahr hat noch einen ganzen Haufen zusätzlicher Probleme mit sich gebracht, von denen wir erst später gehört haben. Des Öfteren wurde den Leuten nämlich für November eine Rechnung geschickt, im Dezember noch einmal der November verrechnet, und im Jänner dann plötzlich irgendetwas angemahnt von einer doppelten Miete. Mehr als einmal! Menschen, die ausgezogen sind, haben noch Rechnungen bekommen über längere Zeit hinweg. Diese Umstellung war wirklich problematisch, und ich hoffe, dass das überhaupt schon erledigt ist mit den Problemen. Jetzt habe ich zumindest längere Zeit nichts gehört, aber das heißt noch nicht, dass es jetzt funktioniert. Die Umstellung ist sehr mangelhaft über die Bühne gegangen. 

Und der letzte Punkt, der zwar morgen im Gemeinderat auch noch einmal kommt, weil wir morgen zwei Geschäftsstücke dazu behandeln werden, aber er gehört eigentlich in diese Debatte: Wir brauchen eine Gesetzesänderung in einem sehr wichtigen Bereich. Es gibt verschiedene Firmen, die machen der Gemeinde nur Arbeit und Arbeit und Arbeit und Schwierigkeiten. Und wenn die Firmen kommen und wieder ein Grundstück kaufen möchten – das haben wir morgen, die Firma Semsem –, dann können sie es natürlich trotzdem wieder bekommen, geltende Gesetzeslage, weil es keinen Katalog gibt, der sagt, wenn ich einer Firma einmal etwas verkauft habe und sie hat mir nachher nachweislich nur Schwierigkeiten gemacht, was heißt, ich muss die Baupolizei dort hinschicken, die Gebietsbetreuung, die Bezirksvorsteherin oder den Bezirksvorsteher und, und, und, das heißt, ich habe Folgekosten Sonderzahl, dann ändert das gar nichts, denn wenn die wieder kommen, dann sind die eine Firma wie jede andere. Die bewerben sich, die zahlen 500 EUR mehr als jemand anderer und kriegen wieder den Zuschlag. 

Die sind natürlich längst nicht mehr Bestbieter, weil wir ja schon wissen, was mit denen passiert. Wir haben das im Wohnausschuss kurz besprochen, und es wäre schön, wenn wir dann bei der Budgetwoche im November in der Lage wären, dann am letzten Tag beim Landtag irgendwelche gesetzlichen Änderungen zu beschließen, die bedeuten, dass eine Firma einen Katalog hat, und wenn jemand derart auffällig ist wie diese Firma Semsem, dann kommt sie entweder nicht mehr zum Zug oder bekommt zumindest ein paar Punkte abgezogen in dem Verfahren und muss dann als Bestbieter meinetwegen sehr viel höher liegen beim Betrag. Denn wenn die 500 EUR über der Firma B liegen, dann sind sie am Schluss für uns sehr viel teuerer.

Die Idee wurde zumindest einmal in einem ersten Gespräch im Wohnausschuss nicht ablehnend aufgenommen, sondern man schaut sich das einmal an. Ich hoffe, dass die Juristen, Juristinnen in Sinn von StR Ludwig damit befasst sind oder befasst werden. Und nicht nur, wenn wir Glück haben, sondern wenn wir eine sinnvolle Lösung finden, dann sind wir natürlich gern dabei, das im Herbst zu unterstützen. 

Man muss sich ja nur vorstellen, Sie würden als Privater nicht wieder an jemanden etwas verkaufen, sagen wir ein Rad, damit es auch grünfreundlich ist, der Ihnen nur Probleme macht. Wenn der jeden Tag auf meiner Matte draußen steht, und es passt alles nicht, weil das Fahrrad schmutzig wird beim Benützen und andere Probleme, dann würde ich mir vielleicht das nächste Mal einen neuen Käufer suchen. 

Und ich würde mich freuen, wenn die Gemeinde Wien eine Möglichkeit fände, Bieter und Bieterinnen entweder auszuschließen oder ihnen das Leben zumindest schwerer zu machen, damit der Stadt Wien kein Schaden bei Verkäufen entsteht. Aber wir diskutieren das ja morgen noch eine Spur ausführlicher. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Finanzstadträtin VBgmin Renate Brauner verschwieg bei ihrer Präsentation des Rechnungsabschlusses 2006 am 5. Juni bewusst die Schulden von Wiener Wohnen, ein Unternehmen der Stadt Wien, und zwar ein ausgegliedertes Unternehmen. Bis jetzt musste Wiener Wohnen mit einem Schuldenrucksack von 1,5 Milliarden EUR leben. Neu dazu kommen nun weitere 200 Mil-
lionen EUR. Gemeindebauten der Stadt Wien verbergen nur schlecht ihren Schuldenberg. Auch wenn StR Dr Michael Ludwig die Schulden und die Probleme von Wiener Wohnen von seinem Vorgänger ererbt hat, ist er derjenige, der für das Unternehmen Wiener Wohnen heute direkt verantwortlich ist. Er sollte sich bei seinem Bürgermeister recht herzlich dafür bedanken.

Die Schüsse auf den achtjährigen Buben im Hueberhof in der Quellenstraße 24b im 10. Bezirk lenken die Aufmerksamkeit auf ein weiteres Problemfeld von Wiener Wohnen, das völlige Versagen von Gebietsbetreuung, dem Konfliktmanagement von Wiener Wohnen und der ach so gepriesenen Sozialarbeit der Stadt Wien. All diese Stellen konnten eine Eskalation der Gewalt, die sich in mehreren Schüssen auf Kinder entlud, nicht verhindern. Wir haben schon einige Male, gestern und heute, darüber diskutiert. Mehr noch, obwohl die zuständigen Stellen von Problemen im betreffenden Gemeindebau informiert waren, reagierten sie nicht oder nur unzureichend. War die Gebietsbetreuung überfordert, frage ich mich, oder gar untätig? Das soziale Miteinander ist ernsthaft in Gefahr, betrachtet man vor allem die misslungene Siedlungspolitik der vergangenen Jahre, die in einem derartigen Vorfall in Wien-Favoriten einen traurigen Höhepunkt fand. Ein explosives Gemisch droht zu explodieren. Altmieter, die gerade ohne Mietbeihilfe ihre Miete zahlen können, die vielen Sozialfälle, die Mietbeihilfe brauchen, die ohne Plan über ganz Wien angesiedelten Neo-Österreicher, die oft nicht einmal, obwohl Österreicher, der deutschen Sprache mächtig sind, Ausländer, die länger als fünf Jahre in Österreich sind, und leider auch straffällig gewordene Menschen, die Wohnungen von der Stadt Wien erhalten. All das zeichnet ein Bild einer aus dem Ruder laufenden Situation im Wiener Gemeindebau. Haben StR Ludwig und Bgm Häupl die Lage noch im Griff, frage ich mich. 

Die marode finanzielle Lage von Wiener Wohnen, die ich eingangs erwähnt habe, zeigt auch in einem anderen Punkt Schattenseiten. Längst fällige Sanierungen können nicht mehr durchgeführt werden. Die Listen der Sanierungsvorhaben werden immer länger. Leute beklagen sich, dass die Sanierungen auf Jahre hinausgeschoben werden. Verfallene Bruchbuden sind kein Aushängeschild von Wiener Wohnen. Kaum eine Sanierung kann mit Mietzinsreserve nach § 18 Mietrechtsgesetz durchgeführt werden. Zwangsläufig kommt es zu Streitigkeiten, wenn Mieterinnen und Mieter mehr für ihre Mietwohnung von Wiener Wohnen zahlen müssen. Die Verwaltung von Wiener Wohnen trägt leider nicht zu einer Verbesserung dieser Lage bei. Im Gegenteil, die Mängelliste wird länger. 

Einige Beispiele hier: In einer Wohnhausanlage im 21. Bezirk wurden im Winter 2005 bei geöffnetem Fenster Installationsarbeiten durchgeführt. Wegen Frostgefahr fährt eigens ein Installateur mit Helfer zu diesen Wohnungen und schließt die Fenster. Extrakosten rund 100 EUR. 

Für eine Badezimmertüre in einer 30 m²-Wohnung wurden 560 EUR gezahlt. Diese Türen sind um einen Bruchteil im örtlichen Baumarkt erhältlich.

Ein beliebtes Tauschobjekt sind offenbar Bauzylinderschlösser. Hier wurde jeder Tausch extra verrechnet. In einem Fall wurden am 8.11.2000, das ist schon länger her, fünf Bauzylinderschlösser um 665 EUR getauscht. Schon vorher wurde in dieser Wohnhausanlage bereits viermal ein Bauzylinderschlössertausch verrechnet. Jedes Mal zu einem anderen Preis.

Für das Schmieren und Ölen einer Türe, also das so genannte Gängigmachen, benötigen zwei Facharbeiter je zwei Stunden, wofür 278 EUR verrechnet wurden. Wo ist eine solche Tätigkeit nicht schon in zehn Minuten erledigt?

Nun zu einem Kontrollamtsbericht: Ich weiß, wir reden allerdings auch über den Kontrollamtsbericht aus dem Jahre 2006. Im 11. Bezirk in der Weißenböckstraße stellte das Kontrollamt fest, dass die Mieter um 500 000 EUR betrogen worden sind. Obwohl das Architekturatelier K die Aufgabe hatte, die Abwicklung der Sanierung zu übernehmen, kam es zu unzähligen Falschabrechnungen. Ich will jetzt nicht über die einzelnen Details sprechen. Aber warum ist es zur Kontrolle der Sanierung dieses Baus gekommen? Weil sich Wiener Wohnen weigerte, dass die Endabrechnung nochmals überprüft wird. Das ist eigentlich die wirkliche Sauerei, dass Wiener Wohnen sich nicht das, was die Mieter von ihrer Serviceeinrichtung, nämlich Wiener Wohnen, wollen, zu eigen macht und Kundendienst für diese Mieterinnen und Mieter gibt! (Beifall bei der ÖVP.) 

Mieterbeiräte in den Gemeindebauanlagen der Stadt Wien sorgen sich um Qualität und den Service im Wohnumfeld. Am 31.5. dieses Jahres fand eine Jubelveranstaltung der Mieterbeiräte auf Einladung von Michael LUDWIG im Rathaus statt. Konkrete Ergebnisse liegen keine vor. Eine Verbesserung der Lage trat allerdings noch nicht ein. Mieterbeiräte sind Mieter von Wiener Wohnen, die freiwillig und ehrenamtlich als Kontrollorgane im Gemeindebau fungieren. Sie werden von den Mieterinnen und Mietern des jeweiligen Gemeindebaus gewählt. Derzeit gibt es rund 600 Mieterbeiräte für rund 200 Objekte der Stadt Wien. Am 31.5. wurde StR Ludwig mit einer Liste von 18 Mängeln, einer so genannten „Schwarzen Liste" konfrontiert. Die Probleme reichen von der Kostentransparenz über Fehlverrechnungen bis zur Mitsprache bei den Verrechnungen, über schlampige teure Sanierungen, über Waschtourismus - der Waschtourismus der Teppiche geht anscheinend weit über Wien hinaus und auch die teuren Serviceverträge sind Grund für Beschwerden, denn die Waschkosten müssen dann von der jeweiligen Wohnhausanlage bezahlt werden -, bis zu den Hausbesorgern. Die Mieterbeiräte haben hier über Schwarzarbeit geklagt und dass sie die Leistungen, die sie laut ihrem Arbeitsvertrag erbringen sollen, nicht erfüllt haben. (GRin Angela Lueger: Wer hat sie denn abgeschafft?) - Sie können jederzeit die Hausbesorger einführen, aber nicht mit eigenem Statut, sondern als ganz normale Angestellte von Wiener Wohnen, fragt keiner danach. (Beifall bei der ÖVP. - GR Dr Kurt Stürzenbecher: Stimmt nicht!) 

Eigene Privilegien soll es für die Hausbesorger nicht geben, auch wenn das der Herr Stadtrat immer wieder fordert.

Bei der Gartengestaltung gibt es genauso Probleme. Es gibt manchmal nicht einmal für diese Gartengestaltung Fachleute, welche zuständig sind. Die Unfreundlichkeit des Callcenters ist schon Legion.

Es gibt auch viele andere Dinge, die in dieser Liste vorkommen. Ich erspare mir die einzelnen Punkte.

Abschließend zu diesem Punkt möchte ich nur sagen, dass es auch Statuten von Wiener Wohnen gibt. Ich frage mich, warum das so ist, dass sich die eigenen Mitarbeiter nicht an diese Statuten halten. Den Forderungen der Mieterbeiräte wurde bisher nicht nachgekommen. Ich habe schon gesagt, die konkreten Schritte von Wiener Wohnen lassen auf sich warten. Kritisch zu hinterfragen gilt es, inwieweit einige Mitarbeiter unkorrekte Abrechnungen und den Verdacht des Betrugs zu verantworten haben. Erschwerend kommt hinzu, dass offensichtliche Freunderlwirtschaft auf der Tagesordnung steht. Auftragnehmer, also die Firmen, die diese Arbeiten ausführen, sind meistens in führender Position im sozialdemokratischen Wirtschaftsverband tätig.

Unsere Forderungen lauten: Der Sumpf bei Wiener Wohnen, der sich zum Teil über die Auftragsvergabe hinaus erstreckt, ist rasch trockenzulegen. Die Suspendierung von zwei Mitarbeitern wegen Verdachts auf illegale Geschenkannahme wird nur die Spitze des Eisbergs sein. Der Verdacht bestand bereits seit einem Jahr. Erst jetzt wurden intern die Konsequenzen gezogen. Beschwerden über Auftragnehmer und jene, die von der Seite Wiener Wohnens für Aufträge Geschenke, seien es Warengeschenke oder Bargeld, annehmen, gibt es schon lange. Wie müssen sich all jene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fühlen, die vollkommen unschuldig und trotz ausgezeichneter Arbeit mit diesen Vorwürfen konfrontiert werden, frage ich mich. Es ist hier eine lückenlose Aufklärung im Sinne aller Mitarbeiter von Wiener Wohnen und den Mieterinnen und Mietern ein Gebot der Stunde!

Die Missstände der „Schwarzen Liste", wie von den Mieterbeiräten präsentiert, sind rasch zu beheben. Hierbei wird es nicht genügen, ständig ein neues Hausbesorgergesetz zu verlangen, wie von Ihnen, Herr Stadtrat, in den vergangenen Wochen immer wieder gebetsmühlenartig vorgetragen. Missstände, die insbesondere mit Konfliktmanagement zu tun haben, lassen sich nicht von Hausbesorgerinnen und Hausbesorgern beheben. Auch die Mieterbeiräte sind weder geschult noch in der Lage, als Alibilösung herzuhalten. Das Service von Wiener Wohnen und der Stadt Wien ist gefragt, hier einzuschreiten. 

Die Lebensqualität in den Gemeindebauten ist im Sinne einer guten Nachbarschaft, einer ausgewogenen sozialen Durchmischung und konkreter Mitbestimmung von Mieterinnen und Mietern zu verbessern. Die Verantwortlichen der Stadt Wien setzen sich gerne den Lorbeerkranz für hohe Lebensqualität auf. Doch wo sind diese Repräsentanten, wenn es wirklich notwendig ist? Wo sind die Lösungen für den Hueberhof in der Quellenstraße? Wer betreut jetzt die Menschen, die dort leben? Was ist jetzt zu tun? Rasch und ohne Ausreden ans Werk gehen! Das betrifft den Herrn Bürgermeister genauso wie den Herrn Stadtrat! Wir brauchen einen Gemeindebaugipfel, bei dem alle Parteien und Vertreter von Wiener Wohnen und die Mieterbeiräte gemeinsam an Lösungen arbeiten. Wir bieten uns an, diese Lösungen zu unterstützen. Die verheerende Situation in einigen Gemeindebauten hat uns gezeigt, alle Beteiligten müssen an einen Tisch. Nur gemeinsame Lösungen sind insofern tragfähige, dass nicht erneut die Probleme unter einer Kosmetikschicht der Stadt Wien eskalieren. Die Erfahrungen haben gezeigt, dass Kosmetik jetzt nicht mehr ausreicht. Das bedeutet besonders auch, die Probleme sind wirklich anzusprechen und ernst zu nehmen. War nicht schon seit 2005 der Gemeindebau Chefsache? Das hat der Herr Bürgermeister persönlich in seiner Rede im Jahr 2005 gesagt. Wegschieben gibt es hier nicht mehr. Die Ankündigung von StR Michael Ludwig, sich einzelne Fälle persönlich anzuschauen, werden wir sehr genau verfolgen. Herr Stadtrat, wir nehmen Sie beim Wort! Ein gezieltes Monitoring und eine genaue Evaluierung von Problemen und deren Lösungen sind notwendig. (Beifall bei der ÖVP.) 

Gehen Sie ans Werk, Herr Stadtrat! Ihre Mieterinnen und Mieter erwarten eine Verbesserung der Lage! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir werden diesem Kapitel natürlich unsere Zustimmung auch nicht geben, genauso wie wir dem Rechnungsabschluss von Wiener Wohnen keine Zustimmung geben werden. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bevor ich auf das eigens von mir Vorbereitete zum Rechnungsabschluss eingehe, möchte ich der Reihe nach einige Worte zu meinen Vorrednern sagen. 

Zu dem Teil von StR Herzog, der vergleichsweise noch seriös war: Ihre Krokodilstränen, warum jetzt keine Gemeindebauten mehr gebaut werden, wo sie doch so eine tolle sozialpolitische Leistung waren, die weltweit anerkannt ist, wo ich natürlich zustimme, steht ein bisschen im Gegensatz zu dem, was Sie dann nachher ausgeführt haben und wo Sie, gemeinsam mit der ÖVP, nicht die Probleme erkennen - Probleme gibt es natürlich -, sondern über Gebühr die Gemeindebauten krankjammern. Aber mit diesem Widerspruch müssen Sie leben! 

Was schon zu sagen ist, ist, dass wir die Grundidee des sozialen Wohnbaus, wie wir es seit 1922 in Wien verfolgen und was mit 220 000 Gemeindebauten eben einen weltweit anerkannten Höhepunkt erreicht hat, unter den neuen wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen, wie sie gegeben sind, mit den gleichen Zielsetzungen fortsetzen, nämlich für die gesamte Bevölkerung leistbare, soziale und umweltorientierte Wohnungen zur Verfügung zu stellen. (StR Johann Herzog: Man kann sie nicht mehr von irgendeinem anderen Bau unterscheiden!) Das machen wir derzeit, indem wir schwerpunktmäßig Projekte gemeinnütziger oder gewerblicher Wohnbauträger entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen fördern und dort darauf schauen, dass die Grundidee bestmöglich verwirklicht wird. Das ist derzeit einfach die wirtschaftlichere und die in höherem Maße zielführende Vorgangsweise, als wenn wir weiter Gemeindebauten bauen würden. Aber das ist etwas auch nach einem Bauträgerwettbewerb. Wir haben verschiedenste geänderte Voraussetzungen, aber die Grundidee ist nach wie vor die gleiche, dass wir in Wien den sozialen Wohnbau hochhalten. Das wird, glaube ich, auch so bleiben. 

Das Zweite, was Sie gesagt haben, ist die EU-Richtlinie. Das eine ist einmal, durchgesetzt hat das als Vertreter Österreichs ein gewisser Dr Böhmdorfer mit einem gewissen Dr Strasser, Justizminister, von Ihnen nominiert, von der FPÖ, der auch Koordinator der Regierungsfraktion war. Dieser hat im entsprechenden Ministerrat der EU dieser Richtlinie zugestimmt. Das heißt nicht, wenn wir an der Regierung gewesen wären, dass unser Vertreter dort nicht zugestimmt hätte. Vielleicht hätten wir es anders gemacht. Vielleicht hätten wir es besser gemacht. Das ist nicht der Punkt. Jedenfalls tragen Sie für diese Richtlinie die politische Mitverantwortung. Das möchte ich schon sagen, weil Sie da reden und schreiben. Das ist ein Faktum, dass Sie hier wieder einmal der Wahrheit nicht ins Gesicht schauen! (StR Johann Herzog: Was ist die Schlussfolgerung aus der Richtlinie? Da hat sich überhaupt nichts geändert!) 

Was ist noch weiters zu dem, was Sie gesagt haben, zu sagen? Natürlich lehnen wir diese Anträge ab, weil sie absolut indiskutabel sind. Bis auf den ersten, wo Sie eine Zuweisung haben. Den werden wir im Ausschuss sehr fair diskutieren und uns Ihre Vorschläge anschauen. 

Zu dem, was der Kollege Ellensohn gesagt hat: Natürlich wohnen weit über 400 000 Personen in Wien im Gemeindebau, wobei ich jetzt nicht speziell auf den Gemeindebau eingehe, weil die Kollegin Schubert Wiener Wohnen in Übereinstimmung mit mir übernommen hat und schwerpunktmäßig dazu Stellung nehmen wird. Nur soviel möchte ich schon sagen, einkommensabhängige Mieten sind an sich etwas, was nicht sehr sinnvoll ist - der Ellensohn hat das gesagt -, weil das einfach einen Verwaltungsaufwand erfordern würde, der außerordentlich hoch ist. Es ist ja nicht so, dass dort ausschließlich Beamte wohnen, wo man quasi vielleicht bis zur Pension weiß, der hat alle zwei Jahre einen Sprung und dann auch die Miete erhöht und so weiter, sondern bei den oft durchaus unterschiedlichen Einkommensverhältnissen verdient dann einer mehr, dann wieder weniger, dann wieder gar nichts, dann hat er vielleicht nur Arbeitslosenunterstützung und dann verdient er wieder viel. Das ist alles möglich. So gesehen, glaube ich, ist die Idee der einkommensabhängigen Miete, die durchaus vielleicht auch von uns irgendwann einmal teilweise vertreten worden ist, einfach nicht praktikabel und nicht sinnvoll. Es ist nicht vollkommen unsinnig, aber es ist nicht praktikabel und im Konkreten nicht sinnvoll. 

Noch eine weitere Richtigstellung gegenüber dem Herrn StR Ellensohn: Wir haben die sanfte Öffnung, die wir angestrebt haben. Wir wollten nie so öffnen wie Sie, alle, die über die Grenze kommen, kaum sind sie nicht mehr direkt Touristen, kriegen sie sofort eine Gemeindewohnung. Das geht wirklich nicht! Sondern wir waren immer für die sanfte Öffnung und das hat im Jahr 2001, also vor der EU-Richtlinie, mit den Notfallswohnungen begonnen, wo wir gesagt haben, in ganz spezifischen Notfällen, denn es kann nie so sein, dass Kinder, die in Wien wohnen, unter wirklich oft auch gesundheitsschädlichen Bedingungen wohnen. In Notfällen gibt es auch für ausländische Mitbürger die Gemeindewohnung. Daraus hat sich dieses Modell entwickelt und dann ist die EU-Richtlinie dazugekommen, die übrigens in der Quantität nicht viel geändert hat, das muss man auch sagen. Also haben sich beide geirrt. Es hat sich die FPÖ geirrt, die gesagt hat, es kommt dann zusätzlich ein totaler Run auf den Gemeindebau. Das war nicht der Fall. Die Zahlen haben sich in Grenzen gehalten. Umgekehrt hat es natürlich auch nicht gestimmt, was die GRÜNEN gesagt haben, das wir das künstlich alles abschotten und schauen, dass da niemand hereinkommt, sondern ein vernünftiger Mittelweg und eine sanfte Öffnung ist von uns angestrebt worden und das war ganz einfach richtig! (StR Johann Herzog: Nicht kurzfristig, sondern mittelfristig!) 

Wie gesagt, zu dem, was Sie zum Gemeindebau gesagt haben, wird die Kollegin Schubert Stellung nehmen. Nur ein abschließender Satz zu diesem Thema: Wir nehmen jedes einzelne, noch so kleine Problem ernst. Wir nehmen jedes große Problem ernst. Aber wir lassen uns nicht den Gemeindebau künstlich krankjammern, wie Sie das machen! (Beifall bei der SPÖ. - StR Johann Herzog: Das Gegenteil ist der Fall!) 

Wir strengen uns voll an. Aber weil wir beim Rechnungsabschluss sind, möchte ich schon noch ein bisschen auch zu dem Thema sprechen. Wir haben nach unserem Rechnungsabschluss bei der Wohnbauförderung, was ich nach wie vor für ein aktuelles und wichtiges Thema halte, eine Gesamtsumme von 545 Millionen EUR. Das ist wirklich eine schöne große Summe, die eine Basis für unsere soziale Wohnbaupolitik bildet, davon 250,3 Millionen EUR für die Objektförderung Neubau, 185,8 Millionen EUR für die Objektförderung Sanierung und 108,9 Millionen EUR für die Subjektförderung. Das heißt, die Subjektförderung, die im Jahr 2002 nur 80,7 Millionen EUR war, ist gestiegen. Ich freue mich an sich nicht darüber, dass die Subjektförderung steigt, weil das heißt, dass weniger Geld für die Objektförderung da ist und das ist ein Indikator dafür, dass sich die soziale Lage von 2002 bis 2006/2007 verschlechtert hat. Ich hoffe, wenn es so bleibt und sich die soziale Lage in den nächsten Jahren verbessern wird, dass die Subjektförderung zurückgeht und wir wieder mehr Geld für die Objektförderung haben. Aber das ist ein Faktor, den wir zumindest wohnbaupolitisch nicht direkt beeinflussen können.

Die Subjektförderung besteht im Berichtszeitraum aus: allgemeine Wohnbeihilfe 35,9 Millionen EUR, Wohnbeihilfe im geförderten Bereich 50,2 Millionen EUR, Eigenmittelersatzdarlehen 19,3 Millionen EUR und Superförderung 5,7 Millionen EUR. Das heißt, die föderalistische Wohnbauförderung ist nach wie vor ein unverzichtbares Kernelement erfolgreicher Wohnbaupolitik. Versuche des früheren Finanzministers Grasser, dass man diese abschafft beziehungsweise drastisch reduziert, sind Gott sei Dank endgültig gescheitert. Die jetzige Bundesregierung hat sich als erste seit längerem in ihrem Regierungsübereinkommen wieder dezidiert zur Wohnbauförderung bekannt. Es gibt jetzt eher gegenteilige Forderungen, nämlich nach Ausweitung der Wohnbauförderung. Gestern hat die Arbeiterkammer Wien mit der S-Bausparkasse die Forderung erhoben, dass die Wohnbauförderungsmittel erhöht werden. Sie haben ausgeführt, dass sie seit 1996 insofern sogar real gekürzt worden sei, als die Wohnbauförderungsmittel des Bundes an die Länder bei 1,78 Milliarden EUR eingefroren worden seien. (StR Johann Herzog: Weniger Infrastrukturmaßnahmen!) Dazu haben manche Bundesländer, nicht Wien, das wissen Sie, mehr Mittel, die bisher für die Wohnbauförderung zur Verfügung standen, für sonstige Zwecke verwendet, also für wohnbaufremde Zwecke, was natürlich nicht sinnvoll ist. (StR Johann Herzog: 140 Millionen!) Mit Kärnten haben Sie jetzt nicht mehr so viel zu tun, sonst hätten wir vielleicht darauf geschaut, ob das dort auch so war. 

Faktum ist, die Wohnbauförderung dämpft die Wohnpreise. So ist es zum Beispiel bei einer 80 m²-Neubauwohnung so, dass durch die Wohnbauförderung und Wohnbaubanken nach Berechnung der 
S-Bausparkasse die Miete um 146 EUR pro Monat billiger wird, also um rund 2 000 ATS nach früherer Rechnung. Das ist natürlich schon etwas Sinnvolles. Die Arbeitsplätze werden durch die Wohnbauförderung sehr gefördert. Die Bauwirtschaft trägt zur Konjunktur bei. Es ist insgesamt ein gut investiertes Geld. Es ist auch nicht so, dass das eine Art Sozialhilfe wäre, wenn man von der Subjektförderung absieht, die einen ähnlichen Charakter hat, sondern durch die Wohnbauförderung wird insgesamt ein Wohnbausystem geschaffen, das eben so breit auch für die Mittelschicht da ist, dass alle davon profitieren, insbesondere auch die ökologische Dimension, Stichwort THEWOSAN, Niedrigenergiehäuser, Passivenergiebauten, Klimaschutz. Man muss auch dazusagen, dass die geförderten Darlehen zurückgezahlt werden müssen, wenn auch zu sehr günstigen Konditionen. Also wir brauchen weiterhin die Wohnbauförderung. Sie ist vorläufig auch gesichert. Ich hoffe, dass beim nächsten Finanzausgleich wir hier positive Ergebnisse zeitigen werden. 

Nur ganz kurz möchte ich erwähnen, dass StR Ludwig auch herbeigeführt hat, dass die Erhöhung der Fördersätze bei Neubauten kommt, ab 1. Juli, glaube ich. Es soll verhindern, dass die gestiegenen Baukosten voll auf die Wohnungsnutzer umgelegt werden. Darüber hinaus sollen Mehrkosten berücksichtigt werden, die durch ökologische Kriterien oder spezielle Baumaßnahmen für ältere und behinderte Menschen entstehen. Zugleich soll aber auch der Anteil der geförderten Eigentumswohnungen in Wien erhöht werden. Also auch in diesem Bereich stimmt es nicht, dass wir die Eigentumswohnungen in Wien überhaupt nicht fördern. (StR Johann Herzog: Wer hat das behauptet?) Der Schwerpunkt muss natürlich bei den Mietwohnungen sein, weil im Großen und Ganzen dort mehr soziale Notwendigkeit gegeben ist. Aber soweit es sozial gerechtfertigt ist, soweit es sinnvoll ist, fördern wir auch Eigentumswohnungen. 

Was wir überhaupt als Spezifikum der Wiener Wohnbaupolitik betrachten müssen und was auch den Erfolg ausmacht, ist die Vielfalt, die wir anbieten, weil wir haben natürlich, wie alle Millionenstädte Europas oder der westlichen Welt, einen Drang von Bürgerinnen und Bürgern, dass sie in den so genannten Speckgürtel, in die Umlandgemeinden Wiens, ziehen wollen. Insbesondere wenn sie jung verheiratet sind und kleine Kinder haben, ist das ein gewisser Drang, es ist ein gewisses romantisches Gefühl, man ist im Grünen und so weiter. Dass dort die Infrastruktur natürlich nicht gegeben ist, dass man jeden Tag hereinfahren muss, dass man wahrscheinlich zwei, drei Stunden pro Tag vollkommen sinnlos wegen Stress verliert, vielleicht im Stau steckt und so weiter, berücksichtigen die Leute zu wenig. Wir wollen, dass eben möglichst wenig Menschen in den Speckgürtel abwandern und versuchen das durch vielfältigste Angebote mit Wohnen, mit Familie im Grünen zu verwirklichen, sei es mit Wohnbauten eher am Stadtrand, aber durchaus auch im dichtverbauten Gebiet. Wir haben im dichtverbauten Gebiet sehr viele Grünoasen, wo junge Familien sich sehr wohl fühlen können. 

Mehrgenerationswohnungen, die Sie teilweise in Ihrem Antrag verlangen, existieren natürlich auch schon, wo beispielsweise die jüngere Familie in einer Wohnung wohnt und entweder mit Durchgangstür oder um die Ecke ohne direkte Durchgangstür sozusagen das Elternpaar oder ein Elternteil wohnt, also gleich erreichbar ist, aber doch seine eigene Wohnung hat. Also das gibt es alles schon und soll, wenn es geht, natürlich auch ausgebaut werden.

Nur Stichwörter: Autofreie Musterstadt, Integrationsbauten und überhaupt leistbares Wohnen mit guter Infrastruktur sind uns wichtig. Herr StR Herzog, die Infrastruktur, soweit sie direkt zum qualitätsvollen Wohnen dazugehört, ist schon etwas sehr Sinnvolles. Wenn irgendwo ganz draußen auf der grünen Wiese ein Wohnbau ist, auch wenn er noch so schön ist und alle Vorraussetzungen erfüllt, er aber überhaupt keine Infrastruktur, keine Schule, keine Einkaufsmöglichkeiten, keinen Kindergarten und so weiter hat, dann wird es auch nicht attraktiv sein. (StR Johann Herzog: Eine Wahl des Verhältnisses!) Da werden wir die Leute nicht dazu bewegen können, gerne dorthin zu ziehen. Insgesamt ist es jedenfalls so, dass es uns gut gelungen ist, einen größeren Abwanderungsprozess in den Speckgürtel zu stoppen. Es ist so, dass Wien als eines der wenigen Bundesländer bevölkerungsmäßig zunimmt. Ich glaube, auch darauf können wir stolz sein. 

Weiters sind ein Teil dieser Vielfalt die Passivhäuser. Der Herr Stadtrat hat gerade am Mühlweg eines eröffnet. Das ist ein Passivprojekt, das wirklich sehr große Aufmerksamkeit errungen hat. Es ist eine interessante Bauweise der Zukunft. Es hat eine hohe Energieeffizienz, Klimaschutz und um bis zu 90 Prozent reduzierte Heizkosten, aber es wird natürlich nicht der Normalfall einer Millionenstadt sein können. Es wird immer eine interessante, wichtige zukunftsträchtige Ergänzung sein, aber rein ökonomisch ist es sinnvoller, mehr auf die Niedrigenergiehäuser insgesamt zu schauen und dort den absoluten Schwerpunkt zu setzen. Aber wir haben schon sechs Passivhäuser eröffnet und sechs weitere sind in Bau oder in konkreter Planung, wobei bei diesem Mühlweg insbesondere ein Revival des Baumaterials Holz festzustellen war, was durch eine Novelle der Bauordnung 2001 ermöglicht worden ist. Es ist so, dass durch diese Novelle der Sicherheitsbestimmungen bei Holzbauten jetzt sogar mehrgeschoßige Holzbauten möglich sind, also durch Blockwände und gipsbeplankte Leichtbauwände. So ist ein hoher Brandschutz und trotzdem eine hervorragende Ökobilanz gegeben. 

Zu den Gebietsbetreuungen, glaube ich, wird auch die Kollegin Schubert Stellung nehmen. Das kann ich mir ersparen.

Zu den Hausbesorgern muss ich schon noch etwas sagen. Das hat der Kollege Dworak angesprochen. Er ist schon gegangen. Nein, er ist noch da. Ich sage Ihnen Folgendes: Das geht nur durch eine bundesgesetzliche Lösung, weil hier das Arbeitsruhegesetz betroffen ist und weil naturgemäß arbeitsrechtliche Bestimmungen bei einem Hausbesorger sind, weil der auch in der Nacht da sein muss, wenn es schneit, er um 5 Uhr da sein muss. Das kann nicht ein Landesgesetzgeber und schon gar nicht ein Arbeitgeber Wiener Wohnen regeln, sondern man braucht bundesgesetzliche Lösungen. Wir hätten es eh gerne, wenn wir es selbst lösen könnten. Deshalb hat der Herr Stadtrat eben ein modernes, zukunftsorientiertes Hausbesorgergesetz vorgeschlagen. Reden Sie mit Ihren Leuten im Bund, dass die dem zustimmen! Es ist ja ohne Notwendigkeit abgeschafft worden. Die Stadt Wien hat ursprünglich als Notlösung mit der Hausbetreuungs GmbH die Lücken geschlossen. Das funktioniert besser als erwartet. Aber natürlich kann der Hausbesorger, wie er im Idealbild und oft natürlich auch in der Realität ist, nicht nur durch eine HausbetreuungsgesmbH zur Gänze ersetzt werden. Wir sind dafür, dass die Mieterinnen und Mieter, die Bewohnerinnen und Bewohner frei entscheiden können, ob sie einen Hausbesorger wollen. Mehrheitlich oder mit qualifizierter Mehrheit, darüber kann man reden. Dann sollen sie einen haben. Oder wollen sie das nicht, wollen sie lieber eine Reinigungsfirma, ist das auch okay. Vielleicht ist das so in einem Wohnbau, wo vor allem junge Leute wohnen und so weiter, die das gar nicht wollen. Das ist okay. Aber wahrscheinlich werden dort, wo eher ältere Leute wohnen, wo auch viele Leute als ältere Singles wohnen, sehr viele Leute dem Hausbesorger nachweinen. Dort sollte die gesetzliche Möglichkeit bestehen, dass die Hausbesorger wieder möglich werden. Diese gesetzliche Möglichkeit besteht seit dem Beschluss der blau-schwarzen Bundesregierung im Jahr 2000 nicht. Wir sind für ein modernes, neues Hausbesorgergesetz mit Wahlfreiheit. Dafür wird sich die Sozialdemokratie einsetzen! (Beifall bei der SPÖ.)
Man hat beispielsweise bei einem interessanten Projekt, „Daham am Leberberg", das Herr StR Ludwig, Frau StRin Frauenberger und Frau Bezirksvorsteherin Angerer vor Kurzem eröffnet haben, gesehen, dass dort die Hausbesorger eine sehr positive Rolle spielen. Die Simmeringer Kollegen kennen das noch besser als ich. Das ist ein sehr interessantes Projekt, wo die Stadtteilbewohner selbst ihre Ideen, Initiativen und ihr Engagement einbringen, unterstützt auch von der MA 17, und gemeinsam trachten, die Lebensqualität, das Zusammenleben und die Identifizierung mit dem eigenen Stadtteil zu erhöhen. Beispielsweise gibt es ein Leberberg-Kochbuch, 150 Rezepte sind da schon gekommen, ein KommTreff, wo vor allem Frauen aus Bildungsgründen oder einfach, um sich zu begegnen, miteinander zu reden, zusammenkommen. Dort hat sich ein HausbesorgerInnen-Stammtisch entwickelt. Ein Organisator hat das gemacht, der eben die Leute zusammenbringen will. Er will Konflikte, schon bevor sie entstehen, Missverständnisse, sobald sie aufgetreten sind, zurückdrängen, sodass gar nichts Amtliches in Erscheinung treten muss. Also man kann die Hausbesorger, die zum Teil wirklich engagiert sind, auch hier einbauen. Die bauen sich selbst ein. Das sollte weiter ermöglicht werden. Ich glaube, das wird auch wieder kommen, wenn auf Bundesebene die richtigen Voraussetzungen da sind. (StR Johann Herzog: Das dauert noch Jahre!) 

Zum Schluss darf ich vielleicht, und das mache ich sehr gerne, allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Stadtratsbüros und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den zuständigen Magistratsabteilungen der Geschäftsgruppe und dem gesamten Team Michael Ludwig sehr herzlich für ihre Arbeit, die wirklich ganz ausgezeichnet ist, danken! 

Ich möchte im Einzelnen anführen, auch wenn nicht mehr viel Zeit dazu ist, dass die MA 45 natürlich über die Gebietsbetreuung ausgezeichnete Arbeit leistet. 

In der MA 34 hat das Facility Management so viele Aufgaben übernommen und dort wird sehr seriös, sehr engagiert und wirklich nach höchsten Qualitätskriterien gearbeitet.

In der MA 37, der Baupolizei, herrschen wirklich seriöse Zustände in Wien. Denn gerade bei der Baupolizei gibt es viele Städte, wo vielleicht was weiß ich was passiert, bei uns hat alles, soweit das eben menschlich möglich ist, denn Einzelfälle kann man nie ausschließen, seinen geordneten Gang und seine korrekte Abwicklung. 

In der MA 39 hat das lichttechnische Labor im Berichtszeitraum 2006 ganz erfolgreich seine Ausrichtung gefunden und wird auch sehr unternehmerisch geführt. 

Die MA 50 ist, nachdem sie sozusagen auch die MA 16 übernommen hat, ein ganz wesentlicher Kernbereich. Die Wohnbauförderung, aber natürlich auch die Schlichtungsstelle für wohnrechtliche Angelegenheiten werden ungeheuer engagiert geführt. 

Die MA 64, rechtliche Bau-, Energie-, Eisenbahn- und Luftfahrtsangelegenheiten, arbeitet ausgezeichnet. 

Last but sicherlich nicht least wird auch das Liegenschaftsmanagement ganz ausgezeichnet geleitet. Es ist so, dass man in dieser hochsensiblen, ökonomisch und politisch so wichtigen Abteilung ruhig schlafen kann. Man weiß, es wird dort alles korrekt, gesetzeskonform und im Interesse der Wienerinnen und Wiener abgewickelt.

Und natürlich gibt es auch bei Wiener Wohnen unendlich viele Mitarbeiter, die ganz ausgezeichnet arbeiten. 

Ihnen allen einen herzlichen Dank!

Dem Rechnungsabschluss stimmen wir gerne zu. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Frank. Ich erteile es ihr.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Zuerst ein paar Worte zu meinen Vorrednern, beginnend beim Herrn StR Ellensohn, der von der Durchmischung, die so toll im Wiener Gemeindebau funktioniert oder zumindest so toll funktionieren soll, gesprochen hat. Herr StR Ellensohn, Sie wissen vielleicht die Zustände von London. Ich weiß sie auf jeden Fall von New York. Es funktioniert nicht, sondern dort ist das, was unser Herr StR Herzog immer wieder betont, es kommt zur Ghettobildung. Sie gehen von Klein-Istanbul durch Italien nach China-Town. Von einer Durchmischung kann hier überhaupt nicht die Rede sein.

Der Herr Dr Stürzenbecher meinte, er ist nicht sehr glücklich mit der Subjektförderung, weil das zu einer Art Stillstand führt, um den Gemeindebau, also die Objektförderung, voranzutreiben. Ich muss sagen, ich sehe, dass die Leute die Subjektförderung sehr gerne annehmen, weil sie sich damit aussuchen können, wo sie wohnen und damit ihr Umfeld selbst bestimmen können. Auch das zeigt dann davon, dass man vielleicht nicht, wenn es nicht unbedingt sein muss, alles, was der Gemeindebau im Moment bietet, auch hinnehmen will. 

Sehr positiv ist es natürlich, dass Sie jetzt viele Projekte haben, vor allem auch mit dem Holzbau, den Sie zum Schluss gesagt haben. Das möchte ich sicher nicht verschweigen, wenngleich mit Gips, könnte man auch mit Schafwolle und Lehm arbeiten, aber das ist nur eine Anregung. Das geht in Ordnung. 

Zur Situation im Gemeindebau und der Integration: Ich habe bei der letzten Rede einen kleinen Rückblick gemacht, wie sich die Sozialisten selbst gewunden haben, bis sie zu diesem heutigen Status gekommen sind. Denn Ihre StRin Wehsely hat noch vor zwei Jahren gesagt: „Keine Ausländer in den Gemeindebau.", schlicht und einfach: „Keine Ausländer in den Gemeindebau." Wo aber Ihr Problem liegt, ist, dass Sie überhaupt nicht kritikfähig sind. Sobald man Ihnen sagt, was Sache ist, meinen Sie dann gleich, das ist nicht so. Es ist so, dass Sie nicht immer dafür waren. Ich möchte es nur festhalten. 

Es passt auch das nicht zusammen, dass bei diesen Reden von den Sozialdemokraten fast jeder sagt: „Ich bin stolz." Ihr Bürgermeister hat beim Amtsantritt gesagt: „Wir haben Demut." Da sollte man das Wort stolz nicht immer in den Mund nehmen, wenn es durchaus Kritik zu üben gibt. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Demut schließt Stolz nicht aus!) Ich werde mir jetzt erlauben, damit zu beginnen. 

„Denn die einen sind im Dunkeln, und die andern sind im Licht. Doch man sieht nur die im Lichte, die im Dunkeln sieht man nicht." - So hat Berthold Brecht 1928 in seiner Dreigroschenoper in Berlin gesagt. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ein kommunistischer Dichter!) Würde er heute in Wien sein, so würde er es ganz genau wieder so schreiben. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das war gescheit, was er gesagt hat!) - Jetzt bin ich dran, Herr Dr Stürzenbecher! Ich habe auch zugehört. 

Ich darf hier gleich einen Fall zitieren, wo es trotz allem, was bei 210 000 Gemeindewohnungen Positives passiert, das muss ich hier unterstreichen, auch sehr viele Negativfälle gibt. Ich habe nur einen herausgegriffen, weil es dabei um eine Familie mit neun Kindern geht. Sehr zur Freude der GRÜNEN hat diese Familie, die seit 15 Jahren dort lebt, seit fünf Jahren einen türkischen Nachbarn. Der hat sie jetzt, nach zehn Jahren, wo die Familie schon drinnen gewohnt hat, wegen Lärmbelästigung geklagt. Es gibt ein Zivilverfahren. Es gibt zwei Verfahren, das eine ist ein Zivilverfahren zwischen diesem türkischen Nachbarn und dem Wiener Nachbarn mit den neun Kindern. Das Gericht vertagt jedes Mal die Sitzung, weil es keine Gründe gibt, ein Negativurteil für diesen Wiener Nachbarn auszusprechen. Ganz anders reagiert Wien. Wien hat parallel dazu sofort beim Bezirksgericht die Delogierung eingereicht. Aber auch die wurde schon zweimal verschoben, weil man nichts wirklich Handgreifliches gegen die Familie in der Hand hat. Nur weil jetzt der letzte Termin ist, hat man vom 18. Juli auf 14. Juli diesen Delogierungstermin für eine Familie, wo noch sieben Kinder im Familienverband leben, ausgesprochen. Wenn die Familie keine geeignete Wohnung findet, dann werden ihr auch noch die Kinder weggenommen. Diese Familie hat 15 Jahre ohne Mietrückstände, ohne Probleme mit den Kindern dort gelebt. Sie haben an den Bürgermeister geschrieben und haben keine Antwort erhalten. Sie haben sich an Wiener Wohnen gewandt und haben keine Antwort erhalten. Das sind jene, die im Dunklen stehen und auch das muss man einmal sehen. (StR Johann Herzog: Erschütternd!)

Zur selben Zeit aber, als Berthold Brecht die Dreigroschenoper schrieb, wurden in Wien, und das ist jetzt positiv, der Rabenhof, der Karl-Seitz-Hof und der George-Washington-Hof errichtet. Es waren dies alles Sozialprojekte, wo sich die Architekten, es waren damals im Rabenhof zum Beispiel Heinrich Schmid und Hermann Aichinger, voll bewusst waren, dass es sich dabei um Sozialprojekte handelt. Heute ist es leider oft so, und die Objektförderung gibt dazu die Möglichkeit, dass die Sozialprojekte als Spielwiese für Architekten ausgelebt werden. Das erhöht natürlich den Preis, lässt dann weniger Bauten zu und die Bewohner sind dann auch nicht immer glücklich damit, weil es nicht jedermanns Wohngefühl entspricht, wenn er nur Glaswände hat und nicht Wände, wo er vielleicht auch einen Vorhang aufhängen kann. Das aber nur als Beispiel. Ein bisschen mehr sollte man wieder das Soziale in den Vordergrund stellen. Die Wohnbauförderung dient nicht für Luxussegmente, wie ich sie hier schon sehr oft angeprangert habe, im Bereich von Wellness-Zentren, Schwimmbädern und so weiter. Sozialer Wohnbau, gut ausgestattet, aber bitte leistbar! (Beifall bei der FPÖ.)
Bei der Wohnbauförderung, Herr Dr Stürzenbecher, haben Sie sich ein bisschen zu viel gelobt. Sie wurde einmal im Verhältnis zwischen 2005 und 2006 generell um 23 Millionen EUR gekürzt. Also der Betrag ist schon einmal geringer. Von diesen 545 Millionen EUR verleibender Wohnbauförderung sind aber 146 Millionen EUR für Infrastruktur und sonstige Zwecke abzuziehen. Ich will jetzt gar nicht auf die sonstigen Zwecke eingehen, weil es im Verhältnis ein geringer Betrag ist. Aber 126 Millionen EUR für die Infrastruktur ist dann doch eine ganze Menge. 

Jetzt zu den Wohnbauförderungsmitteln für Infrastruktur Verkehr: Sie haben gesagt, man darf nicht auf die grüne Wiese bauen, wenn wir nicht die erforderlichen Verkehrsmittel haben. Dann frage ich mich: Warum tun Sie es? Warum haben Sie seinerzeit die Thermensiedlung in Oberlaa dort errichtet, wo man x-mal umsteigen muss, um sie zu erreichen? Am Wienerberg haben wir kein attraktives Verkehrsmittel dorthin, die Leute müssen immer wieder umsteigen. Für den Verkehr verwenden Sie diese Wohnbauförderungsmittel Infrastrukturmaßnahmen offensichtlich nicht. Es könnte sein, dass Sie sie für Infrastruktur in Form von Schulen, Kindertagesheimen und Hortplätzen verwenden. Auch das ist nicht ausreichend der Fall. Denn kaum sind die Leute eingezogen, sind entweder die Kindergartenplätze zu wenig oder es müssen für die Schulen zusätzlich Container aufgestellt werden oder es gibt die ersten paar Jahre überhaupt keinen Kindertagesheimplatz. Also auch dafür wird das Geld nicht verwendet. Da erhebt sich die Frage: Wofür wird es verwendet, wenn nicht für Infrastrukturmaßnahmen, die geschaffen werden?

Wir meinen, dass die Wohnbauförderung ausschließlich der Errichtung von leistbaren Wohnungen zugute kommen muss. Während Mitte der 20er bis 30er Jahre schon 65 000 Wohnungen errichtet wurden, wurden dann zwischen den 50er und 70er Jahren noch einmal 96 000 Wohnungen errichtet. Aber in den letzten 40 Jahren waren es erschreckend wenig, es waren etwas mehr als 50 000 Wohnungen. Und die allerletzte Vergangenheit zeigt uns, dass es zum Stillstand gekommen ist.

Beleuchtet man aber noch einmal die Wohnbauförderungsmillionen, und weil es um einen so großen Brocken geht, möchte ich da wirklich noch gerne draufbleiben, würde man jetzt nach den alten Richtsätzen, weil die Neubauverordnungsnovelle war ja für den letzten Rechnungsabschluss nicht in Kraft, das heißt, mit Wohnbaukosten von 1 120 EUR pro Quadratmeter gedeckelt, beziehungsweise habe ich jetzt einen Durchschnittswert von zirka 550 EUR Förderposten pro Quadratmeter angenommen, dann hätte das bedeutet, dass man für diese 23 Millionen EUR, um die jetzt überhaupt gekürzt wurde, 300 Wohnungen mehr bauen können hätte und um diese 145 Millionen EUR zirka 3 300 Wohnungen. Es sind Wohnungen, die Wien dringend gebraucht hätte, die hinten und vorne fehlen. So ist es.

Bei der Neubauverordnung ist es nun so, dass wir für das nächste Jahr, also ab Juli dann, eine leichte Erhöhung haben. Diese Erhöhung von 60 EUR auf den Quadratmeter entspricht dann der Summe von 1 180 EUR, zirka den alten 16 000 ATS auf den Quadratmeter. Schön, wenn man so relativ billig noch immer den Wiener sozialen Wohnbau errichten kann. Denn der Preis ist gleich wie vor vielen Jahren. Es hat sich mittlerweile das Preisniveau schon massiv angehoben, allerdings lässt dieser Preis eben keinen Spielraum für Luxussegmente. Der Preis reicht gerade aus, dass leistbare Wohnungen geschaffen werden. Aber es ist immerhin auch genug, dass die üblichen Bauschäden wie Schimmel vermieden werden können oder eine verbesserte Bauqualität garantiert ist.

Frau StRin Brauner hat in ihrer Eingangsrede gesagt, dass in Wien die Wirtschaft boomt und sich immer mehr Betriebe ansiedeln. Da denke ich mir dann, das bedeutet auch, dass mehr Angestellte und mehr Arbeiter kommen. Aber wenn es nicht ausreichend leistbare Singlewohnungen oder Wohnungen für Jugendliche und Studenten gibt, wo wohnen die dann alle? 

Unser Herr StR Herzog hat es schon sehr ausführlich angesprochen, dass bezüglich der besonderen Bedürfnisse, Bedürfnisse für ältere Menschen, Menschen mit Behinderungen oder Familien, wie sie diese brauchen, wir der Meinung sind, dass es eben nicht im ausreichenden Maß vorhanden ist und wir einen Nachholbedarf dahin gehend haben. 

Ich werde diesbezüglich den Antrag mit der Bitte um Zuweisung einbringen. (Beifall bei der FPÖ.)
Jetzt möchte ich zu den Ranking-Zahlen kommen, die die SPÖ immer wieder verleiten, Wien als die Stadt der positiven Superlative darzustellen. Vieles ist noch im Argen und sozial nicht vertretbar, aber wieder einmal, das Dunkle sieht man nicht. So hat die Frau Stadträtin in ihrer Eingangsrede gesagt, dass ein Budget geschaffen wurde, ohne die Stadt auszuhungern. Vielleicht nicht die Stadt, aber die Menschen. Denn wenn ein Mobilpaket vergünstigte Tarife bei den Wiener Linien ermöglicht, die Sie erst kürzlich unsozial erhöht haben, dann sage ich, die Wiener und Wienerinnen brauchen vor allem ein Entlastungspaket, Entlastung in Bezug auf die Betriebskosten, die, trotz aller Versprechen, es nicht zu tun, von Jahr zu Jahr erhöht wurden, und die Strom- und Gaspreise sowie Müll-, Kanal- und Wassergebühren extrem nach oben treiben. Berücksichtigt man die Erhöhungen der Jahre 2006 und 2007, dann wird ein Durchschnittshaushalt mit rund 607 EUR pro Jahr belastet. Das ist soziale Ungerechtigkeit, meine Damen und Herren, wenn man dann noch bedenkt, dass immer mehr Menschen in dieser Stadt arbeitslos sind, dass eine mehrköpfige Familie - ich habe das eingangs zitiert, diese Familie mit sieben Kindern - genau 400 EUR im Monat zum Leben hat! Das ist der Stadt Wien mit einem Ranking als Drittbeste in der Lebensqualität bestimmt nicht würdig! (Beifall bei der FPÖ.)
Sicherlich entlastend wird auch noch das OGH-Urteil wirken, wo nicht mehr alles auf die Mieter abgewälzt werden kann, die Erhaltung der Gebäude ebenso wie die Durchführung von Sanierungen nicht mehr allein der Mieter zahlen muss. Anlässlich einer Anfrage von mir an Herrn StR Ludwig, zu den 40 Punkten, die seinerzeit von der Arbeiterkammer angeführt wurden und die zunehmend vom OGH bestätigt werden, teilten Sie mir, Herr Stadtrat, mit, das trifft für Mietverträge der Stadt Wien nicht zu. Ich glaube nicht, dass vieles, was hier im Detail angeführt wurde, ohne Konsequenzen für Wien bleiben wird. Herr StR Herzog hat bereits in der Generaldebatte darauf eingehend hingewiesen, sodass ich das jetzt nicht noch einmal tun muss. 

„Wien ist eine Stadt, wo sich die Menschen wohl und sicher fühlen." - Ich weiß nicht, wo jene Herrschaften leben, die dieses Zitat bei der Generaldebatte gebracht haben, aber in Favoriten fühlen sich die Menschen weder sicher noch wohl! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: So ein Blödsinn!) Von vielen anderen Bezirken weiß ich es auch, und zwar von den Bürgern. Wohnen wird in Wien vor allem durch den Richtwertmietzins teurer, aber wenn schon Richtwertmietzins, und jetzt komme ich noch einmal auf das Wohlfühlen, wie werden Sie dann den Lärm berücksichtigen? Wie viel Abschlag wird bei schlechter Bauqualität, schlechter Ausstattung oder schlechter Lage verrechnet? Es wird Wien noch treffen, man kann nur hoffen, zugunsten der Bürger.

Viele ziehen weg. Auch das haben wir schon besprochen. All jene, die hier aus Kosten- und Arbeitsgründen bleiben müssen, haben mit umfassenden Problemen zu kämpfen, denn die Ausländer drängen in die Gemeindebauten und es gibt enorme Sprachdefizite. Wenn auf einer Stiege Polen, Brasilianer, Philippinos, Türken und Schwarzafrikaner leben, dann frage ich Sie: Wie viele Mediatoren wollen Sie einsetzen? Wollen Sie die dort überhaupt wohnen lassen, damit die diese Probleme noch bewältigen können?

Ich glaube, es ist höchste Zeit, dass Sie handeln! Der Wohnbau ist ein wesentlicher Faktor, wo man ansetzen kann und unserer Meinung nach auch ansetzen muss! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Die Kollegin Gretner und ich haben getauscht, weil die Kollegin Gretner noch Schriftführerin ist. Sie wird dann nachher sprechen. 

Ich möchte auf ein Thema zu sprechen kommen, das jetzt schon von der Kollegin Frank, zwar wieder in FPÖ-Manier, angesprochen wurde, nämlich die Lärmbelästigung. Dass die Kollegin Frank hier ein Beispiel herausnimmt, wo sie betont, dass sich ein türkischer Bewohner über eine österreichische Familie beschwert, lässt tief blicken, denn es gibt zig Fälle, wo es genau umgekehrt ist. Die Regel ist eigentlich die, dass sich Menschen mit einem österreichischen Pass über MigrantInnen im Gemeindebau wegen Lärmbelästigung beschweren. Die Lärmbelästigung ist ein Thema im Gemeindebau, ist ein Thema in jedem Wohnhaus, also ist nicht ein spezifisches Thema. Es ist ein Thema in der Stadt.

Wiener Wohnen, und da muss ich mich schon wundern, hat an eine Wohnhausanlage in einem Gemeindebau im 22. Bezirk ein Schreiben gerichtet, das eigentlich der Intention, zumindest der Jugendstadträtin, wie sie mir im Ausschuss versichert hat, widerspricht. Die BewohnerInnen wurden da in einem Brief darauf hingewiesen und ich möchte Ihnen diesen Brief nicht vorenthalten. Da steht:

„Sehr geehrter Mieter, sehr geehrte Mieterin! 

Auf Grund Beschwerden erlaubt sich die Stadt Wien - Wiener Wohnen darauf hinzuweisen, dass das Fahren mit Fahrrädern, Rollern, Elektro-Scootern, Skateboards und Inlineskatern wegen erhöhter Unfallgefahr innerhalb der Wohnhausanlage und in den Stiegenhäusern verboten ist." - Es geht noch weiter. Kurzer Satz von mir dazu: Wir waren dort, haben uns die Anlage angesehen. Es gibt dort einen Weg durch die Wohnhausanlage, wo alle anderen Menschen, die dort durchfahren, sehr wohl mit dem Fahrrad fahren. Für die ist es nicht verboten. Für die BewohnerInnen dieser Wohnhausanlage ist es verboten. Es gibt auch einen Motorradkeller. Dass die Motorräder dort durchfahren, um in den Keller zu gelangen, ist offensichtlich geduldet, aber Fahrräder, Skateboards und Inlineskater nicht. 

Weiter geht es mit dem Brief: „Weiters werden die Mieter der Wohnhausanlage ersucht, auf ihre Mitbewohner, vor allem Kinder und Jugendliche, so einzuwirken, dass ein friedliches Zusammenleben innerhalb der Wohnhausanlage möglich ist. Es ist darauf zu achten, dass die Kinder beziehungsweise Jugendlichen auf den dafür vorgesehenen Plätzen - Spielplatz, … - spielen." - Nebensatz von mir: Es gibt dort keinen Spielplatz, wo die Kinder spielen hätten können. Dort wohnen junge Familien mit zum Teil kleinen Kindern. Der Älteste ist zehn, die anderen sind abgestuft bis eins, schätze ich, und es gibt auch welche im Kinderwagen. Die werden dort darauf hingewiesen, dass sie auf einem Spielplatz spielen, den es gar nicht gibt. Interessant! 

Weiter im Brief: „Die Lärmbelästigung durch spielende Kinder beziehungsweise Jugendliche ist so weit wie möglich zu vermeiden beziehungsweise im normalen Ausmaß zu halten, damit Rücksicht auf die dort wohnenden Mieter genommen wird und die Wohnqualität erhalten bleibt. Laut Hausordnung ist jegliche Lärmbelästigung generell zu vermeiden. Die Stadt Wien - Wiener Wohnen ersucht um Kenntnisnahme und Entsprechung und verbleibt mit freundlichen Grüßen, Ihre Hausverwaltung Stadt Wien - Wiener Wohnen".

Jetzt haben sich die Familien mit den Kindern an die Stadtregierung gewandt. Wir haben darauf reagiert. Ob die Stadtregierung in Form von den StadträtInnen darauf reagiert, ist uns nicht bekannt. Es hat dann dort eine Begehung mit der Gebietsbetreuung gegeben. Auch bei Wiener Wohnen waren meine MitarbeiterInnen, um diesen Konflikt dort zu entschärfen. Es ist dort reagiert worden. Es ist gut und richtig, dass dort reagiert worden ist. Es soll jetzt dort hoffentlich auch ein Spielplatz, auf den verwiesen wird, eingebaut werden. Wir werden sehen, ob das klappt, weil es nicht ganz sicher war, wo der hinkommt und ob Geld dafür vorhanden ist. 

Aber ich glaube nicht, dass wir als Stadt Wien solche Schreiben an Mieterinnen und Mieter schicken sollten. Das Schreiben ist übrigens auch nicht gesplittet. Vielleicht könnte man das an Wiener Wohnen weiterleiten, dass es auch MitbewohnerInnen und MieterInnen gibt. So ein Schreiben sollte in Zeiten wie diesen, wo Kinder und Jugendliche in Wohnhausanlagen eh nur mehr geduldet sind und sich eigentlich gar nicht mehr bewegen können, eigentlich nicht hinausgehen. Die Eltern haben in ihrem Brief, und das waren nicht nur BewohnerInnen mit Kindern, sondern auch BewohnerInnen ohne Kinder, die sich diesem Schreiben angeschlossen haben, darauf hingewiesen, was sie denn machen sollen. Sollen sie die einsperren? Was sollen sie mit den Kindern machen, wenn dort kein Spielplatz ist? Sie dürfen sich dort nicht laut bewegen beziehungsweise, wenn es laut ist, dann sollte man definieren, was laut ist, denn spielende Kinder sind keine Lärmbelästigung. Ich würde sehr erhoffen, dass Sie, Herr Stadtrat, hier eine deutliche Stellungnahme abgeben, ob Sie der Meinung sind, dass spielende Kinder eine Lärmbelästigung darstellen und ob jemals wieder solche Briefe an Mieter und Mieterinnen hinausgehen, dass Kinder und Jugendliche angehalten werden sollen, sich quasi im normalen Ausmaß zu verhalten, was auch immer ein normales Ausmaß sein soll. Ich hätte gerne, dass es diesen Spielplatz, der jetzt einmal zumindest vor Ort mit den Wünschen besprochen wurde, auch gibt, weil ich glaube nicht, dass man Familien mit Kindern auffordert, in einen Gemeindebau zu ziehen, wo die natürlich annehmen können, dass sie dann auch mit ihren Kindern hinausgehen können, man denen aber nicht die Möglichkeit gibt, dass die Kinder auch dementsprechende Spielplätze beziehungsweise Bereiche vorfinden, wo sie sich austoben können.

Dieser Brief ist für mich ein Sittenbild, wie Wiener Wohnen, zumindest in diesem Fall, mit Kindern und Jugendlichen umgeht. Es gibt noch andere Fälle, die immer wieder kommen, wo es ähnliche Beschwerden gibt, dass die klassischen Schilder "Radfahren und Ballspielen verboten" und sonstige Verbote in Anlagen gängig sind. Ich würde Sie bitten, sich wirklich zu überlegen, ob diese Vorgehensweise noch adäquat ist und ob wir es uns wirklich leisten können, Kinder, die in einer Wohnhausanlage wohnen, so in ihrer Bewegungsfreiheit einzuschränken, wie es mittlerweile gemacht wird, denn es heißt, gar nichts zu machen, außer auf der Bank zu sitzen und ruhig sein oder ein Buch zu lesen, was auch nicht schlecht ist, aber irgendwie haben Kinder halt ein Bewegungsbedürfnis.

Ich würde sie auch bitten, Menschen, die eine Mail schicken, eine Antwort zukommen zu lassen. Weil das ist das, was die dort am meisten gefreut hat, dass wir reagiert haben. Aber sie haben offiziell nichts von der Stadtregierung bekommen und fühlen sich veräppelt! Sie fühlen sich eigentlich im Stich gelassen!

Ich hoffe, dass solche Briefe nicht mehr hinausgehen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Kenesei. - Bitte.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte bei der Wohnbaudebatte einen Bereich streifen, der immer zwei Gesichter hat, nämlich zuerst die Vorfreude der neuen Mieterinnen und Mieter bei einem neuen Objekt, wenn es durch die Stadt Wien angekündigt wird, dort, wo sie hinziehen, hat es einen Bauträgerwettbewerb gegeben, was dort nicht alles in dieser neuen Wohnhausanlage passieren wird und dann die langen Gesichter, die enttäuschten Gesichter, wenn man in dieser Anlage wohnt und sukzessive darauf kommt, dass das alles, was einem vorher in guten Bildern im Internet, in „NEWS"-Beilagen und im „Wohn-Kurier" versprochen wurde, dort nicht so ist, wie man es sich vorgestellt hat.

Ich möchte nur zwei, drei Beispiele anführen. Herr Stadtrat, ich habe es immer wieder probiert bei Ihrem Vorgänger, bei Herrn StR Faymann. Er war ein prädestinierter Ankündiger von solchen Wohnbauprojekten, hat sich immer ins rechte Licht gerückt, sei es bei Fototerminen oder wenn eine Kamera in der Nähe gewesen ist, bei Spatenstichen, beim Präsentieren von Ergebnissen dieser Bauträgerwettbewerbe und so weiter. 

Beim Schlüsselübergeben war er auch noch da, und wenn es eng geworden ist, wenn nämlich die ersten Mieter unzufrieden gewesen sind, hat man leider von diesem Stadtrat nichts mehr gesehen und nichts mehr gehört. Auch die Reaktion auf Mieter, die sich dann an ihn gewandt haben, war eine - um den Herrn Bürgermeister zu zitieren - enden wollende.

Ich appelliere an Sie, denn Sie wissen ganz genau, Sie sind jemand, der hier herinnen gesessen ist: Ich empfehle Ihnen zum Beispiel, sich nochmals den Wienerberg anzusehen, die, ich möchte fast schon sagen, Tragödie um den Kinderspielplatz und um die Freiflächen in der Wienerberg-City, um den Kinderspielplatz, der jetzt abseits der Anlage errichtet wurde, aber nur bei absolutem Schönwetter zu benutzen ist. 

Denn in dem Moment, in dem drei Tropfen Regen fallen, ist das eine ziemliche Gatschpartie - was für die Kinder mitunter lustig ist, für die Eltern beim ersten Mal vielleicht auch noch. Aber ab dem zweiten Mal wird es mühsam, und ab dem dritten Mal geht man mit den Kindern dort einfach nicht mehr hin, weil einfach dieser Spielplatz so situiert ist, dass er bei einem Regenguss binnen kürzester Zeit knöcheltief unter Wasser steht. Ich würde Ihnen empfehlen, sich vielleicht jetzt als Wohnbaustadtrat darum zu kümmern; Herr StR Faymann hat das leider nicht zusammengebracht.

Zweiter Fall: „City X" ist Ihnen sicher ein Begriff, Katharinengasse/Kerschbaumgasse an der Tangente. Ich empfehle Ihnen, die Gemeinderatssitzungsprotokolle vom 25. November 2003 nachzulesen, Seite 78 bis 120. Da habe ich in einer sehr ausführlichen Art und Weise versucht klarzumachen, was zuerst den Mietern versprochen wurde und was dann tatsächlich dort den Mietern angeboten wurde, vor allem im Bereich der Kinderspielplätze, vor allem im Bereich der Freiflächen.

Vor allem hat es da ein Versprechen des Herrn StR Faymann im November 2003 gegeben - ich weiß, ich kann seiner jetzt nicht mehr habhaft werden, aber erinnern kann man seinen Nachfolger immer daran -, dass er sich bemühen wird, dass die Schulsportanlage, die es dort mitten in der Anlage gibt, in den Ferienmonaten für die Kinder teilweise geöffnet wird, weil es keine andere Möglichkeit gibt, Freiflächen zu nutzen, und natürlich die Kinder sich dann Flächen suchen, die nicht dafür geeignet sind, beziehungsweise es mit hohen Kosten verbunden ist, das wieder in Ordnung zu bringen. 

Ich habe ein Jahr darauf, am 22.11.2004, nach einer Begehung mit den Vertretern der Wohnbauträger nochmals in der Gemeinderatssitzung darüber gesprochen, nachzulesen auf den Seiten 120 bis 123. Es hat sich leider bis heute, 26. Juni 2007, an der Situation absolut nichts geändert. Es ist weder die Schulsportanlage in den Ferienmonaten zugänglich, weil es hier keine Einigung gibt, es hat keine Verbesserung bei den Kleinkinderspielplätzen gegeben, es hat sich die Situation im so genannten „Central Park" nicht verändert - das ist eine Staubwüste mitten in dieser Anlage -, es hat sich also überhaupt nichts getan.

Herr StR Ludwig! Ich glaube, jetzt, nach fast vier Jahren, hätten es die Mieterinnen und Mieter verdient, endlich in einer Wohnhausanlage zu wohnen, die halbwegs dem entspricht, was ihnen damals versprochen wurde, was in dieser Anlage angeboten wird.

Noch ein Punkt bei diesen neuen Wohnhausanlagen, die jetzt alle gerade fertig gestellt werden: Was sicherlich fehlt - und ich glaube, im Sinne des Klimaschutzes und des Klimawandels sollte man hier verstärkt darüber nachdenken, und nicht nur nachdenken, sondern endlich auch umsetzen -, ist, dass im verdichteten Flachbau Solar- beziehungsweise Fotovoltaik-Anlagen zur Standardausrüstung gehören sollten, zu einer Standardausrüstung von Reihenhausanlagen oder von Einzelhäusern. Gerade die Wohnbauträger, die mit Wohnbauförderungsmitteln bauen, sollten in die Lage versetzt werden, das zu einem Standardrepertoire zu machen. 

Es ist bei unzähligen Anlagen, die in den letzten eineinhalb, zwei Jahren fertig gestellt wurden, in diesem Bereich überhaupt nichts geschehen. Es ist nach wie vor so, dass die Mieter nach Bezug der Anlagen meistens sehr desillusioniert sind, wenn sie das vergleichen, was ihnen vorher versprochen wurde. Ich empfehle Ihnen - so wie ich es StR Faymann empfohlen habe, aber offensichtlich wollte er nicht oder konnte er nicht, ich kann es nicht verifizieren -, endlich eine Gruppe im Bereich der Neubautätigkeit zu installieren, die auch eine Evaluierung der ausgewählten Wohnprojekte, der prämierten Projekte vornimmt und - das wäre das Wichtigste - auch einen jährlichen Bericht darüber abliefert, was an Maßnahmen geschehen ist bei diesen neuen Wohnprojekten, dass man mit den Personen, die dort wohnen, in Kontakt kommt, dass man eventuell mit einer temporären Gebietsbetreuung diese Missstände aufarbeitet. 

Denn es wäre endlich an der Zeit, dass auch im geförderten Wohnbau die Versprechen, die von der Sozialdemokratie gemacht werden, eingehalten werden. Solange das nicht der Fall ist, werden Sie sicherlich verstehen, dass wir diesem Rechnungsabschluss und dem Bericht von Wiener Wohnen nicht zustimmen können. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Schubert. - Bitte.

GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Nur noch zurückblickend auf einige Anmerkungen meiner Vorredner, möchte ich Folgendes zum Herrn Kollegen von der ÖVP sagen, der so drastisch und theatralisch gesagt hat: Schulden von Wiener Wohnen 1,2 Milliarden EUR. 

Wenn man sich diese Schulden anschaut, diese vermeintlichen Schulden, so muss man dem doch entgegensetzen (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Es sind Schulden!), dass die Stadt Wien sehr gut und sehr viel saniert und diese Schulden - unter Anführungszeichen - auf dem Kapitalmarkt aufgenommen werden und sicherlich (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Keine Schulden unter Anführungszeichen!) einer Refinanzierung unterliegen. Es sei aber hier auch erwähnt - und das wurde zuvor nicht erwähnt -, was auch in dem Geschäftsbericht, im Abschluss von Wiener Wohnen stand: dass Wiener Wohnen ein Eigenkapital von 6,5 Milliarden EUR ausweist. Das soll man auch einmal hier anführen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dann gab es auch viele Einzelfälle, die hier dargestellt wurden, die hier aufgelistet wurden. Diese Einzelfälle, mögen sie auch noch so drastisch sein, können wir - das weiß ich - von hier aus nicht lösen. Bitte, diese Einzelfälle sollte man, um diesen Mieterinnen und Mietern etwas Gutes zu tun, vielleicht auf dem direkten Weg mit den Beamten zu klären versuchen! Es gibt keine sturen Beamten, die Beamten sind aus meiner Sicht immer sehr, sehr kooperativ.

Vom Herrn Kollegen Kenesei ist jetzt ganz kurzfristig eine Wortmeldung dazu gekommen. Sie sprechen vom Spielplatz Katharinengasse, der aufgemacht werden soll, aber ich weiß und habe erfahren, dass die Mieter diesen Spielplatz gar nicht geöffnet haben wollen. - So weit nur einige Zitate zu den Vorrednern. (GR Günter Kenesei: Wen haben Sie da gefragt?) Ich werde Ihnen das dann sagen. Sie kennen die Dame oder die Person vielleicht sogar. (GR Günter Kenesei: Eine haben Sie gefragt? Bei 130 Wohnungen? - Weitere Zwischenrufe.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte das Rückgrat des Wiener sozialen Wohnbaus einmal ganz deutlich herausstreichen: Das ist nach wie vor der Gemeindebau. Diese 220 000 Gemeindewohnungen in allen Bezirken Wiens sind immer noch die erste Adresse für Menschen mit einem kleineren Geldbörserl. Eine Gemeindewohnung bietet nach wie vor Sicherheit durch unbefristete Mietverträge und durch ein Mietpreisniveau, das deutlich unter dem Durchschnitt liegt. Diese 220 000 Gemeindewohnungen wirken auch preisdrückend auf das restliche Mietniveau in Wien. Etwa 500 000 Wienerinnen und Wiener leben in den Gemeindebauten, das ist fast ein Drittel der Wiener Bevölkerung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu Wiens Gemeindebauten - das muss man einmal aussprechen, das geht sehr oft unter - gehören insgesamt 6,1 Millionen m² Grünflächen. Bitte sehr, welche Stadt hat das im sozialen Wohnbau schon aufzuweisen? Das entspricht einer Flächen von 750 Fußballfeldern, das muss man sich einmal vergegenwärtigen. Dazu kommen noch die fast 1 700 Spielplätze mit zirka 3 000 Spiel-
geräten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wo Menschen zusammen wohnen, gibt es sicherlich nicht nur Freude und Verständnis, sondern auch Konflikte, ganz egal, ob im Zinshaus, in der geförderten Mietwohnung oder auch im Gemeindebau. Die Stadt Wien hat eine Institution ins Leben gerufen, die mit den Aufgaben gewachsen ist: die Gebietsbetreuung. Sie hat sich zur unentbehrlichen Anlaufstelle für Mieterprobleme entwickelt. Sie vermittelt zwischen Mietern und Hausverwaltern. Sie hilft bei Spielplatzsanierungen, bei Verkehrsproblemen oder auch bei Nachbarschaftsproblemen. 

Im Jahr 2003 wurde die Gebietsbetreuung ausgeweitet. Die Einrichtungen der Gebietsbetreuung/Stadterneuerung tragen als bezirks- und grätzelbezogene Stadterneuerungsbüros zur Verbesserung der Wohn- und Lebensqualität bei. Die einzelnen Serviceleistungen sind auf die Erfordernisse der Bezirke, aber auch der Grätzel abgestimmt. Ab März steht mit dem neuen MediatorInnen-Pool ein weiteres wesentliches Instrument für mehr Wohnzufriedenheit und ein besseres Miteinander in den Gemeindebauten zur Verfügung. 

Natürlich sind die Erzählungen von früher - im Gemeindebau war alles besser - ganz ernst zu nehmen. Denn es geht oft um tiefgreifende Probleme der Menschen im Gemeindebau. Aber natürlich ist bei derartigen Beschwerden auch die verschönernde Sicht auf die Vergangenheit ausschlaggebend. Als Beitrag zum besseren Miteinander im Gemeindebau wirken die 20 Konfliktmanagerinnen und ‑manager des Mediatorinnen- und Mediatoren-Pools. Sie werden aktiv die Information der Mieterinnen und Mieter im Gemeindebau fördern und die zwischenmenschliche Kommunikation unterstützen, was ein ganz wesentlicher Faktor ist. 

Die interkulturellen Mediatorinnen und Mediatoren können über die Gebietsbetreuungen Städtische Wohnhausanlagen angefordert werden. Konkret geht es darum, für den jeweiligen Problemfall jene Besetzung in der Mediation zu finden, die den Konflikt bestmöglich und mit dem effektivsten Ressourcenaufwand lösen kann. 

Ein gemischtkulturelles Mediatorenteam schafft ein niedrigschwelligeres Angebot und erreicht für Klientinnen und Klienten mit anderem kulturellen Hintergrund die gleichberechtigte Teilnahme an solchen Kommunikationsprozessen. Dadurch wird die kulturelle Vielfalt sicherlich besser berücksichtigt. Diese Komediationen sind in der interkulturellen Konfliktarbeit anerkannte Methoden, die ab nun verstärkt Anwendung finden werden. Dabei ist der Begriff Kultur nicht ausschließlich auf andere Länder und Sitten beschränkt, nein, sondern schließt beispielsweise auch Konflikte zwischen Alt und Jung mit ein. 

Diese einzelnen Serviceleistungen der Gebietsbetreuungen sind genau auf die Erfordernisse in den jeweiligen Bezirken und Grätzeln abgestimmt. Um diesen Anforderungen noch besser nachkommen zu können, wurde heuer das Budget für die Wiener Gebietsbetreuung um ein Drittel aufgestockt, es beträgt zirka 3 Millionen EUR pro Jahr. Die Zahl der Mitarbeiter wurde deutlich auf 180 erhöht. 

Oft sind Konflikte im Wohnbereich auf fehlendes Verständnis und Missverständnisse zurückzuführen, und zwar von beiden Seiten des Konfliktes. Sind die Fronten verhärtet, können auch die besten Mediatoren oder Mediatorinnen wenig helfen. Deshalb ist es wichtig, dass bereits zu Beginn eines drohenden Konfliktes lösend eingegriffen wird.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wiener Wohnen hat gegenüber den anderen Hausverwaltungen einen entscheidenden Vorteil: die Mietervertretung. Die Wiener Mietervertreter und Mietervertreterinnen sind wichtige Kommunikatoren und auch Interessensvertretungen und Vertreter zwischen Hausverwalter, Bewohnern und Bewohnerinnen der Wiener Gemeindebauten sowie den Mietern und Mieterinnen untereinander. Hier gilt eben auch das Grundprinzip: Durchs Reden kommen die Leute zusammen. Sie wirken deeskalierend, aber auch vertrauensbildend. Sie sammeln die Interessen der Mieter und helfen, Vorurteile abzubauen. 

Derzeit gibt es etwa 750 Mieterbeiräte. Diese Zahl soll deutlich vergrößert werden. StR Ludwig will den Nutzen der Mietervertretungen erhöhen und die Arbeit der Mietervertreter aufwerten. Die Kundendienstzentren laden ab Herbst einmal im Jahr alle Mietervertreter und Mietervertreterinnen gemeinsam zu Strategiesitzungen ein. Dabei werden Projekte und Strategien für die Zukunft erarbeitet. Um gemeinsam konkrete Lösungen zu erarbeiten, werden Mitglieder der Gebietsbetreuung Städtische Wohnhausanlagen auf Wunsch als Kommunikationsprofis diese Treffen vor- und nachbereiten, aber auch moderieren. 

Darüber hinaus wird der Kommunikationsfluss zwischen den Kundendienstzentren von Wiener Wohnen und den Mietervertretern zu verbessern und zu verstärken sein. Es werden in allen neun Kundendienstzentren ab Herbst regelmäßig Sprechtage abgehalten, an denen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ausschließlich für die Anliegen der Mietervertreter da sind. Im Zuge dieser Sprechtage sollen die aktuellen Probleme der jeweiligen Wohnhausanlage besprochen und gemeinsame Lösungen gefunden werden. Und die Kundendienstzentren laden einmal im Jahr alle MietervertreterInnen gemeinsam zu Strategiesitzungen ein. Dabei werden Projekte und Strategien für die Zukunft erarbeitet. Um gemeinsam konstruktive Lösungen zu erarbeiten, werden die Mitglieder der Gebietsbetreuung Städtische Wohnhausanlagen auf Wunsch als Kommunikationsprofis diese Treffen vor- und nachbereiten sowie auch moderieren. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Im Herbst 2007 startet auch ein spezielles Kursangebot für MietervertreterInnen. Damit sollen neues Wissen vermittelt und bestehende Kenntnisse erweitert werden. Insofern richten sich die Schulungsangebote auch an erfahrene Mieterbeiräte, die in den Kursen Neues mit bestehendem Wissen verknüpfen und anderen Teilnehmern durch ihre Erfahrung wertvolle Anregungen vermitteln können. Die Kurse sind für die Mietervertreter und Mietervertreterinnen natürlich kostenlos. Die Teilnahme erfolgt auf freiwilliger Basis. Vermittelt werden sollen vor allem mietrechtliche und technische Grundlagen.

Parallel dazu wurde das System der Betriebskostenabrechnung, das manchmal zu Beschwerden geführt hat, verbessert. Um mehr Transparenz in die Hausabrechnung - seien es Betriebskosten oder Sanierungskosten - zu bringen, wurde bei Wiener Wohnen eine Stabsstelle für Controlling und interne Revision geschaffen, die verstärkte Kontrollaufgaben zu erfüllen hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu den Hausbesorgern hat mein Kollege Dr Stürzenbecher schon einiges gesagt. Aber ich kann es nicht unterlassen und muss auch noch meine Gedanken dazu sagen, die denen des Kollegen Stürzenbecher sehr ähnlich sind. 

Wie Sie alle wissen, hat ja die Bundesregierung im Jahr 2000 das Hausbesorgergesetz ersatzlos gestrichen. Seitdem dürfen keine Hausbesorgerinnen und Hausbesorger mehr aufgenommen werden. (GR Dr Herbert Madejski: Stimmt ja nicht!) Die Stadt Wien hat damals heftigst dagegen protestiert, hatte aber keine Möglichkeit, gegen die parlamentarische Mehrheit von ÖVP und FPÖ etwas zu unternehmen. Was war der Effekt? Die Zahl der Hausbesorger bei Wiener Wohnen ist von 3 800 im Jahr 2000 auf derzeit 2 560 gesunken. 

Wir haben immer gesagt, dass die Mieterinnen und Mieter entscheiden sollen, wie die Hausbetreuung in ihrem Gemeindebau aussehen soll. Durch den Streit um das Hausbesorgergesetz ist die Wahlmöglichkeit der Hausbesorger jedenfalls weggefallen. StR Ludwig hat eine Initiative zur Wiederbelebung des Hausmeisterberufes gestartet. Der Beruf muss neu definiert werden. Neben Reinigungsfunktionen soll der Hausbesorger aber auch unter anderem Erste Hilfe leisten und als Streitschlichter wirken können. Gemeinsam mit den Sozialpartnern soll eine Lösung gefunden werden, die sicherstellt, dass die Mieterinnen und Mieter auch die Betreuung durch Hausbesorger wählen können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wohnqualität ist auch eine Frage des Wohlfühlens: Je stärker die Architektur, die Fassaden, die Leitungen und die Einrichtungen eines Wohnbaus, desto höher die Wohnqualität. Deshalb hat StR Ludwig auch eine Sanierungsoffensive der Wiener Gemeindebauten gestartet. Jährlich werden knapp 2 000 Wiener Gemeindebauten mit 120 bis 150 Millionen EUR saniert, damit sich die Bewohner und Bewohnerinnen darin wohl fühlen, damit sie weniger Betriebskosten haben und damit sie weniger Heizkosten zahlen müssen. Der Gemeindebau ist und wird auch in Zukunft eine beliebte Adresse bei Wienerinnen und Wienern bleiben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Abschließend möchte ich es nicht verabsäumen, mich bei allen Mitarbeitern der Geschäftsgruppe recht herzlich für ihr emsiges und einsatzfreudiges Tun zu bedanken: Danke schön! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Dipl-Ing Gretner. - Bitte.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bei der Geschäftsgruppe Wohnen haben wir auch wieder sehr unterschiedliche Sichtweisen der Dinge gehört. Ich habe jetzt schnell nachgerechnet, was den Gebietsbetreuungen zur Verfügung steht: Rund gerechnet von der Zahl, die genannt wurde, diesen 3 Millionen EUR pro Jahr, bedeutet das pro Bezirk, wenn man sagen würde, es wären alle gleich - es ist klar, dass manche Bezirke viel mehr Einwohner haben, aber sagen wir jetzt einmal, grob gerechnet -, 130 000 EUR pro Bezirk; das ergibt dann pro Monat 11 000 EUR. Ich frage mich, ob Sie meinen, dass die Aufgaben, die die Gebietsbetreuungen zu erledigen haben, die sichtlich immer schwieriger werden - und auch die Mediatoren, die angesprochen worden sind -, mit diesem Budget von rund 11 000 EUR pro Bezirk und pro Monat bewältigt werden können. 

Ich denke, das ist viel zu wenig. Die Verhältnismäßigkeit ist da, wenn man bedenkt, wie groß die Probleme sind, nicht gegeben. Ich weiß auch von vielen Bekannten und Kollegen, dass die Gebietsbetreuungen und Mediatoren am Rande ihrer Kräfte stehen; sagen wir einmal so. Da passiert wirklich sehr viel in Selbstausbeutung. Ich denke, die Aufstockung um ein Drittel war richtig, aber es müsste noch weiter gehen. 

Herr Stürzenbecher hat vorhin angesprochen, wie wichtig die Notwendigkeit für das Wohnumfeld ist - da gebe ich Ihnen vollkommen recht - und dass eben auch Wohnbaufördermittel für diese Zwecke verwendet werden. Ich glaube aber, dass da viel zu wenig passiert. Es gibt immer wieder Beispiele wie, angesprochen von meiner Kollegin Smolik, das Thema Kinderspielplatz, oder in letzter Zeit ist mir im Planungsbereich auch immer öfter aufgefallen, dass in Neubaugebieten keine Parks mehr gewidmet werden, wortwörtlich mit der Begründung: Diese Flächen gehören den Bauträgern, und man kann sie nicht zwingen, diese Parks zu errichten.

Die Erklärungen dafür waren dann immer wieder so: Die Bauträger würden ja die Kosten für diese Parkflächen wiederum den Mietern aufschlagen, beziehungsweise es wären dann diese Wohnbauten gar nicht mehr mit der Wohnbauförderung möglich. Das ist natürlich schon sehr bedenklich, wenn man es vergleicht mit dem Karl-Marx-Hof oder anderen legendären Bauten: Was für großzügige und wunderbare Parkanlagen es dort gibt und was wir heutzutage in einer deutlich reicheren Gesellschaft nicht mehr zustande bringen. 

Damit bin ich auch schon wieder bei dem Thema, das ich heute auch in der Planungs-Geschäftsgruppe schon angesprochen habe: Ich glaube, diese Probleme sind nur ressortübergreifend zu lösen. Es gibt jetzt auch im Planungsbereich eine Gruppe, die sich dieses Themas annehmen wird, eben dieser Parkwidmungen auf Flächen, die im privaten Eigentum sind, also von Bauträgern schon gekauft sind. Ich hoffe, dass es da eine geschäftsgruppenübergreifende Zusammenarbeit geben wird. 

Gestern wurde ähnlich auch schon im Ressort Umwelt das Problem mit den fertiggestellten Stadtentwicklungsgebieten angesprochen, wo man eben in den großen Höfen immer wieder über Zäune klettern müsste, um diese Höfe wirklich ordentlich nutzen zu können. Auch da, denke ich, müsste man eine Lösung finden können. 

Drittes Thema im Zusammenhang mit der Infrastruktur im Wohnumfeld: Wir wissen, dass wir in nächster Zeit ziemlich viele neue Schulbauten brauchen werden. Diese Entwicklung ist uns eigentlich schon länger bekannt. Ich glaube, jetzt ist der Groschen endgültig gefallen, und jetzt sind wir eigentlich schon wieder sehr spät damit dran, die Grundstücke für diese Schulbauten anzukaufen oder uns aktiv auf die Suche zu begeben. Ich erinnere auch daran, wie einigermaßen blamabel für die Stadt Wien ich es doch finde, dass man sagt, okay, wir wollen ein Krankenhaus in Floridsdorf!, aber man nicht imstande war, rechtzeitig Flächen anzukaufen, obwohl das eine Entwicklung war, die man schon jahrelang hat voraussehen können. Genauso sollte man auch Vorsorge dafür treffen, diese Schulbauplätze rechtzeitig zu sichern, um dann eben nicht auf den Goodwill von so manchem Bauträger angewiesen zu sein. 

Einen ähnlichen Fall gab es kürzlich im Wohnausschuss auch in Bezug auf einen Kinderspielplatz. Da hätte natürlich die MA 69 noch eingreifen und nicht einen Kleingarten verkaufen können, sondern eben für diesen Spielplatz sorgen können. Man hat sich dann darauf ausgeredet - in meinen Augen zu Recht -, dass es eigentlich die Aufgabe der Stadtplanung gewesen wäre, dort einen Spielplatz zu widmen. Aber ich denke, auch dieses Problem kann man nur in Zusammenarbeit lösen. - Das wäre die eine Anregung zum diesjährigen Rechnungsabschluss.

Das Zweite ist die Qualitätssicherung. Kollege Kenesei hat es vorhin auch angesprochen: Wie sehen Projekte aus, wenn sie fertig sind, im Vergleich zu dem, was man den Leuten zuvor verkauft hat? Hier geht es, glaube ich, darum, Instrumente zu entwickeln, oder auch ein Vorschlag betreffend diese begleitende Gruppe wäre sicher sinnvoll. Evaluierung könnte ein erster Schritt sein. Aber ich glaube, es geht auch schon sehr ans aktive Handeln: Wie setzt man eben Ergebnisse von Bauträgerwettbewerben et cetera dann auch wirklich um?

Es gibt ja in nächster Zeit einige Möglichkeiten. Es gab auch schon erste Bemühungen, beispielsweise die Bauordnungen mit der Technik-Novelle zu überarbeiten. Da sind wir noch in Verhandlungen bezüglich der Ökologisierung. Über den Dachgeschoßausbau werden wir am Donnerstag diskutieren, das ist jetzt eher eine kurzfristige Lösung. Ich denke, wir sollten ab diesem Herbst intensiv daran arbeiten, vielleicht auch bei der Bauordnungsreform das eine oder andere Problem besser in den Griff zu bekommen. 

Abschließend noch zur Neubauverordnung: Da sind wirklich einige sehr positive Dinge passiert. Ich möchte mich heute auch endlich einmal bedanken; ich glaube, da ist in der Geschäftsgruppe sehr gute Arbeit geleistet worden. 

Es fand eine leichte Ökologisierung statt, wie wir schon gehört haben. Passivhäuser werden ab jetzt gefördert. Auch gestalterische Qualitäten sollen mehr gefördert werden, wobei es natürlich das Problem ist: Wer sagt, was diese gestalterische Qualität ist? Beziehungsweise wie transparent und wie nachvollziehbar fallen Entscheidungen im Grundstücksbeirat? Ich glaube, da wäre es auch wichtig, dass man noch ein bisschen weiterarbeitet, um die Entscheidungen, wie diese Mittel dann vergeben werden, noch nachvollziehbarer zu gestalten.

Abschließend ein Thema, das mich in diesem Zusammenhang besonders gefreut hat: Man hat sich nun auch entschlossen, Balkone und Terrassen zu fördern. Es ist auch in der Begründung angeführt: Um zu vermeiden, dass Loggienflächen nur deshalb geschaffen werden, um eine bessere Förderung zu erhalten. Das hat man, wenn man mit offenen Augen durch die Stadt geht, wirklich ablesen können, dass in den letzten Jahren nur noch Loggien sichtbar waren, die sicher sachlich nicht zu rechtfertigen waren, sondern wirklich nur über die Förderung. Insofern glaube ich, dass man so mit relativ wenigen Worten und auch mit im Verhältnis nicht so viel Geld doch Wesentliches an der Lebensqualität in der Stadt verändert und verbessert hat. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Abschließend möchte ich noch einmal daran erinnern, sich die Qualitätssicherung besser zu überlegen und die Instrumente dafür zu entwickeln, im Idealfall gemeinsam mit den anderen Geschäftsgruppen. Bis das nicht erledigt ist, werden wir dem Rechnungsabschluss nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich war überhaupt nicht vorgesehen; ich hätte mich auch nicht gemeldet, aber Frau Kollegin Schubert hat mich wirklich ein bisschen provoziert. Zwei Dinge, das Erste mit den Hausbesorgern. 

Es ist ja wirklich der größte Schmäh der Gemeinde Wien: Ich kann keine Hausbesorger beschäftigen. Es geht um das Recht: ums Kollektivvertragsrecht, um eine Berufsgruppe, das ist schon richtig. Da brauchen wir ein neues Gesetz, das müssen wir neu gestalten. Aber es widerspricht niemandem, und jeder im privaten, im Genossenschafts- beziehungsweise Gemeindebau kann wählen - das war immer so -: Will ich eine private Firma haben? Oder will ich einen Hausbesorger, wenn man ihn so bezeichnen will, mit dem ich einen individuellen Vertrag abschließe: Du tust zweimal Stiegen waschen, Fenster waschen und so weiter.

Das Problem, warum die in der damaligen Form abgeschafft wurden, waren ja die manchmal sehr überhöhten, sagen wir einmal, Gehälter und Dienstwohnungen und Zulagen, die sich manche - und das werden Sie mir nicht abstreiten, Herr Stadtrat, weil Sie ja auch jahrelang hier gesessen sind - ausbezahlen ließen, oft auf Leistungen, die auch nicht immer vollbracht wurden. 

Das ist einmal das Erste zum Schmäh. Natürlich kann man jederzeit Hausbesorger, oder wie auch immer wir sie nennen, nehmen und nicht die Wiener Hausbetreuung. 

Ich hege den Verdacht, Herr Stadtrat, dass Sie draufgekommen sind, ein nicht ganz leichtes Erbes Ihres Vorgängers übernommen zu haben - was ich gestern auch schon in der Generaldebatte gesagt habe -, denn er hat ja die Zügel in dem letzten halben Jahr - sagen wir einmal, im halben Jahr, ich bin sehr gutmütig - schleifen lassen. Ich glaube, dass in der Wiener Hausbetreuung durchaus eigenständig agiert wurde, ohne dass sich der ehemalige Stadtrat und heutige Verkehrsminister und seine Mitarbeiter extrem darum gekümmert hätten. 

Sie wissen ja genau, ich habe nicht aus Jux und Tollerei einen Kontrollamtsbericht über die Wiener HausbetreuungsgesmbH angefordert. Er ist im Endstadium, wie Sie auch wissen, er wird wahrscheinlich Ende Juni zu einer letzten Stellungnahme in Ihrem Ressort liegen. Soweit ich informiert bin, gibt gerade der Geschäftsführer der Wiener HausbetreuungsgesmbH seine Stellungnahme dazu ab. Ich möchte mich dazu jetzt nicht näher äußern, wir werden ja den Bericht dann hören, Herr Stadtrat. 

Ich glaube, dass Sie sich unter Umständen auch nicht mehr ganz sicher sind, ob die handelnden Personen oder jene, die in der Wiener HausbetreuungsgesmbH arbeiten, die richtigen für die Stadt Wien sind. Auch bei Wiener Wohnen hat es ja - das ist aber heute nur ganz kurz angeklungen - zwei richtige Suspendierungen gegeben, da wurde von Ihnen sofort reagiert. In der Zwischenzeit sind es, wie ich höre, nicht mehr zwei Suspendierungen oder hier angedachte Suspendierungen, sondern schon wesentlich mehr. Es muss sich also schon einiges abgespielt haben im Hause Wiener Wohnen und im Hause der Wiener Gebietsbetreuung.

Aber jetzt zu etwas anderem: zu den Kinderspielplätzen. Da ersuche ich Sie, Herr Stadtrat, mit den gemeinnützigen Wohnbauträgern ein ernstes Wort zu sprechen. Ich spreche jetzt nicht vom Wienerberg - das hat Kollege Kenesei schon getan -, sondern von den KDAG. Die KDAG-Gründe wurden genauso mit wunderbaren Postern, Prospekten, Internet und allem herrlich verkauft. Hinten und vorn stimmt es nicht immer, aber was besonders traurig ist: Es gibt dort keinen Kinderspielplatz. 

Das machen die Genossenschaften zunehmend zum System, und da müssen Sie einschreiten! Dort bauen sechs oder sieben Genossenschaften, sie teilen sich die Grundstücke in Baulose, in Baugrundstücke, und diese einzelnen Grundstücke sind genau um eine Spur zu klein, damit das Gesetz greift, dass sie dort einen Kinderspielplatz machen müssen.

Bei den KDAG-Gründen ist Folgendes passiert. Da gibt es einen so genannten Jugendspielplatz, relativ weit weg, für ältere Kinder, und zwar gepachtet von den Kinderfreunden. Es ist ein alter Platz. Das ist ein „Robinson Crusoe"-Spielplatz, relativ gefährlich, weil die Kinder über die Straße gehen müssen. Der tatsächliche Kinderspielplatz, der in den Plänen eingezeichnet ist, wurde im letzten Finanzausschuss beziehungsweise Umweltausschuss im Bezirk beschlossen; die MA 42 wurde beauftragt. Aber jetzt kommt es: Den Kinderspielplatz muss der Bezirk bezahlen!

Das geht nicht nur in Meidling so, das geht in anderen Bezirken genauso. Das ist ein Skandal, meine Damen und Herren, dass nämlich die Genossenschaften Wohnbauförderungsmittel bekommen - das ist bis heute noch nicht so richtig aufgetreten, daher möchte ich es Ihnen noch einmal auf den Weg mitgeben; Sie werden es ohnehin wissen. Wenn in Zukunft Wohnbauförderung ausgeschüttet wird, dann hat der Wohnbauträger, egal, wie groß er ist oder ob er in einer gemeinsamen Solidargemeinschaft tätig ist, Kinderspielplätze zu errichten!

Es kann nicht sein, dass der Bezirk aus Bezirksmitteln - die MA 42 immerhin 4 Millionen EUR - für einen Kinderspielplatz ausgibt, und die Genossenschaften putzen sich ab! Die ersten Kinder, die dort spielen können, werden wahrscheinlich lange warten müssen; diejenigen, die jetzt eingezogen sind, haben keinen, die gehen dann wahrscheinlich schon in die Berufsschule oder ins Gymnasium, die brauchen den Kinderspielplatz gar nicht mehr. 

Das ist eine Sauerei, dass, wenn man heute in eine neue Siedlung von Genossenschaften einzieht, die Kinderspielplätze nicht da sind, sondern erst dann, wenn die Kinder schon wieder ausziehen oder die Enkelkinder da sind. Meine Damen und Herren, das kann nicht sein!

Abschließend: Die Stadt Wien hat es geschafft im Roten Wien, die Stadt Wien hat es geschafft, in den 50er Jahren Gemeindebauten zu errichten mit Grünanlagen, mit Parks, mit Kinderspielplätzen. Sie haben sich davon verabschiedet; die Genossenschaften haben gar nicht damit angefangen. Beginnen Sie wieder, kinderfreundlich zu planen und mit den Genossenschaften zu reden. Denn dieser derzeitige Zustand, dass man sich so aus der Verantwortung herausschleicht, kann nicht sein, Sie kriegen genug Steuermittel von uns! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr Amtsf StR Dr Ludwig hat das Schlusswort. - Bitte.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Gemeinderätinnen und Gemeinderäte! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Ich möchte mich auf das Wesentliche und auf einige Punkte konzentrieren, die von Ihnen angesprochen worden sind. Denn der Vorsitzende des Wohnbauausschusses, Dr Kurt Stürzenbecher, und seine Stellvertreterin, Frau GRin Schubert, sind ja sehr gewissenhaft auf wesentliche Eckpunkte der Wiener Wohnbaupolitik eingegangen. Auch hier möchte ich vielleicht nur einige Punkte noch zur Präzisierung mit anschließen. 

Es war in der Tat in den vergangenen Jahren immer unser größtes Anliegen, in einer attraktiven Millionenstadt wie Wien auch leistbaren Wohnraum zu ermöglichen, der gleichzeitig eine sehr hohe Qualität auch im geförderten Wohnbau erreicht hat. Gleichzeitig - und das gilt auch für das letzte Berichtsjahr - haben wir zusätzlich versucht, einige Zielgruppen besonders zu unterstützen. 

Ich denke hier beispielsweise nur an die Jungfamilienförderung über Eigenmittelersatzdarlehen oder den Zugang zu Gemeindewohnungen ab 17 Jahren, wodurch auch Jungwienerinnen und Jungwiener verstärkt und verbessert den Zugang zu den Gemeindebauten und ‑wohnungen gefunden haben. Aber auch beispielsweise die verstärkte Studentenheimförderung ist eine solche Maßnahme, um bestimmten Zielgruppen unserer Stadt entgegenzukommen. 

Ich denke, dass sich mein Anliegen, kein Wohnen von der Stange zu ermöglichen, sondern darüber hinaus gehend auch bestimmt Projekte, Themenprojekte zu unterstützen, auch im vergangenen Berichtsjahr sehr gut zum Ausdruck bringen lässt. Ich denke hier nur an Special-Interest-Projekte wie die Bike-City, aber auch an Themenschwerpunkte, die Sie auch angesprochen haben, wie zum Beispiel die Auseinandersetzung mit der Generationenfrage, dass wir sagen, wir müssen verstärkt auch Wohnbauten errichten, wo generationsübergreifende Wohnmodelle ermöglicht werden. Hier ist die Kornhäusel-Villa vielleicht ein Beispiel unter vielen, das besonders attraktiv erscheint und das vielleicht auch in diese Richtung zu sehen ist.

Insgesamt haben wir im Jahr 2006 doch auch eine sehr beeindruckende Bilanz im Bereich der Förderzusicherungen aufzuweisen. Wir haben insgesamt 60 verschiedene Standorte im Neubau und 452 Projekte im Bereich der Sanierung gefördert und unterstützt und insgesamt 535 Millionen EUR in Neubau oder Sanierung unter Direktunterstützung ausgegeben. 

Sie haben recht, die Wohnbauförderung von Seiten des Bundes hat stagniert, was real zu keiner Steigerung geführt hat. Wir haben von der Stadt Wien aus versucht, auch hier zu kompensieren, und haben ja auch als Land zusätzliche Mittel eingesetzt, um diesen Aufgaben gerecht zu werden. Aber es zeigt diese Entwicklung auch, dass es uns gelungen ist, durch eine noch effizientere Vorgangsweise unsere doch sehr hohen Neubauleistung zu halten und auch im Bereich der Sanierung nicht zurückzugehen. 

Gleichzeitig haben wir im vergangenen Jahr 54 748 Menschen zusätzlich mit einer Individualförderung unterstützen können - das war der höchste Wert, den wir in den letzten Jahren gehabt haben - und haben in diesem Bereich 86 Millionen EUR investiert. Das heißt, wir haben die hohe Leistung im Neubau und in der Sanierung gehalten und gleichzeitig eine sehr starke Steigerung im Bereich der Individualförderung zu verzeichnen gehabt. 
Wir haben im vergangenen Jahr neun Bauträgerwettbewerbe an 17 verschiedenen Standorten durchgeführt und haben mit diesen Bauträgerwettbewerben insgesamt 2 462 Wohneinheiten geschaffen. Es sind sehr attraktive Standorte dabei, auch innerstädtische Standorte wie beispielsweise die Wilhelmskaserne, wo wir allein 671 Wohneinheiten geschaffen haben, oder auch das Karree St Marx mit 443 Wohnungen. Dies ist vielleicht auch ein Beispiel dafür, dass wir ganz bewusst neben bedeutenden Stadterweiterungsgebieten gerade auch die innerstädtischen Möglichkeiten ausgeschöpft haben.

Ich denke, dass wir zusätzlich, neben der Leistung im Bereich des Neubaus und der Sanierung, versucht haben, auch Maßnahmen zu setzen, um das Lebensgefühl und die Wohnzufriedenheit zu unterstützen. Eine Maßnahme war sicher die europaweite Ausschreibung im Bereich der Gebietsbetreuungen, die wir mit Ende dieses Jahres abgeschlossen haben, und wir konnten auch in den Bezirken zum Teil neue, zum Teil altbewährte Gebietsbetreuungen wieder neu starten, die wir allerdings auch aufgestockt haben, personell und finanziell, mit mehr als einem Drittel. Wir haben jetzt insgesamt 180 Personen im Bereich der Gebietsbetreuungen beschäftigt - das ist eine deutliche Steigerung -, die mit unterschiedlichen Aufgabenfeldern im Bereich der Gemeindebauten, aber auch im Bereich der Stadterneuerungsgebiete tätig sind.

Ich möchte mich noch ein bisschen mit dieser strategischen Frage der Entwicklung der Wohnbevölkerung, die Sie auch angesprochen haben, beschäftigen. Das ist ja in der Tat gerade für den Neubau, aber auch für die Sanierung eine wichtige Frage, und das ist auch der Grund, warum ich in der letzten Gemeinderatssitzung vorgeschlagen habe, die Wohnbauleistung deutlich zu erhöhen, nämlich auf 20 000 in den nächsten drei Jahren, und dass wir uns natürlich auch damit beschäftigen müssen: Wo werden wir diese Wohneinheiten errichten?

Dazu wird es notwendig sein, in den Stadterweiterungsgebieten wie beispielsweise Aspern oder Rothneusiedl, aber auch in innerstädtischen Erweiterungsgebieten tätig zu werden. Ich freue mich zum Beispiel sehr, wenn wir in Aspern, in Eurogate die größte Passivhaussiedlung Mitteleuropas errichten werden. Ich denke, dass wir im Bereich des Neubaus, der Stadterneuerung und Stadterweiterung, aber auch des ökologischen Bauens völlig neue Wege gehen, dass wir das ökologische Bauen stärker in die Stadt hereinholen und auch attraktiver gestalten für viele potenzielle Interessierte, die mit dieser neuen Technologie erst am Rande konfrontiert sind.

Diese Frage der erhöhten Wohnbauleistung ist natürlich auch mit vielen gesellschaftspolitischen Fragen verbunden. Das betrifft die Zuwanderung, die Sie angesprochen haben, aber nicht nur, das gilt beispielsweise auch für den Umstand, dass erfreulicherweise die Menschen in unserer Stadt immer älter werden und im hohen Alter auch andere Bedürfnisse haben. Ich denke, dass der Vorschlag, dass man überlegt, beispielsweise auch mit Wohngemeinschaften ältere Menschen zusammenzuführen, damit sie im Alter eben nicht vereinsamen, Ansprechpersonen haben und sich auch selbst organisieren können, ein sehr guter ist. Ich denke, dass wir einige Pilotversuche in dieser Richtung haben, die wir auch ausweiten wollen. 

Es entspricht, wenn man so will, auch der Philosophie im Bereich der Pflege und der betreuten Geriatrie, dass wir versuchen wollen, die Menschen so lang wie möglich im eigenen Wohnumfeld zu belassen und nicht in ein Pflegeheim zu bringen. Das Problem, das ich dabei sehe, ist ein ähnliches wie bei der Betreuung in den Seniorenwohnhäusern, wo oft der Zeitpunkt, bis zu dem man sich entscheidet, eine solche Einrichtung aufzusuchen, sehr weit hinausgezögert wird. Das ist, wenn man so will, auch ein Problem der Bewerbung, der Kommunikation, denn besser wäre es natürlich, Menschen möglichst frühzeitig in solchen Wohngemeinschaften zusammenzuführen, damit sie sich in einem Lebensalter organisieren können, in dem sie noch nicht reine Pflegefälle sind. 

Das ist ein Problem, das wir auch in den Seniorenwohnhäusern haben, dass man sich oft erst anmeldet, wenn man schon medizinische Betreuung braucht. Besser wäre es natürlich, schon als, wenn man so will, junger Senior oder junge Seniorin eine solche Betreuungsinstitution aufzusuchen. Da sehe ich noch wenig ein Problem, wie wir diese Menschen zusammenführen. Aber es ist auf jeden Fall wichtig, das anzudenken und hier auch Modelle zu entwickeln. 

Ich möchte vielleicht einen Punkt noch anschließen, den Sie gar nicht dezidiert angesprochen haben, der aber eng damit verbunden ist und, wie ich aus vielen Diskussionen in den Ausschüssen weiß, auch ein großes Anliegen ist. Das ist die Frage, wie wir Wohnraum verstärkt auch für Menschen mit besonderen Bedürfnissen schaffen, das heißt, für körperlich behinderte Menschen. Das ist eine Personengruppe, die manchmal, aber nicht immer identisch ist mit den älteren Menschen und auch besondere Bedürfnisse im Wohnumfeld hat. 

Hier haben wir mit der Behindertenkommission der Frau Landtagspräsidentin Stubenvoll einen engen Kontakt. Da haben wir auch mit der Behinderten-Novelle im Jahr 2004 einen völlig neuen Weg eingeschlagen. Im Neubau sind wir hier sehr weit, aber ich denke, im Bereich der Sanierung beispielsweise muss man sicher verstärkt darauf eingehen, gerade den älteren Menschen oder auch behinderten Menschen Möglichkeiten zu schaffen. 

Ein dritter Grund, wenn man so will, in der strategischen Bevölkerungsentwicklung ist auch darin zu sehen, dass sich die Lebensgewohnheiten der Menschen gravierend ändern. Sie haben es selbst angesprochen, in Wien haben wir in etwa zwei Drittel Ehen, die - unter Anführungszeichen - scheitern. Es ist nicht immer ein Scheitern, aber im Regelfall ist es im Zusammenleben ein Scheitern, und damit verbunden ist die Suche nach neuem Wohnraum. 

Darauf versuchen wir dahin gehend zu reagieren, dass wir zum einen auch Wohnbauten errichten wollen, in denen flexiblere Grundrisse möglich sind, die man entsprechend den veränderten Lebensbedingungen adaptieren kann, und dass wir natürlich auch Wohnraum mit kleineren Wohneinheiten schaffen wollen. Denn es geht ja auch darum, dass dieses Wohnen leistbar sein muss und wir sehr oft sehen, dass große Wohnungen deshalb verlassen werden müssen, weil Lebensgemeinschaften auseinander gehen, ein Lebenspartner allein sich diese Wohnung nicht mehr leisten kann und dann oft beide Partner kleinere Wohneinheiten suchen. Auf diesen Prozess werden wir reagieren, und da haben wir auch im Bereich der Bauträgerwettbewerbe einiges vor.

Einen wichtigen Punkt hat auch Herr StR Ellensohn angesprochen, nämlich jenen der Spekulation. Hier ist es natürlich sehr schwer für mich, jetzt den konkreten Anlassfall durchzuexerzieren. Aber es ist richtig, dass es im privaten Wohnungs- und Hausbereich nach wie vor Spekulationen gibt. Oft sind es Firmen, die sehr rigide entlang der gesetzlichen Grenze tätig sind, wo es für uns oft sehr schwierig ist, unmittelbar einzugreifen, wo wir aber versuchen wollen, alle unsere Möglichkeiten einzusetzen, um stärkeren Druck auf diese Firmen auszuüben, wie uns das auch in vielen Fällen gelingt, auch mit Einbindung der Mieterinnen und Mieter. Wir haben auch die Anti-Spekulationshilfe ausgebaut, und das Mieterhilfstelefon beispielsweise ist ein ganz wichtiges Instrument, um in Koordination und Kooperation mit den Mieterinnen und Mietern gegen solche Spekulanten vorzugehen.

Ein Punkt, der sehr stark angesprochen worden ist, ist jener des Gemeindebaus. Frau GRin Schubert hat hier bereits sehr umfassend eine Darstellung getroffen. Ich möchte nur in aller Deutlichkeit eines sagen, und das ist mir auch politisch sehr, sehr wichtig: Es leben in den Wiener Gemeindebauten in etwa 500 000 Wienerinnen und Wiener, das ist fast ein Drittel der gesamten Wiener Bevölkerung. Natürlich passieren auch in Wiener Gemeindebauten Dinge, die wir alle nicht wollen. Wenn man aus solchen Einzelfällen, die es natürlich auch in anderen Wohnsituationen gibt, in privaten Miethäusern, in Genossenschaftsbauen, die es auch in der so genannten Cottage, wie wir Floridsdorfer sagen, gibt, in den Nobelbezirken in Währing und Döbling - auch dort passieren solche Dinge, wie ich in den Zeitungen nachlesen kann -, wenn man solche Einzelfälle hochstilisiert, um eine Situation im Gemeindebau zu beschreiben, dann halte ich das eigentlich für nicht zutreffend. 

Wenn ich solche Dinge wie zum Beispiel „Es gibt eine Eskalation der Gewalt und ein explosives Gemisch" gehört habe, dann muss ich solche Stellungnahmen schon in den Bereich ausländischer Beispiele verweisen. Wenn man sich in Paris oder in Berlin die Situation anschaut, kann man vielleicht von sozialem Sprengstoff sprechen, aber wenn man sich dann anschaut, wo die Probleme liegen, die wir diskutieren, und sie liegen darin, dass wir - zu Recht! - darüber diskutieren, wie die Waschküchenbenützung ist, und zu Recht darüber diskutieren, wie wir mit Kinderspielplätzen umgehen, und zu Recht darüber diskutieren, ob man Schuhe am Gang haben soll oder nicht - und ich verkleinere das gar nicht -, dann würde ich doch bitten, die Dimension in den richtigen Bereich zu rücken und auch die Größenordnungen zu sehen!

Wenn man einen solchen Einzelfall wie jenen tragischen Fall, dass ein offensichtlich Drogenabhängiger auf ein Kind schießt, heranzieht, um eine solche Situation als typisch für den Wiener Gemeindebau hinzustellen, möchte ich das aufs Stärkste und Vehementeste ablehnen! Ich sehe da überhaupt keinen Zusammenhang, und dem würde ich auch politisch völlig entgegentreten. Da muss ich Ihnen heftigst widersprechen, Kollege Dworak! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich halte es auch für nicht legitim, dass man einen solchen tragischen Einzelfall, wo man auf ein Kind schießt, auch aus parteipolitischen Gründen heranzieht. Das war eine Person, dieser Tatverdächtige, der ja nicht nur auf Kinder geschossen hat, sondern auch auf Menschen aus seinem Bekanntenkreis. Hier kann man auch gar nicht konstruieren, dass es um eine Diskussion um einen Kinderspielplatz gegangen ist (GR Mag Wolfgang Jung: Es geht ja nicht ums Schießen, Herr Stadtrat!), sondern das war offensichtlich ein Mensch, der zu Recht von der Polizei sofort in Gewahrsam genommen worden ist, auch unter tatkräftiger Unterstützung der Bevölkerung.

Ich denke, dass wir zu Recht stolz sein können auf den Gemeindebau in Wien, und es ist auch von den Oppositionsparteien in vielfältiger Art und Weise zu Recht davon gesprochen worden, dass es eine großartige kommunalpolitische Leistung ist, dass wir diese insgesamt 220 000 Einheiten im Bereich der Kommunalverwaltung haben, die nicht nur für die betroffenen Bewohnerinnen und Bewohner wichtig sind, sondern die auch für den gesamten Wiener Wohnungsmarkt ganz wichtig sind, weil sie beispielsweise preisdämpfend wirken und weil sie ein zusätzliches Instrument zur Gestaltung des Wiener Wohnungsmarktes sind. 

Aber wichtig ist - so stolz wir auf den Gemeindebau auch sind -, dass natürlich auch in Gemeindebauten Dinge passieren können, mit denen wir nicht glücklich und zufrieden sind und wo wir uns natürlich auch bemühen, Maßnahmen zu setzen, um entsprechende Dinge hintanzuhalten und zu verhindern. 

Wenn Sie beispielsweise Delogierungen angesprochen haben, so möchte ich nicht den Einzelfall beschreiben, den ich jetzt nicht kenne, dem ich aber gerne nachgehen werde. Wir sind aber insgesamt sehr restriktiv bei Delogierungen und haben, wie ich meine, in den letzten Jahren auch eine sehr gelungene Delogierungsprävention entwickelt. 

Aber auch hier gilt, dass es oft sehr unterschiedliche Interessensgruppen gibt - ohne jetzt auf den Einzelfall einzugehen -, dass es sehr oft Menschen gibt, die zu uns und zu Wiener Wohnen sagen: Wann macht ihr endlich etwas gegen diesen Mieter, mit dem wir unzufrieden sind? Wann greift ihr endlich durch? Wann führt ihr endlich eine Delogierung herbei? - Umgekehrt sehen wir uns dann manchmal der Kritik ausgesetzt, warum wir eine Delogierung in manchen Fällen auch durchziehen.

Das heißt, es gibt im Wohnumfeld oft divergierende Auffassungen und Konflikte, mit denen wir uns im Gemeindebau intensiver auseinandersetzen, als das in jeder anderen Wohnsituation der Fall ist. In privaten Haushalten kenne ich keine Situation, wo es beispielsweise eine 24-Stunden-Betreuung durch ein Callcenter gibt, wo 24 Stunden, rund um die Uhr, eine Hausverwaltung ansprechbar und auch für Probleme gewinnbar ist. Das gibt’s im privaten Bereich nicht. 

Natürlich gibt’s auch dort Mängel, das ist mir völlig klar, und bei 800 000 Anrufen pro Jahr kann es natürlich auch Fehlleistungen geben. Dessen bin ich mir völlig bewusst. Es ist auch richtig, dass es bei Auftragsvergaben Schwierigkeiten gibt. Auch das ist kein Wunder bei 380 000 Auftragsvergaben pro Jahr.

Aber Sie haben recht, man muss sich sehr genau anschauen, was man tun kann, um diese Ausreißer und negativen Erscheinungen zu unterbinden. Das ist auch der Grund, warum ich gemeinsam mit Wiener Wohnen eine Innenrevision eingerichtet habe und auch versucht habe, sie so aufzubauen, dass diese Unternehmen, die schwarze Schafe sind, auch ausgewiesen werden und dass es Konsequenzen gibt, nämlich für die Firmen, aber auch für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die ihren Aufgaben nicht entsprechend nachkommen.

Sie haben zu Recht darauf hingewiesen: Da gibt es von meiner Perspektive aus keine Nachsicht. Wenn hier Verdachtsmomente bestehen, dann endet es in der vorläufigen Suspendierung. Es gilt natürlich immer die Unschuldsvermutung, aber wenn etwas nachgewiesen werden kann, dann gibt es sofort Konsequenzen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, aber auch für die Firmen, die unter Umständen solchen Geschäften nachgegangen sind. 

Nur in einem Punkt ersuche ich um Nachsicht, meine sehr geehrten Damen und Herren, nämlich dass wir uns nicht mit dem Einkauf in einem Baumarkt vergleichen können - weil das auch als Beispiel gekommen ist. Es gibt wirklich gerade in Ihrer Fraktion sehr gute Wirtschaftsexperten, mit denen wir gemeinsam darüber reden könnten, beispielsweise auch mit Vertretern der Innung der Wirtschaftskammer. Es ist eben ein Unterschied, ob ich mir als Privater eine Tür beim Baumax kaufe, diese aufs Autodach gebe und mir zu Hause selbst einbaue, oder ob ein Unternehmen, eine Firma den Auftrag bekommt, eine solche Tür nicht nur zu beschaffen, sondern auch den Transport zu organisieren und die Montage vorzunehmen.

Da würde ich also nur bitten, hier Gleiches mit Gleichem zu vergleichen und auch zu sehen, dass wir in engster Kooperation mit der Wiener Wirtschaft und mit den Unternehmern unserer Stadt diese Aufträge abwickeln. Ich kann sagen, dass ein großer Teil dieser Unternehmen auch hervorragende Arbeit leistet, zum Wohle von Wiener Wohnen, zum Wohle der Wiener Gemeindebauten und der Wiener Bevölkerung.

Natürlich gibt es aber auch schwarze Schafe. Deshalb werden wir auch in Zukunft in die Kontrahentenverträge aufnehmen, dass wir nicht nur die Leistungserbringer kontrollieren, sondern auch den Zeitraum, in dem die Leistung erbracht worden ist. Von daher denke ich, dass wir ein gemeinsames Interesse haben werden - die Stadt sowie auch die Wirtschaftskammer und die Wiener Betriebe -, dass wir die schwarzen Schafe sehr schnell aussondern - und damit meine ich jetzt wirklich die schwarzen Schafe - und gemeinsam so vorgehen, dass wir die Betriebe, die hervorragende Arbeit leisten, entsprechend unterstützen und auch in Zukunft mit Aufträgen versehen können.

Weil Sie, Kollege Dworak, auch die Mieterbeiräte angesprochen haben: Ja, es ist richtig, ich möchte die Arbeit der Mieterbeiräte verstärkt unterstützen und auch ihre Tätigkeit unterstützen. Und Sie haben recht, es hat am 31. Mai eine Veranstaltung gegeben, zu der ich eingeladen habe und die erfreulicherweise auch sehr gut besucht war. 

Und Sie haben auch recht, es war eine Jubelveranstaltung: Ich habe nämlich bei der Veranstaltung die Mieterbeirätinnen und Mieterbeiräte bejubelt! Denn ich bin froh über jeden, der sich für diese Funktion zur Verfügung stellt und der, wenn man so will, auch ein wichtiges Bindeglied in der Kommunikation darstellt. Von daher haben wir die Gelegenheit benützt, die Arbeit der Mieterbeirätinnen und Mieterbeiräte zu beklatschen. 

Wir haben eine ganze Reihe von Maßnahmen gesetzt, um die Mieterbeiräte zu unterstützen. Kollegin Schubert hat sie aufgelistet, ich will sie jetzt nicht noch einmal wiederholen. Aber es reicht von der Unterstützung im Wahlvorgang bis zu Schulungsmaßnahmen und einem verstärkten Kommunikationsprozess mit den Verantwortlichen bei Wiener Wohnen. Ich werde das auch weiter ausbauen und auch weiter in Kommunikation mit den Mieterbeirätinnen und Mieterbeiräten an einem noch besseren Miteinander arbeiten.

Zum OGH-Urteil nur in aller Kürze - das wird sicher auch ein Thema im Gemeinderat sein -: Meine Beantwortung Ihrer Anfrage, Frau Frank, hat sich noch auf das erste OGH-Urteil bezogen; es gibt ja mittlerweile seit einigen Tagen das zweite. Ich habe den Eindruck, dass wir natürlich sehr gut beraten sind, gemeinsam über die Konsequenz nachzudenken. 

Ich bin aber der Meinung, dass hier nicht nur Wiener Wohnen aufgefordert ist, sondern dass wir auch den Bundesgesetzgeber heranziehen sollten, um hier beispielsweise durch eine Änderung des Mietrechtsgesetzes Klarheit zu schaffen. Denn der Oberste Gerichtshof hat uns jetzt einmal gesagt, was nicht geht, er hat uns aber noch nicht gesagt, wie das eigentlich in der Abwicklung auszusehen hat. Ich denke, dass hier der Bundesgesetzgeber gut beraten ist, mit einer Novelle des Mietrechtsgesetzes Klarheit zu schaffen. Wir werden als Stadt Wien unseren Beitrag leisten und werden selbstverständlich einer solchen Novelle des Mietrechtsgesetzes sehr positiv entgegensehen.

Vielleicht noch in aller Kürze zur Frage der Kinderspielplätze: Das ist, wie ich meine, ein ganz wichtiges Thema, das gleichzeitig aber auch deutlich macht, wie leicht Konfliktlinien in der Bevölkerung zu ziehen sind. Ich war ja in meiner Jugendphase auch Bezirksrat in Floridsdorf und kann mich in dieser Funktion noch erinnern, dass ich in einer Wohnhausanlage auf Druck der Mieterinnen und Mieter angehalten worden bin, einen Kinderspielplatz zu errichten oder durchzusetzen, dass die Bezirksvertretung einen solchen einrichtet. Jahre später haben in derselben Anlage zum Teil dieselben Mieterinnen und Mieter, nachdem die eigenen Kinder größer geworden waren, vorgeschlagen, diesen Kinderspielplatz sofort wegzuräumen, weil dieser furchtbare Lärm sie in ihrer Lebensqualität beeinträchtigt.

Das ist nur ein Beispiel dafür, und das ist keine Besonderheit der Gemeindebauten; das ist ein Thema, das es in Genossenschaftsbauten genauso gibt. Da sieht man, wie wichtig es ist, dass man sich gemeinsam Orientierungshilfen gibt, dass man auch gemeinsam versucht, sich eine Hausordnung zu geben und auch Spielregeln zu geben, an die man sich hält. 

Denn ich verstehe beide Positionen sehr gut. Ich gebe dir völlig recht, Kinder und Jugendliche brauchen Raum zum Spielen, und sie müssen auch die Möglichkeit haben zu lärmen und beim Spielen laut zu sein. Aber umgekehrt muss man vielleicht auch Möglichkeiten finden, dass man sagt: Ja, gut, aber vielleicht gibt es doch Zeiten, in denen man das beschränken kann und vielleicht die Aktivitäten auf dem Kinderspielplatz beispielsweise auf 21 und 22 Uhr einschränkt.

Ich denke, dass mit einem besseren Miteinander, mit mehr Toleranz und mehr Verständnis viel zu erreichen ist. Und da haben gerade die Erwachsenen viele Vorleistungen zu erbringen, denn sie sollen ja beispielhaft für die Kinder wirken, und daher ist es, wie ich glaube, notwendig, Impulse zu setzen.

Der von dir angesprochene Brief ist dann relativ bald abgehängt worden. Er war aber Ausdruck einer solchen Konfrontationslinie in diesem Bau und ist aus dem starken Wunsch eines großen Teils der dortigen Bevölkerung entstanden. Wir haben das aber dann sehr schnell auch von Seiten von Wiener Wohnen zurückgenommen.

Parks und Spielplätze in Neubauanlagen sind ein wichtiges Thema. Es ist richtig, dass wir bei Wohnbauträgerwettbewerben verstärkt darauf achten wollen, dass es in Zukunft genug Freiraum für Kinder und Jugendliche gibt. Es ist richtig, dass es Negativbeispiele gibt, und diese sind auch angeführt worden, aber es gibt auch viele Positivbeispiele.

Ich war vor wenigen Tagen im 10. Bezirk am Monte Laa, wo die Wohnbauträger gemeinsam einen ziemlich großen Freiraum für Erwachsene, aber auch für Kinder und Jugendliche und zusätzlich noch einen eigenen Kinderspielplatz entwickelt haben. Ich meine, es gibt also auch positive Beispiele, und wir werden versuchen, jetzt auch in der Darstellung der Bauträgerwettbewerbe diese positiven Beispiele noch in den Vordergrund zu rücken. Wir wollen in Zukunft nicht nur die Bauträgerwettbewerbe als Buch präsentieren, sondern wir überlegen derzeit auch, wie wir mit Kleinausstellungen die Ergebnisse der Bauträgerwettbewerbe darstellen können, um zu der verstärkten Transparenz zu kommen, die gefordert wurde, um auch die Positivbeispiele stärker vor den Vorhang zu bitten und die anderen Bauträger anzuregen und zu animieren.

Den Dachgeschoßausbau werden wir ja im Landtag noch behandeln und besprechen. Aber ich möchte auch hier den Vorschlag wiederholen, den ich schon im Ausschuss gemacht habe. Das, was wir jetzt getan haben, war natürlich eine Feuerwehraktion, um bestehende Projekte nicht zu gefährden. Wir sollten aber im Wohnbauausschuss im Herbst über eine generelle Novelle der Bauordnung nachdenken! Ich würde mich sehr freuen, wenn wir da über die Fraktionsgrenzen hinweg eine Regelung finden, die von uns breit getragen werden kann und mit der wir viele dieser Punkte, die wir jetzt auch im Zuge dieser Novelle angesprochen haben, abdecken können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ganz zum Schluss möchte ich darauf hinweisen, dass es in der Vergangenheit eine ganze Reihe von Studien gab, welche die hohe Lebensqualität unserer Stadt zum Ausdruck bringen, zuletzt die so genannte Mercer-Studie, in der Wien in Sachen Lebensqualität unter 215 Städten an den dritten Platz gereiht wurde. Als Wohnbaustadtrat bin ich sehr stolz, dass Wien in allen drei Kategorien, die sich mit Wohnen und Bauen beschäftigen, zehn von zehn möglichen Punkten bekommen hat. Ich meine, diese international sehr angesehene und renommierte Studie zeigt, dass die Wohnbaupolitik der Vergangenheit als sehr positiv zu bewerten ist und international auch sehr positiv bewertet wird, und ich würde mich freuen, wenn wir diesen positiven Weg auch in Zukunft weitergehen können!

Ich freue mich, dass wir das in einem – wie ich meine – sehr engagierten Klima im Rahmen des Wohnbauausschusses auch in Zukunft machen können, und möchte mich abschließend auch noch sehr herzlich nicht nur bei den Mitgliedern des Wohnbauausschusses, sondern auch bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern meiner Magistratsabteilungen, aber auch bei der Unternehmung Wiener Wohnen, dem Wohnservice Wien und dem Wiener Wohnfonds bedanken. Ich denke, dass wir im Bereich der Wohnbaupolitik auch im vergangenen Berichtsjahr für unsere Stadt vieles Neues durchsetzen konnten, und ich freue mich auf gute Zusammenarbeit auch in Zukunft! – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Stadtrat, für die wirklich sehr informative Wortmeldung.

Zu dieser Geschäftsgruppe und auch zum Jahresabschluss der Unternehmung Stadt Wien – Wiener Wohnen liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Bevor wir zur nächsten Geschäftsgruppe kommen, gibt es noch eine tatsächliche Berichtigung von Kollegen Gerstl. – Bitte schön.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte, nachdem ich nun das schriftliche Protokoll der Aussage von StR Ellensohn in der Geschäftsgruppe Verkehr zum Thema Untersuchungsausschüsse erhalten habe, gerne fünf Punkte richtig stellen.

Erstens hat er gesagt, im Gutachten Koziol sei festgehalten, dass die Rolle des Lobbyisten Gerhard Steininger sehr zweifelhaft sei. – Dazu zitiere ich aus dem Abstract des Rechtsgutachtens von Prof Dr Helmut Koziol zum Eurofighter: „Hier ergeben sich sowohl auf der Sachverhaltsebene als auch in rechtlicher Hinsicht erhebliche Schwierigkeiten. Bekannt sind die Probleme, dass Herr Steininger nur in einem Vertragsrecht mit EADS und nicht zu EF stand; dass der Bieter jedoch allein EF war." (StR David Ellensohn: Das habe ich gesagt!) Ich glaube, das ist eindeutig und klar, und daran ist nichts zweifelhaft! (StR David Ellensohn: Sie wissen aber, dass das eine 100‑Prozent‑Tochter ist!) Das haben Sie dazu gesagt! Sie haben aber gesagt: Die Rolle Steiningers ist zweifelhaft. Sie sagen hier, dass Koziol nicht sagt, dass der Ausstiegsgrund rechtlich ausgeschlossen ist. 

Zweitens sagt Dr Koziol: „Eine Auflösung des Vertrages wegen der Zuwendung brächte jedenfalls ganz erhebliche Risken aus Sicht der Republik mit sich, zumal nach dem derzeitigem Wissensstand kein Fehlverhalten von Organen oder Mitarbeitern von EF zur Diskussion steht." – Ich glaube, das ist auch ganz klar! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Thema verfehlt!)
Drittens: Sie erklären uns – aber vielleicht haben Sie es nur falsch gemeint –, dass er eine „Pressekonferenz ausrichten" ließ, wobei „alle im Haus wissen, was Pressekonferenzen kosten. Die Antwort lautet: Bei mir kostet eine Pressekonferenz 96 000 EUR. Warum? Antwort: Bei mir kostet es 96 000 EUR. Bei mir kosten die Wurstsemmeln 250 EUR, und wer nicht will, möge sie nicht bei mir kaufen! Dass hier Geld in ganz großem Stil vernichtet wurde, haben die Österreicher und Österreicherinnen gelernt. Und dass die ÖVP all das gut findet, haben wir auch gelernt."

Ich stelle eindeutig richtig: Wir haben diese Pressekonferenz nie in irgendeiner Form gut geheißen! Diese Pressekonferenz wurde in keiner Art und Weise von der ÖVP gut geheißen, unterstützt oder irgendwo noch mit irgendeinem Wort erwähnt! (Beifall bei der ÖVP.) Ihr Eindruck ist sozusagen falsch!

Vierter Punkt: Ich zitiere wiederum das Gutachten Koziol: „Es kann daher sicherlich nicht behauptet werden, dass eine Auflösung problemlos zum Nulltarif möglich wäre." – Das ist genau das Gegenteil! (Weiterer Zwischenruf von StR David Ellensohn.) Okay, dann müssen Sie das Protokoll korrigieren! Dann fehlt hier das Wort nicht. Hier steht es nämlich genau umgekehrt! – Soweit meine Korrekturpunkte.

Fünftens sagen Sie, dass ein Vergleich immer noch bedeutet, dass die Republik sehr viel Geld spart, falls sie es überhaupt bis zum Ende durchzieht. – Im Gutachten Koziol heißt es: „Es kann sogar zum Ergebnis kommen, dass die Republik zwar die Luftfahrzeuge nicht abnimmt, jedoch einen Betrag zu zahlen hat, der dem Kaufpreis nahe kommt; dies wäre im Voraus aber kaum absehbar.“ – Das heißt, wir würden zwar keine Flugzeuge haben, müssten aber genauso viel zahlen!

Damit ist auch dieser Punkt richtig gestellt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen jetzt zur Beratung der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft. Ich begrüße den Amtsf StR Dr Mailath-Pokorny. - Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Stefan.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir debattieren über den Rechnungsabschluss und damit natürlich im Wesentlichen über den Kunst‑ und Kulturbericht. Sehr enttäuschend ist dabei, dass wir diesen erst heute erhalten haben, obwohl wir bereits in der Vergangenheit immer wieder angemerkt haben, dass es doch eine nette Geste wäre, uns diesen Bericht etwas früher zur Verfügung zu stellen. Es ist nämlich nicht sehr wahrscheinlich, dass der Bericht erst heute in der Früh fertig geworden ist und daher erst jetzt zur Austeilung gelangen konnte.

Gleiches gilt für den Wissenschaftsbericht. Im Hinblick darauf bitte ich, diese Unterlagen in den nächsten Jahren vielleicht doch eine Woche oder zumindest einige Tage vorher zuzustellen, denn es wäre ja nicht uninteressant, zuerst noch einmal darin nachzulesen. Der Wissenschaftsbericht hat ja einen beeindruckenden Umfang, und daher war es mir natürlich überhaupt nicht möglich, mich in diesen bis zu meiner Rede einzulesen, geschweige denn, darüber Auskünfte zu geben.

Wofür das Geld verwendet wird, ist immer die Frage. Wie viel aufgewendet wurde, kann man leicht nachlesen. Wofür es aber verwendet wird, zeigt sich zum Beispiel darin, dass Wien der europäischen Koalition „Städte gegen Rassismus“ beigetreten ist und auch den wesentlichen Punkt „Förderung der kulturellen Vielfalt in den Kulturprogrammen im öffentlichen Raum und im städtischen Leben" mitträgt.

Es finden sich auch Beispiele für Aktivitäten, die hier gefördert werden sollen. Es geht etwa um die Herstellung von Filmmaterial und Dokumentationen et cetera, die es von Rassismus und Diskriminierung betroffenen Bevölkerungsgruppen und Personenkreisen ermöglichen, ihre Anliegen und Erfahrungen einer breiteren Öffentlichkeit bekannt zu machen. Ferner erfolgt die Benennung öffentlicher Bereiche zur Erinnerung an diskriminierte Personen oder Gruppen. Zudem gibt es eine regelmäßige finanzielle Förderung von kulturellen Projekten und Begegnungsstätten, die die kulturelle Vielfalt der städtischen Bevölkerung repräsentieren.

Man sieht also: Hier wird Politik über die Kultur gemacht. Das könnte man ja noch als ein hehres Ziel ansehen, aber wir wissen ganz genau, was dahintersteckt: Bei all diesen Antirassismusinitiativen geht es in Wirklichkeit oft darum, die Meinungsfreiheit im Wesentlichen einzuschränken und unangenehme Meinungen zu ächten. Wir haben schon oft genug erlebt, dass über den Umweg des Antirassismus und der Antidiskriminierung ein ganz übles Spiel betrieben wird.

Das ist also schon einmal ein Zeichen dafür, wie das Kulturbudget in Wien eingesetzt wird. Dabei wäre es gerade eine wesentliche Aufgabe der Wiener Kulturpolitik, unsere Kultur zu fördern und zu erhalten! Es besteht nämlich das große Defizit der geistigen Globalisierung, und es wird zu wenig im Sinne der Erhaltung und Weiterentwicklung der österreichischen Identität gemacht. Stattdessen werden Dinge, die es weltweit überall ziemlich einheitlich gibt, weiter getragen und immer wieder auch bei uns gezeigt, womit einer Nivellierung in Wirklichkeit Vorschub geleistet wird. Identität ist überhaupt keine Kategorie! Wir finden nirgendwo in irgendwelchen Aussendungen die eigene Identität, man trifft vielleicht auf fremde zugewanderte Identitäten, aber nicht auf die der heimischen Bevölkerung! (Zwischenruf von GR Marco Schreuder.) Ja, ganz genau! Sie haben es damit auf den Punkt gebracht! Jawohl! Die Identität der Schwulen und Lesben wird gefördert, nicht aber diejenige der einheimischen Bevölkerung. Danke für den Hinweis! (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenrufe und ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Ich habe von Bevölkerungsgruppen geredet, die nicht berücksichtigt werden, ich habe nicht nur von Ausländern geredet! (Zwischenruf von GR Marco Schreuder.) Das ist jedenfalls eine reine Randgruppe! Sie werden wohl nicht behaupten, dass das das Wesentliche der österreichischen Kultur ist! Da leben wir wirklich in anderen Welten (GR Godwin Schuster: Das glaube ich auch), wenn Sie glauben, dass die Gruppe der Schwulen und Lesben im Wesentlichen die Identität der österreichischen Kultur darstellt! Sie wollen doch selbst nicht behaupten, dass das, was dort gezeigt wird, eine Förderung der österreichischen Identität sein soll! Dabei geht es um eine ganz spezifische Gruppenidentität und nicht um die Identität der österreichischen Bevölkerung! (Weiterer Zwischenruf von GR Marco Schreuder.) 

Herr Kollege! Wir haben das jetzt klargelegt! Wir leben in verschiedenen Welten beziehungsweise denken in verschiedenen Welten. Das ist zweifellos so! Ich lebe in meiner Welt gut, und Sie leben hoffentlich in Ihrer gut! (GRin Dr Sigrid Pilz: Gibt es in der FPÖ keine Schwulen?) Das weiß ich nicht, und ich frage sie auch nicht! (Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Frau Kollegin! Befragen Sie all Ihre Leute darüber? – Ich weiß auch nicht, welche sexuellen Neigungen die Kollegen von der SPÖ oder von der ÖVP haben! Für uns ist das kein Thema! Wenn es bei Ihnen ein Thema ist, dann soll das Ihr Spaß sein! Mich hat noch keiner gefragt, wie ich's am liebsten habe, aber wenn das bei Ihnen so läuft, dann soll es mir recht sein! (Beifall und Heiterkeit bei der FPÖ.)

Tatsache ist, dass wir in Wien nach wie vor im Wesentlichen Staatskünstler beziehungsweise Gemeindekünstler haben und die Abhängigkeit in der Kunstszene enorm ist. Es gibt eine durch staatliche Förderungen kontrollierte Szene, aber keine echte freie Kunstszene. Die freie Kunstszene hat praktisch keine Chance. Künstler, die der staatlich geförderten Kunstszene nicht unmittelbar angehören, haben keine Chance, herauszukommen und öffentliche Aufmerksamkeit zu bekommen. Wenn sie etwas weiterbringen wollen, dann müssen sie sich den vorgegebenen Einstellungen anpassen.

Ein zusätzlicher Denkfehler ist auch immer, dass Kunst nur über den Intellekt erfasst werden kann und darf und daher Kunstverständnis einer besonderen Ausbildung bedarf. Das ist ein typischer Denkfehler! Daher können über den Kunstgeschmack im Wesentlichen Beamte oder vorgeschützte Jurys entscheiden. Jedenfalls verhindert man aber nach Möglichkeit, dass es eine freie Kunstszene gibt. 

Was könnte man dafür tun? – Man könnte zum Beispiel einmal die steuerliche Absetzbarkeit für Kunstankäufe einführen. In diese Richtung könnte man einmal eine Initiative starten, und dann könnte man beobachten, wie die Bevölkerung Kunst versteht. Was dabei herauskommt, wird man sehen, das ist offen. 

Tatsache ist, dass in der Demokratie über sehr vieles abgestimmt werden darf. Wir wissen aber auch, dass nicht über alles abgestimmt werden darf, etwa nicht über etwas, was zu unangenehm ist. Und dazu gehört offenbar eben auch das Kunstverständnis. Es wäre aber auch ein demokratischer Akt, wenn man es den Menschen nahe legte oder ermöglichte, selbst darüber zu entscheiden, was sie tatsächlich unterstützen wollen und was nicht.

Es müsste also dieser private Anteil maßgeblich erhöht werden. Das wäre eine ganz wesentliche Forderung!

Wir wissen natürlich auch, wie Kulturpolitik hier in Wien politische Indoktrination fördert. Wir wiederholen das immer wieder, man muss es auch immer wieder sagen.

Das Dokumentationsarchiv hat natürlich eine ganz eindeutige Einstellung, und es wird immer wieder als Speerspitze herangezogen, um politische Agitation zu betreiben. Ich erspare mir jetzt zu sagen, was mir zum Dokumentationsarchiv einfällt. Das nächste Mal wieder, wenn Sie wollen!

Wir haben Multikulti-Subventionen von etwa 730 000 EUR allein im Kulturbereich. Das ist auch kein schlechter Betrag! Wir kennen das WUK und alles, was von dort herauskommt. – Da werden wirklich schwere ideologische Geschütze aufgefahren!

Auf der anderen Seite ist auch die Geldverschwendung beziehungsweise der sehr lockere Einsatz von Geld zum Beispiel bei den Wiener Festwochen zu erwähnen. Für diese werden in etwa 11 Millionen EUR und mit Zusatzsubventionen noch mehr ausgegebenen. Da gibt es mehrere Intendanten, die nicht wirklich zur Verfügung stehen, sondern nur kurzfristig da sind und Kurzbesuche machen, um das Renommee zu erhöhen.

Stiefkinder sind dagegen die Volksbildung oder auch die Bezirksfestwochen, die für 2 000 Veranstaltungen 500 000 EUR bekommen, aber auch eine sehr hohe Besucheranzahl haben. Hier ist eine große Diskrepanz festzustellen: Dafür ist plötzlich kein Geld oder nur wenig Geld vorhanden!

Ein ähnliches Problem stellen die Musikschulen dar. Sie sind – auch darüber haben wir schon öfters debattiert – verhältnismäßig echte Stiefkinder. Das bestätigt, was ich schon gesagt habe, dass eben hier eine andere Art der Politik gemacht wird, die nicht unsere ist.

Auch hinsichtlich Theaterbereich ist es sehr interessant zu diskutieren, wie dort das Geld eingesetzt wird. Auch das sollte man immer wieder von Neuem durchdenken. Gerade wenn es so grundsätzliche Diskussionen gibt wie jetzt hier im Zusammenhang mit der so genannten Theaterreform, sollte man einmal überlegen, ob der Geldeinsatz immer so sein muss wie bis jetzt.

Wir wissen, dass es in anderen Theatern und in anderen Ländern, aber auch in anderen Institutionen in Österreich ganz andere Möglichkeiten gibt. Da gibt es verschiedene Meinungen. So sagt zum Beispiel Peter Loidolt, der Intendant der Festspiele Reichenau: „Theaterleute sollen sich darauf konzentrieren, höhere Subventionen zu bekommen. Besser weniger produzieren, aber das attraktiver." – Das ist auch ein Ansatz! Man sollte durchaus auch einmal überdenken, ob man nicht zu sehr streut und zu viele Theater und Institutionen bedient, die dann – wie wir heute Vormittag wieder hören konnten – nicht wirklich davon leben können und dahingrundeln, wie man so schön sagt, weshalb dann natürlich auch der Ausstoß nicht wirklich entsprechend ist, weil sie in einer gewissen Abhängigkeit gehalten werden, ohne dass sie Perspektiven haben.

Es gibt auch Vergleiche mit deutschen Bühnen, die im Wesentlichen mit einem bedeutend geringeren Budget auskommen müssen. Diese sprechen auch, wenn sie zu uns kommen, oft davon, welch paradiesische Zustände hier bei uns herrschen! – Das sollte man einmal ernsthaft überdenken.

Man sollte das Ganze vielleicht auch einmal insofern grundsätzlich reflektieren, als die Intendanten und Regisseure ununterbrochen ihre künstlerische Freiheit beschwören, die ihnen ja unbenommen ist, wobei sie gleichzeitig vollkommen vor den Unwegbarkeiten des Marktes geschützt sind. Das führt dazu, dass Besucherzahlen häufig als irrelevant betrachtet werden. Wenn das Publikum ausbleibt, dann vertritt man die Auffassung, dass das nur ein Beweis dafür ist, wie unverständig die Bevölkerung ist, die in Wirklichkeit nur aus ihrer Unmündigkeit herausgeholt werden müsste. – Sie kennen die Formulierungen, die dann in Antworten auf die Ausführungen des Kontrollamtes verwendet werden: Es habe sich um besonders anspruchsvolle Produktionen gehandelt, weshalb dort niemand hingegangen sei. – Das sagt schon alles: Das Publikum ist also nicht anspruchsvoll genug für die Produktionen!

Wir meinen, es darf sehr wohl auch in Theatern gerechnet werden, denn es ist sicherlich ein großes Problem, wenn immer die sorglose Gewissheit herrscht, dass sowieso mit Subventionen wieder aufgefangen wird, was an Minus gemacht wird. Das ist ein ganz schlechter Ansatz für jede Art der Leistungserbringung und daher natürlich auch im kulturellen Bereich!

Die unablässige Mahnung, es sei Pflicht der Öffentlichkeit, Theater zu subventionieren, ist an sich weltfremd und ärgerlich. Würden nämlich die öffentlichen Subventionen die Eintrittspreise nicht so erheblich senken, dass noch Leute bereit sind, ins Theater zu gehen, dann könnten unter Umständen sehr viele Theater sehr bald nicht mehr aufführen und es würde sich zeigen, dass möglicherweise zum Teil auslaufende Modelle am Leben erhalten werden.

Gerade deswegen setzen ja die Theaterleute auf den Staat, den sie sonst häufig nicht so sehr lieben, wie man hört, überhaupt wenn gerade eine „falsche" Regierung am Ruder ist. Mit dieser Beschwörung der Kultursubventionen setzen sie den Staat unter Druck, in Wirklichkeit bewahrt sie aber der Staat davor, ihre Überlebenschancen erproben zu müssen. Sie suchen also eine Art Lohnabhängigkeit unter dem Schein der Freiheit und fühlen sich dann mitten im falschen Leben wohl. – Diesen Ansatz müsste man auch im Sinne der Kulturschaffenden überdenken, und zwar dahin gehend, ob man ihnen damit nicht den falschen Weg weist.

Ein anderes gutes Beispiel für den falschen Einfluss von Geld ist der Film. Heute konnte ich noch kurz im Kulturbericht lesen, welchen Erfolg der österreichische Film hat. – Es stimmt: Es gibt insofern ein paar Erfolge, als es Preisverleihungen gibt. Wenn man sich aber den Marktanteil der österreichischen Kinospielfime anschaut, der bei 2,09 Prozent liegt – und das ist unglaublich wenig! – dann muss man doch einmal feststellen, dass da irgendetwas im Argen liegt. Beispiele aus anderen Länden sind sicherlich nicht ganz repräsentativ: Frankreich hat einen Anteil von 44 Prozent, aber auch Tschechien hat 30 Prozent, und Dänemark hat 25 Prozent, und das sind doch ganz andere Werte!

Im Hinblick darauf ist vollkommen unverständlich, dass man hier nicht einmal eine grundlegende Änderung herbeiführt und das ganze System völlig neu überdenkt und sich sagt: So kann es nicht weitergehen! Da muss irgendetwas faul sein! Da sind wir in einer Sackgasse! – Stattdessen wird im Wesentlichen Jahr für Jahr dasselbe bezahlt, die Institutionen bleiben ganz gleich. Dann wird irgendwann festgestellt: Hurra! Wir haben irgendwo einen Preis gewonnen! Und damit ist die Welt wieder in Ordnung.

Es gäbe da viele andere Möglichkeiten: So gibt es etwa beim dänischen Filminstitut zwei Intendanten, die ein gleich hohes Budget haben und in vollkommener Konkurrenz zueinander stehen. Abschließend wird dann verglichen, wer mehr Erfolg gehabt hat. – Warum sollte man nicht versuchen, eine solche Methode, bei der es auf den Erfolg ankommt, auch einmal auf den österreichischen Film umzulegen? 

Bei uns wird mit einer elitären Fokussierung ein Zustand perpetuiert, der den wirtschaftlichen Erfolg einer Filmproduktion notorisch denunziert. Es ist bei uns, wie gesagt, vollkommen egal, welchen Erfolg ein Film hat. Erfolg wird manchmal geradezu lächerlich gemacht, da das Wesentliche hier die ästhetische und elitäre Fokussierung ist. 

Diese Tristesse des österreichischen Films bedeutet fraglos auf Dauer aber auch ein Verschwinden einer regionalen Kultur. (Zwischenruf von GRin Mag Marie Ringler.) Es gibt schon Preise, die dazu führen, dass Filme nachher auch Erfolg haben, aber das sind andere Preise, wie sie etwa in Cannes, Venedig oder Berlin verliehen werden. Diese Filme finden dann üblicherweise Zugang zu den Kinos, aber die österreichischen Filme, die bei uns prämiert werden, haben eben so niedrige Zuschauerzahlen, dass wir bei 2,09 Prozent Marktanteil liegen. Und ich nehme nicht an, dass Sie das gut finden, Frau Kollegin! Aber Sie können ja nachher sagen, dass Sie meinen, dass wir auf dem richtigen Weg sind! Ich glaube nicht, dass wir die Steuergelder nur für eine eingeschworene Clique ausgeben sollten, die sich die Filme dann nur untereinander anschauen! (Beifall bei der FPÖ.)
Ein ganz wesentlicher Punkt, den wir auch immer wieder ansprechen, ist, dass Kunst, die vom Steuerzahler finanziert wird, eine verantwortungsvolle Kulturförderung braucht, welche die Akzeptanz und Anteilnahme der Bevölkerung zum Ziel haben muss. Das ist nun einmal so, und daher müssen auch hier objektivierte Leistungskriterien eingeführt werden. Es kann beim Film ruhig auch einmal ein Regisseur daneben hauen, wie man so schön sagt, dann bekommt er halt eine zweite Chance. Aber wenn es dann wieder nicht funktioniert, dann muss man das halt zur Kenntnis nehmen und das Geld anders einsetzen.

Nun möchte ich mir noch eine kurze Bemerkung zum Donauinselfest erlauben, das auch immer in die Kultur hineinspielt: Ich bin immer wieder erstaunt über die Zahlen, die präsentiert werden! Das Donauinselfest ist sicherlich ein Erfolg. Wenn ich aber höre, dass am Samstag 1,2 Millionen Menschen auf der Donauinsel waren, dann muss ich gestehen: Das kann ich nicht glauben! (GRin Marianne Klicka: Gehen Sie hin, dann werden Sie es sehen!) Ich glaube es nicht, tut mir leid! Auch wenn ich hingehe, glaube ich es nicht. Ich kann nicht glauben, dass die ganze Wiener Bevölkerung, die gehen kann, abgesehen von alten Menschen und Kleinstkindern, auf der Donauinsel ist! Das glaube ich nicht, dann das ist schlicht und einfach nicht wahr.

Ich darf nur zitieren, was Sie selbst publizieren, und schlage Ihnen vor: Rechnen Sie einmal mit! Ich habe hier ein Bezirksjournal mit einem Artikel und einem Interview mit Kopietz. Darin ist auch die Rede von fast 3 Millionen Besuchern. Das Ganze wird ja auch immer als großer wirtschaftlicher Erfolg hingestellt, und da steht tatsächlich: „Während des Inselspektakels 2004 gab es 48 000 zusätzliche Nächtigungen." – Gut: Die Wiener schaffen es nicht, 1,2 Millionen Leute dorthin zu bringen, es kommen einige auch aus dem Umland, das muss ich zugeben. Aber es müsste ja wirklich jeder dort sein, und selbst wenn noch 48 000 Nächtigungen zusätzlich hinzukommen, macht das bei 1,2 Millionen Menschen das Kraut nicht fett!

Interessanterweise steht da auch: „Von den Besucherinnen und Besuchern werden insgesamt 9,5 Millionen EUR ausgegeben, das sind durchschnittlich 30 EUR pro Besuch! – Wer kann hier rechnen? Dann wären es nämlich nur 300 000 Besuche! Oder gibt jeder nur 3 EUR aus? Wie weit kommt man mit 3 EUR? Das ist doch alles ein Schmäh! Wollen Sie uns das wirklich vorhalten? – Ich glaube nicht, dass Sie den wirtschaftlichen Faktor wirklich so herunter rechnen wollen, denn es wäre doch komisch, mit dem zehnfachen Faktor tiefzustapeln, um auf diese Weise Werbung zu machen!

In Wirklichkeit müssen Sie einmal auf Ihre eigenen Zahlen schauen! Ich glaube sofort, wenn 120 000 Leute beim Fendrich-Konzert waren, dass insgesamt 180 000 oder 200 000 Menschen auf der Donauinsel waren. Das wird schon stimmen! Das glaube ich Ihnen sofort. Das ist ein riesiger Erfolg! Das ist eine tolle Sache! 200 000 Menschen sind unglaublich viel, das kann man sich gar nicht vorstellen! Aber das ist realistisch. Dann werden halt in diesen drei Tagen 350 000 Menschen dort gewesen sein. Aber bitte übertreiben Sie es nicht!

Sie sprechen in Ihren Broschüren selbst von 3 Millionen „Besuchen": Sie definieren das dann insofern, dass als Besuch gilt, wenn jemand zu einem Stand geht. Das glaube ich auch, denn jeder wird schon bei zehn Ständen vorbeischauen. Dann sind es drei Millionen Besuche.

Im Hinblick darauf bitte ich Sie: Lassen Sie die Füße auf dem Boden! Versuchen Sie nicht immer wieder, uns quasi etwas reinzudrücken! Viele Leute glauben das, weil sie nicht nachdenken. Wenn man aber ein bisschen rechnen kann, dann stellt man fest, dass die Zahlen einfach nicht stimmen! (Beifall bei der FPÖ.)
Ich halte abschließend fest, dass die FPÖ immer klargelegt hat, dass wir eine Kulturpolitik unterstützen, die einerseits das große kulturelle Erbe unseres Landes und andererseits zeitgenössisches Kunst‑ und Kulturschaffen und Volkskultur gleichgewichtig fördert. Das ist jedoch nicht der Fall, und daher lehnen wir natürlich auch in diesem Zusammenhang den Rechnungsabschluss ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau Mag Ringler. – Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Ich muss Herrn Stefan betreffend seine Ausführungen hinsichtlich Lebenskulturen und Identitäten in unserem Land striktest widersprechen. Eigentlich möchte ich sogar eine Entschuldigung gegenüber all jenen von ihm einfordern, die in unserer Stadt als Schwule und Lesben leben und sehr wohl Teil unserer österreichischen Identität – und zwar ganz selbstverständlich – sind. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Ich finde, es ist eine unglaubliche Sauerei, dass Sie auf diese Art und Weise mit einem sehr relevanten Teil unserer Bevölkerung umgehen und somit äußerst homophob argumentieren! 
Ich komme zum Budget. (GR Robert Parzer: Zum Rechungsabschluss!) Da haben Sie natürlich recht! Danke für diese wichtige Korrektur! Zum Rechnungsabschluss: Wenn ich mir das Budget vor Augen halte – und wir haben uns dieses Jahr die Mühe gemacht, die letzten sieben Jahre zu vergleichen –, dann sehe ich eine Auffälligkeit, die darin besteht, dass es, wenn man die großen Budgetbrocken wie das Mozartjahr und so weiter wegrechnet, schlussendlich ein Budget der Fortschreibungen und der Fortsetzungen ist.

Es ist zwar richtig, dass das Budget immer wieder gestiegen ist. Es ist aber nun einmal zugunsten der sehr großen Institutionen und der großen Events gestiegen, etwa zugunsten Mozartjahres, des Theaters an der Wien oder der Vereinigten Bühnen, nicht aber zugunsten der sehr vielen interessanten, innovativen kleineren Institutionen und Initiativen dieser Stadt. Das finden wir bedauerlich, weil wir glauben, dass eigentlich von den Rändern – und das meine ich jetzt im ernsten Sinne sehr positiv – die spannenden Ansätze kommen, die stärker gefördert werden sollten. Ich meine nämlich, dass die großen Institutionen sehr gut auf sich selbst schauen können und sehr viel besser in der Lage sind, an Sponsoren zu kommen und auf diese Weise unsere Stadt auch zusätzlich zu bereichern.

Das Budget ist also im Rückblick eher von Fortschreibungen geprägt. Das bedaure ich sehr, und das lässt mich fragen, wann denn zum Beispiel die Ruster Ankündigung des Herrn Stadtrats umgesetzt wird, die aus unserer Sicht durchaus positive Idee des „Fast Money" aufzugreifen. Ich lese auch im Kulturbericht von dieser Idee, aber vergangenes Jahr ist sie nicht umgesetzt worden, und wir haben jetzt immerhin schon Juni, und sie ist auch heuer noch nicht umgesetzt worden. In Anbetracht dessen habe ich den Eindruck, dass die Bereiche, in denen es wirklich Innovatives gäbe, eher links liegen gelassen werden.

Zum Bereich der Netzkultur, wo man zum Beispiel versucht hat, Neues zu entwickeln, müssen wir rückblickend sagen, dass es trotz des ehrenhaften Versuchs, neue Fördermodelle und Methoden zu erarbeiten, wie man Gelder vergibt, in diesem Bereich leider sehr viele Probleme gibt. Gerade im Bereich der Netzkultur mussten wir jetzt zwei Jahre lang zusehen, wie eine Szene, die ursprünglich sehr blühend und interessant war, in diesen Rädern des Sich-selbst-Geld-Zuschiebens eher zermahlen wurde, so dass sich die Leute mittlerweile vor Gericht treffen. Ich glaube, dass man sehr ernst nehmen muss, was da passiert ist, und dass man dieses Fördermodell dringend reformieren muss.

Auch in der letzten Tranche des Netzkulturfördermodells ist es zu Problemen gekommen, die man einfach nicht verschweigen kann. Es gab da einen zweistufigen Prozess einer Wahl und einer so genannten Validierung, und dabei haben sich Dinge ereignet, die mit einer transparenten Fördervergabe nichts zu tun haben und uns sehr bedenklich stimmen. Wir halten das für sehr problematisch und regen daher dringend an, endlich das zu tun, was seit vielen Jahren vereinbart ist, nämlich dieses Fördermodell extern zu evaluieren und grundsätzlich neu zu überdenken!

An dieser Stelle möchte ich noch etwas festhalten: Wir sind sehr dafür, dass man auch neue Modelle ausprobiert. Wir meinen aber, dass es der falsche Weg ist, das gesamte Geld in einer sehr fragilen Szene auf diese Weise zu vergeben. Es war dies jedenfalls eher ein Weg in den Streit als in Richtung Auftauen einer wichtigen, innovativen und interessanten, aber sehr fragilen Community. 

Nun noch ein paar Bemerkungen zum Rechnungsabschluss: Wir haben uns Beispiele angeschaut, wie diese Gelder vergeben werden, und es gibt da ein paar sehr interessante Fakten, die einen doch bedenklich stimmen: 50 Prozent der Gelder werden nämlich an 1,2 Prozent der Institutionen vergeben. 75 Prozent der Gelder gehen an 5 Prozent der Institutionen. 90 Prozent der Gelder gehen an 14 Prozent der Institutionen. Schlussendlich gehen 99 Prozent an 48 Prozent der Institutionen, und das eine restliche Prozent teilen sich dann mehr als die Hälfte aller Geförderten auf. 

Diese ungleiche Verteilung sollte man sich auch einmal anschauen! Verteilungsfragen sind nämlich immer auch Teil einer politischen Debatte, und ich glaube, dass man sehr wohl auch genau überlegen sollte, was das bedeutet! Das Thema Verteilung und Verteilungsgerechtigkeit liegt uns GRÜNEN grundsätzlich sehr am Herzen, insbesondere die Frage der sozialen Verteilungsgerechtigkeit.

Es gibt da ein grün-rotes Projekt betreffend den Kulturpass, das wir für sehr positiv halten, und wir freuen uns sehr darüber, dass es in den nächsten Monaten mit neuem Elan starten wird. Dabei geht es darum, gerade sozial und finanziell schwächer gestellten Leuten die Möglichkeit des Zutritts zu Kunst und Kultur zu ermöglichen. Wir glauben, dass das ein sehr wichtiger Beitrag zur Verteilungsgerechtigkeit in dieser Stadt ist, weil es dabei eben um die sozial und finanziell schlechter gestellten Menschen geht, die sich oft an den Rand unserer Gesellschaft gedrängt fühlen und gar nicht mehr wissen, was sie mit ihrer Freizeit tun können, weil heutzutage fast schon alles, was man in der Freizeit tut, Geld kostet. Und wenn man von so wenig Geld wie Sozialhilfeempfänger in dieser Stadt leben muss, dann sind auch 5 EUR für eine Kinokarte zu viel. Deshalb glauben wir, dass es sehr wichtig ist, dass dieser Kulturpass in ausgeweiteter Form im Herbst starten kann, weil wir meinen, dass das ein sehr wichtiger Beitrag zur Verteilungsgerechtigkeit in dieser Stadt ist. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Lassen Sie mich noch ein paar Kritikpunkte zu jenen Punkten dieses Rechnungsabschlusses anbringen, die uns bei Durchsicht des Kulturberichts aufgefallen sind. – Grundsätzlich ist festzuhalten, dass wir uns natürlich gar nicht darüber freuen, dass wir den Kulturbericht acht Stunden vor der Debatte bekommen, denn das ist natürlich eine massive Erschwernis unserer Arbeit. Klarerweise ist es sehr problematisch, wenn wir erst heute in der Früh den Kulturbericht in Händen halten, heute am 
Abend schon eine profunde Analyse desselben abzugeben. Und leider haben unsere Bemühungen der letzten Jahre, zu erreichen, dass wir den Kulturbericht früher bekommen, nichts gefruchtet. Das tut uns leid, weil das natürlich die Tiefe der Debatte bereichern würde! 

Es gibt aber auch anderes an diesem Kulturbericht zu bekritteln, nämlich die Tatsache, dass zum Beispiel der Posten „Interkulturelles" nicht in einzelne Subventionsvergaben aufgeschlüsselt ist, wie auch andere kleinere Rahmenbeträge nicht aufgeschlüsselt sind. Das führt wiederum dazu, dass die Liste der Subventionsnehmer unvollständig ist, und das ist natürlich umso bedauerlicher, als es bei diesem Kulturbericht ja um Transparenz und nicht um Nebelgranaten gehen soll.

Ein paar Dinge haben wir aber doch bereits aus diesem Kulturbericht herausgelesen, die uns durchaus bedenklich stimmen. Da kann ich quasi an die letzten Worte von Herrn Stefan anschließen, und zwar in der Frage der parteinahen Vereine. Wenn ich mir nämlich die Liste der Subventionsnehmer anschaue, dann muss ich feststellen, dass ÖVP und SPÖ durchaus kräftig in die Kassa greifen. All jene Parteivereine, die direkt ÖVP oder SPÖ zuordenbar sind, bei denen Politiker im Vorstand sitzen oder die ganz klar auch mit den Veranstaltungen für ihre Partei werben, bekommen insgesamt 
3,5 Millionen EUR aus dem Kulturbudget, und das ist ein ganz schöner Brocken, das sind umgerechnet 50 Millionen ATS! Das ist mehr, als wir für Projektförderung im Bereich der Theaterkultur zur Verfügung haben, das ist wesentlich mehr, als wir für die Literatur zur Verfügung haben, und das ist mehr, als wir für die bildende Kunst in dieser Stadt zur Verfügung haben!

Natürlich machen nicht all diese Parteivereine nur schlechte Veranstaltungen. Wir alle wissen, dass das Donauinselfest auch ein schönes Fest ist. Aber es lässt sich nicht darüber hinwegtäuschen, dass 3,5 Millionen EUR direkt an Parteivereine gehen. 

Außerdem gibt es sehr wohl einige Vereine, mit denen ich große Probleme habe. Da gibt es zum Beispiel – um jetzt auch die ÖVP in die Pflicht zu nehmen – den Verein Stadtforum. Auf dem Papier macht dieser Verein Stadtforum ganz wunderbare Veranstaltungen zum Diskurs über die Stadt. Ich frage aber, sehr geehrte Damen und Herren: Muss es sein, dass Herr Norbert Walter dort in zentraler Funktion tätig ist? – Nein! Das kommt mir eher vor wie die Förderung einer Nebenparteiakademie als eine kulturelle Bereicherung des Lebens in unserer Stadt!

3,5 Millionen EUR sind immerhin 2,12 Prozent des Kunstbudgets, und das ist ganz schön viel Geld! Ich meine, es ist zu viel Geld für parteinahe Vereine! Wir halten diese Politik des Sich‑gegenseitig‑Geld‑Zuschie-
bens zwischen ÖVP und SPÖ jedenfalls für einigermaßen hinterwäldlerisch und jenseitig 
Sehr geehrte Damen und Herren! Es hat in den letzten Monaten natürlich auch viele aktuelle Diskussionspunkte gegeben. Ich möchte es aber bei den von mir angeführten gröberen und größeren Kritikpunkten belassen. Wir werden ja auch morgen im Gemeinderat noch die Chance haben, über das eine oder andere zu diskutieren. 

Abschließend sei gesagt: Es ist schön, dass das Kulturbudget steigt, aber es wäre noch schöner, wenn noch mehr Positives damit geschehen würde! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dr Wolf hat sich zu Wort gemeldet. – Ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich nehme zur Kenntnis, dass die GRÜNEN zumindest in der Gestalt von Marie Ringler gegen das Wiener Stadtfest auftreten. Sie wollen nicht, dass in Wien auf den Straßen Kunst und Kultur präsentiert wird, und sie sind auch gegen eine intellektuelle Auseinandersetzung. Das ist nämlich das Ziel des Wiener Stadtforums, bei dem eine intellektuelle Auseinandersetzung mit Zukunftsfragen dieser Stadt gepflogen wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir lehnen diesen Rechnungsabschluss ab. Jede Zahl dieses Rechnungsabschlusses bestätigt nämlich die Kritik, die wir am Budget geübt haben. Es war ein Hausnummern-Budget, und entsprechend sieht nun auch der Rechnungsabschluss aus. Kaum ein Ansatz des Kulturbudgets wurde eingehalten. Zwischen den Ansätzen wurde hin und her geschoben, Steuergeld wurde hin und her gebucht, und insgesamt wurde überzogen. Das widerspricht allen Grundsätzen der Budgetklarheit, der Budgetwahrheit und der Transparenz!

Insgesamt wurde das vom Gemeinderat beschlossene Kulturbudget um 27,6 Millionen EUR überzogen, das sind immerhin rund 12 Prozent. Und noch ehe die Weihrauchfass-Schwinger das Rednerpult besteigen und uns pathetisch auffordern, dem Herrn Stadtrat doch dankbar zu sein, dass er so viel mehr Geld für die Wiener Kultur ausgegeben hat, sage ich Ihnen: Mehr Geld für die Finanzierung der Kultur ist immer gut, aber das ist nicht das Thema des Rechnungsabschlusses! 

Ich frage: Wozu beschließt der Gemeinderat eigentlich ein detailliertes Budget, wenn sich der Stadtrat nicht daran hält, Millionen zwischen den einzelnen Budgetansätzen hin und her geschoben werden und Steuergelder nach Gutdünken ausgegeben werden, und zwar – und das ist ein weiterer Vorwurf – nach Kriterien, die oft nicht nachvollziehbar sind? Wo bleiben da die Budgetwahrheit, die Budgetklarheit und die Transparenz bei der Vergabe öffentlicher Mittel? (Beifall bei der ÖVP.)
Der Rechnungsabschluss dokumentiert seitenweise Abweichungen vom beschlossenen Budget, was häufig einer gewissen unfreiwilligen Komik nicht entbehrt. – Ich zitiere: „Ansatz 3120, Post 728: Mehrausgaben für die Finanzierung des Projektes Kunst im öffentlichen Raum und für die Anfertigung einer Mozartbüste in Baku: mehr als 230 000 EUR. 

Ansatz 3120, Post 775: Mehrausgaben für die Finanzierung des Projektes Kunst im öffentlichen Raum und für die Anfertigung einer Mozartbüste in Baku: 320 000 EUR. 

Ansatz 3120, 777: Mehrausgaben für die Finanzierung des Projektes Kunst im öffentlichen Raum und für die Anfertigung einer Mozartbüste in Baku: 221 000 EUR."

Da kann man nur fragen: Was ist Kunst im öffentlichen Raum in Baku? Wo bleiben die geforderte Nachvollziehbarkeit und die Transparenz?

So geht es seitenweise weiter mit Abweichungen und Über‑ und Unterschreitungen von dem, was als Budget beschlossen wurde und dem Stadtrat als Ausgabenrahmen vorgegeben wurde.

Typisch für diesen Arbeitsstil ist zum Beispiel die Begründung für Mehrausgaben in Höhe von fast 5 Millionen EUR. Diese Mehrausgaben resultieren – ich zitiere wörtlich: „aus nicht veranschlagten Förderungen diverser Institutionen". Da kann man nur fragen: Wurden diese Fördermittel bei der Budgeterstellung einfach vergessen? Oder hat der Stadtrat bei seiner Förderung mit der Subventionsgießkanne einfach ein paar Millionen mehr verschüttet, als ursprünglich vorgesehen? Oder hat er vielleicht auch nur einen Wink von besonderer Seite bekommen, teure Wünsche zu erfüllen, und das somit getan? – Dieser Rechnungsabschluss zeigt den Zustand des Kulturressorts und den lockeren Umgang mit öffentlichen Geldern ganz dramatisch! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es wurde von meinen Vorrednern schon zu Recht kritisiert, dass uns ein mehr als 100 Seiten dicker Kulturbericht wenige Stunden vor einer Kulturdebatte mit dem Hinweis präsentiert wird, man könnte ja nun darüber diskutieren.

Im Kulturbericht sagt der Herr Stadtrat wörtlich: „Mehr Geld allein ist nicht genug für Kultur. Die oberste Aufgabe einer verantwortungsvollen Kulturpolitik besteht in der nachhaltigen Investition der öffentlichen Mittel." – Richtig! Ich frage nur: Warum geschieht es nicht?

Ich gebe Ihnen ein Beispiel. Wie war das eigentlich mit der Förderung des Theatervereins Wien für die Errichtung eines Kulturzentrums auf dem Gelände des ehemaligen Kabelwerks? Dabei geht es immerhin um 5 Millionen EUR. Im November vergangenen Jahres wurde binnen weniger Tage ein dünner Subventionsakt angefertigt, und einige Stunden bevor der Kulturausschuss mit dieser Millionen-Subvention befasst wurde, folglich noch ehe überhaupt ein Beschluss gefasst werden konnte, hat der Herr Stadtrat in einer Presseaussendung diese großzügige Förderung verkündet. Die Mehrheit hat die Desavouierung brav übersehen. Es wurden 5 Millionen EUR für – Zitat – „die Errichtung des Kabelwerkes beschlossen“. 

Alle unsere Fragen zum Kabelwerk sind damals unbeantwortet geblieben: Wer leitet das Unternehmen? – Keine Antwort. Was wird dort gespielt? – Keine Antwort. Wie wird der laufende Betrieb finanziert? – Keine Antwort. 

Beschlossen wurden 5 Millionen EUR für die Errichtung, und man darf jetzt gespannt sein, was uns der Herr Stadtrat bei der nächsten Pressekonferenz, die knapp bevor steht, sagen wird. – Bleibt es bei den hohen Errichtungskosten? Werden sie überschritten? Oder wird der Bau vielleicht billiger, damit Geld für den laufenden Betrieb bleibt? – Wir werden an dem Thema dranbleiben, weil diese Vorgangsweise symptomatisch ist: Statt dass ein klares kulturpolitisches Konzept erstellt und klare, nachvollziehbare Entscheidungen getroffen werden, wird verwaltet, und zwar chaotisch. Selbst wenn es klare Beschlüsse gibt, wird nachträglich uminterpretiert und nach Tagesverfassung Steuergeld ausgegeben.

Diese Kulturpolitik ramponiert die Wiener Kulturszene. Beispiele wurden von meinen Vorrednern genannt. Die Theaterreform ist gescheitert. Theaterleichen und Subventionsruinen sind das sichtbare Ergebnis. Die Theaterschaffenden sind, wie man inzwischen täglich nachlesen kann, empört. Die Kuratoren befinden über Subventionen, wobei sich der Stadtrat, wie wir aus anderen Diskussionen wissen, trotz gegenteiliger Versprechungen und Vereinbarungen immer wieder nicht an deren Empfehlungen hält, Stichwort: Lustspielhaus – Operettensommer, und üben sich in Zynismus. Und die Mittel- und Kleintheater wissen nicht, wie es weitergehen soll.

Aktuelle Beispiele sind das Erste Wiener Lesetheater, von dessen Ende man heute in den Zeitungen lesen kann, oder auch jene vernichtende Kritik Kulturschaffender an der Theaterreform, die heute im „Standard" veröffentlicht wurde. Unterschrieben haben das immerhin Leute wie Elfriede Jelinek, Holger Neuwirth, Marlene Streeruwitz, Helene Weinzierl et cetera. Sie kritisieren die Besetzung des Kuratoriums, das über die Vergabe der Fördermittel zu befinden hat, und sagen: „Die Besetzung des Kuratoriums erfolgte nach Auswahlkriterien, die entgegen jeglicher Absicht der Theaterstudie untransparent bleiben. In erster Linie scheint die Bestellung im Interesse der Politik und nicht der Kunst zu funktionieren, wie man zuletzt demonstriert in der Antwort der KuratorInnen auf Regisseur Robert Quittas kabarettistisch-literarische Satire auf die Reform sehen konnte." – Robert Quitta hat wenige Tage davor einen sehr präzisen Artikel beziehungsweise eine Fiktion über den Zustand der Wiener Theaterszene während und nach der Theaterreform geschrieben.

Ich erspare mir, weitere Großbaustellen des Kulturressorts aufzählen, mein Kollege Bernhard Dworak wird weitere Beispiele der chaotischen und teuren Wiener Kulturpolitik nennen.

Ähnlich geht es auch in der Wissenschaftspolitik zu. Ich erlaube mir daher, einen Beschluss‑ und Resolutionsantrag betreffend Maßnahmen zur Förderung von Wissenschaft und Forschung in Wien einzubringen: 

„Die zuständigen Stellen der Stadt Wien mögen zum Zweck der Förderung der Wissenschaft und Forschung in Wien folgende Maßnahmen setzen: Bündelung aller von der Stadt Wien bestehenden wissenschaftlichen Kompetenzen, Förderprogramme und Fördermaßnahmen in einem Ressort, Erstellung einer auf mehrere Jahre angelegten und mit genauen inhaltlichen, organisatorischen und finanziellen Zielsetzungen versehenen Wissenschafts- und Forschungsstrategie für Wien. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Ich komme damit schon zum Ende. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch dieser Rechnungsabschluss beweist, dass der Kulturstadtrat sein Ressort nicht im Griff hat und ohne jegliches Konzept agiert. Diese Kulturpolitik ist so wie die Theaterreform gescheitert. Daran ändern auch die fortgesetzten Versuche der Mehrheitsfraktion nichts, alle Probleme schönzureden und auf berechtigte Kritik bloß mit Wehleidigkeit und penetrantem Eigenlob zu reagieren. – Sie werden es gleich hören. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Mag Straubinger hat sich zu Wort gemeldet. – Ich bitte sie zum Rednerpult.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte zunächst ein paar Anmerkungen zu meinen Vorrednern machen.

Frau GRin Ringler! Das Projekt „Fast Money" wurde nicht im Jahr 2006, das heißt, nicht in diesem Berichtszeitraum, sondern im Jahr 2007 in Rust angekündigt, und es dauert eine gewisse Zeit bis zur Umsetzung, aber es wird umgesetzt werden, und zwar ab dem Jahr 2008.

Zum Thema Vereine – und wir haben das schon oft genug diskutiert –: Ob Mitglieder und Funktionäre von Parteien in Vereinen tätig sind oder diesen nahe stehen, kann kein Kriterium sein. Das entscheidende Kriterium ist, welche Veranstaltungen die Vereine machen und ob sie gute kulturelle Veranstaltungen machen, die förderungswürdig sind. Ich glaube, das ist das einzig Ausschlaggebende, das zählt! (GR Marco Schreuder: Schön wäre es!) 

Zu Herrn Wolf: Es ist immer wieder amüsant, dass Sie der einzige Politiker sind, der sich jedes Mal über das überzogene Budget auslässt, anstatt sich als Kulturpolitiker darüber zufreuen, dass es ein höheres Budget für die Kultur gibt, was Ihnen ja am Herzen liegen sollte!

Zweitens möchte ich anmerken, dass Sie gesagt haben, dass man hier nicht haushalten kann. – Da frage ich: Wissen Sie, was im November in Ihrem Haushalt möglicherweise passiert, sodass Sie mehr Geld brauchen? Genauso kann ich, umgelegt auf die Kultur, fragen: Wissen Sie, welche neuen und guten Projekte es vielleicht geben wird, die auch förderungswürdig sind?

Zum Thema des angeblich 230 000 EUR teuren Mozartdenkmals in Aserbaidschan: Da haben Sie sich einfach verlesen beziehungsweise den Akt irgendwie missverstanden. Wir haben das jetzt noch einmal verifiziert: Das hat 10 000 EUR gekostet. Die Aserbaidschaner haben uns ein Denkmal für den Donaupark geschenkt, und das Mozartdenkmal war im Zuge eines interkulturellen Austauschs ein Gegengeschenk, aber nicht zum Preis von 230 000 EUR! Vielleicht können Sie das mit der Kulturabteilung klären, dort hat man es mir auch soeben erklärt! 

Nachdem zum Rechnungsabschluss hier grundsätzlich keine positiven Worte gefunden wurden, möchte ich Ihnen ein paar Zahlen bringen, welche die positive 
Bilanz unterstreichen: Das Kulturbudget hat heuer 218 713 000 EUR betragen. Das sind, anders ausgedrückt, um über 20 Millionen EUR mehr als noch 2004. Und man kann es noch einmal anders ausdrücken: Es sind um 27 Millionen EUR mehr als 2003 und um insgesamt 28 Prozent mehr als noch 2001. Das Budget hat sich also in den vergangenen sechs Jahren um fast ein Drittel erhöht, und ich glaube, das ist zum einen ein Erfolg und eine Bestätigung der Arbeit des Kulturstadtrats und zum anderen ein Erfolg, den vor allem die Künstlerinnen und Künstler dieser Stadt für sich beanspruchen können. (Beifall bei der SPÖ.)
Mit ihren Ideen, mit ihrer Kreativität und auch mit ihrem Mut zum Unkonventionellen machen sie Wien zu einer Großstadt, die pulsiert, die unterhält, die anregt, die manchmal auch aufregt und zu neuen Sichtweisen herausfordert. Das ermöglicht eine Innovation, ohne die Wien nicht das wäre, was es mittlerweile geworden ist. Daher sage ich ein großes Dankeschön von Seiten der Stadt auch an die KünstlerInnen! (Beifall bei der SPÖ.)
Wien ist eine Stadt des Theaters, wie wir gehört haben, und manchmal ist es das durchaus im doppelten Wortsinn. Auf die Theaterreform, die auch angesprochen wurde, wird Kollegin Klicka noch im Detail eingehen. Es sind jetzt drei Jahre vergangen, seit diese Reform gemeinsam mit den Stimmen der ÖVP, der SPÖ und der GRÜNEN beschlossen wurde. Wenn man jetzt ein Zwischenbilanz zieht, dann kann man sagen, dass ein Großteil der Forderungen erfüllt und die Ziele wirklich erreicht wurden. Es gibt 30 Mehrjahresförderungen, und es gibt zusätzlich ein‑ bis zweijährige Projektförderungen. Es gibt eine Erhöhung der Fördermittel im Off‑Theater‑Be-
reich auf 23 Millionen EUR. Nur im Vergleich dazu: Berlin hat 10 Millionen EUR. – Das ist ein Ergebnis, das sich sehen lassen kann, und ich glaube, das zählt! (Beifall bei der SPÖ.)
Allerdings ist Wien nicht nur Theaterstadt, und damit möchte ich mich anderen Bereichen zuwenden, die in der politischen Debatte hier im Haus leider auch oft untergehen, wenn auch nicht in der Politik der Stadt, aber in der Diskussion: Wien war und ist nämlich auch eine Wissenschaftsstadt. Darin hat Wien ungefähr eine genauso lange Tradition wie hinsichtlich der Theater. Die Wissenschaft ist für die Menschen in dieser Stadt mindestens ebenso wichtig. Vielleicht merken sie es im alltäglichen Leben nicht so genau, das ist ihnen vielleicht nicht so bewusst. Die Wissenschaft ist in der öffentlichen Wahrnehmung nicht so deutlich sichtbar, zumindest gab es noch keine populistischen Wahlplakate zum Thema Wissenschaft.

Die Wissenschaft ist aber im realen Lebensbereich präsent, und zwar in wirklich allen Bereichen der Stadt. Ich möchte nur ein paar Beispiele nennen, die mit Wissenschaft in dieser Stadt zu tun haben, ob das Feinstaubbekämpfung, Biolandbau oder jugendgerechtes Planen und Bauen ist oder ob das 3D‑Modelle von Stadtentwicklungsprojekten sind. Ferner Untersuchungen zu spezifischen Problemfeldern, zum Beispiel zum Thema Zwangsheirat, weiters Bevölkerungsprognosen und Studien betreffend Wasserversorgung oder thermisch‑energetische Wohnhaussanierung. Auf das Thema gender-gerechte Medizin – siehe aktuelles „profil"-Cover – haben wir schon vor Jahren mit einem Frauengesundheitsprogramm reagiert.

All diese Bereich haben mit Wissenschaft zu tun, und die Liste ließe sich noch endlos fortsetzen. So wie Wien eben eine Wissensstadt ist, ist auch die Stadtpolitik wissensbasiert: Das findet in allen Bereichen und in allen Ressorts statt. Damit komme ich auch zum Antrag der ÖVP, mit dem Sie alles in einem Ressort bündeln wollen. – Wissenschaft findet einfach in allen Bereichen der Stadt statt, und zwar durch eigene Forschung in diesen Bereichen, durch Auftragsforschung in Zusammenarbeit mit den Universitäten und mit außeruniversitären Instituten, durch Calls, durch Stiftungen, durch Fonds im Rahmen von Stipendien und im Rahmen vieler anderer Instrumente. 

Und wenn der Rechnungsabschluss für Kultur für die Wissenschaft heuer ungefähr 9 Millionen EUR vom Budget ausweist, dann wissen Sie und dann wissen wir alle, dass das nicht das gesamte Budget ist, sondern jenes, das im Kulturressort angesiedelt ist, dass aber insgesamt für den Bereich Wissenschaft an die 100 Millionen EUR in dieser Stadt aufgewendet werden.

Wien hat die höchste Forschungsquote aller Bundesländer, und so wie die Wissenschaft die ganze Stadt durchdringt, so durchdringt sie auch alle Lebensbereiche dieser Stadt. Daher gibt es seit November des vergangenen Jahres auf Anregung unseres Bürgermeisters die Initiative „Wien denkt Zukunft!" – Das zum zweiten Teil des Antrags der ÖVP, der eine Gesamtstrategie fordert. 

Das Ziel dieses Prozesses „Wien denkt Zukunft“ ist nämlich, eine abgestimmte Gesamtstrategie bis 2015 zu erarbeiten, wie Wien als zentraleuropäischer Forschungs-, Technologie- und Innovationsstandort positioniert und weiter entwickelt werden kann. Und dafür wird nicht am Schreibtisch und hinter verschlossenen Rathaustüren gearbeitet, sondern gemeinsam mit 80 ExpertInnen aus Wirtschaft und Wissenschaft, den Universitäten und Einrichtungen der Stadt Wien mit Unterstützung prominenter Persönlichkeiten wie Knut Consemüller vom Rat für Forschung und Technologieentwicklung, Georg Kapsch, Brigitte Ederer und Albert Hochleitner von der Industriellenvereinigung.

Im Herbst 2007 werden diese Ergebnisse präsentiert werden und einen Handlungsleitfaden liefern, wie sich Wien in einem europäischen Forschungswettbewerb weiter positionieren kann. Klar ist dabei, dass es eine Konzentration auf bestehende und vielleicht auch neue Stärkefelder geben muss. Eines dieser Stärkefelder ist in Wien sicherlich traditionellerweise die Geistes- und Kulturwissenschaft. Sie sorgt dafür, dass Technologieentwicklung und Innovation sich nicht im luftleeren Raum ereignen. Diese Wissenschaft setzt sich kritisch mit den neuen Technologien, Innovationen und Entwicklungen auseinander und führt einen gesellschaftlichen, kulturellen Diskurs darüber. Zudem trägt sie auch dazu bei, dass uns bewusst wird, dass es bei aller technologischen Innovation auch eine soziale Innovation geben muss, denn Wissenschaft wird nicht als Selbstzweck produziert, sondern wird für die Menschen gemacht und soll nicht über sie hinweg gemacht werden.

Aus diesem Grund wird es ab dem Jahr 2008 auch ein neues Impulsprogramm geben, und zwar für Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften. Und wenn man sozusagen neue Stärkefelder entwickeln will beziehungsweise bestehende stärken möchte, dann muss man sich auch darauf einlassen zu fragen: Was braucht die Stadt, um diese wissenschaftlichen Stärkefelder aufzubauen? – Und da muss man sich entschließen, Dinge zu verändern, wie zum Beispiel das Wissenschaftszentrum zu schließen und dieses Geld direkt an die Universitäten und die bestehenden Einrichtungen zu geben und damit dort neue Impulse zu setzen. Und im Rahmen dieser Wiener Forschungsstrategie ist sehr deutlich hervorgekommen, dass diese Entscheidung auch dem Wunsch der Universitäten und der Institute entspricht.

Ein ganz wichtiger Teilbereich in diesem Zusammenhang ist auch die Vermittlung von Wissenschaft an die Wiener Bevölkerung. Wien fördert und unterstützt hier eine ganze Reihe von Initiativen, von „University Meets Public“ in Kooperation mit den Volkshochschulen bis zu Einrichtungen wie dem Kindermuseum ZOOM, die auch immer mit der Wissenschaft zusammenarbeiten. 

Eine der wichtigsten Initiativen und damit auch ihr Erfinder haben gerade das 20-Jahr-Jubiläum gefeiert, nämlich die „Wiener Vorlesungen“. – Ich möchte die Gelegenheit nützen, einen herzlichen Glückwunsch an dich, Christian Ehalt, für diese Idee auszusprechen, mit welcher es immer wieder gelingt, einen riesigen Festsaal mit Interessierten zu füllen. Diese Idee hat sehr viel dazu beigetragen, dass Wissenschaft zu einem Faktor geworden und im Bewusstsein der Bevölkerung verankert worden ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es freut mich, ein herzliches Danke an dich und an das gesamte Team für diesen umfassenden Wissenschaftsbericht zu richten, der alle Geschäftsgruppen beinhaltet und einen wirklich sehr guten Überblick und ein sehr gutes Bild bietet, wie die Stadt Wissenschaft fördert, wie sie mit der Wissenschaft kooperiert und wie wissensbasiert auch die Politik dieser Stadt ist.

Wir wissen, dass das Wiener Wissen in Wirklichkeit auch die Basis dafür ist, dass sich in Wien neue Stärkefelder entwickeln konnten, und dass Wien nicht nur Theater- und Musikstadt ist, sondern dass Wien mittlerweile auch die Stadt der Mode ist. Vorige Woche ist das „7th festival for fashion, music & photography“ über die Bühne gegangen, und bei diesem müssen die Veranstalter jedes Jahr auf größere Spielorte ausweichen, weil der Publikumsandrang immer größer wird. Es gibt mittlerweile viele junge österreichische DesignerInnen – mit großem „I" –, die nicht nur mehr in Wien Erfolg haben, sondern auch international reüssieren. Und Wien unterstützt diese Entwicklung konsequent, am Anfang zum Beispiel über die Kulturförderung und das Kulturressort – 
„Unit F" – und in einem späteren Schritt über „departure", eine Initiative, die ModedesignerInnen sozusagen auf ihrem Weg zum wirtschaftlichen Erfolg begleitet.

Wien ist nicht nur Modestadt, Wien ist nicht nur Wissensstadt, sondern Wien ist auch Filmstadt. Und wenn Herr Kollege Stefan verächtlich über die Wiener Filmszene gesprochen hat, dann sage ich: Wien ist nicht Hollywood, Wien ist keine Blockbuster-Enklave, aber ich glaube, es ist auch gut so, dass wir das nicht sind. In Wien entstehen aber Filme wie „Die fetten Jahre sind vorbei", „Hundstage", „Nordrand" oder „We Feed the World", und ich glaube, wir können alle stolz darauf sein, dass diese Filme hier in Wien entstanden sind! (Beifall bei der SPÖ.) 

Diese Filme haben internationale Auszeichnungen bekommen wie den Goldenen Bären, den Golden Gate Award oder den Fipa dór, und diese Filme haben sich mittlerweile auch ein Kinopublikum erobert, wie zum Beispiel „Fallen" von Barbara Albert oder „In drei Tagen bist du tot". „We Feed the World" hatte 200 000 Besucher in Österreich und über 370 000 in Deutschland. Ich glaube, das ist für eine solche Film-Dokumentation eine wirklich großartige Leistung!

Eine Gemeinsamkeit bei diesen Filmen ist, dass sie vom Filmfonds Wien gefördert wurden, der sein Budget, wie man sieht – und die Erfolge geben ihm recht – sehr klug einsetzt, und zwar nicht nur künstlerisch klug, sondern auch wirtschaftlich klug, denn die filmwirtschaftliche Bedeutung, die im Wiener Filmbrancheneffekt – so nennt sich das – gemessen wird und verlangt, dass 100 Prozent der Fördermittel der Beschäftigung der Wiener Filmschaffenden, der Nutzung der Wiener Filminfrastruktur oder Wien als Drehort zugute kommen, liegt im Jahr 2006 bei 343 Prozent.

Und weil Filme auch irgendwo gespielt werden müssen, und zwar nicht nur in den Sälen von riesigen Kino-Centers, fördert die Stadt Wien auch die kleineren Kinos beziehungsweise die Viennale-Kinos, wie das Gartenbaukino, das Metro und das Stadtkino. Letztere würde es ohne die Wiener Kinoförderung nicht mehr geben. Sie haben sich ein Stammpublikum erspielt, und dieses ist nicht so klein, wie Herr Stefan jetzt hier tut. Die Besucherzahlen, die 2006 zu verzeichnen waren, waren schon um 10 Prozent höher als 2005, und ich glaube, die Programmkinos haben sicherlich auch ihren Anteil daran.

Nun noch ein Blick in die Zukunft: Da es nicht nur kreative Filmer und Geld für einen erfolgreichen Filmstandort Wien braucht, wird es ab dem nächsten Jahr auch eine Ergänzung geben, nämlich die Wiener Film Commission, die eine Anlauf- und Servicestelle für nationale und internationale Filmfirmen sein wird, die bei der Genehmigung und bei der Suche nach geeigneten Locations zur Seite stehen und die anstehende Probleme lösen wird, um Wien als Filmstandort noch besser zu positionieren.

Wie Sie sehen, greifen in jedem Feld der Kultur‑ und auch der Wissenschaftspolitik viele Räder gezielt ineinander, und das führt zum gemeinsamen Erfolg.

Kollegin Ringler hat auch die Förderung neuer Medien beziehungsweise die Netzkulturen angesprochen. Im Zusammenhang mit der Netzkultur gibt es ein Fördermodell, das im Jahr 2006 verwirklicht wurde. Wir alle haben gewusst, dass das ein partizipatives Modell ist, das auf Wunsch der Szene zustande gekommen ist. Es war von Anfang an klar, dass das kein unverrückbares und unveränderbares Modell ist, sondern auch gewünscht und geplant war, dass es sich weiter entwickeln soll. Dieses Modell ist sicherlich noch nicht perfekt, aber so war es auch von Anfang an gedacht. Es soll sich weiter entwickeln und wird auch weiter entwickelt werden.

In diesem einen Jahr, seit es das neue Netzkulturfördermodell gab und auch fast doppelt so viel Geld zur Verfügung stand als noch im Jahr zuvor, hat sich gezeigt, dass es ein künstlerisch-kreatives Potenzial in dieser Stadt gibt, das vorher so nicht sichtbar war. Es hat neue Orte entstehen lassen wie das Metalab, wo sich Abend für Abend 40 TechnikerInnen treffen, austauschen und neue Projekte schaffen. Es wurde auch ein jährliches Festival ins Leben gerufen, bei dem man sich in Kooperation mit internationalen Künstlern, Medientheoretikern und der angewandten Szene sichtbar gemacht und gemeinsam präsentiert hat. – Ich meine, das ist einiges für ein Jahr neue Netzkulturförderung! (Beifall bei der SPÖ.)

Wien ist aber auch eine Stadt der bildenden Kunst. Es gibt hier viele Orte, wo bildende Kunst stattfindet, einer davon ist die Kunsthalle, die sicherlich die wichtigste und größte Institution für zeitgenössische Kunst ist, in der es großartige Ausstellungen gibt wie „Summer of Love“, „Superstars“ oder „Americans“, die wirkliche Publikumsmagneten sind und dazu beigetragen haben, dass die Kunsthalle im Jahr 2006 fast 190 000 Besucher und damit ein Besucherplus von über 29 Prozent im Vergleich zum Jahr 2005 hatte. Und weil die Opposition immer wieder kritisiert, dass hier zu viele Freikarten vergeben werden – wenn sie auch andererseits einen niederschwelligen Zugang zu Kunst und Kultur einfordert –, füge ich hinzu: Das waren zahlende Besucher! 

Allerdings machen die Besucherzahlen allein den Erfolg nicht aus, denn Erfolg bedeutet auch, dass es internationale Kooperationen gibt, wenn etwa renommierte Institutionen Ausstellungen übernehmen wie die Tate Liverpool.

Erfolg heißt aber auch, wenn fast 60 Prozent der Besucher zwischen 20 und 40 Jahre sind, denn das zeigt, dass die Kunsthalle als Institution und als Einrichtung dieser Stadt Zukunft hat.

Ein anderer Ort für bildende Kunst wurde erst vorige Woche eröffnet, nämlich das „Museum auf Abruf“. Es beheimatet die Kunstsammlung der Stadt Wien mit mittlerweile fast 17 000 Objekten. Diese Kunstsammlung wurde seit 1951 angeschafft. Sie wird zum einen nach Qualitätsmaßstäben ausgewählt und verfolgt zum anderen einen ganz wichtigen Gedanken, nämlich den der Förderung junger Künstler, die es vor allem in der Startphase nicht leicht haben. Das Schöne daran ist, dass diese Kunstsammlung jetzt auf 600 m² im Rahmen einer tollen Architektur auch gezeigt werden kann. Es wird jährlich drei Themenausstellungen geben, die den Menschen in Wien – und hoffentlich auch im Rathaus – zeitgenössische Kunst, übrigens gratis an sechs Tagen die Woche, näher bringt. Falls Sie am Freitag noch nichts vorhaben, können Sie sich diese Ausstellung anschauen, sie ist in der Felderstraße gleich neben dem Rathaus!

Auch hier greifen die Räder sozusagen ineinander, und es gibt als dritte Säule für bildende Kunst viele Orte unter dem Motto „Kunst im öffentlichen Raum", die man etwa auf dem Wallensteinplatz, auf dem Dach der Wienbibliothek, in der U-Bahn-Passage auf dem Karlsplatz genauso wie bei der Hauptbücherei am Gürtel findet. Kunst im öffentlichen Raum ist eine ganz zentrale und wichtige Art und Weise, Kunst zu erfahren und sich mit Kunst auseinanderzusetzen: Sie ist nicht elitär, man muss keine Hemmschwellen abbauen, und sie prägt die Stadt sichtbar. Ich glaube, das ist eine ganz wesentliche Einrichtung und Maßnahme, die von mehreren Ressorts getragen wird und die die Kunstszene in dieser Stadt, die immer mehr auch zu einer Szene der bildenden Kunst wird, deutlich bereichert.

Beim Rechnungsabschluss ergibt sich im Wesentlichen auch die Gelegenheit, sich zu vergegenwärtigen, was sich im abgelaufenen Jahr alles ereignet hat. Leider kann ich jetzt nicht über alles berichten beziehungsweise alles aufzählen, denn das wäre zu viel für 25 Minuten. Ich möchte nur einige Schlagworte erwähnen und vielleicht ein paar Highlights bringen.

So möchte ich zum Beispiel festhalten, dass der Frauenkulturbericht, der die Frauen im Kunst‑ und Kulturbetrieb sichtbar macht, heuer bereits zum sechsten Mal erschienen ist. Dieser hat eine Vorreiterfunktion im Rahmen des Gender Mainstreaming, und es zeigt sich, dass sich in jenen Bereichen, in denen die Stadt teilweise auch direkten Einfluss hat, die Geschlechterverhältnisse deutlich verbessert haben. Das zeigt aber leider auch, dass es sicherlich noch einige Zeit dauern wird, bis ein eigener Frauenkulturbericht nicht mehr notwendig sein wird. Und es wird voraussichtlich in allen Ressorts noch einige Zeit brauchen, bis Frauenquoten beziehungsweise Frauenförderprogramme nicht mehr notwendig sein werden.

Aber zumindest in einem Bereich hat es jetzt schon einmal gut funktioniert, nämlich im Bereich der Literatur. Bei der Aktion „Eine Stadt. – Ein Buch", die es jetzt auch schon länger gibt, kam im letzten Jahr erstmals das Buch einer Frau zum Tragen, nämlich „Sehr blaue Augen" der Literaturnobelpreisträgerin Toni Morrison. 

Wenn man sich den Kunst‑ und Kulturbericht anschaut, dann kann man auch erfahren, dass Literatur nicht unbedingt etwas ist, was man nur zu Hause am Sofa oder im Bett genießen kann, sondern dass Literatur insgesamt ein wichtiger Faktor in dieser Stadt ist. So hat es allein im April 150 Literaturveranstaltungen in dieser Stadt gegeben.

Ein weiteres Beispiel dafür ist das Jubiläum „150 Jahre Wienbibliothek": Dieses gab Anlass für viele Neuerungen, etwa für die Schaffung einer CI und für eine verstärkte Dialogorientierung, was letztlich dazu geführt hat, dass die Stadt erstmals eine eigene Erotikhotline betrieben hat.

Weiters möchte ich das Wien Museum nennen: Während die Klimtbilder für Österreich für immer verloren gegangen sind, hat das Wien Museum im Zuge seiner vielen Aktivitäten auch vier Schiele-Bilder angekauft, diese für die Wiener und Wienerinnen zu einem wertvollen Gut gemacht und somit einen wichtigen Kunstbeitrag geleistet. – Und diese Liste ließe sich natürlich fortsetzen.

Ich habe von gestern noch in Erinnerung, dass sich Kollege Ellensohn gefragt hat, woran sich denn der politische Erfolg eines Rechnungsabschlusses messen lässt. – Im Kulturbereich sind für mich mehrere Faktoren relevant, das lässt sich ja nicht an einem Faktor messen.

Ganz wichtig ist für mich, dass sich alle WienerInnen im Kulturangebot der Stadt wiederfinden. Dazu gehören zum Beispiel auch das Sommertheater und das Donauinselfest. Weiters soll auch Kultur gefördert und unterstützt werden, die nur eine kleine Minderheit anspricht; dazu gehört zum Beispiel auch „Identities". Selbstverständlich soll es Bewegung statt Stillstand und Mut zur Veränderung geben. Außerdem ist wichtig, dass Kultur und Kunst neues Publikum erschließen und sich direkt an die Menschen wenden wie zum Beispiel Kunst im öffentlichen Raum oder „Bezirkskultur".

Zu dem, was Kollege Stefan ganz am Anfang kritisiert hat, ist unsere Antwort: Kultur der Vielfalt. Ich glaube, damit lässt es sich mit einem Satz zusammenfassen: Wir betreiben eine Kultur der Vielfalt, und diese Vielfalt – und damit komme ich jetzt zum letzten Punkt, der aber sehr wichtig ist – wäre nicht möglich ohne die KünstlerInnen, aber vor allem auch die MitarbeiterInnen des Kulturressorts, die ihre Ideen und ihr Engagement einbringen und die sozusagen die Mütter und Väter dieses Erfolgs sind! – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist nun Herr GR Schreuder. Ich erteile es ihm.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Einen wunderschönen guten Abend! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich sehe frische und wache Köpfe. Wir sind zwei Tage da, und wir sind voll Elan bei der Sache! Das muss doch an der Kultur liegen, über die wir hier sprechen!

Wir sind jetzt fast am Ende der Liste der Redner und Rednerinnen, und ich werde wirklich versuchen, mich kurz zu halten. Ein paar allgemeine Überlegungen möchte ich aber doch anstellen. Ich bringe keine Anträge, sondern mache nur ein paar Vorschläge, über die man nachdenken und diskutieren kann. Ich werde ganz konstruktiv sein.

Zum Kulturbericht: Meine Kollegin GRin Ringler hat schon gesagt, dass es wirklich schwierig ist, wenn man am selben Tag, an dem man zu einem Thema sprechen soll – und ich habe heute Vormittag auch schon reden müssen –, nebenbei noch den Kulturbericht studieren muss, um diese Rede vorzubereiten. Ich bitte daher ganz einfach darum, uns diesen Bericht früher zu liefern! Das wäre sehr angenehm! 

Darüber hinaus ging der Wissenschaftsbericht an alle Gemeinderätinnen und Gemeinderäte, was ich für sehr sinnvoll halte. Der Kulturbericht ging hingegen nur an die Ausschussmitglieder. Nun stimmen aber alle Gemeinderäte und Gemeinderätinnen im Gemeinderat auch über die Kultursubventionen und den Rechnungsabschluss ab. Daher wäre es doch klug, allen Gemeinderätinnen und Gemeinderäten auch den Kulturbericht zukommen zu lassen! So würde sich zum Beispiel auch meine Kollegin Susanne Jerusalem freuen, wenn sie um 9 Uhr in der Früh kommt, den Kulturbericht durchblättern zu können! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich weiß, er ist auch im Internet vorhanden! Ihn aber auf Papier zu haben, ist auch ganz angenehm. Ich sag Ihnen ganz ehrlich: Es gibt gewisse stille Orte, wo man gerne ein bisserl blättert, und dorthin kann man Webseiten schwer mitnehmen! (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Zu ein paar Auffälligkeiten, auf die wir im Kulturbericht aufmerksam wurden. – Kollegin Straubinger hat bereits den Wert der Literatur erwähnt. Tatsache ist, dass bei der Literatur die Förderungen zurückgegangen sind. 2005 waren es 1,3 Millionen EUR, und 2006 waren es 920 EUR. Das ist ein deutliches Minus, das sich mir noch nicht erhellend erklärt.

Sehr auffällig sind auch die dramatischen Kürzungen im Bereich Film, Kino und Video von 11 700 000 EUR im Jahr 2005 auf 6 200 000 im Jahr 2006. – Ich weiß natürlich, dass dem Filmfonds auch auf Grund der Tatsache weniger zugute gekommen ist, dass da jetzt Rücklagen abgebaut werden, die entstanden sind, weil man den Filmfonds ein bisschen mit einem Investitionsfonds verwechselt hat, wie wir durch das Kontrollamt erfahren haben. Ich hoffe aber sehr, dass wir, wenn wir in einem halben Jahre über das Budget diskutieren, wieder von einer deutlichen Steigerung bei der Kino‑ und Filmförderung sprechen können.

Wir haben die Kinoförderung schon sehr oft erwähnt, und es ist eine immer wiederkehrende Tatsache, dass es keine Investmentförderungen mehr gibt; dabei belasse ich es jetzt einmal. Betreffend Filmförderung halte ich es aber schon für sehr sinnvoll, für Budgetgerechtigkeit zu sorgen, wie es meine Kollegin Ringler schon angesprochen hat. Ich bin nämlich wirklich davon überzeugt, dass seit dem 20. Jahrhundert der Film wahrscheinlich einer der wichtigsten kulturellen Beiträge unserer Zeit ist, weshalb es wohl im höchsten Sinne sinnvoll wäre, diesen ausreichend zu fördern!

Jetzt komme ich zu einem Kernpunkt, den auch meine Kollegin Straubinger schon angesprochen hat: Wir freuen uns wirklich sehr und halten es für sehr lobenswert, dass es einen Frauenbericht im Rahmen des Kunst‑ und Kulturberichts gibt. Und ich werde jetzt dazu sprechen, weil ich meine, dass Frauenpolitik auch von Männern getragen werden muss, weil sie sonst ja nicht funktionieren würde! (Beifall von GRin Mag Sybille Straubinger und GRin Mag Maria Vassilakou.) Ich registriere „verhaltenen Applaus", Frau Stenographin! (Beifall und Heiterkeit bei den GRÜNEN und von GemeinderätInnen der SPÖ. – GR Christian Oxonitsch: Nach Aufforderung funktioniert es ja!) 

Sehr auffällig, wenn es um die Frauenquoten geht, sind die Wiener Festwochen. Bei den RegisseurInnen, die bei den Wiener Festwochen Regie geführt haben, handelt es sich zu 19 Prozent um Frauen. Es klingt schon ganz gut, wenn man sagt: Das ist eh schon ein Fünftel. Wenn man dann aber sagt, dass es zu 80,8 Prozent Männer sind, dann klingt das doch wiederum ziemlich dramatisch! 

Unter den KomponistInnen, die aufgeführt werden, sind 7,1 Prozent Frauen. Jetzt kann man sagen, dass das bei den KomponistInnen eine historische Erscheinung ist. Früher haben Frauen weniger komponiert, und wenn Klassik – Mozart und dergleichen – gespielt wird, ist es natürlich schwierig, eine gute Frauenquote zu bekommen. Aber sprechen wir einmal über zeitgenössische KomponistInnen: Da gehen Kompositionsaufträge zu 83 Prozent an Männer. 

Bei den DirigentInnen hätten wir uns das Binnen‑I im Frauenbericht ausnahmsweise sparen können, denn unter den DirigentInnen sind 0 Prozent Frauen! Gratuliere! Bei den AutorInnen sind 13 Prozent Frauen und 87 Prozent Männer. Beim Bühnenbild sind 26,9 Prozent Frauen und 73 Prozent Männer. Und wo haben Frauen bei den Wiener Festwochen eine Mehrheit? – Von den KostümbildnerInnen sind 55 Prozent Frauen; das ist aber auch ein traditioneller Frauenberuf.

Wir sehen also, dass auch hier teilweise Klischees sichtbar werden. Deswegen ist es so gut, dass es einen Frauenbericht gibt, und deshalb sind wir wirklich dankbar, dass es ihn gibt. Da ist noch viel aufzulösen!

Erstaunlich ist, dass auch Film, Video und neue Medien noch ausgesprochen in männlicher Hand sind. Nur 17,5 Prozent der Filminstitutionen haben heute eine weibliche Leitung, von den 15 geförderten Kinos werden nur vier von Frauen geleitet. 16 Prozent der gesamten Fördersumme für Netzkultur gingen an Frauen beziehungsweise an von ihnen geführte Vereine. Der Anteil der Filmemacherinnen – mit kleinem i –, deren Werke 2006 in österreichischen Kinos zu sehen waren, hat sich erfreulicherweise im Vergleich zum Vorjahr verdoppelt; allerdings sind es auch nur 32 Prozent.

Sehr gut schaut es im Wissenschaftsbetrieb aus. Meine Kollegin Smolik wird dann zur Wissenschaft noch mehr sagen. Ein typisches Frauenklischee ist mir aber auch da aufgefallen: Bei den Wiener Vorlesungen sind immerhin 55,6 Prozent Moderatorinnen. Moderieren dürfen Frauen also zu einem relativ großen Anteil, da geht es aber nur um die Vorbereitung für die Vortragenden, und unter den Vortragenden sind nur 14,9 Prozent Frauen.

Man sieht also, dass es da noch einen großen Nachholbedarf gibt! – Ich hätte dazu eine Idee – das ist aber kein Antrag –: Wie wäre es, wenn man Kulturinitiativen und Kulturvereine belohnt, wenn sie in allen Bereichen eine 50‑Prozent‑Frauenquote schaffen? Man könnte dann sagen: Okay, ihr habt jetzt 50 Prozent Frauenquote in allen Bereichen, daher bekommt ihr von uns 5 Prozent oder 10 Prozent der geförderten Summe bei einer Deckelung von 10 000 EUR. – Das wäre doch einmal eine Idee, wie man auch in einem Kulturbetrieb, also in einem Bereich, der prinzipiell sehr fortschrittlich ist und in dem sehr gescheite Menschen sind, in dem es aber noch verkrustete Strukturen und männerdominierte Netzwerke gibt, etwas bewegen könnte! Eine Belohnung für den Fall, dass das funktioniert, wäre doch eine gute Idee! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Lassen Sie mich jetzt noch ein paar Worte zum prinzipiellen Umgang mit Vereinen und Kulturinitiativen verlieren: Da kommt es nicht selten auch zu etwas eher Unerfreulichem, was wir auch immer wieder im Ausschuss besprechen müssen, nämlich zu den Entschuldungen. – Es gibt nun auch eine neue Software von der MA 7. Vielleicht geht das jetzt etwas einfacher! Ich kann mir nämlich nicht vorstellen, was daran so schwer ist, wenn ein Verein ein Subventionsansuchen schickt, diesem sofort einen Brief mit etwa folgendem Wortlaut zu schicken: Sehr geehrte Damen und Herren! Herzlichen Dank für Ihr Ansuchen und Ihr Vertrauen in die MA 7. Wir haben Ihr Subventionsansuchen vom Soundsovielten erhalten. Wir werden uns bemühen, bis zu diesem und jenem Datum Ihr Subventionsansuchen zu behandeln. Sie bekommen Bescheid, ob wir zustimmen oder nicht, ob wir Sie fördern oder nicht. 

Warum ist das so wichtig? – Jetzt herrscht da immer Ungewissheit: Da gibt es vielleicht noch zwei Raten, und vielleicht wird im Ausschuss dann noch eine Rate beschlossen. Auf diese Weise gibt es keine Planungssicherheit. Menschen, die ein Festival planen oder ein Theater führen, müssen nämlich auch Verträge unterschreiben und wissen, welche Leute sie engagieren können. Sie müssen entscheiden können, ob sie einen Regisseur oder eine Regisseurin oder Gäste aus dem Ausland einladen können. Sie müssen wissen, ob sie sich einen Flug, ein Hotel beziehungsweise Filmmieten leisten oder ein Orchester engagieren können.

Planungssicherheit ist eine der Grundvoraussetzungen, dass Menschen wirtschaften können. Damit Kulturschaffende wirtschaften können, müssen sie genau wissen, welche Summe zur Verfügung steht, und zwar rechtzeitig! Daher ist es jetzt wirklich ein ganz dringender Appell von mir, rechtzeitig und transparent mit den Vereinen und Initiativen zu kommunizieren, damit diese wissen, wann sie was bekommen und womit sie zu rechnen haben.

Ein Bereich, der in dieser Geschäftsgruppe eigentlich nie besprochen wird, ist der Tourismus, den ich jetzt aber noch kurz ansprechen möchte: Der Tourismus ist ja, wie auch die Kultur, letztlich ressortübergreifend. Ein großer Brocken des Kulturbudgets geht durch die Ortstaxe an den Wiener Tourismusverband. Letzterer hat jetzt mit Norbert Kettner einen neuen Leiter, dem wir auf diesem Weg alles Gute für seine berufliche Zukunft wünschen möchten!

Nächstes Jahr werden die Medien Wien in einem Ausmaß beleuchten, betrachten, filmen und durch die Welt tragen wie noch nie zuvor. Die Wahrscheinlichkeit, dass Österreich Europameister wird, ist zwar nicht groß, ich würde es mir aber wünschen. Die Niederlande waren es ja schon einmal. (Zwischenruf bei der SPÖ.) 

Ich bin jedoch davon überzeugt, dass Wien beziehungsweise Österreich in einem Bereich Europameister werden kann, und zwar im Bereich der Kultur. In der Kultur ist Österreich sicherlich ein Europameisterschaftskandidat!

Es wird Fan-Bühnen und Fan-Meilen geben, und wir werden internationale Gäste haben. Wir möchten sie begrüßen, und wir möchten ihnen zeigen, was Wien kann. Ich weiß aber bis jetzt, abgesehen von einer Ausstellung im Wien Museum, noch nicht, welche kulturellen Highlights wir einem internationalen, noch nie in diesem Ausmaß da gewesenen Publikum bei der EURO 2008 präsentieren werden! Das würde mich jetzt wirklich interessieren! Werden wir auf der Fan-Meile zeigen, welche tolle elektronische Musik und DJs Österreich hat? Werden wir zeigen, welch interessante, spannende Kultur wir haben? Oder werden es Allerwelts-Fan-Meilen sein, die es auch in München oder Berlin geben könnte? Ich bin neugierig!

Ich meine, die Ringstraße ist dafür geeignet. Das ist eine gute Idee! Man könnte so etwas aber auch vor dem Schloss Schönbrunn oder auf der Donauinsel machen. Es gibt viele Orte, die sich eignen würden. Ich hoffe aber, dass das auch nicht unterschätzt wird. Mein dringender Appell in diesem Zusammenhang lautet: Stellt die Kultur bei der Darstellung Wiens im Rahmen der EURO 2008 in den Vordergrund! Da könnten wir tatsächlich Europameister werden!

In diesem Sinne: Vielen Dank! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Bei der Präsentation des Rechnungsabschlusses hat Frau Vizebürgermeisterin und Finanzstadträtin Renate Brauner bekannt gegeben, dass 219 Millionen EUR für das Fachbudget Kultur ausgegeben wurden. Im Kulturbericht ist von 190 Millionen EUR die Rede. Es fehlt also im Kulturbericht die Rechenschaft über 29 Millionen! Aber das spielt offenbar keine Rolle!

Laut Budget für 2006 sollten 226,5 Millionen EUR für den Bereich Kunst, Kultur und Kultus ausgegeben werden. Tatsächlich waren es 254,1 Millionen, also um 
27,6 Millionen oder um 12,2 Prozent mehr.

Im Vorjahr hat Kollege Woller stolz darauf hingewiesen, dass die Überschreitung von mehr als 5 Prozent eine kulturpolitische Großtat sei. Kollegin Straubinger hat uns heute darauf hingewiesen, dass eine Überschreitung noch weit mehr als eine kulturpolitische Großtat ist, denn es könnte im Herbst ja noch irgendwas Nettes kommen, das man finanzieren müsste!

Ich frage mich: Wenn um 12 Prozent mehr ausgegeben werden, wozu ist denn dann das Budget überhaupt da? Ist es nur ein Traumbüchl oder irgendein Papierl, an das man sich nicht zu halten braucht? – Sie sagen: Das ist halt so!

Ich glaube, Finanzstadträtin Brauner würde sich nicht besonders freuen, würde man in allen Bereichen so kräftig überziehen wie im Kulturressort! Es zeigt sich einmal mehr, dass Herr StR Andreas Mailath-Pokorny sein Ressort nicht im Griff hat, wenn derart viel überzogen wird. Mailath-Pokorny ist somit kein Gestalter, sondern er ist ein Getriebener. Fast könnte er einem leid tun! Er muss alle Wünsche, die im Laufe eines Jahres an ihn herangetragen werden, auf Zuruf erfüllen, auch wenn er dafür keine freien Mittel hat. 

Nun zu den einzelnen Kultureinrichtungen: Über die Wiener Symphoniker haben wir heute noch nicht gesprochen. Wir werden morgen über deren Finanzierung und den Zuschuss reden. – Die Wiener Symphoniker sind das musikalische Aushängeschild Wiens. Rund um das Orchester hat es in den letzten Jahren Streit um die Finanzierung gegeben. Derzeit liegt ein Gutachten vor, wie die Einnahmen angehoben werden können.

Bereits im Jahr 2006 wurde die Förderung von 
10,5 Millionen für 2007 beschlossen. Grund war die sonstige Nichttestatfähigkeit des Vereins bei den Banken. Und auch der Kontrollamtsbericht war alles andere als schmeichelhaft für den Verein Wiener Symphoniker.

Die ÖVP bekennt sich zu diesem Orchester und unterstützt den Betrieb mit ihrer Zustimmung zu den Förderungsmitteln. Die Zukunft des Orchesters liegt auch uns am Herzen. Wir fordern daher, dass das Überleben und die Finanzierung des Orchesters langfristig sichergestellt werden. Allerdings müssen die Kosten streng kontrolliert werden, und es müssen alle Versuche unternommen werden, die Einnahmen zu steigern.

Ebenso kritisieren wir die Quersubventionen zum Beispiel des Theaters an der Wien durch rund 50 Dienste des Orchesters. Bei marktüblichen Preisen würde es sich hiebei um fast 700 000 EUR handeln. – Wir wollen erhöhte Kostenwahrheit für das Orchester!

Zum Thema Filmförderung haben Mag Stefan und Kollege Schreuder schon gesprochen. Für die Filmförderung waren im Budget 2006 5,2 Millionen vorgesehen. Tatsächlich sind nur rund 3 Millionen ausgezahlt worden. Im Budget 2007 sind leider ebenfalls nur 3 Millionen vorgesehen.

Kollege Stefan hat schon gesagt, dass der Anteil des österreichischen Films, der in Österreich gesehen wird, nur 2 Prozent beträgt, während dieser Anteil in Frankreich 39 Prozent, in der Schweiz mehr als 30 Prozent und in den nordischen Ländern mehr als ein Drittel ausmacht. 

Die Förderung des Wiener Films erfolgt über den Wiener Filmfonds. Der Streit im heurigen Jahr um die Bestellung des Geschäftsführers des Wiener Filmfonds, Peter Zawrel, der ohne Ausschreibung bestellt wurde, ist uns noch in guter Erinnerung. Anscheinend sind die Bedingungen für die Filmförderung in Wien nicht optimal. Das System aus Jury und Beirat ist zu umständlich. Außerdem glaube ich, dass die Jury hinsichtlich ihrer Herkunft zu hinterfragen ist. Man fragt sich, ob diese Jury wirklich den österreichischen und Wiener Film im Fokus hat. Auch die Ausschreibungsbedingungen sind sehr kompliziert. – Der österreichische und Wiener Film soll vom Publikum angeschaut werden und nicht im stillen Kämmerlein unter Ausschluss der Öffentlichkeit gezeigt werden! Daher fordern wir ein neues Konzept der Wiener Filmförderung und vor allem der Statuten des Wiener Filmfonds.

Dazu passt auch das Thema Wiener Kinoförderung nahtlos: Die Kürzung von 727 000 auf nunmehr 300 000 passt ins Bild zum Film. Nach dem von den Wiener Kinobetreibern selbst ausgehandelten Punktesystem steht der österreichische Film nicht im Mittelpunkt der Förderung.

Zum Thema Künstlerhaus: Seit Jahren eiert man beim Zuschuss zur Sanierung des Künstlerhauses herum. Jetzt gibt es auch noch ein von der SPÖ regiertes Unterrichts- und Kulturministerium, und daher schieben nun Wien und das Ministerium einander den Schwarzen Peter zu, wer als Erster dem Künstlerhaus den dringend notwendigen Zuschuss gewährt. Selbst bei kleineren Beträgen wie hinsichtlich der Beteiligung an der Sanierung des Daches in der Gesamthöhe von 300 000 EUR wird endlos herumgewurschtelt und gefeilscht. – Wir verlangen einen langfristigen Plan, wie und wann man die Sanierung des Künstlerhauses unterstützen will! (Beifall bei der ÖVP.) Mit der Sanierung sollte endlich auch die Entscheidung hinsichtlich des möglichen Standorts für ein Historismus‑Museum fallen.

Nun zu den Wien Museen. Das im Kontrollamtsbericht 2006 zu Recht kritisiere Depot im 15. Wiener Gemeindebezirk wartet noch immer auf eine Entscheidung. Im Bericht wird von Gefahr im Verzug gesprochen. Herr Stadtrat! Sichern Sie die Sammlung des Wien Museums, und stellen Sie den Mittelbedarf von rund 10 Millionen EUR sicher! 1,5 Millionen Ausstellungsgegenstände müssen irgendwo untergebracht werden. Das Wien Museum kann das nicht aus eigenen Mitteln finanzieren. 
Das Wien Museum ist organisatorisch auch für die Sammlungen der Bezirksmuseen zuständig. Auch wenn heuer ein kleiner Zuschuss für den Tag der Bezirksmuseen am 25. März geleistet wurde, bleiben die Jahresbudgets der Wiener Bezirksmuseen praktisch unverändert. Wir verlangen eine höhere finanzielle Ausstattung der Bezirksmuseen und die Erstellung eines Sammlungskonzepts der Bezirksmuseen mit den Leitern der einzelnen Museen, der ARGE Bezirksmuseen und des Wien Museums. 

Abschließend möchte ich nochmals unsere Forderungen bekräftigen. 

Erstens: Betreffend Wiener Symphoniker soll es eine langfristige Sicherung des Vereins Wiener Symphoniker unter Kostenkontrolle und gleichzeitiger Erhöhung des Ertragsanteils geben.

Zweitens: Hinsichtlich Filmförderung fordern wir die Änderung der Statuten des Wiener Filmfonds und die Stärkung des Wiener und österreichischen Films.

Drittens: Wir fordern die Erhöhung der Kinoförderung, die derzeit nur mehr 300 000 EUR beträgt.

Viertens: Für das Künstlerhaus verlangen wir ein langfristiges Konzept, wie und wann sich die Stadt Wien bei der Generalsanierung des Künstlerhauses einbringt.

Fünftens: Betreffend Wien Museum fordern wir die Entscheidung, ob das Künstlerhaus in die Sammlungsstrategie des Wien Museum, etwa als Standort für ein Historismus‑ oder ein Ringstraßen‑Museum, einbezogen wird. Wir fordern auch die Entscheidung über den Neubau des Depots des Museums. Der Bestand des Museums darf nicht gefährdet werden.

Sechstens fordern wir eine Aufwertung der Bezirksmuseen durch eine Neuordnung der Sammlungen in Kooperation mit dem Wien Museum.

Siebentens fordern wir Sie auf: Beenden Sie die Quersubventionierungen! Kostenwahrheit ist auch im Kulturbereich angesagt.

In Anbetracht der vielen offenen Baustellen muss ich leider dem Herrn Stadtrat ein „Sehr mangelhaft" für seine Wiener Kulturpolitik aussprechen.

Abschließend richte ich ein Dankeschön an Oberamtsrat Simacek, der seine Arbeit bald beenden und in die wohlverdiente Pension gehen wird. Ich möchte von dieser Stelle aus sagen: Er hat sich überaus korrekt verhalten, und ich danke ihm auch im Namen unserer Fraktion, dass er sich bei der Aktenzusammenstellung um eine reibungslose Abfolge bemüht hat. Wir wünschen ihm für die Pension alles Gute! (Beifall bei der ÖVP.)
Abschließend möchte ich auch Mag Stöphl, der, glaube ich, heute nicht da ist, alles Gute wünschen. Er wird als karenzierter Beamter in Zukunft für die finanzielle Gebarung des Volkstheaters verantwortlich sein. Auch ihm wünsche ich von dieser Stelle und von unserer Fraktion alles Gute! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Klicka.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Kunst ist Nahrung für unsere Seele. Im Gegensatz zu meinen Kollegen von der ÖVP bin ich sehr stolz darauf, dass wir mit einem ständig steigenden Wiener Kulturbudget sowohl den Kulturschaffenden als auch den Besuchern und Besucherinnen diese Nahrung in ausreichendem Maße zur Verfügung stellen können.

Herr StR Mailath-Pokorny hat mit diesem immer ansteigenden Budget die Möglichkeit zu gestalten, und das tut er in ausreichendem beziehungsweise großem Ausmaß, wie der Rechnungsabschluss auch zeigt, dem wir gerne zustimmen werden.

Ich glaube, Herr Kollege Dworak hat den Rechnungsabschluss ein bisserl mit dem Budget verwechselt, wenn er jetzt Forderungen für die Zukunft stellt! – Ich denke, dass wir beim Rechnungsabschluss auch stolz auf das Geleistete zurückblicken können.

2006 war auch das Mozartjahr, und allein für das Mozartjahr wurde ein Gesamtbudget von 21 Millionen EUR zur Verfügung gestellt. Die Besucherzahl betrug 1,2 Millionen Besucher, und darauf können wir wahrlich sehr stolz sein! (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Erfolg des Mozartjahres lässt sich nicht allein in Zahlen messen. Vielmehr möchte ich in Erinnerung rufen, dass das ehrgeizige Ziel Wiens, als Weltstadt für Musik und Kultur nachhaltig und auf Dauer zusammen mit 150 Wiener Kulturinstitutionen, die alle mit eingebunden waren, zu gelten, auf vielen Ebenen erreicht worden ist.

Eine Stadt wie Wien darf sich nicht auf den Lorbeeren ausruhen, und wir schauen auch in die Zukunft. Das Mozartjahr gab uns die Gelegenheit, 60 Auftragswerke zu vergeben und damit die Auseinandersetzung mit zeitgenössischen Künstlerinnen und Künstlern zu fördern.

Die Vielfalt von Kompositionsaufträgen reichte von den „Weberischen", die von den Besuchern her eine Auslastung von 94,1 Prozent erreichen konnten, über die Oper von Bernhard Lang „I Hate Mozart“ bis zum krönenden Abschluss mit dem „New Crowned Hope"-Festival. Mit dieser Vielfalt von Veranstaltungen konnten alle Publikumsschichten angesprochen werden, und mir als Pädagogin ist dabei ganz besonders wichtig, dass vor allem bei Kindern und Jugendlichen Freude und Begeisterung an der Musik geweckt werden konnten.

Auch erfolgreiche Zusammenarbeit von Kultur und Wirtschaft lässt sich an diesem Mozartjahr aufzeigen: Von den 21 Millionen EUR Gesamtbudget wurden 16 Millionen EUR für Kultur ausgegeben, wovon wieder 11 Millionen EUR direkt an die Kulturschaffenden im Kultursektor geflossen sind. Mit diesen 11 Millionen EUR, die als Anstoßfinanzierung für Projektfinanzierungen der Wiener Kulturszene verwendet wurden, konnte insgesamt ein Projektvolumen von 33 Millionen EUR induziert werden. Damit beträgt die Anschlussfinanzierung ein Drittel des ausgelösten Projektvolumens. Allein im Tourismus konnten 44 Millionen EUR durch zusätzliche Nächtigungen eingenommen werden. Der Beschäftigungseffekt war auf Grund der überdurchschnittlich hohen Arbeitsintensität entsprechend hoch und betrug 1 200 Personen.

Was aber an dem gesamten Zahlenwerk, das ich hier kurz vorgetragen habe, nicht messbar ist, sind die Investitionen in die Herzen und in die Köpfe der Menschen. Denn die Menschen haben mit Mozart und seiner Musik und all den neuen Werken mitgelebt und sind so zu einem großartigen Erlebnis gekommen. Wien hat damit seinen Ruf als Weltkulturhauptstadt erstens Ranges wieder bewiesen, und zwar sowohl quantitativ als auch qualitativ. (Beifall bei der SPÖ.)
Eine der wichtigsten Entscheidungen der letzten Jahre mit großen Auswirkungen auf das Wiener Musikleben konnte 2006 in die Tat umgesetzt werden, nämlich die Neupositionierung der Theaterhäuser Theater an der Wien und Raimund Theater und des im Bau befindlichen Ronacher. 

Als Stagione-Haus konzipiert, erfüllt das Theater an der Wien die höchsten Anforderungen der KünstlerInnen und des Publikums und sieht seinem dramaturgischen Auftrag zwischen Barockoper, klassischen Raritäten und Besonderheiten der zeitgenössischen Musik entgegen. Durch die Umwandlung haben auch die Wiener Symphoniker als Opernorchester wieder eine Spielstätte erhalten.

Aber die Vereinigten Bühnen sind nicht nur in Wien und im Inland aktiv und erfolgreich. Derzeit und im vergangenen Jahr läuft und lief „Elisabeth“ in Ungarn, Deutschland, Finnland und der Schweiz. Die deutschsprachigen Produktionen wurden auch in Osaka und Tokyo aufgeführt. „Mozart" gibt es in Ungarn und in Deutschland. „Tanz der Vampire" läuft in Polen, Japan und Ungarn und auch im Theater des Westens in Berlin.

Trotz ihrer knappen Budgetsituation im Jahr 2006 gelang es den Vereinigten Bühnen, den Opernbetrieb im Theater an der Wien erfolgreich zu etablieren und die musikalische Vielfalt des Musiktheaters im Bereich Musical mit der Bespielung des Raimund Theaters und des Ronacher Mobile - so lange das Ronacher noch nicht eröffnet ist - auf einem qualitativ hohen Anspruchsniveau zu präsentieren. 

Der im Budget 2006 ausgewiesene Betriebsabgang fiel sogar um 1,9 Millionen EUR günstiger aus, da in der Sparte Oper durch höhere Einspielergebnisse, Einnahmen aus Vermietungen, Sponsorerlösen und Einsparungen bei Aufwendungen ein besseres Spartenergebnis von rund 3,9 Millionen EUR erzielt werden konnte. Auch das beweist die richtige Entscheidung, das Theater an der Wien als Opernhaus zu bespielen.

Mit der Wiener Theaterreform hat Kulturstadtrat Mailath-Pokorny einen mutigen Schritt zu einem nachhaltigen Reformprozess im Bereich der darstellenden Kunst eingeleitet. Erfreulich war, dass erstmals in der Geschichte der Stadt zunächst ein grundsätzliches Bekenntnis aller politischen Parteien zur Weiterentwicklung der Wiener Theaterlandschaft formuliert wurde und die Reform damals auch von allen Fraktionen einstimmig beschlossen wurde.

Dass die Oppositionsparteien trotz großer Erfolge der Mut nun verlassen hat, ist mehr als bedauerlich, denn immerhin gelang es, die gläserne Decke zwischen freien Gruppen und festen Häusern zu durchbrechen. Es ist gelungen, eine größere Planungssicherheit durch längere Vorlaufzeiten und längerfristige Fördervereinbarungen zu schaffen. Außerdem ist auch eine Verteilung der Mittel auf innovative und künstlerisch vielversprechende Projekte gelungen, und es konnten zukunftweisende Impulse für die Wiener Off-Theaterszene gesetzt werden. Für den Bereich der so genannten Mittelbühnen stellt die Einführung von Mehrjahresverträgen mit begrenzter Laufzeit von Intendanzen und Fördervereinbarungen eine wesentliche Neuerung dar.

Bei vielen Problemen, die in den letzten Jahren noch zur Lösung anstanden, konnten konstruktive Zukunftsszenarien erarbeitet werden, so zum Beispiel bei „dietheater Wien“; diesbezüglich werden wir morgen auch noch über den Akt befinden. Es erfolgte aber auch eine Neupositionierung des Ensemble‑Theaters als Ort der Begegnung der Kulturen. Und beim KosmosTheater wurden auf Basis einer Subventionserhöhung um 120 000 EUR ab der Saison 2006/ 2007 eine Vertragsverlängerung bis Herbst 2009 und eine öffentliche Ausschreibung der künstlerischen Leitung ab der Saison 2009/2010 vereinbart.

Insgesamt kam es im Zuge der Theaterreform zu einer signifikanten Umverteilung der Fördermittel von festen Häusern hin zu freien Gruppen, die allen nun zugute kommt. Der Reformprozess ist ein klares Bekenntnis der Stadt Wien zu den zeitgenössischen Theatern mit einer deutlichen Anhebung der Mittel. Während überall in Europa der Theaterbereich von Einsparungsmaßnahmen betroffen ist, steigen in Wien die Aufwendungen kontinuierlich. Wir sind stolz darauf, dass wir den Kulturschaffenden auch dieses Spektrum bieten können! (Beifall bei der SPÖ.)
In der Theaterlandschaft wurden im Theater in der Josefstadt im Jahr 2006 zukunftweisende Maßnahmen gesetzt. Das Volkstheater hat sich nach Anfangsschwierigkeiten stabilisiert und seine Auslastung gesteigert.

Stolz sein können wir auch auf die Wiener Festwochen, die alljährlich die Welt in die Stadt Wien bringen. Eine Stärke der Wiener Festwochen ist auch, dass auch kleine Orte wie zum Beispiel der Rabenhof bespielt werden, der als kritische Stadtbühne mit seinem Programm aus Unterhaltung, Satire und neuen Theaterformen vom Publikum begeistert angenommen wird.

Das vielfältige Programm mit 31 Produktionen verzeichnet eine sehr erfreuliche Auslastung, nämlich durchschnittlich 92,49 Prozent. Elf Produktionen waren sogar zu 100 Prozent ausgelastet. Man sieht also, wie deutlich die Wienerinnen und Wiener nicht nur die Angebote der Bezirksfestwochen annehmen, sondern auch das reichhaltige Angebot der Wiener Festwochen.

Zahlreiche Vereine sind in den Bezirken tätig und können dort mit ihren Aktivitäten aus dem Grätzl heraus arbeiten. Die dezentralen Bezirksbudgets ermöglichen mit ihren Förderungen diese kulturellen Vorhaben. Es finden hier auch sehr viele junge, künstlerisch engagierte Personen eine Möglichkeit zur Betätigung. 

Hinweisen möchte ich auch auf das Stadt- und Landesarchiv: Das im Jahr 2005 angekaufte Archiv-Informationssystem konnte im Jahr 2006 nun endgültig etabliert werden. Es ist ein sehr leistungsfähiges System, das die Verwaltung von und den Zugang zu konventionellem Archivmaterial ebenso unterstützt wie die Langzeitarchivierung von elektronischen Objekten.

„Die Kultur für alle“ steht bei den Wiener Kulturpolitikern im Mittelpunkt. Wir nehmen ernst, dass wir möglichst vielen oder sogar allen Menschen ein umfangreiches und abwechslungsreiches, vielfältiges, leistbares Kulturangebot vorlegen.

Meine Kollegin hat schon erwähnt, dass der Kunst- und Kulturpass nun auch endlich zum Tragen kommt. Dieser ist ein wichtiger Beitrag zur Teilhabe für jene Menschen, die über keine großen finanziellen Mittel verfügen.

Ich möchte mich an dieser Stelle bei all jenen bedanken, die zum Erfolg der Kulturpolitik beitragen, nämlich bei den Künstlerinnen und Künstlern, aber auch bei allen ehrenamtlich tätigen MitarbeiterInnen, den zahlreichen Kulturvereinen ebenso wie den engagierten und kompetenten Beamten und Beamtinnen, Kuratoren, Juroren und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Stadtratsbüro.

Besonderer Dank gilt heute aber Kollegen Simacek, der über Jahrzehnte Generationen von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten im Kulturausschuss begleitet hat. Wir wünschen ihm für die Zukunft und für seinen nächsten Lebensabschnitt alles Gute, viel Gesundheit und sicherlich auch sehr viele kulturelle Momente! – Herzlichen Dank für die gute Zusammenarbeit! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich gehöre zu den wenigen Privilegierten, die beide Berichte bekommen haben. Warum, ist mir allerdings nicht ganz einsichtig: Ich bin zwar Ersatzmitglied im Kulturausschuss, aber Kollegin Cammerlander, die ebenfalls Ersatzmitglied im Kulturausschuss ist, hat nur den Wissenschaftsbericht bekommen. (GR Dr Matthias Tschirf: Ich habe als Ersatzmitglied auch nur einen bekommen!) Die Systematik dahinter ist offenbar nicht ganz durchsichtig!

Ich freue mich natürlich, beide Berichte bekommen zu haben, und habe sie auch beide studiert. Und ich freue mich auch, dass sich das Verhältnis von Kulturbericht zu Wissenschaftsbericht im Vergleich zum ersten Wissenschaftsbericht deutlich verändert hat: Der Wissenschaftsbericht ist jetzt viel dicker als der Kulturbericht, und es ist auch gut so, dass darin alles aufgelistet ist und man einiges nachschlagen kann.

Trotzdem eine kleine Anregung für all jene, die den Kulturbericht nicht so wie ich parallel lesen konnten: Man könnte doch auch an den Wissenschaftsbericht den Teil betreffend Frauen im Wissenschaftsbereich anhängen. Dann wäre das kompakt beisammen! Man könnte die Auflistung der Förderungssummen für die einzelnen Projekte, die im Kulturbericht enthalten sind, quasi mit „Copy und Paste" auch in den Wissenschaftsbericht einfügen, denn dann hätte man einen kompakten Überblick und müsste nicht hin‑ und herblättern, wenn man keinen Kulturbericht bekommen hat.

Ich möchte noch eine Anmerkung zum Wissenschaftsbericht machen, dessen Intention ich sehr schätze. Ich glaube, es steckt sehr viel Arbeit dahinter, um ersichtlich zu machen, was sich alles ereignet. – Ich meine, man könnte bei Artikeln wie dem auf Seite 25 unter der Überschrift „Wien: Wissenschaftsstadt, Forschungsort, Forschungsgegenstand, genius loci, die Perspektive wichtiger AkteurInnen" das Geschlechterverhältnis das nächste Mal doch verbessern! Unter den 29 Beiträgen sind nämlich 19 Beiträge von Männern und leider nur 10 von Frauen, und das bildet nicht das Verhältnis von Frauen in der Wissenschaft in dieser Stadt ab. Vielleicht könnte man diese Anregung aufnehmen, damit im nächsten Wissenschaftsbericht, wenn man wieder ein solches Kapitel gestaltet, die Frauen im gleichen Ausmaß oder auch mehr zu Wort kommen! 

Ich möchte nicht noch sehr viel zum Rechnungsabschluss sagen. Es sind um 1,8 Millionen EUR mehr ausgegeben worden als im Voranschlag. Das wundert mich nicht, es braucht mehr Geld für die Forschung und die Wissenschaft. Das haben wir hier immer wieder gesagt und das hat sich auch nicht verändert. Umso mehr wundert mich, dass dann für 2007 noch weniger budgetiert worden ist. Ich bin schon gespannt, was dann beim Rechnungsabschluss für 2007 tatsächlich in die Forschung und die Wissenschaft gegangen ist. Ich glaube, dass wir mit den für 2007 budgetierten 5,7 Millionen EUR nicht das Auslangen finden werden und hoffe, dass wir nicht das Auslangen finden werden.

Ich möchte zum WZW kommen. Ich finde es eine Chuzpe von der Kollegin Straubinger, sich hier hinzustellen und zu sagen, im Rahmen der Forschungsstrategie haben sich die Universitäten gewünscht, dass das WZW geschlossen wird. Es ist interessant, ich wusste nicht, dass man da Wünsche anbringen kann, die dann offensichtlich stante pede erfüllt werden, denn für alle, die es nicht wissen, das WZW wird mit Ende September geschlossen werden. Die MitarbeiterInnen wurden gestern von ihren Kündigungen informiert. Das heißt, diese Institution ist für die MitarbeiterInnen überfallsartig geschlossen worden. Sich dann hier hinzustellen und zu sagen, die Universitäten haben sich das im Zuge der Forschungsstrategie gewünscht, wo doch, und hier zitiere ich den Wissenschaftsbericht, steht: „FTI - Forschung, Technologie, Innovationsprozess: Im November 2006 hat die Stadt Wien einen geschäftsgruppenübergreifenden FTI-Prozess gestartet, der in vier eng aufeinander abgestimmten Panels die aktuellen Stärken und Schwächen der Wissenschafts- und Forschungsstadt erkundet. Die Ergebnisse sollen im November 2007 der Öffentlichkeit präsentiert werden." 

Also wenn das ein Ergebnis des laufenden FTI-Strategiediskussionsprozesses ist, dass das WZW geschlossen werden soll, kann das eigentlich doch erst im November 2007 präsentiert werden, wo doch dann die Ergebnisse öffentlich präsentiert werden und nicht vor zwei Wochen, das WZW zu schließen, nämlich mit Ende September. Ich bin froh, dass diese Vorgehensweise, wie dort vorgegangen wurde, zumindest doch den Weg in die Medien gefunden hat. Die Vorgehensweise, wie man mit MitarbeiterInnen, die im Wissenschaftsbetrieb arbeiten, umgeht, ist ein Skandal, nämlich den Leuten nicht zu sagen, was die Kritikpunkte sind! Ich habe für morgen eine mögliche Anfrage an den Herrn Stadtrat gerichtet, welches denn die Gründe sind, die zur Schließung des WZW geführt haben. Ich bin schon gespannt, welche Antwort ich dann bekomme. Aber MitarbeiterInnen, ForscherInnen, die in diesem Bereich arbeiten, so zu behandeln, halte ich für letztklassig und untragbar! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Noch viel letztklassiger ist, dass man dann den MitarbeiterInnen gestern bei dem Gespräch, wo ihnen mitgeteilt wurde, dass sie ab August, Ende August, September, wann auch immer ihre Kündigungsfristen sind, gekündigt werden, sagt, sie können eine Liste schreiben, wo sie gerne arbeiten würden, die dann an das Christkind geschickt wird - keine Ahnung, wer diese Liste bekommt, vielleicht der Herr Stadtrat - und man dann schauen wird, ob man vielleicht Jobs findet. So kann es aber wirklich nicht gehen, den Leuten die Kündigung mitzuteilen und ihnen dann irgendetwas in Aussicht zu stellen, wo völlig unklar ist, was mit dem Geld, das das WZW bekommen hat, passieren wird, wo in den Medien angekündigt wurde, es gibt ein Impulsprogramm. Kein Mensch weiß, was dieses Impulsprogramm zur Förderung der Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften sein soll oder sein wird. Auch die Öffentlichkeit weiß es nicht, wir hier im Gemeinderat wissen es nicht, und dann können sich die MitarbeiterInnen etwas wünschen. Sehr nett, sehr lieb, aber so geht man sicher nicht mit einer wissenschaftlichen Einrichtung und mit WissenschaftlerInnen und ForscherInnen in dieser Stadt um!

Ich möchte zwei Anträge einbringen, die auch im Zuge des laufenden FTI-Prozesses geäußert wurden, nachdem ich jetzt weiß, wenn man sich etwas im Zuge dieses FTI-Prozesses wünscht, dass das dann auch erfüllt wird, so wie die Schließung des WZW.

So bringe ich jetzt einen Antrag ein, der auch gekommen ist, dass man doch eine Forschungsförderung von der Stadt Wien macht, die die Formen der BürgerInnenpartizipation bezüglich Wissenschaft beforscht. Hier gibt es ein sehr breites Forschungsfeld, denn wenn wir Partizipation und Beteiligung von BürgerInnen an Projekten wirklich Ernst nehmen und ihnen vor allem im Bereich der Wissenschaft auch nahe bringen wollen, wie sie partizipieren können, ist die Forschung in diesem Bereich sehr weit hinten. Es gibt eigentlich ganz wenig theoretisches und empirisches Wissen und Forschungsarbeiten dazu. Deswegen stelle ich folgenden Beschlussantrag: 

„Das Referat für Wissenschaft und Forschungsförderung schreibt einen Forschungsschwerpunkt für BürgerInnenbeteiligung in der Forschungspolitik und Technikbewertung aus. Insgesamt ist dort eine Förderungssumme von 500 000 EUR zu vergeben. Die Ausschreibung gibt das Rahmenthema vor, innerhalb dessen Projektvorschläge eingereicht werden. Sie erfolgt zeitlich befristet und durch schlichte klare Verfahren, insbesondere, wenn kurze Anträge gefordert werden.

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Wissenschaft und Kultur.“

Auch der zweite Antrag ist als Wunsch gekommen, als ein Manko, als ein Bereich, der immer mehr kleine Forschungsinstitutionen vor allem in der Sozialkultur und Geisteswissenschaften vor Herausforderungen stellt, nämlich die Unterstützung bei EU-Projekten. Es gibt sehr viele gute EU-Projekte. Es gibt sehr viele Institutionen in Wien, die sich an Ausschreibungen von EU-Projekten beteiligen würden, nur haben sie schlichtweg nicht die Kapazitäten, all das Antragsvolumen, all die geforderten Unterlagen, all die Informationen, die es für die jeweiligen EU-Projekte und EU-Ausschreibungen gibt, selbst einzuholen. Die wünschen sich eine Beratung, eine Unterstützung von der Stadt Wien. Wünschen ist offensichtlich das Motto im Zuge des FTI-Prozesses.

Ich stelle den Beschlussantrag, dass die MA 27 prüfen möge, wie die Unterstützung von kleineren Wiener Forschungseinrichtungen, insbesondere nicht ausschließlich in den Sozial-, Kultur- und Geisteswissenschaften, in Bezug auf EU-Förderungen verbessert werden kann. Insbesondere soll geprüft werden, ob die Stadt Wien im Rahmen der MA 27 eine Stelle zur spezifischen Informationsaufbereitung und individuellen Beratung und Unterstützung einrichten kann, ob eine bestehende EU-Informationsstelle durch finanzielle Unterstützung der Stadt Wien ihr Aufgabenfeld um diese Aufgabe erweitern kann, wo der spezifische Unterstützungsbedarf für welche Teilzielgruppe genau liegt, wie speziell jene Forschungseinrichtungen, die an Schnittstellen zur Kultur, Sozialarbeit, Partizipation, Gemeinwesensarbeit und anderen gesellschaftlichen Bereichen tätig sind, adäquat informiert und beraten werden können.

Auch hier beantrage ich die Zuweisung an den Ausschuss.

Wer auch immer sich die Schließung des WZW gewünscht hat, wir werden dem nachgehen. Ich glaube nicht, dass sich die Universitäten darüber freuen, dass sie hier als die Schuldigen hingestellt werden, weil man jetzt offensichtlich zu feig ist zu sagen, was die Kritikpunkte am WZW waren. Die Schließung hat zu massiver Unruhe in der WissenschafterInnenszene geführt. Es geht das Gerücht um, es folgen andere. Wer weiß, was sich da noch alles im Zuge der FTI-Strategie gewünscht wird. Ich glaube nicht, dass es der Weg ist, den die Stadt Wien im Umgang mit WissenschafterInnen gehen sollte! Wir tragen diesen Weg sicher nicht mit! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Mag Straubinger hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Die Redezeit beträgt drei Minuten. - Bitte.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich möchte jetzt klarstellen, ich habe nicht gesagt, dass sich die Proponenten oder die Experten der FTI-Strategie gewünscht haben, dass das WZW geschlossen wird, sondern ich habe gesagt, dass im Zuge dieses Prozesses sehr deutlich geworden ist, dass es sinnvoll ist, innerhalb der Universitäten Fellowships und Impulsprogramme zu starten, dort sozusagen weiter zu stärken und das Vorhandene stärker auszunützen. Im Zuge dessen hat das Kultur- und Wissenschaftsressort auch gesehen, dass man das verändern muss, das nicht so weiterführen kann und im Zuge dessen auch die Schließung des WZW beschlossen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das hast Du aber nicht gesagt!) Also es ist kein Wunsch der Universitäten, sondern es ist sozusagen ein Ergebnis eines langen Diskussionsprozesses gewesen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist nun der Herr Amtsf StR Dr Mailath-Pokorny. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir diskutieren den Rechnungsabschluss 2006. Ich möchte das zuvor zunächst einmal zum Anlass nehmen, auch mich selbst zu bedanken, bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern meines Büros, der gesamten Geschäftsgruppe und natürlich allen, die dazu beigetragen haben, dass wir, das kann ich doch sagen, ein bisschen etwas getan haben, um die Kultur und auch die Wissenschaft in dieser Stadt weiterzubefördern. 

Natürlich möchte ich im Besonderen Herrn OAR Simacek hervorheben, mich bei ihm bedanken. Lange Jahre hat er alle Fraktionen im Gemeinderat, glaube ich, sehr gut betreut. Alles Gute für den wohlverdienten Ruhestand, der ein Unruhestand werden wird, wie wir schon besprochen haben!

Auch dem Mag Stöphl alles Gute, der uns an einer sehr wichtigen und verantwortungsvollen Position auch in Zukunft begleiten wird! (Beifall bei der SPÖ.)

Eine zweite Vorbemerkung, meine Damen und Herren, möchte ich machen. Wir diskutieren den Rechnungsabschluss und nicht den Kulturbericht, den wir zwar vorgelegt haben, aber es geht um den Rechnungsabschluss. Wir diskutieren auch nicht das Budget. Weil einige gefragt haben, wieso sie den Kulturbericht nicht bekommen haben, das ist ein Sonderausdruck. Der Kulturbericht ist eigentlich über das Internet vollständig und ausführlich zu lesen und zu beziehen. Es nimmt mich immer wieder in Verwunderung, wie sehr offensichtlich doch an dem Buch und an dem Ausdruck gehangen wird. Ich hoffe, es ist nicht nur, damit man das am stillen Örtchen lesen kann, wie der Kollege gesagt hat. (Beifall bei Teilen der SPÖ.) 

Eine dritte wichtige Vorbemerkung, die ich machen möchte: Der GR Stefan hat davon gesprochen, und er hat es offensichtlich anschuldigend gemeint, wir würden nur die Schwulen und die Lesben und nicht die eigenen Leute fördern. Namens meiner Fraktion der Wiener Stadt- und Landesregierung weise ich das als eine ausgesprochen diskriminierende und herabwürdigende Äußerung zurück! Selbstverständlich unterscheiden wir nicht. Ich fordere Sie nachdrücklich auf, sich für diese Äußerung zu entschuldigen! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in aller Kürze zur Sache selbst: Das meiste wurde zumindest angesprochen. Es ist ein hervorragender Rechnungsabschluss. Es ist der höchste Rechnungsabschluss in Bezug auf Kultur in der überschaubaren Geschichte der Stadt Wien. Es ist ein Plus von 6,5 Prozent. Es ist ein Plus von 12 Prozent gegenüber dem Voranschlag. 

Herr GR Wolf, das ist keine punktgenaue Landung im Hinblick auf die Budgetvorschau, aber mein Ehrgeiz ist nicht ein buchhalterischer. Den habe ich nicht. Mein Ehrgeiz ist, der Kultur in Wien möglichst viel zur Verfügung zu stellen, um Kultur überhaupt zu ermöglichen. Ich bin froh, dass es uns im Laufe des Jahres auf Grund des Verständnisses, nicht zuletzt auch der Finanzverwaltung und des Bürgermeisters, immer wieder gelingt, Projekte umzusetzen, die nun einmal im Laufe des Jahres auftauchen und dass diese Verwaltung und diese Stadt- und Landesregierung so flexibel darauf entsprechend reagiert. Man kann eigentlich, glaube ich, nur mit Respekt darauf hinweisen, dass dies tatsächlich einer der höchsten, auch prozentuellen, Anteile von Kultur am Gesamtbudget ist, wenn man sich etwa andere Städte oder auch das des Bundes anschaut. Ich glaube, dass wir mit diesem Rechnungsabschluss sehr zufrieden sein können. Ich möchte mich da insbesondere bei der Kollegin Finanzstadträtin und deren Vorgänger bedanken, dass dies möglich geworden ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es geht nicht darum, dass man da jetzt nur Selbstlob und alles andere ausspricht und alles andere ausblendet. Aber ein bisschen etwas sollte man schon einblenden, Herr GR Wolf, was im Jahr 2006 tatsächlich stattgefunden hat. Über das Jahr 2006 zu sprechen und nicht ein Wort über das Mozartjahr zu verlieren, heißt nun tatsächlich, ein bisschen Scheuklappen aufzusetzen, noch dazu, wo das Ihr früherer Parteifreund Peter Marboe sehr gut geleitet und gemanagt hat. (GR Dr Matthias Tschirf: Parteifreund ist er bis heute!) Also über das Jahr 2006 zu sprechen und zu sagen, das lassen wir aus, halte ich für ein bisschen, sagen wir einmal, mit Scheuklappen behaftet. Ich will das jetzt gar nicht mehr wiederholen, was richtigerweise schon die Kollegin Klicka gesagt hat, was das für Wien bedeutet hat. 

Mir geht es darum, noch etwas hervorzuheben, was auch von den GRÜNEN angesprochen wurde, weil da immer der Vorwurf ist, wir würden nur die großen Institutionen und nur die großen Tanker unterstützen und es gäbe sozusagen eine Ungleichgewichtung in Wien, was die Verteilung der Kulturgelder anbelangt. Da würde ich schon bitten, seriöserweise auch ein bisschen in die Tiefe zu gehen und sich beispielsweise das Mozartjahr anzuschauen, das, glaube ich, in Ihren Kategorien unter Hochkultur fällt, wo Sie nichts damit zu tun haben wollen, weil das sozusagen nur Oper und klassische Musik ist. Das war es mitnichten. Das war es zu einem Teil, aber zu einem großen Teil sind da Projekte gefördert worden, die sehr wohl innovativen Charakter haben, die sehr wohl Publikum angesprochen haben, das normalerweise vielleicht nicht so einen Zugang hat, Projekte, die sehr wohl weit in internationale Bereiche hinausgegangen sind, Projekte, die Neues waren, die nachhaltig wirken, wenn man sich überlegt, dass allein 60 Weltur-
aufführungen im Rahmen dieses Mozartjahrs möglich geworden sind, und Projekte, und das war mir besonders wichtig, wo auch Dinge, wie zum Beispiel die Filme, die im Rahmen von „New Crowned Hope“ stattgefunden haben, weit in die Welt hinausgegangen sind, die überhaupt nichts mit Musik zu tun hatten, nichts mit klassischer Musik, nichts mit Hochkultur zu tun hatten, sondern wo wir Filmemacher unterstützt und gefördert haben, die Projekte verwirklicht haben, die dann im Übrigen bei allen internationalen Festivals prämiert worden sind. Das ist tatsächlich etwas, das auch bleibt, was sozusagen den großzügigen weltstädtischen Charakter der Stadt, aber natürlich auch die Suche nach Innovation, nach neuen künstlerischen Ausdrucksformen beinhaltet. Ich würde schon ersuchen, dass man sich auch ein bisschen die Mühe macht, nicht nur polemisch zu sagen, das ist alles Hochkultur und Wien fördert daher nur Hochkultur, sondern bei all diesen Projekten auch ein wenig in die Tiefe zu gehen, sei es bei den Wiener Festwochen, sei das beim Theater an der Wien und sei das auch beim Mozartjahr. Jawohl, Wien fördert Hochkultur, dazu stehen wir, aber Wien fördert genauso gut auch die jungen, innovativen, unbequemen und auch unbekannten Projekte! (Beifall bei der SPÖ.) 

Das war, meine Damen und Herren, im Jahr 2006 so. Das wird im Jahr 2007 auch weiterhin so sein. Ich erspare mir jetzt, sozusagen die einzelnen Projekte und auch das Viele, was wir im Laufe des Jahres 2006 getan haben, Ihnen noch einmal zu erzählen. Ich möchte stattdessen ganz gern auf eine Studie verweisen, die noch nicht veröffentlicht wurde, und zwar des European Institute for Comparative Urban Research, Euricur, der 
Erasmus Universität Rotterdam, das einen großen Städtevergleich mit mehreren europäischen Städten angestellt hat, wo es sozusagen auch das gesamte Kulturangebot und die Kulturpolitik der Stadt Wien unter dem Titel !The Impacts of Culture on the Economic Development of Cities" untersucht hat. Ich entschuldige mich bei den Kollegen der Freiheitlichen Fraktion, dass ich hier jetzt eine Fremdsprache spreche, aber die Welt ist nun einmal vielfältig und besteht nicht nur aus der deutschen Sprache. In dieser Studie wird auf verschiedene Dinge eingegangen, was das kulturelle Angebot anbelangt. Ich empfehle sie sehr zur Lektüre, falls Sie wieder einmal sozusagen der Blues überkommen sollte, was die Wiener Kulturlandschaft anbelangt. Sie werden da sehr rasch herausgeholt. Diese Studie haben nicht wir in Auftrag gegeben, davon habe ich nicht einmal gewusst, sondern die hat offensichtlich die EU in Auftrag gegeben. Und das ist im Grunde eine ganz große Auszeichnung, was Kulturpolitik und das kulturelle Schaffen in dieser Stadt anbelangt, auch was die Zugangsmöglichkeiten und den grundlegenden demokratischen Charakter der Stadt anbelangt. 

Ich zitiere vielleicht nur zwei, drei Sätze. Wenn Sie wollen, übersetze ich gerne, aber ich nehme an, dass die Englischkenntnisse allgemein doch so fortgeschritten sind: “In none other large cities of Europe culture is so much the hegemony of the local community to the point of everybody seems to have a strong opinion about the quality of the event in the lives of times at the artistic community. In part this is the result of a demographic access policy to culture. It is possible for citizens to attend even the top culture and events at very low prices and this certain highest culture participation among all social groups. Culture is also a feature of public space and not only the old historical parts of the inner-city." - Und so weiter. (GR Mag Wolfgang Jung: Das dürfte laut Gerichtsentscheid nicht ins Protokoll kommen!) Ich weiß schon, dass Sie das nicht goutieren, weil Sie gesagt haben, bei den Wiener Festwochen sollten auch nur deutschsprachige Aufführungen stattfinden. Jedenfalls ist das ein dickes Papier, das die Kulturpolitik der Stadt Wien durchaus kritisch, aber im Grunde doch so erwähnt, wie wir das wahrscheinlich während der Rechnungsabschlussdebatte gar nicht lobend machen könnten, ohne dass Sie dagegen protestieren. 

Meine Damen und Herren, wir haben eine Kultur der Vielfalt, wir haben eine Kultur der Ausweitung und auch viele Projekte. Ich möchte sie doch ganz kurz nur erwähnen, weil sie da noch gar nicht gefallen sind, weil man das sonst vielleicht neben diesen sehr umfangreichen und durchaus auch kostspieligen Investitionen und neuen Maßnahmen im Bereich der Kultur vergisst. 

Ich möchte nur daran erinnern, dass wir im letzten Jahr sehr erfolgreich versucht haben, den Karlsplatz als einen Kunstplatz zu etablieren, mit zahlreichen Maßnahmen, vor allem aber natürlich auch mit der Unterstützung der Institutionen, die am und um den Karlsplatz sind. Das wird dort sehr gut von den Einrichtungen, aber natürlich auch vom Publikum angenommen, wenn ich nur an den letzten Karlstag vor einigen Wochen verweisen darf und darauf verweisen darf, wie viele Menschen diesen Platz mittlerweile nicht nur als Verkehrsknotenpunkt, nicht nur als einen Ort, wo man sozusagen von einem Verkehrsmittel auf das andere umsteigt, sondern auch als Kunstplatz wahrgenommen haben.

Ich möchte aber auch daran erinnern, dass wir beispielsweise mit Wiedereröffnung des Fluc ein sehr wichtiges Musik- und Kulturzentrum für junge Menschen in der Stadt am Praterstern etabliert haben. Auch das ist mit städtischer Unterstützung geschehen. Das auch als ein Beispiel für eine gelebte Partnerschaft und Wertschätzung der Kulturpolitik gegenüber der freien alternativen Kunst- und Kulturszene. 

Wir haben auch ein anderes kleines, aber sehr wichtiges Projekt, das von der FPÖ immer wieder abgelehnt wird, unterstützt, nämlich den „Weg der Erinnerung durch die Leopoldstadt", etwas, das wir auch hier heftig diskutiert haben. Aber woran ich auch erinnern möchte, ist, dass wir auch im uns wichtigen kleinteiligen Bereich das für die würdige Erinnerung von Menschen, die ansonsten vergessen werden würden, nämlich Nazi-Opfer, unterstützt haben. 

Wir haben weiterhin sehr viel in die Sanierung und Renovierung der Stadt über den Altstadterhaltungsfonds investiert, wenn ich Sie daran erinnern darf, dass wir etwa mit der Otto-Wagner-Kirche ein wirkliches Jugendstiljuwel renoviert haben, das in den vergangenen sechs Jahren um knappe 12 Millionen EUR renoviert werden konnte und wo wir einiges dazu in einer sehr guten Zusammenarbeit beitragen konnten. 

Meine Damen und Herren, die Liste ließe sich noch lange fortsetzen. Ich verstehe schon, dass es die Opposition stört, wenn man im Grunde auf das hinweist, was man über das Jahr 2006 gemacht hat. Ich meine aber, dass das nicht nur international, sondern auch national absolut gewürdigt und gesehen wird. Wien macht eine Kultur der Vielfalt der Haltung, auch der gesellschaftspolitischen Haltung, der künstlerischen Qualität, eine Politik, die Kritisches fördert und insgesamt für die Lebensqualität in dieser Stadt auch etwas macht. Wenn Wien so lebenswert ist, wie es ist und was auch internationale Untersuchungen immer bezeugen, so ist es auch ein guter Teil der Kultur und der Kulturpolitik in dieser Stadt!

Ich bitte daher, auch diesem Teil des Rechnungsabschlusses zuzustimmen. - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.

Wir kommen daher zum Schlusswort. Frau VBgmin Mag Brauner, bitte.

Berichterstatterin VBgmin Mag Renate Brauner: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Angesichts der sehr intensiven und ausführlichen Debatte und weil ich mich vermutlich fraktionsübergreifend äußerst unbeliebt machen würde, dass Sie nach Ihrer gestrigen nächtlichen Sitzung noch einen späten Termin bekommen, möchte ich mich bei meinem Schlusswort darauf beschränken, dass ich mich für die allgemeine, sehr intensive Diskussion bedanke, Sie noch einmal auf die schriftlichen Anträge auf Seite XXIII des vorliegenden schriftlichen Rechnungsabschlusses verweise und Sie bitte, die Punkte 1, 2 und 3 der Anträge inklusive dem beigeschlossenen Inventar vom 31. Dezember 2006 zu beschließen. - Herzlichen Dank. (Allgemeiner Beifall mit Bravorufen.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zur Beratung der Anträge unterbreche ich die Sitzung für 15 Minuten.

(Unterbrechung der Sitzung von 20.26 bis 20.42Uhr.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir nehmen die unterbrochene Sitzung wieder auf.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Rechnungsabschluss 2006. Abänderungs- oder Gegenanträge wurden nicht gestellt.

Die Anträge der Berichterstatterin zum Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2006 sind im Rechnungsabschluss auf Seite XXIII abgedruckt.

Ich lasse zuerst über den aus drei Punkten bestehenden Antrag zur Erledigung der Rechnung abstimmen und dann über den Antrag zum Inventar.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die den drei Antragspunkten zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mehrstimmig angenommen, mit den Stimmen der SPÖ, gegen die Stimmen der Opposition.

Nun bitte ich jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag zum Inventar, abgedruckt auf Seite XXIII im Rechnungsabschluss, zustimmen, die Hand zu heben. - Ist gleichfalls mehrstimmig angenommen, mit den Stimmen der SPÖ, gegen die Stimmen der Opposition.

Damit ist der Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2006 angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung der Beschluss- und Resolutionsanträge zum Rechnungsabschluss. Ich bitte um Konzentration. Ich kann mich nicht erinnern, dass wir in den letzten Jahren so viele Anträge hatten. Ich gehe in der Reihenfolge vor.

Der 1. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft Novellierung Ökostromgesetz. Die sofortige Abstimmung ist verlangt. 

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von den GRÜNEN unterstützt und hat daher nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 2. Antrag, eingebracht von der FPÖ, betrifft Rechtsstellung für Aufenthaltsberechtigung Drittstaatsangehöriger. Die sofortige Abstimmung ist verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Wird vom Antragsteller unterstützt und hat daher nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 3. Antrag betrifft Quotenregelung bei Gemeindewohnungsvergabe für Drittstaatsbürger, eingebracht von der FPÖ. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird ausschließlich vom Antragsteller unterstützt, hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 4. Antrag, eingebracht von der FPÖ, betrifft Forderungen aus dem OGH-Urteil hinsichtlich Klauseln von Mietverträgen. Hier ist auch die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat daher nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 5. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Änderung der Bezirksmittelverordnung. Das ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ist einstimmig angenommen.

Der 6. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft Stärkung des Medienstandorts durch die Abschaffung der Werbeabgabe. Es die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 7. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft Aufschlüsselung und Dokumentation der Kostendeckungsgrade von verschiedenen Gebühren. Es ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 8. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft Ausweitung der Bezirkskompetenzen und Mitspracherechte. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 9. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft Anhebung der Bezirksbudgets. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 10. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Zweckwidmung des Nettoertrags der Parkometerabgabe. Es ist die Zuweisung verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 11. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Einführung einer Verkehrsanschlussabgabe. Es wird die Zuweisung verlangt.

Wer dieser Zuweisung zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von FPÖ, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der 12. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Erhaltung des öffentlichen Oberflächenverkehrs. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 13. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Wiederinbetriebnahme der S-Bahn-Station Strandbäder. Es wird eine Zuweisung verlangt.

Wer dieser zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 14. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Nachrüstung von Straßenbahn-Garnituren und U-Bahn-Zügen bezüglich geschlossener und brandsicherer Abfallbehälter. Es wird die Zuweisung verlangt. 

Wer dieser Zuweisung zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 15. Antrag, eingebracht von der FPÖ, betrifft die Einführung von Integrationsklassen für Kinder mit mangelnden Deutschkenntnissen. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 16. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Kindergarten ab drei mit Rechtsanspruch. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird vom Antragsteller und der FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 17. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Erstellung eines Schulentwicklungsplans. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der 18. Antrag betrifft die Verbesserung der Arbeitsbedingungen an Wiener Pflichtschulen, eingebracht von der ÖVP. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dies unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 19. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Beschränkung des Anteils von SchülerInnen, die auf Grund des Migrationshintergrunds einen spezifischen Startförderungsbedarf haben, auf maximal 30 Prozent in einer Klasse. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 20, eingebracht von der ÖVP, betrifft den Ausbau des Wiener Musikschulwesens. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 21, eingebracht von den Grünen, betrifft die Kinderhöchstzahl und Betreuungsschlüssel in Kinderkrippen, Kindergärten und Horten. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 22 wird eingebracht von den Grünen, betrifft Dienstposten für die Bücherei. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von FPÖ und GrüneN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 23, eingebracht von den Grünen, betrifft die Bäderkommission. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. Ich stelle die Einstimmigkeit und damit die Annahme fest.

Antrag 24, eingebracht von den Grünen, betrifft längere Öffnungszeiten der Wiener Sommerbäder. Es ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Danke für die Einstimmigkeit.

Antrag 25, eingebracht von den Grünen, betrifft Personalaufstockung im Bereich der Jugendwohlfahrt. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und GrüneN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 26, eingebracht von der ÖVP, betrifft Sanierungsprogramm für die Wiener Bäder. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 27, eingebracht von der ÖVP, betrifft Maßnahmen der sozialen Rahmenbedingungen in Wiener Schulen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 28 wird von der ÖVP eingebracht, betrifft Maßnahmenplan zur Bekämpfung von Alkoholmissbrauch bei Jugendlichen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Teilen der Grünen unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 29, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Einführung eines von sämtlichen Gebühren befreiten letzten Kindergartenjahrs. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - ÖVP und FPÖ haben dies unterstützt, hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Antrag 30, eingebracht von der FPÖ, betrifft kostenfreie Benützung von Turnsälen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer diesen zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 31, eingebracht von der FPÖ, betrifft Förderungsoffensive für Sportdachverbände im Zuge der EM 2008. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 32, eingebracht von der ÖVP, betrifft Ausbau von Betreuungseinrichtungen für Kinder im Alter von ein bis drei Jahren. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 33, Antrag der ÖVP, betrifft Einführung und Anwendung eines für alle Wiener Kindergärten gültigen Bildungsplans. Die Zuweisung wird verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Der Antrag wird einstimmig angenommen.

Antrag 34, eingebracht von der FPÖ, betrifft Trinkwasser auf der Fan-Meile. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer dies unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von FPÖ, ÖVP und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Nicht einmal mehr das Wasser!)
Antrag 35, eingebracht von den Grünen, betrifft gentechnikfreie Landwirtschaft in Wien. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 36, eingebracht von den Grünen, betrifft AnrainerInneninformation bei Baumfällungen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer dies unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 37, eingebracht von der SPÖ, betrifft Minderung der Förderungsrichtlinien der kommunalen Siedlungswasserwirtschaft. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer dies unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Ist einstimmig so angenommen.

Antrag 38, eingebracht von der SPÖ, betrifft Umwelthaftung. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von SPÖ und Grünen unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit.

Antrag 39, eingebracht von der FPÖ, betrifft die Aufschüttung von Wanderwegen. Das ist ein Zuweisungsantrag. 

Wer dies unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 40, eingebracht von der FPÖ, betrifft Vermittlung von Umweltthemen für Zuwanderer. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer dies unterstützt, den bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt, hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 41, eingebracht von der FPÖ, betrifft Produktkennzeichnung. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer dies unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt, hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 42, eingebracht von den Grünen, betrifft fassadenintegrierte Fotovoltaikanlage im Zentralbahnhof. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer dies unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle damit die Mehrstimmigkeit fest, die FPÖ war dagegen.

Antrag 43, eingebracht von der SPÖ, betrifft Ökostromgesetz, wobei ich dazufüge, hier ist eine kleine Korrektur erfolgt, nämlich ein Klammerausdruck im letzten Satz wurde gestrichen. Der Klammerausdruck heißt: „zum Beispiel Landwirtschaft". Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Antrag 44, eingebracht von der SPÖ, betrifft Novellierung UVP-Gesetz. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird vom Antragsteller und den Grünen unterstützt, hat damit die ausreichende Mehrheit.

Antrag 46, eingebracht von den Grünen, betrifft die Gründung einer gemeinsamen Betriebsführungsgesellschaft zwischen Gemeinde Wien und Medizinischer Universität. Die Zuweisung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ist einstimmig so angenommen worden.

Antrag 49, eingebracht von den Grünen, betrifft Mangelversorgung in der stationären Jugendpsychiatrie in Wien. Die Zuweisung wurde verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Antrag 50, die ÖVP stellt diesen Antrag, betrifft die Erstellung eines Wiener Gesundheitsplans. Die Zuweisung wird verlangt. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 51, eingebracht von der FPÖ, betrifft Impfungen gegen ansteckende Krankheiten. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 52, eingebracht von den Grünen, betrifft SchuldnerInnenberatung in Wien. Die Zuweisung wird verlangt. 

Wer dieser Zuweisung zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Antrag 53, eingebracht von den Grünen, betrifft Einführung einer Grundsicherung in Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 54, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft garantierte Sozialhilfeauszahlung nach 14 Tagen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 55, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft 200 MitarbeiterInnen mehr im sozialen Bereich. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 56, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Einführung eines Aktivpasses nach Linzer Vorbild. Es ist die Zuweisung verlangt.

Wer dem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 57, eingebracht von der ÖVP, betrifft den Ausbau der Wiener Schuldnerberatung. Es ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Antrag 58, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Bezirks-Sonderbudget zum barrierefreien Umbau der Amtsgebäude. Es ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 59, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Gehörlosen-DolmetscherInnen. Es ist dies ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Antrag 60, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Schaffung qualifizierter Arbeitsplätze für Frauen. Hier wurde die sofortige Abstimmung in eine Zuweisung umgewandelt.

Wer dieser Zuweisung zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Antrag 61, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Schaffung einer Stabsstelle für Frauenpolitik. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 62, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Erarbeitung und Umsetzung eines Marktkonzeptes. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird vom Antragsteller und den GRÜNEN unterstützt, es hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 63, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Erhaltung des Marktes bei Wien-Mitte. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird vom Antragsteller und den GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 64, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Einrichtung eines kommunalen unbewaffneten Ordnungsdienstes/Stadtwache. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 65, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Einführung eines Rechtsanspruchs auf einen Kindergartenplatz für Kinder zwischen drei und sechs Jahren. Die Zuweisung wird verlangt.

Wer diesem Zuweisungsantrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Antrag 67, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Grundversorgung für AsylwerberInnen mit besonderen Bedürfnissen. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 68, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Frauenförderung im öffentlichen Dienst. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 69, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern. Es wird eine Zuweisung verlangt.

Wer dieser Zuweisung zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Antrag 70, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Berufsausbildungsfonds. Die Zuweisung wird verlangt.

Wer dieser Zuweisung zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Antrag 71, eingebracht von der ÖVP, betrifft Chancengleichheit am Schulbeginn. Es wird eine Zuweisung verlangt.

Wer dieser Zuweisung zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Antrag 72, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Erstellung eines Integrationskonzeptes für Wien. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 73, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Steigerung der Qualität der von der Stadt Wien finanzierten Sprachkurse für Menschen mit Migrationshintergrund. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 74, eingebracht von der ÖVP, betrifft das integrative Schnittstellen-Coaching. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird von der ÖVP unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 75, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft eine Kampagne gegen Homophobie im Fußballsport. Eine sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer dieses unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 76, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft betreute Wohngemeinschaften für lesbische, schwule, bisexuelle und transgender Jugendliche. Hier wurde ursprünglich die sofortige Abstimmung verlangt, es ist jetzt aber ein Zuweisungsantrag.

Wer der Zuweisung zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Antrag 77, ein Antrag der GRÜNEN, betrifft die Erhebung der Situation lesbischer, schwuler, bisexueller und transgender SeniorInnen. Auch hier wurde ursächlich die sofortige Abstimmung verlangt, es ist nunmehr ein Zuweisungsantrag.

Wer der Zuweisung zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Antrag 78, ein Antrag der GRÜNEN, betrifft die Einführung eines Zivilpakts für verschieden- und gleichgeschlechtliche Paare. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird nur vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 79, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird von den GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 80, eingebracht von der FPÖ, betrifft die U1-Verlängerung nach Oberlaa. Es ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem Zuweisungsantrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird einstimmig angenommen.

Antrag 81, eingebracht von der FPÖ, betrifft geplante Ausdehnung der Parkpickerl-Bereiche. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 82, eingebracht von der FPÖ, betrifft fluglärmsenkende Maßnahmen in Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 83, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich, sage ich einmal, mit dem Prater und der Vergabe von Aufträgen. Es ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. (Ruf bei den GRÜNEN: Sofortige Abstimmung? - GR Christian Oxonitsch: Zuweisung an den Kontrollausschuss! - Weitere Zwischenrufe.) Es ist ein Zuweisungsantrag; das passt schon. 

Wer dieser Zuweisung zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Antrag 84, ein gemeinsamer Antrag von GRÜNEN und SPÖ, betrifft Schulbau in Wien. Es wurde die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Antrag 86, eingebracht von der ÖVP, betrifft Beibehaltung von Grünblinken bei den Wiener Ampeln. Es wird eine Zuweisung verlangt.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat ... (GRin Mag Maria Vassilakou: Teile der GRÜNEN!) Entschuldigung (Heiterkeit bei den GRÜNEN.), von Teilen der GRÜNEN unterstützt; das ist nicht immer ersichtlich. Es hat trotzdem nicht die Mehrheit (Neuerliche Heiterkeit bei den GRÜNEN.) und ist daher abgelehnt. 

Antrag 87, ein gemeinsamer Antrag der GRÜNEN und der SPÖ, betrifft weitere Bike-City-Pilotprojekte. Es ist ein Zuweisungsantrag.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Antrag 88, eingebracht von der ÖVP, betrifft die direkte Anbindung der U2 an den geplanten Zentralbahnhof. Die sofortige Abstimmung wird verlangt.

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird von der ÖVP als Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag 89, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Verlängerung der Straßenbahnlinie 67. Das ist ein Zuweisungsantrag. 

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Antrag 90, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Verlängerung der Straßenbahnlinie 65. Die Zuweisung wird verlangt. 

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Antrag 91, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Neubau Straßenbahnlinie 27. Das ist ein Zuweisungsantrag. 

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Antrag 92, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Verlängerung der Straßenbahnlinie 6. Das ist ein Zuweisungsantrag. 

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Antrag 93, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Verlängerung der Linie O. Das ist ein Zuweisungsantrag. 

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Antrag 94, eingebracht von der FPÖ, betrifft die Herausforderungen für den sozialen Wohnbau. Das ist ein Zuweisungsantrag. 

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von allen Parteien unterstützt und hat daher die ausreichende Mehrheit. 

Antrag 95, ein Antrag der ÖVP, betrifft Maßnahmen zur Förderung von Wissenschaft und Forschung in Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer diesen unterstützt, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Antrag 96, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Prüfung der Unterstützung für kleinere Forschungseinrichtungen bezüglich EU-Projekte. Eine Zuweisung wird verlangt. 

Wer dieses unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen. 

Der Antrag 97, ein Antrag der GRÜNEN, betrifft Forschungsförderung zu Formen der BürgerInnenpartizipation bezüglich Wissenschaft. Das ist ein Zuweisungsantrag. 

Wer dieses unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird einstimmig unterstützt und ist damit angenommen. 

Die Postnummer 2 der Tagesordnung betrifft den Jahresabschluss der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund für das Jahr 2006. 

Die Debatte über diesen Tagesordnungspunkt wurde schon bei der Behandlung der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales durchgeführt. Wir kommen daher nur mehr zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Wer dieser Postnummer 2 zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Zur Postnummer 2 gibt es auch fünf Beschluss- und Resolutionsanträge, die wir nun zur Abstimmung bringen. 

Zunächst ist das der Antrag Nr 45, eingebracht von den GRÜNEN. Er betrifft den Infrastrukturbeitrag im AKH aus den Privathonoraren. Es ist ein Zuweisungsantrag. 

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die Mehrheit. 

Antrag 47, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Einrichtung von Vigilanzzentren in den Apotheken der Krankenanstalten des KAV. Es ist ein Zuweisungsantrag. 

Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird von allen Parteien unterstützt und ist daher angenommen. 

Antrag 48, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Mangelversorgung in der stationären Jugendpsychiatrie in Wien, KAV. Das ist ein Zuweisungsantrag. 

Wer diesen unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird einstimmig angenommen. 

Antrag 66, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Gewährleistung des gleichberechtigten Zugangs zu Gesundheitsdienstleistungen und interkulturelle Öffnung des Gesundheitswesens. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer dieses unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die Mehrheit. 

Und der Antrag 85, eingebracht von GRÜNEN und SPÖ, betrifft das Vergabeverfahren des KAV. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer dieses unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird einstimmig angenommen. 

Die Postnummer 3 der Tagesordnung betrifft den Jahresabschluss der „Unternehmung Stadt Wien - Wiener Wohnen“ für das Jahr 2006. 

Die Debatte über diesen Tagesordnungspunkt wurde schon bei der Behandlung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung durchgeführt. Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Wer der Postnummer 3 zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 4 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Vorlage des Tätigkeitsberichts des Kontrollamts der Stadt Wien über das Geschäftsjahr 2006. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Antonov, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Mag Waltraut Antonov: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren vom Kontrollamt! Sehr geehrte Damen und Herren!

Jedes Jahr ungefähr um dieselbe Zeit, manchmal ein bisschen früher, manchmal ein bisschen später, wird an dieser Stelle über den Tätigkeitsbericht des Kontrollamtes diskutiert oder eben auch nicht wirklich diskutiert, weil es schon sehr spät ist. 

Heuer sind es insgesamt 122 Prüfberichte und 19 Stellungnahmen von geprüften Stellen, die Ihnen heute vorgelegt werden. Diese Berichte und Stellungnahmen wurden in fünf Sitzungen des Kontrollausschusses behandelt. 

Hinter diesen Berichten, hinter dieser CD steckt ein enormes Arbeitspensum. Dahinter stecken nicht nur stunden-, sondern tage-, wochen- und monatelange Arbeiten, aus denen diese Berichte gemacht wurden, die auch immer wieder noch verbessert werden, die in eine lesbarere Form gebracht werden, wobei das Kontrollamt bemüht ist, diese für uns GemeinderätInnen so aufzubereiten, dass wir damit auch etwas anfangen können. 

Ich möchte gleich an dieser Stelle dem Kontrollamt, dem Direktor Dr Hechtner und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für diese immense Arbeit danken. (Allgemeiner Beifall.) 

Wie gesagt, es steht immer wieder am Ende des Rechnungsabschlusses das Kontrollamt und der Tätigkeitsbericht des Kontrollamtes. Dem widerfährt leider nicht das Glück, das die Geschäftsgruppen haben, dass es im rotierenden Verfahren funktioniert und jedes Jahr eine andere Geschäftsgruppe das Pech hat, erst um Mitternacht behandelt zu werden. Ich finde, das ist eigentlich ein trauriges Zeichen. Es wird dies Jahr für Jahr kritisiert. Ich hoffe nicht, dass das der Stellenwert ist, den Sie der Kontrolle in dieser Stadt wirklich zuschreiben. 

In den heurigen Berichten lassen sich auch viele Punkte finden, die durchaus zu diskutieren wären. Es ist eine Vielzahl von Empfehlungen darin enthalten, eine Vielzahl von Empfehlungen, die zu wesentlichen Verbesserungen in der Stadt Wien und in ihren Dienststellen führen können. Ob diese Empfehlungen auch wirklich umgesetzt werden, das entzieht sich leider in den meisten Fällen unserer Kenntnis. 

Es gibt auch heuer im Kontrollausschuss - ich habe es schon gesagt - wie jedes Jahr dieselbe Kritik. Wenn man sich die Reden und die Stellungnahmen anschaut, es kommt immer wieder dasselbe: so spät, unter Ausschluss der Öffentlichkeit. Eigentlich ist das eine Missachtung der immensen Arbeit des Kontrollamtes, dass wir das hier innerhalb von so kurzer Zeit und unter Ausschluss der Öffentlichkeit diskutieren. 

Ich denke mir aber, vielleicht wird es dieses Jahr anders. Als wir nämlich beim Frühstück waren, der Kontrollausschuss beim Rechnungshofpräsidenten, hat ja Kollege Schuster dort gesagt, dass seine Fraktion dankbar ist für jeden einzelnen Kontrollbericht und dass sie dankbar ist für die enorme Wissensbereicherung aus diesen Kontrollberichten. Dem entnehme ich, dass auch Sie sich heuer an dieser Diskussion rege beteiligen werden. Ich habe mir genügend Kaffee mitgenommen, ich bin bereit, hier zu sitzen, mit Ihnen ausführlich zu diskutieren, und ich würde mich freuen, wenn die Arbeit des Kontrollamtes auch wirklich diese Würdigung erfahren würde. 

Ich bitte Sie um Ihre Zustimmung und um rege Anteilnahme an der Diskussion. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ja, das alles ist richtig, was Kollegin Antonov gerade gesagt hat. Es wäre vielleicht sogar eher systemkonform, wenn wir zuerst die Kontrollamtsberichte und dann den Rechnungsabschluss diskutieren würden, weil man dann eher beurteilen kann, ob man dem Rechnungsabschluss zustimmen kann oder nicht. Aber, wie gesagt, wir haben immer noch die Hoffnung, dass sich da etwas ändert.

Tatsache ist, dass es schade ist, das wir heute zu so später Stunde darüber diskutieren, weil das ja wirklich sehr interessant ist, was immer wieder geliefert wird. Wir sind ebenfalls sehr dankbar für die Berichte und sind auch sehr zufrieden mit der Zusammenarbeit mit dem Kontrollamt, insbesondere jetzt auch mit dem neuen Direktor Dr Hechtner. Ich hoffe, dass ihm dieses Lob nicht schadet. 

Ich möchte nur fünf Berichte herausgreifen, um ein bisschen exemplarisch darzulegen, was durch das Kontrollamt so aufgezeigt wird. 

Ein Beispiel aus der MA 69, Liegenschaftsmanagement: intransparente Grundstückstransaktionen. Da wird aufgezeigt, dass in den Jahren 2002 bis 2005 von der Unternehmung Stadt Wien - Wiener Wohnen 32 Liegenschaftstransaktionen durchgeführt wurden. Wenn man weiß, wie solche Kontrollamtsberichte ausschauen, dann muss man sie immer ein bisschen zwischen den Zeilen lesen beziehungsweise die vorsichtigen Formulierungen richtig deuten. In diesem Bericht wird eindeutig gesagt: Nicht dokumentiert sind die Verkäufe beziehungsweise die Vorgänge rund um die Verkäufe, sie sind nicht nachvollziehbar, es ist nicht erklärbar, wer die Initiative ergriffen hat, und die Preisbildung ist in vielen Fällen nicht nachvollziehbar, weil keine Gutachten vorliegen. 

Das sind sehr brutale Kritikpunkte. Wenn Wiener Wohnen, das heißt, wenn hier öffentliches Geld durch Verkäufe nicht nachvollziehbar verwendet wird beziehungsweise die Erlöse nicht nachvollziehbar sind, ist das ein trauriges Zeichen. Aber dafür haben wir ja das Kontrollamt und die Berichte. 

Ein sehr interessanter Bericht betrifft die Wiener Symphoniker. Da werden doch Dinge aufgezeigt, die schon länger im Raum gestanden sind, nämlich insbesondere, dass die Wiener Symphoniker, wie im Bericht gesagt wurde, eine nicht ausreichend sparsame Gebarung gezeigt haben und gegen Reformvorschläge sehr resistent waren. 

Das war also wirklich interessant zu sehen, wie das Kontrollamt das auch offen gelegt hat, dass durch Jahre hindurch die Reformvorschläge des Kontrollamts überhaupt nicht aufgegriffen wurden. Erst nach Jahren wurde dann einmal zugesagt, dass man dem vielleicht nachkommen wird. Jetzt scheint es so weit zu sein. Wir werden ja morgen wahrscheinlich noch darüber diskutieren können. 

Ein dritter Punkt betrifft eine Produktion der Wiener Stadthalle, die „Csardasfürstin" auf der Trabrennbahn Krieau. Das ist schon ein besonderes Zuckerl. Da wurde im Sommer eine Aufführung dieser Operette gemacht, man wollte die Trabrennbahn verwenden oder auf der Trabrennbahn an sich die neu renovierte Zuschauertribüne verwenden. Das hat man so konzipiert, und als es dann so weit gekommen ist, das Ganze durchzuführen, hat man festgestellt, man kann diese Zuschauertribüne nicht verwenden. Darauf wurde dann auf dem Parkplatz vor der Trabrennbahn alles extra aufgebaut, also mit sehr großem Aufwand, und letztlich war dann die Auslastung mit 22 Prozent kläglich. 

Aber was wirklich interessant war, ist, dass es eine Vereinbarung zwischen dem Intendanten und der Stadt Wien über die Kostentragung beziehungsweise über die Verlustbeteilung gegeben hat. Der Intendant hat eine Verlustbeteilung von 185 000 EUR übernommen. Letztlich hat es dann einen Verlust von 710 000 EUR gegeben, und der Intendant hätte eine Bankgarantie legen sollen für seinen Anteil an der Verlustbeteiligung. Die hat er nicht gelegt. 

Es wurde dann eine Ratenzahlung mit diesem Intendanten vereinbart - das Kontrollamt stellt allerdings fest, dass bis zum Zeitpunkt des Berichtes noch keine Rate bezahlt wurde -, und gleichzeitig hat dieser Intendant eine Forderung an die Stadt Wien für die Zurverfügungstellung der Kulisse von 190 000 EUR gehabt. Die wurde ihm allerdings ausgezahlt, während die Verlustbeteiligung nicht ordnungsgemäß eingefordert wurde. Es wurden auch keine Zinsen vereinbart. Hier zeigt sich also ein ganz unmöglicher Umgang, eine sehr ungeschickte Vertragsgestaltung und eine ungeschickte Durchführung, natürlich zu Lasten der Steuerzahler, die hier doch Wesentliches verloren haben. 

Ein nächster Punkt ist die Staatsbürgerschaftsverleihung im Allgemeinen und im Fall Makarenko im Besonderen, die wir hier selbst initiiert haben, die zumindest eine sehr interessante Aufschlüsselung dessen mit sich gebracht hat, was sich hier abgespielt hat oder noch abspielt, aber vor allem abgespielt hat im Bereich der Staatsbürgerschaftsverleihung. 

Es wurde eindeutig ausgeführt: Verbesserungsmöglichkeiten der Aktenführung. Um es vielleicht ein wenig deutlicher zu sagen: Die Arbeitsbögen über die Erledigung der einzelnen Schritte in dem Akt waren nicht Aktenbestandteil und werden daher nicht aufgehoben. Das heißt, wenn man einen Akt im Nachhinein anschaut, ist es nicht mehr nachvollziehbar, wann was eingegangen ist und ob alle Schritte eingehalten wurden. 

Es ist der Akt nicht nach der zeitlichen Abfolge geführt, sondern nach einem Themensystem, wobei dieses Themensystem auch immer wieder neu aufgerollt wird. Wenn also eine Pause in der Aktenführung eintritt, dann wird das Thema wieder neu begonnen. Es ist daher nicht durchnummeriert, es ist nicht nachvollziehbar, wann in einem Staatsbürgerschaftsverleihungsakt etwas hereinkommt. Es hat ja die Volksanwaltschaft diesen Akt angefordert, und die Nummerierung im Akt wurde erst dann vorgenommen, als der Akt an die Volksanwaltschaft abgesandt wurde.

Es sind fehlende Eingangsvermerke, unleserliche Aktenvermerke, längere Zeiträume ohne Verfahrensschritte; es ist also eine wirklich katastrophale Aktenführung zu sehen gewesen. Daher ist nicht nachvollziehbar, auf welcher Basis die Staatsbürgerschaftsverleihung in vielen Fällen - es waren ja nur Stichproben, die herausgenommen wurden - durchgeführt wurde. Was wir grundsätzlich kritisiert haben, dass nämlich in einem derart sensiblen Bereich wie der Staatsbürgerschaftsverleihung derartig vorgegangen wird, wurde bestätigt.

Auch der Anlassfall bleibt nach wie vor rätselhaft; wir werden hier noch einmal nachstoßen. Es ist rätselhaft, dass im Kontrollamtsbericht ausgeführt wurde, dass es eine Anfrage beim Finanzstrafregister gegeben hat. Vielleicht zur Erinnerung: Dieser Herr Makarenko hat einen nach wie vor laufenden Prozess wegen einer angeblichen, sehr hohen Steuerforderung, es geht um eine Steuerhinterziehung von etwa 70 Millionen EUR. Das Finanzstrafverfahren läuft seit sechs Jahren, aber vor fünf Jahren wurde ihm dennoch die Staatsbürgerschaft verliehen. Wir haben das nicht nachvollziehen können und nicht glauben können. 

Es wird jetzt hier festgestellt, dass im Akt eine Auskunft vorliegt, dass aus dem Finanzstrafregister keine Eintragung gemeldet wurde. Wir haben aber nachrecherchiert und wissen, dass zum damaligen Zeitpunkt bereits eindeutig eine Eintragung vorgelegen ist. Wir werden dem also noch weiter nachgehen, und das ist noch nicht ganz abschließend geklärt. Aber immerhin sind wir schon einmal sehr dankbar für die Darstellung der wirklich katastrophalen Aktenführung.

Ein letzter Punkt, den ich jetzt nur zur Abrundung bringe, damit man sieht, was hier alles so geprüft wird: WIENSTROM GmbH, WIENGAS, Prüfung der Zuschüsse an sportliche und sonstige Betriebseinrichtungen. Hier wird also gezeigt, wie dort das Geld verwendet wird, und zwar werden für die Kultur- und Sportvereinigung WIENSTROM Zuwendungen gegeben. 

Da wurde von WIENGAS eine Sportanlage um 3,5 Millionen EUR für diesen Sportverein gebaut, zusätzlich werden noch 100 000 EUR pro Jahr an Förderung gezahlt. Wenn man das mit einer Abschreibung der Sportanlage in 25 Jahren hochrechnet, dann würde man auf einen Zuschuss von 350 000 EUR pro Jahr kommen. Das heißt, pro Bediensteten werden für die sportliche Betätigung 211 EUR pro Jahr zugeschossen oder pro Mitglied im Sportverein 492 EUR pro Jahr. 

Das ist doch sehr deftig. Darüber wird sich jeder Sportverein sehr freuen, wenn er noch einmal einen Zuschuss pro Mitglied von 500 EUR bekommt; es ist normalerweise eher genau das Gegenteil der Fall. Hier zeigt sich also auch ein doch sehr lockerer Umgang mit Geldern, die ja letztlich über die Monopolstellung oder Quasi-Monopolstellung hereinkommen. Sicherlich nicht in Ordnung, und auch sehr interessant, dass das aufgedeckt wurde!

Es wurde schon gesagt, dass es unerfreulich ist, weil wir immer wieder sehr ähnliche Fälle im Kontrollamt zur Behandlung vorfinden. Das heißt, es scheint, dass es in vielen Bereichen einfach keine Verbesserung gibt, auch wenn immer wieder die Fehler aufgezeigt werden. Das ist manchmal frustrierend, die Missstände sollten natürlich abgestellt werden. Wir haben Hoffnung, dass sich vielleicht im System des Kontrollamtes etwas ändert und das dann dazu führt, dass Dinge auch abgestellt werden. 

Es wäre natürlich auch interessanter, über die Kontrollamtsberichte früher debattieren zu können, nämlich dann, wenn sie erstellt werden, und vielleicht in den folgenden Gemeinderatssitzungen. Denn es ist ja immer auch für die entsprechenden Ausschüsse sehr interessant, darüber zu hören und das auch näher gebracht zu bekommen, nicht so wie hier jetzt viele Monate später. Wir werden also sehen, ob sich diesbezüglich etwas ändert. 

Dem Bericht stimmen wir jedenfalls zu. Wie gesagt, wir sind ja dankbar dafür, dass es die Arbeit gibt, die immer wieder einen tiefen Einblick in das Geschehen der Gemeinde Wien bietet. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Lesen dieser Berichte des Kontrollamts ist immer sehr interessant, weil so viele unterschiedliche Themen berührt sind. Da geht es einmal um die PISA-Studie im weitesten Sinn, einmal um Familienpolitik und einmal um Märchen aus Tausendundeiner Nacht und das alles auf einer einzigen CD. Das finde ich persönlich sehr bereichernd, wenn ich es durchlese, weil es eben jedes Mal etwas anderes ist. Ich möchte auch kurz erklären, worum es mir dabei geht.

Die PISA-Studie-Defizite: Die Defizite im Grundrechnen sind sagenhaft und kommen in ganz vielen Fällen vor. Einer davon betrifft „Herrmanns Park" beziehungsweise „Herrmanns Strandbar", da hat jemand eingereicht und behauptet: Mit 50 000 EUR werde ich ein tolles Projekt aufziehen. 

Nichts gegen das Projekt an sich, aber das tolle Projekt war dann bei der ersten Schätzung bei 185 415,31 EUR angelangt! Also immerhin hat man Cent-genau einen Vorschlag machen können. Leider hat man sich nicht um den einen Cent verrechnet, sondern statt der zuerst angenommenen 50 000 und der dann geschätzten 185 000 ist es in der Schlussabrechnung auf nicht mehr ganz so bescheidene 308 157,84 EUR angeschwollen. 308 000 EUR statt 50 000 EUR und ein Haufen anderer Kleinigkeiten, die bei der Auflage dabei waren und nicht erfüllt wurden. Der Bestandvertrag wurde von der MA 30 schlicht überprüft. So steht das im Bericht des Kontrollamts. 

Aber es gibt auch Einnahmen, diesen 308 000 an Ausgaben stehen auch Einnahmen gegenüber. Es gibt ja einen langen Vertrag mit dem Betreiber, nämlich bis 31. Dezember 2015. Das ist doch eine Weile lang. Man darf ihn allerdings auch etwas früher kündigen, fünf Jahre früher. Aber nehmen wir einmal an, er läuft wirklich bis 31.12.2015, dann macht die Stadt doch eine satte Einnahme. Es kostet also 308 157 EUR - zur Erinnerung -, und bis Ende 2015 gibt es Gesamteinnahmen von 30 240 EUR. Nicht pro Jahr, sondern insgesamt bis 2015! Pro Jahr sind es nämlich 2 400 EUR, und weil es eine kostengünstige Schätzung war, hat er im ersten Jahr nur 50 Prozent bezahlen müssen: 1 200 EUR. 

So einen Vertrag hätte ich gerne, wenn ich so etwas machen würde. Der Erste, der so etwas haben will - ich darf das wahrscheinlich nicht annehmen, weil es unlauter wäre, aber ich glaube, die Leute werden Ihnen die Türe einrennen, wenn sie solche Verträge vorgelegt bekommen. 

Noch schöner zwischendurch, und viel, viel, viel mehr Geld - das habe ich dann unter Familienpolitik subsumiert, das haben wir hier schon oft besprochen. Da fragt man sich allerdings, wie man es das nächste Mal besser machen will, weil das nächste Mal erst in neun Jahren sein wird, nämlich im Jahr 2016. Bis dahin kann man an dem Vertrag leider nicht mehr viel rütteln, und dann werden wir nicht mehr alle hier in dem Haus sein. Das ist der Compress Verlag, der hat einen Zehnjahresvertrag abgeschlossen und bekommt dafür bescheidene 146 380 000 EUR. Im Vertrag gibt es keine Regelung über das Berichtswesen und eventuelle Evaluierungen der Leistungen, sagt das Kontrollamt. Es sind nur 146 Millionen, kein Problem!

EU-weite Ausschreibung - das haben wir auch schon ein paarmal diskutiert -, am Schluss drei Bewerber, zwei davon sofort aussortiert, nur einer kommt zum Zug. Das Kontrollamt sagt: Könnte man nicht das nächste Mal vielleicht überlegen, ob man bei künftigen Ausschreibungen bereits im Vorfeld - wenn man nämlich erahnen könnte, dass es nicht allzu viele sind - wettbewerbsfördernde Maßnahmen setzt? Das ist ganz vorsichtig formuliert, in der Sprache des Kontrollamts, aber könnte man das nicht tun?

Die Antwort ist auch ziemlich lapidar, sie heißt - na ja, wir reden von 146 Millionen EUR -, die Antwort lautet, ob man das jetzt will, wettbewerbsfördernde Maßnahmen oder nicht: Diesbezüglich wird die MA 53 in Zukunft eine Kosten-Nutzen-Analyse anstellen. - Ob man sich das quasi überhaupt anschauen soll: 146 Millionen. Eine Kosten-Nutzen-Analyse, ob man überhaupt möchte, dass es in der Frage einen Wettbewerb gibt. 

Übrigens: Compress, gerade noch einmal überprüft - weil man uns immer gesagt hat, wie toll das nicht funktioniert. Sie finden die Auslandsbüros wohl auf der Homepage, immerhin mit einer Adresse in jeder Stadt, Sie können auch einen Brief hinschreiben - früher war das eine sehr bevorzugte Art und Weise zu kommunizieren -, fürs Anrufen müssen Sie die Telefonnummer selbst herausfinden, weil sie nicht dort steht, und Internet gibt es offensichtlich noch nicht in allen elf Städten, weil das Internet auch nirgends dabeisteht. Sie haben dann also mit Müh und Not eine Adresse, wo Sie ein Brieferl hinschreiben können - bei dem Volumen an Geld, noch dazu, wo man das hier schon mehrfach gesagt hat! Früher sind die Adressen ja gar nicht dort gestanden, jetzt gibt es wenigstens eine Adresse. Da könnte man also vielleicht einmal nachwassern, auch wenn der Compress Verlag im weitesten Sinne zur Familie gehört. 

Das Märchen aus Tausendundeiner Nacht ist vom Vorredner auch kurz angesprochen worden, das ist das mit den goldenen Tischdecken. Ich habe mir das extra noch einmal erklären lassen, was "goldene Tischdecken" heißt. Wie viele Veranstalter in der Stadt machen im Winter einen Ball dazu, dass sie nachher ein Defizit in der Kassa haben? Die meisten Vereine und anderen Organisationen machen Bälle, um etwas Geld in die eigenen Kassen zu spielen; die Symphoniker machen einen Ball und verlieren dabei 41 000 EUR. Alles egal, weil das Geld sowieso nachgeschoben wird, Ende nie! 

Goldene Tischtücher liegen dort. Das Kontrollamt hat einen Haufen anderer Punkte kritisiert. Weiße Elefanten - der ehemalige Generalsekretär läuft bei vollen Bezügen spazieren; so hat das „profil" das genannt. Und über die Betriebspensionen sage ich nichts, die führen bei den Symphonikern leider dazu, dass die Kassen längst leer sind.

Solche Beispiele finden sich sonder Zahl, und deswegen wäre es günstig, wenn das alle lesen würden. Jetzt glaube ich, dass einige Politikerinnen und Politiker der Opposition tatsächlich diese Berichte lesen; ich befürchte, dass das die Mehrheitsfraktion etwas seltener tut. Ich würde es aber ernsthaft empfehlen, weil das Kontrollamt sich ohnehin bemüht, eine Sprache zu nehmen, sage ich einmal, wo man die Kritik mitunter annehmen könnte.

Wenn man die Vorschläge alle umsetzen würde, würden wir uns da herinnen über ein paar Millionen mehr unterhalten können, die wir für etwas anderes ausgeben können. Da könnten allerhand Einsparungen passieren, wenn man das alles ernst nimmt.

Da sind wir beim Hauptproblem, dem Problem, das wir immer haben, wenn wir übers Kontrollamt sprechen, nämlich nicht dem Problem des Kontrollamts, sondern: Was passiert mit den vielen guten Ratschlägen? Die kann man umsetzen oder nicht umsetzen. Für die Kontrolle der Kontrolle sind natürlich von den weniger als hundert Beschäftigten nur noch ganz wenige abstellbar; logisch, weil ja die Kontrolltätigkeit ein großes Volumen umfasst und die Kontrolle der Kontrolle - das wissen diejenigen, die zuerst kontrolliert wurden - zwangsläufig gering ausfällt. Deswegen heißt das Ergebnis oft: Schmeck's! Die sporadischen Nachkontrollen sind einfach nicht ausreichend.

Ich bedanke mich beim Kontrollamt, bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für die umfangreiche Arbeit. Aber ich möchte mich nicht nur beim Direktor des Kontrollamts und den MitarbeiterInnen bedanken, sondern auch bei der Vorsitzenden des Kontrollausschusses, bei Waltraut Antonov!

Immerhin hat sie durchgesetzt - natürlich geht das auch nur in Zusammenarbeit mit anderen Fraktionen -, dass es eine Neuerung gibt, die zumindest einmal angekündigt ist, nämlich im Bereich Transparenz. Im letzten Jahr, im vorletzten Jahr gab es bei der Debatte immer eine Diskussion darüber, warum die Berichte so spät öffentlich werden, wenn sie ohnehin schon dreimal irgendwo anders gewesen sind. Warum kann nicht die Öffentlichkeit zu all diesen Berichten vorher Zugang haben? (GR Mag Thomas Reindl: Die Homepage ... nicht die einzige!) 

Es wurde zugesagt und ausgemacht, dass in Zukunft die Berichte nicht viele, viele Monate später hier diskutiert werden, sondern zeitgleich, wenn sie den einzelnen Fraktionen zur Verfügung gestellt werden, ins Internet gestellt werden für jeden Bürger und jede Bürgerin. Dann können die ebenfalls die Geschichten über Ihre Familienpolitik und die Märchen aus Tausendundeiner Nacht verfolgen. Dann schlafen alle ein Stück besser, so hoffe ich wenigstens. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bin ja fast verleitet, diese 25 Minuten auszuschöpfen, weil wir seit Langem wieder - ich habe nachgeschaut - vor 22 Uhr zur Debatte des Kontrollamtsberichtes, des Jahresberichtes kommen. Es würde beinahe genau passen: In 20 Minuten wäre es zehn Uhr.

Meine Vorrednerin und meine Vorredner haben sehr viele Punkte bereits angerissen, die einfach immer wieder bei den Kontrollausschusssitzungen Thema sind, egal, wo man hingreift, sei es der Zustand der Pflichtschulen - mit der privaten Saunaanlage und der Infrarotkabine der Schulwarte -, bis hin zum Kultur-Selbst-
bedienungsladen, der des Öfteren einer Prüfung unterzogen wurde, bis hin zu den Bautätigkeiten mit unzureichenden internen Kontrollmechanismen, wo erst das Kontrollamt und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf die Missstände aufmerksam gemacht haben. 

Um das alles dreht sich Jahr für Jahr die Arbeit des Kontrollamtes mit Direktor Hechtner an der Spitze, bei dem ich mich recht herzlich für die Arbeit bedanke und den ich bitte, das auch seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern weiterzugeben. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir haben immer wieder die Diskussion bezüglich des Zeitpunkts der Debatte am Ende der Rechnungsabschlussdebatte, zu einem sehr unglücklichen Zeitpunkt, de facto unter Ausschluss der Öffentlichkeit. Ich glaube nicht - und das unterstelle ich auch nicht der Mehrheitsfraktion -, dass es sich um eine Abwertung der Arbeit des Kontrollamtes handelt. Ich glaube einfach, dass sich noch niemand wirklich intensiv Gedanken darüber gemacht hat, vor allem bei der SPÖ, das an einen anderen Zeitpunkt zu verlegen. 

Denn es würde zum Beispiel Sinn machen, es an den Beginn der Rechnungsabschlussdebatte zu setzen, einmal das Kontrollamtsjahr Revue passieren zu lassen, bevor man mit dem Rechnungsabschluss beginnt, und dann auch im Lichte dieser Kontrollamtsprüfung des vergangenen Jahres den Rechnungsabschluss zu debattieren. Es wäre durchaus ein interessanter Ansatz, das am Beginn zu machen. (Beifall bei der ÖVP.)
Was immer wieder für Unmut sorgt - und das ist jetzt schon in allen Debattenbeiträgen gekommen -, ist: Was sind die Konsequenzen aus den Kontrollamtsberichten? Soweit ich im letzten Jahr gesehen habe - da habe ich das etwas intensiver beobachtet, und über die Jahre hinweg, die ich schon im Kontrollausschuss sitze, hat sich dieses Bild in mir verfestigt -, gibt es einen durchaus unterschiedlichen Zugang der diversen Stadträtinnen und Stadträte, wenn ihre Abteilungen, ihre Geschäftsgruppe geprüft werden.

Da gibt es einmal die Gruppe der Stadträtinnen und Stadträte, die die Kritik zur Kenntnis nehmen und tatsächlich versuchen, Missstände abzustellen. Es sind nur ganz wenige, die so handeln, aber die versuchen es zumindest. Das ist ihnen schon einmal hoch anzurechnen, wenn wir wissen, wie das hier im Haus organisiert ist.

Dann gibt es eine zweite Gruppe von Stadträtinnen und Stadträten, die die Kritik zur Kenntnis nehmen und so tun, als ob sie etwas ändern würden. Sie sind aber a) entweder in ihrer Position zu schwach, um etwas zu verändern oder zu verbessern, oder b), was mir auch des Öfteren aufgefallen ist, sie vergessen mit dem Verlassen des Sitzungszimmers sofort, was sie erst fünf Minuten vorher zugesagt haben. 

Dann gibt es noch eine dritte Gruppe, die in Wirklichkeit gar keine Gruppe ist. Es handelt sich um einen Stadtrat, und ich lasse es Ihrer Phantasie offen, jetzt zu raten, wer das sein könnte. Dieser Stadtrat - und das ist schon öfters passiert - fühlt sich durch Kontrollamtsberichte persönlich angegriffen, offensichtlich in seiner Ruhe gestört. Meist reagiert er beleidigt, mit Unverständnis gegenüber der Kritik und ohne zu erkennen, dass das Kontrollamt tatsächlich Missstände aufgedeckt hat und es in seinem Ressort eben sehr viele Missstände gibt. 

Ich habe es am Anfang genannt: Zustand der Pflichtschulen, dort gehört er nicht dazu; Bautätigkeit, dort gehört er auch nicht dazu. Aber der Kultur-Selbstbedienungsladen würde da schon recht gut zutreffen. 

Gerade deshalb, wegen dieser Unterschiede, bedarf es erstens klarer Regeln für die Umsetzung der Empfehlungen und einer klaren und deutlichen Sprache auch hinsichtlich der Konsequenzen, die aus diesen Kontrollamtsberichten zu ziehen sind. Daher muss es à la longue eine Veränderung im System geben, wie wir mit den Kontrollamtsberichten hier herinnen umgehen, wie wir gegenüber der Öffentlichkeit mit den Kontrollamtsberichten umgehen, um nicht tatsächlich die Tätigkeit des Kontrollamtes zu einer stumpfen Waffe zu machen, die eigentlich nur noch zur Kenntnis genommen wird, aber sonst keinerlei Veränderung oder Konsequenzen herbeiführt.

Ich wünsche mir für die Zukunft weiterhin einen starken Kontrollamtsdirektor, so wie wir ihn mit Herrn Dr Hechtner haben, mit sehr engagierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Aber ich wünsche mir auch eine sozialdemokratische Fraktion hier herinnen, die endlich erkennt, dass wir bei der Kontrolle in dieser Stadt einen großen Schritt weiterkommen müssen. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Reindl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Kontrollamtsdirektor! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich tue mir ein bisschen schwer mit meinen Vorrednern, weil ich es ein bisschen unfair von dem einen oder anderen finde, dass hier bei 122 Berichten, die in der Tat sehr intensiv waren, die mehrere hundert Seiten Lesestoff sind, worüber wir im Kontrollausschuss stundenlang diskutiert haben mit den zuständigen Stadträten, mit der Regierung, mit den zuständigen Abteilungsleitungen, jetzt die Kollegen von der Opposition herausgehen und Einzelfälle hernehmen - und wir könnten das beliebig fortsetzen, hier Einzelfälle herauszuziehen (GR Dr Herbert Madejski: Was denn sonst? Sollen wir die 122 Berichte ...?) -, wo vieles von dem, was Sie hier behaupten, schlicht und einfach falsch ist. (Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) Es ist schlicht und einfach falsch! (GR Dr Herbert Madejski: Was ist falsch?)
Noch einmal: Ich verurteile das, dass Sie bei einem Bericht, der 122 Berichte und mehrere hundert Seiten hat, Einzelpunkte herausziehen. Die Gesamtheit ist entscheidend. (GR Günter Kenesei: Die Überschrift? Oder was hättest gern?)
Was den Fall Makarenko betrifft, darf ich festhalten, dass das Kontrollamt festgestellt hat, dass in diesem Verfahren, was den Einzelfall betroffen hat, keine Verfehlungen vorgelegen sind. (GR Dr Herbert Madejski: Keine Akten dazu!) Keine Verfehlungen vorgelegen sind! Und der zuständige ... (GR Dr Herbert Madejski: Aber das ist ja nicht wahr!) Sie waren nicht im Kontrollausschuss, Herr Kollege; warum reden Sie? (GR Dr Herbert Madejski: Aber ich kenne den Akt!)
Der zuständige Beamte hat auch unter unserer Befragung sehr ausführlich geantwortet. (GR Dr Herbert Madejski: So ein Schwachsinn!) Ich finde es eigentlich unerhört, dass Sie sich da herausstellen und einfach drauflos schießen. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: Ich auch! Schwachsinn ist das!)
Auch andere Punkte: Ich nenne jetzt nicht aus dem Kulturbereich Menschen, die gegen die Kultur reden. Dazu wüsste ich auch etwas, aber Kollegen haben gemeint, ich soll es nicht sagen. (GR Günter Kenesei: Nicht gegen die Kultur! Nur gegen ...!) 

Zu den Symphonikern: Herr Präsident Streicher hat im Kontrollausschuss fast eine Stunde lang erklärt, welche Schritte eingeleitet wurden, damit die Symphoniker wieder – „grünes Land" hätte ich jetzt schon fast gesagt, wegen der grünen Kanne - Land sehen, auch eine Zukunft haben und nicht in der finanziellen Situation, in der sie sind, stecken bleiben. Ich verstehe nicht, dass Sie das nicht akzeptieren können. Auch nachdem diese Sachen aufgezeigt wurden, Stellung bezogen wurde und auch die Reformschritte dargestellt wurden, reden wir noch immer über diese verteufelten goldenen Tischtücher. 

Das ist, bitte, ein Niveau ... (GR Dr Herbert Madejski: Na und?) Ein Tischtuch ist doch, bitte, nicht die Symphoniker wert! Das muss man ja einmal sehen: Die Symphoniker sind Österreichs zweitbestes Orchester, darum geht es, und um die Zukunft dieses Orchesters! (Beifall bei der SPÖ. - GR Günter Kenesei: Deswegen dürfen sie nicht ...!) 
Und den Hochmut, Herr Kenesei, wie Sie über die Stadträte herziehen und über die Stadträte urteilen, finde ich auch empörend. (GR Günter Kenesei: Wir auch, wie Stadträte ...! - Weitere Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) Nämlich auch in der Hinsicht: Sagen Sie es doch den Stadträten persönlich und nicht in einem Rahmen, wo es nicht hingehört! (GR Dr Herbert Madejski: Wieso sind die eigentlich nicht da? - GR Christian Oxonitsch: Weil sie stundenlang im Ausschuss gewesen sind! - Weitere Zwischenrufe.)
Sie sind stundenlang im Ausschuss Rede und Antwort gestanden, und sie haben auch gesprochen. Daher verstehe ich Ihr Problem nicht. (GR Dr Herbert Madejski: Wir sind jetzt aber im Plenum! Öffentlich!)
Was die Umsetzungsmaßnahmen hinsichtlich der Empfehlungen betrifft, möchte ich auch noch auf etwas hinweisen. (GR Dr Herbert Madejski: ... unglaublich!) Es passieren natürlich in einem großen Haus mit so vielen Mitarbeitern in der Arbeit Fehler. Es gibt kein Unternehmen, das ich kenne, wo Menschen sind, dass nicht Fehler passieren. (GR Dr Herbert Madejski: Alles ist gut! Alles ist schön!) Ich sage nicht, dass alles gut und schön ist. (GR Dr Herbert Madejski: Aber das ist die Tendenz!) Ich sage, wo Menschen arbeiten, passieren Fehler.

Was Sie von uns unterscheidet, ist, dass Sie sagen: Die Magistratsbeamten sind nicht lernfähig (GR Günter Kenesei: Nein!) und die Beamten sind nicht lernfähig. Ich behaupte das Gegenteil, indem ich sage: Wir als Politiker sind bemüht, die Empfehlungen umzusetzen. (GR Günter Kenesei: Die Stadträte nicht ...! Das ist der Unterschied!) Der Magistrat selbst ist auch bemüht, hier, wenn Empfehlungen kommen, diese umzusetzen, und auch das Kontrollamt sorgt dafür, dass die Empfehlungen ordnungsgemäß umgesetzt werden. Diese Kritik weise ich auch auf das Schärfste zurück, dass Sie sagen, hier passiert nichts, und es geschieht nichts! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte auch sagen, dass der Herr Kontrollamtsdirektor und sein Team für das erste Jahr, in dem er Kontrollamtsdirektor ist, unserer Meinung nach mit 122 Berichten eine hervorragende Performance abgelegt haben. Es ist sehr gut gearbeitet worden, sehr viel gearbeitet worden. 

Es hat auch sehr heftige Diskussionen im Ausschuss gegeben, auch von unserer Seite. Da stehe ich gar nicht an zu sagen, dass auch unsere Fraktion nicht mit allem einverstanden ist, was in der Stadt passiert, wenn Fehler passieren, und dass wir auch bemüht sind, hier Verbesserungen zu machen. Aber trotzdem: Das Kontrollamt leistet hervorragende Arbeit, es ist eine notwendige und nach dem Rechnungshof auch die größte Kontrolleinrichtung unseres Landes. Das Kontrollamt ist international und national eine Organisation, wo Experten laufend für Referate geholt werden, wo auch Know-how transferiert wird. Wir können stolz sein, so ein tolles Kontrollamt zu haben. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte auch sagen, dass wir, die Fraktionsführer, uns auch im Auftrag der Klubobleute getroffen haben, selbstverständlich auch diskutiert haben, Wünsche abgefragt haben und uns darüber ausgetauscht haben, wenn eine Verfassungsänderung kommt - die natürlich auf Klubobmannbasis verhandelt werden muss -, welche Änderungen wir uns hier wünschen. Es ist richtig, dass wir uns bei der Veröffentlichung der Berichte nicht wünschen, dass der Berichte erst heute mit der Kenntnisnahme öffentlich wird, sondern dass wir uns das schon wünschen würden, wenn die Prüfungen in den Kontrollausschuss kommen beziehungsweise den Fraktionen zugehen. Denn so kann es doch auch nicht sein, dass damit sozusagen ein schwungvoller Handel unterm Tisch gemacht wird und auch der eine oder andere versucht, sich auf Kosten der Stadt und des Kontrollamtes zu profilieren. Hier soll auch Chancengleichheit herrschen. 

Welche anderen Punkte noch kommen, werden wir sehen. Was, wie gesagt, die Sache der Verfassungsänderung betrifft, gibt es von der SPÖ Wünsche, gibt es von der Opposition Wünsche, und wie das ausgehen wird, werden wir in den nächsten paar Monaten sehen.

Auf alle Fälle von der Fraktion der SPÖ auch der Dank an das Kontrollamt, an den Herrn Kontrollamtsdirektor - auf weitere gute Zusammenarbeit! Auch Dank an die Mitarbeiter, an Ihr Team! Auch Gratulation zum neuen Haus, das sehr schön geworden ist, und auf eine gute, gedeihliche Zusammenarbeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Kontrollamtsdirektor! 

Ja, ich denke, es wird wahrscheinlich ohnehin eine komplette zweite Runde geben, da wir heute noch zu einem relativ frühen Zeitpunkt, wie Günter Kenesei gesagt hat, dran sind - außer wir haben vielleicht doch auch Mitleid, weil die Herren und Damen vom Kontrollamt eigentlich auch gerne heimgehen würden. Das würde ich natürlich auch verstehen, deshalb werde ich es vielleicht nicht ganz so lang machen. (GR Kurt Wagner: Du hast gesagt, du wirst vielleicht überhaupt nicht ...!)
Ich beginne damit: Ich mag den Kollegen Reindl. Er kommt mir, wenn er über den Kontrollamtsbericht spricht, wie ein Fußballtrainer vor, der gerade ein Match 4 : 1 verloren hat und dann allen anderen sagt: Redet nicht über die vier Gegentore, die wir bekommen haben! Redet über das eine Tor, das wir geschossen haben, die vier Gegentore sind uninteressant! (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Waren abseits!) 

Das ist sozusagen das Bild. Ich werde jetzt auf keinen einzigen Fall aus den 122 Fällen des Kontrollamtsberichtes eingehen, weil sie dort ohnehin nachzulesen sind und wir sie im Kontrollausschuss behandelt haben. Aber das ist das Bild, das Sie als SP-Fraktion im Kontrollausschuss zum Teil vermitteln.

Kontrolliert werden darf eigentlich nur das - jetzt einmal jenseits der Bereiche, die das Kontrollamt von sich aus kontrolliert -, die eigentlich schon vorher niet- und nagelfest bewiesen sind, dass irgendetwas nicht ganz in Ordnung ist. Wann immer wir ... (GR Heinz Vettermann: Da gibt's den Minderheitenbericht!) 

Ja, es gibt die Möglichkeit des Minderheitenberichtes, da gebe ich Ihnen recht. Aber es kann doch nicht Aufgabe eine Minderheit allein sein, wenn man etwas feststellt, was nicht in Ordnung ist, und vorlegt, dass es eigentlich diesbezüglich tatsächlich sinnvoll wäre (GR Mag Thomas Reindl: ... Schaden wäre!) nachzuprüfen, und wo in Einzelgesprächen oft Einzelne - nicht alle, aber viele - auch von der sozialdemokratischen Fraktion sagen, es wäre schon spannend zu wissen, ist da etwas dran oder ist da nichts dran?, dass man dann, wenn man so eine hervorragende Einrichtung wie das Kontrollamt hat, sagt: Okay, Kontrollamt, bitte, überprüft es! Sagt, ob es in Ordnung ist oder ob wir Fehler gemacht haben. Wir wollen es selbst wissen.

Dass man da immer auf die Minderheitenmöglichkeit verweist, halte ich ... (GR Christian Oxonitsch: Wofür braucht man es dann? Dann braucht man es gar nicht!) Na ja, man braucht es, weil ja die Sozialdemokratie nie zustimmt, wenn man im Kontrollamt einen Antrag stellt; deshalb braucht man es. (GR Christian Oxonitsch: Entschuldige, du weißt ganz genau, das stimmt nicht!) 

Wenn die Sozialdemokratie als Mehrheitsfraktion ein Verständnis von Kontrolle hätte, dass man in der Kontrolle nicht einen Angriff sehen würde, sondern dass man sagt, das stimmt, was ihr sagt, es könnte sein, dass da etwas Wahres daran ist, überprüfen wir es! Nur, ich kann mich erinnern, wie lange bei den privaten Widmungsgewinnen - ich formuliere es jetzt einmal so - alles abgestritten worden ist.

Umgekehrt sehen wir doch ganz genau - und jetzt bin ich wieder beim 4 : 1 -, natürlich gibt es Verbesserungen, wenn das Kontrollamt etwas aufdeckt. Aber gerade jetzt hat es wieder zwei Korruptionsfälle gegeben, wo, glaube ich, Leute verhaftet worden sind. Es passiert - da ist ja nicht unbedingt die Politik hauptverantwortlich, aber es passiert! Doch hätten wir als GRÜNE gesagt, wir glauben, da gibt es zwei korrupte Leute, hättet ihr gesagt: Beweist es, beweist es, beweist es! Ihr hättet gesagt: Minderheitenmöglichkeit, ihr hättet nicht gesagt: Kontrollamt, bitte, schau dir das an! - Das ist das Problem im Kontrollverständnis der SPÖ. (GR Christian Oxonitsch: Die Unschuldsvermutung ...!)
Es gilt die Unschuldsvermutung! Aber Unschuldvermutung heißt doch nicht, ich schaue mir etwas nicht an. Sonst würde es keinen Prozess geben. (GR Franz Ekkamp: Das ist eine Grundvoraussetzung, dass der Beweis ...! - GR Jürgen Wutzlhofer: ... hat keine Minderheit beschlossen, oder? - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Ihr wollt es nicht verstehen, ihr wollt es einfach nicht! Ihr wisst genauso gut wie ich, dass, wenn wir die nächsten Kontrollamtsberichte bekommen werden, wieder Mängel drinstehen werden, die üblichen im Großen und Ganzen. Übliche Mängel, nicht, Bauausführungen in jeder Art, seien es bauliche Sanierungen bei Straßenbau et cetera. Es sind oft nicht die Großen, es geht oft nur um 10 000 EUR, 5 000 EUR, 8 000 EUR, und wir bekommen etwas zurück. 

Das ist ja wenigstens etwas, was ich wirklich auch der Sozialdemokratie hoch anrechne: Wenn das Kontrollamt etwas feststellt, dann wird es genommen. Aber wenn die Opposition sagt, bitte, schauen wir es uns an, dann kommt nicht: Schauen wir es uns gemeinsam an!, sondern dann kommt: Stellt einen Minderheitenantrag! (GR Christian Oxonitsch: Wir haben das Minderheitenrecht eingeräumt, im Gegensatz zu allen anderen!) Das ist für mich tatsächlich ein sehr mangelndes Verständnis von Kontrolle. (GR Christian Oxonitsch: Das haben wir beschlossen! Das muss man festhalten!) 

Eine Möglichkeit einzuräumen, bedeutet nicht, sich allen anderen Möglichkeiten von vornherein zu verschließen! (GR Christian Oxonitsch: Der Minderheitenbericht ist nicht vom Himmel gefallen!)
Dann kommen wir zurück zur Rothschild-Stiftung, nur als ein Beispiel. Ich wollte das eigentlich weglassen, aber ich habe im Ausschuss, glaube ich, durchgehend dokumentiert, was sich lohnen würde, anzuschauen. Was macht die SPÖ? Minderheitsrecht, ist eh alles in Ordnung, obwohl man die Widersprüchlichkeiten gelesen hat. Und ihr habt nicht gesagt, das Kontrollamt prüft ... (GR Christian Oxonitsch: Wir haben das eingeräumt! Wenn es dir so wichtig ist, dann tu es!) Es hat keinen Sinn, über Verständnis von Kontrolle zu diskutieren, das die Mehrheitsfraktion nicht hat, und in diesem Sinne will ich es auch nicht länger machen. (GR Christian Oxonitsch: Sollen wir es nicht beschließen?)

Ich möchte mich auch beim Kontrollamt und beim Kontrollamtsdirektor bedanken, indem ich sage: Wir waren und sind bis heute mit dem Bestellmodus nicht einverstanden, aber wir haben unsere Zustimmung vor einem Jahr bis jetzt nicht bereut. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. (Rufe und Gegenrufe zwischen der SPÖ und den GRÜNEN.) Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. – Bitte schön.

Berichterstatterin GRin Mag Waltraut Antonov: Ja, ich danke Ihnen auch im Namen des Kontrollamtes für Ihre Diskussionsbeiträge.

Ich entnehme der Wortmeldung vom Kollegen Reindl eine Anregung. Damit es nicht vorkommt, dass Sie das Gefühl haben, dass einzelne Punkte herausgegriffen werden, biete ich Ihnen an, die 122 Berichte vorzulesen. Ich habe genug Kaffee mit, das können wir heute noch machen, wenn Sie wollen, aber wir können es für alle Fälle anregen. (GR Harry Kopietz: Alter Kaffee!)
Einen Punkt, den ich bedauerlich finde, möchte ich hier noch gerne anbringen. Wir haben hier ja auch immer wieder die Berichte des Rechnungshofes, und da ist es so, dass auch der Präsident des Rechnungshofes hier im Gemeinderat das Rederecht hat. (GR Christian Oxonitsch: Im Landtag!) Im Landtag. Ich würde mir wünschen, dass das auch für das Kontrollamt so wäre und dass auch der Kontrollamtsdirektor oder die Kontrollamtsdirektorin die Möglichkeit hätte, hier persönlich Stellung zu nehmen.

Ich danke Ihnen noch einmal für die Diskussion und ersuche Sie um Ihre Zustimmung zum Tätigkeitsbericht.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, 

um ein Zeichen mit der Hand. – Ich danke für die Einstimmigkeit.

Wir sind nun nach zwei Tagen Rechnungsabschlussdebatte am Ende der Tagesordnung angelangt. Ich möchte die Gelegenheit nutzen, um Ihnen für das überwiegend sehr disziplinierte Verhalten zu danken – wir mussten als Vorsitzende nicht eingreifen –, und ich möchte mich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Rathauses, in den Klubs und in den Stadtratbüros sehr herzlich bedanken. (Allgemeiner Beifall.)
Mein besonderer Dank – und ich glaube, da spreche ich im Namen aller Vorsitzenden – gilt den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von Frau Kriz, die uns hier sehr, sehr zuverlässig und kompetent unterstützt haben. (Allgemeiner Beifall.) 

Ich schließe die Sitzung. Wir sehen uns morgen um 9 Uhr wieder. Gute Nacht!

(Schluss um 22.05 Uhr.)

